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1 ZIELE UND
VORGEHENSWEISE DER
UNTERSUCHUNG

1.1 Ausgangslage

Inzwischen sind mehr als zehn Jahre vergangen,
seit das Programm "Fahrradfreundliche Städte
und Gemeinden in NRW" ins Leben gerufen
wurde. Zahlreiche Seminare zu allgemeinen
Zielen und Inhalten des Förderprogramms sowie
zu Einzelaspekten der Radverkehrsförderung
haben dazu beigetragen, dass das Programm ei-
ner breiten kommunalen Fachöffentlichkeit be-
kannt ist. Darüber hinaus gibt es projektbezo-
gene Publikationen des Landes, ergänzt um
zahlreiche kommunale Schriften, die den jewei-
ligen Stand des Fördervorhabens in den ange-
schlossenen Städten und Gemeinden beschrei-
ben (vgl. Literaturverzeichnis).

Zwischenzeitlich zählen bereits 29 Kommunen
zu den Fahrradfreundlichen Städten und Ge-
meinden in NRW und nach wie vor ist das In-
teresse weiterer Kommunen an einer Aufnahme
in das Programm groß. Es ist abzusehen, dass in
der näheren Zukunft weitere Städte aufgenom-
men werden und so zur Weiterentwicklung des
Programms beitragen können.

Nach einer solchen Dauer und dem ungebroche-
nen Interesse sowie der immer noch anhaltenden
Aktualität der Thematik Radverkehrsförderung
ist es an der Zeit, eine Zwischenbilanz zu ziehen
und zu prüfen, welche Ergebnisse das Projekt
gebracht hat und was zukünftig auf Grund der
Erfahrung vergangener Jahre besser gemacht
werden kann bzw. beibehalten werden sollte.
Diesem Ziel soll die hier vorliegende Untersu-
chung dienen.

1.2 Anlass und Ziele der Untersuchung

Eine umfassende Analyse der im Rahmen des
Programms realisierten Maßnahmen sowie der
bisherigen Erfahrungen und Wirkungen in Form
einer Zwischenbilanz liegt bisher nicht vor.
Deshalb soll im Rahmen der vorliegenden Un-
tersuchung der Nutzwert des Projektes und der
Einzelmaßnahmen in den Kommunen bewertet
werden. Auf der Basis dieser Ergebnisse sollen
Vorschläge für eine effektive Weiterentwick-

lung des Projektes entwickelt werden, die einen
gezielten und kontrollierten Einsatz der Förder-
mittel ermöglichen.

Aufgaben und Ziele der Untersuchung sind da-
her:

die bisher in den beteiligten Kommunen
durchgeführten Maßnahmen zu erfassen und
systematisch nach Themenbereichen zu glie-
dern;

die dazu vorliegenden Erfahrungen und Wir-
kungen aufzuarbeiten und darzustellen;

ausgewählte, beispielhafte Maßnahmen und
Lösungswege übersichtlich zu dokumentie-
ren und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zu
bewerten;

die Entwicklung der Verkehrssicherheit für
den Radverkehr zu analysieren;

Vorgehensweise, Strategien und beispielhafte
Aktionen in der Öffentlichkeitsarbeit zu do-
kumentieren sowie den Meinungsbildungs-
prozess im politischen und öffentlichen
Raum zu beschreiben;

Modelle, Erfahrungen und Probleme in der
organisatorischen Projektabwicklung und der
Maßnahmenumsetzung auszuwerten;

eine Bewertung des bisherigen Ablaufs vor-
zunehmen und daraus fachliche, rechtliche,
administrative und fördertechnische Folge-
rungen für die Zukunft des Projektes zu zie-
hen;

aus den Ergebnissen praxisorientierte und
übertragbare Folgerungen und Empfehlungen
zur Förderung des Fahrradverkehrs in Städ-
ten und Gemeinden abzuleiten.

1.3 Vorgehensweise und Aufbau

Die folgenden Arbeitsschritte sind dieser Unter-
suchung zu Grunde gelegt worden:

Grundlagenermittlung
Auswertung vorhandener Materialien, Er-
lasse etc.
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Umfrage bei 19 Kommunen
Systematische Übersicht und Auswertung
bisheriger Aktivitäten

Bereisung der Untersuchungsstädte
Eingehende Gespräche zu Zielen, Umset-
zungsstrategien, Handlungsschwerpunkten,
Erfahrungen etc.
Ortsbesichtigung beispielhafter Maßnahmen

Dokumentation beispielhafter Maßnah-
men
Auswahl und einheitliche Aufbereitung von
Maßnahmen aus allen Themenfeldern

Unfallanalyse
Unfallentwicklung in den Untersuchungs-
städten
Vertiefung ausgewählter Fragestellungen

Zählungen
Auswertung vorhandener Zähldaten
Bereichsweise Vertiefung durch eigene
Zählungen

Darstellung der Ergebnisse
Stadtbezogene Aufbereitung
Themenbezogene Aufbereitung

Zusammenfassende Bewertung

Folgerungen und Empfehlungen
Folgerungen für weiteren Ablauf
Übertragbare Empfehlungen für kommunale
Fahrradförderung

Der vorliegende Bericht ist in zwei Teile geglie-
dert. Der Teil I beschäftigt sich mit den grund-
sätzlichen Zielen, Inhalten, Rahmenbedingungen
sowie Erfahrungen und Wirkungen des Projek-
tes. Er schließt mit einer zusammenfassenden
Bewertung sowie den daraus abzuleitenden
Empfehlungen und Schlussfolgerungen für die
zukünftige Arbeit.

Der Teil II ist als Dokumentation angelegt. Er
enthält neben der Maßnahmendokumentation
die stadtbezogenen Dokumentationen für alle
19 Untersuchungsstädte, die nach dem folgen-
den Schema aufgebaut sind:

1. Kurzcharakteristik der Untersuchungsstadt

2. Ausgangslage bei Projektbeginn

3. Zielsetzungen und Vorgehensweise im
Rahmen des Projektes

4. Gesamtkonzept

5. Spezielle Untersuchungen/Aktivitäten

6. Projektmanagement

7. Finanzierung

8. Bewertung

Die beispielhaft ausgewählten und aufbereiteten
60 Maßnahmen sind folgenden Themenfeldern
zuzuordnen:

1. Maßnahmen zur Verbesserung der Wegein-
frastruktur

2. Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln

3. Fahrradparken

4. Radverkehrswegweisung

5. Serviceangebote

6. Öffentlichkeitsarbeit
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2 DAS PROJEKT "FAHRRAD-
FREUNDLICHE STÄDTE UND
GEMEINDEN IN NORD-
RHEIN-WESTFALEN"

2.1 Entstehung und Ziele

Unter dem Vorzeichen, dass seit etwa Mitte der
80er Jahre der Radverkehr wieder einen bedeu-
tenden Stellenwert in der Stadt- und Verkehrs-
planung erhielt, entstand im damaligen Ministe-
rium für Stadtentwicklung, Wohnen und Ver-
kehr des Landes Nordrhein-Westfalen die Idee
eines Programms zur systematischen Förderung
des Radverkehrs. Mehrere Städte wie z. B. Lü-
nen, Münster und Troisdorf beschlossen im
Laufe des Jahres 1988 ihre Teilnahme an diesem
in Vorbereitung befindlichen Programm. Im Mai
1989 kam es dann zu einer vielbeachteten Auf-
taktveranstaltung in Troisdorf; sie stellte den of-
fiziellen Startschuss für das Programm dar. Mit
dem Runderlass I C 3 – 86.00 "Programm fahr-
radfreundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen" (FFSG) des Ministers für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr vom
01.07.1989 wurde nur wenig später die entspre-
chende rechtliche Grundlage geschaffen. Der
Erlass wurde später allerdings im Rahmen einer
allgemeinen "Durchforstung" von Erlassen auf-
gehoben. Da er keine unmittelbar wirkenden
Festlegungen enthielt, gab es keine Auswirkun-
gen auf das Projekt.

Das Projekt FFSG, aus dem 1993 die "Arbeits-
gemeinschaft Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" (AGFS)
hervorging, ist nicht isoliert zu sehen; es steht
vielmehr im Kontext mit zahlreichen anderen
Förderprogrammen, Erlassen und Leitlinien, die
einen stadtverträglichen und umweltgerechten
Verkehr fördern. Hierzu gehören z. B. die
"Grundsätze zur besseren Integration von Stadt-
erneuerung und Stadtverkehr" (1988), der Erlass
zur Förderung der Verkehrsberuhigung (1989),
Programme zur Schulwegsicherung und zur
Förderung des ÖPNV u. a. m.

Abb. 2.1: Zeitungsartikel zum Projektstart "Fahrrad-

freundliche Stadt Troisdorf“

Hinter dem Bestreben der Landesregierung, den
Radverkehr gezielt zu fördern, steht die Er-
kenntnis, dass alleine mit dem motorisierten
Verkehr die Verkehrsprobleme in den Städten
und Gemeinden nicht gelöst werden können. Die
Lebensqualität wird durch Luftschadstoffe und
Lärm erheblich beeinträchtigt. Prognosen sagen
voraus, dass mit einem wachsenden Kfz-Ver-
kehrsaufkommen die sozialen, gesundheitlichen
und ökonomischen Folgeprobleme weiter zu-
nehmen werden. In Zukunft muss daher das
Verkehrsaufkommen im Nahbereich stärker auf
stadt- und umweltverträgliche Verkehrsarten
verlagert werden. Das Fahrrad, dessen Bedeu-
tung als ideales Nahverkehrsmittel bislang noch
regelmäßig unterschätzt wurde, nimmt hierbei
sicherlich eine Schlüsselstellung ein. Letztlich
ist es das Ziel der nordrhein-westfälischen Ver-
kehrspolitik, den Anteil des Radverkehrs an al-
len Wegen in den Städten von heute 12 % auf
25 % zu steigern und damit gleichzeitig dazu
beizutragen, die negativen Auswirkungen des
Autoverkehrs auf die Lebensqualität in den
Städten zu vermindern.
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Abb. 2.2: "Aktion Platzbedarf" in Münster

Kernaufgabe des Projektes FFSG ist eine
Schwerpunktförderung zur beschleunigten und
flächendeckenden Umsetzung kommunaler
Radverkehrskonzepte. Zur Lösung dieser Auf-
gabe sollte eine verstärkte Bündelung und Ko-
ordinierung unterschiedlicher Fördermittel bei-
tragen. Zu nennen sind hier Fördermittel

des Landesstraßenbaus,

des Straßenbauprogramms im Rahmen des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes
(GVFG),

des Radwegeprogramms,

der Mittel für Bike & Ride-Anlagen,

der Mittel des Stadterneuerungsprogramms
für

- Verkehrsberuhigung,
- Tempo-30-Zonen,
- Planungskosten und
- Öffentlichkeitsarbeit sowie
der Mittel des Verkehrssicherheitspro-
gramms.

Richtungsweisend ist die Tatsache, dass der Er-
lass forderte, neben dem herkömmlichen Rad-
wegebau auch andere Radverkehrsförderungs-
möglichkeiten zu nutzen, wie z. B. die Kombi-
nation mit Verkehrsberuhigungsmaßnahmen,
Bike & Ride, Radverkehrswegweisung, kommu-
nales Marketing und die Integration in die Ge-
samtverkehrsplanung.

Auf der Basis einer solchen fahrradfördernden
Grundausstattung und eines unterstützenden
Marketings sollen sich die Kommunen mehr und
mehr zu fahrradfreundlichen Städten entwickeln,
die sowohl wachsende Radverkehrsanteile als
auch zunehmende Verkehrssicherheit für den
Radverkehr bieten. Darüber hinaus sollen sie
durch ein betont "fahrradfreundliches Klima" in
der Bevölkerung, der Kommunalpolitik und der
Stadt- und Verkehrsplanung geprägt werden.
Durch die Schwerpunktförderung wird eine be-
schleunigte und flächendeckende Umsetzung
kommunaler Radverkehrskonzepte ermöglicht.

Im einzelnen nannte der Erlass explizit folgende
Ziele:

Förderung von Mobilität und Wahlfrei-
heit,
indem Nutzungshindernisse bei der Wahl
für das Verkehrsmittels Fahrrad abgebaut
werden;

Prioritätensetzung und kommunales En-
gagement
für das Fahrrad, durch politisches, adminis-
tratives und finanzielles Engagement;

Potenzialausschöpfung im Fahrradver-
kehr und Einsparung von Autoverkehr,
insbesondere im Kurz- und Mittelstrecken-
bereich;

Fahrrad im Umweltverbund;
um durch eine optimale Kombination von
Fahrrad und öffentlichem Verkehr möglichst
viel Autoverkehr zu vermeiden;

Radverkehrsanlagen nicht zu Lasten von
Fußgängerflächen
durch Schaffung von Radverkehrsanlagen
im Fahrbahnraum;

Fahrradfreundliche Verkehrsregelungen,
vorrangig an Knotenpunkten und Signalan-
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lagen, um Unfallgefahren und Zeitverluste
zu vermeiden;

Netzausbau, Netzverdichtung und Netz-
differenzierung
zur Schließung von Netzlücken;

Verkehrssicherheit
als Grundvoraussetzung für eine verstärkte
Fahrradnutzung;

Fahrradförderung mit System,
da unkoordinierte Einzelmaßnahmen ohne
Netzbildungseffekt wenig helfen;

Bürgerbeteiligung, Öffentlichkeitsarbeit
und Mitwirkung von Fahrradorganisati-
onen
zur Optimierung der Planung durch einbe-
ziehen der Erfahrungen der Betroffenen und
um die Akzeptanz der Maßnahmen zu erhö-
hen.

In der AGFS soll darüber hinaus ein intensiver
interkommunaler Erfahrungsaustausch zur Be-
schleunigung der Realisierung der angestrebten
Ziele beitragen. Dieser Austausch findet im we-
sentlichen in Form regelmäßiger Treffen der
AGFS und durch Veröffentlichungen über nach-
ahmenswerte Maßnahmen statt. Eine differen-
zierte Darstellung der Aufgaben und Ziele der
AGFS ist dem Kapitel 4.4.3 zu entnehmen.

2.2 Auswahlkriterien für Mitgliedsstädte

Mitglied in der AGFS können Städte, Gemein-
den und Kreise in Nordrhein-Westfalen werden,
die einen rahmensetzenden Antrag stellen und
die folgenden Voraussetzungen im Grundsatz
erfüllen:

Aufgrund von Vorarbeiten und Absichtser-
klärungen ist eine Übereinstimmung mit den
Zielsetzungen des Programms zuerkennen;

sie verfügen über ein Konzept zur flächen-
haften und systematischen Förderung des
Fahrradverkehrs oder können dies in Kürze
erstellen und

die Möglichkeit und der Wille sich in dem
nötigen Umfang mit kommunalen Eigen-
mitteln finanziell zu engagieren ist gegeben.

Über die Aufnahme in das Programm entschei-
det letztlich die Auswahlkommission des Lan-
des. Die Kommission setzt sich u. a. aus dem
Vorsitzenden des Verkehrsausschusses des
Landtags (Leiter der Auswahlkommission),
Vertretern der Landtagsfraktionen, der zuständi-
gen Landesministerien, externen Experten sowie
dem ADFC NRW zusammen.

Die antragstellende Kommune muss sich an den
folgenden konkreten Kriterien messen lassen,
wobei nicht alle Kriterien erfüllt sein müssen.

Kommunalpolitische Zielsetzung:

Erwartet wird eine klare kommunale Radver-
kehrspolitik mit dem Ziel der Anhebung des
Radverkehrsanteils am Modal-Split.

Prioritätensetzung für die Radverkehrsförde-
rung:

Hierzu gehören die

politische Grundsatzentscheidung in Form
des Antrages;

organisatorische, personelle und finanzielle
Vorkehrungen sowie

die Fortschreibung des Radverkehrskon-
zeptes.

Fahrradfreundliche Infrastruktur schaffen:

Folgende Infrastrukturelemente sollten zum Ein-
satz kommen, wobei in Anpassung an die örtli-
chen Gegebenheiten nicht notwendigerweise
alle hier aufgelisteten Elemente zum Einsatz
kommen müssen:

Radwege, Radfahrstreifen und Schutzstrei-
fen im Streckenverlauf;

Öffnung von Einbahnstraßen für den gegen-
gerichteten Verkehr sowie die Einrichtung
von Fahrradstraßen;

Berücksichtigung des Radverkehrs an Kno-
tenpunkten (insbesondere an Lichtsignalan-
lagen);
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Verkehrsberuhigungsmaßnahmen;

Fahrradabstellanlagen;

Fahrradstationen und Bike & Ride-Anlagen;

Radwanderwege;

Eigenständige Radverkehrswegweisung so-
wie

die Entschärfung von Unfallschwerpunkten.

Fahrradfreundliches Klima fördern:

Erwartet werden darüber hinaus die nachfolgen-
den Maßnahmen zur Schaffung eines fahrrad-
freundlichen Klimas:

Radverkehr im Umweltverbund, z. B. durch
Mitnahmemöglichkeiten in öffentlichen
Verkehrsmitteln;

offensives Marketingkonzept durch Wer-
bung und den Einsatz der Medien;

Bürgerinformationen durch Veranstaltun-
gen;

Zusammenarbeit mit örtlichen Verbänden;

fahrradfreundlicher Einzelhandel;

fahrradfreundliche Arbeitgeber;

Förderung von Fahrradkurierdiensten;

Imagesteigerung des Radverkehrs durch die
Kommune;

Bereitschaft von Schlüsselpersonen der
Kommune, sich am Radverkehr zu beteili-
gen und natürlich die Bereitschaft zur Mit-
arbeit in der AGFS.

Entscheidend für die Aufnahme ist, dass deut-
lich zu erkennen ist, dass die Kommune bereit
ist, die Zielsetzungen des Programms konse-
quent zu verfolgen und hierüber in Politik und
Verwaltung ein möglichst breiter Konsens be-
steht.

2.3 Derzeitige Mitgliedsstädte der AGFS

In das Modellvorhaben wurden in Bezug auf
Größe, Struktur sowie infrastrukturelle und ver-
kehrliche Ausgangsbedingungen bewusst ganz
unterschiedliche Städte, Gemeinden und Kreise
aufgenommen, die eine gute Übertragbarkeit der
gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse auf
jeweils vergleichbare Kommunen gewährleisten.
Zum jetzigen Zeitpunkt gehören zur AGFS die
folgenden 29 Mitglieder (in Klammern: Bei-
trittsjahr; Untersuchungsstädte in Fettdruck):

Aachen (1995),
Bielefeld (1998),
Bonn (1995),
Brühl (1993),
Bünde (2000),
Dormagen (1999),
Dülmen (1998),
Essen (1995),
Euskirchen (1995),
Gladbeck (1993),
Hamm (1993),
Herford (1993),
Ibbenbüren (2000),
Iserlohn (1996),
Kempen (1998),
Köln (1993),
Krefeld (1993),
Leverkusen (1995),
Lünen (1993),
Marl (1993),
Minden (1996),
Mühlheim a. d. Ruhr (1999),
Münster (1993),
Pulheim (1993),
Soest (1993),
Troisdorf (1993),
Unna (1993),
Wesel (1995),
Erftkreis (1996).
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Abb. 2.3: AGFS-Mitglieder

Die hier vorliegende Wirkungsanalyse ist in
weiten Teilen als Vorher-Nachher-Betrachtung
angelegt. Angesichts des erforderlichen planeri-
schen Vorlaufs und der Zeit, die erforderlich ist,
bis Fahrradfördermaßnahmen greifen, ist es
nicht sinnvoll gerade erst in die AGFS aufge-
nommene Kommunen in die Untersuchung mit
einzubeziehen. Aus diesem Grund sind im Rah-
men dieser Untersuchung nur die Städte be-
trachtet worden, die bis einschließlich 1995 in
die AGFS aufgenommen wurden.
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3 AKTIVITÄTEN AUF
LANDESEBENE

3.1 Aktivitäten des Landes

3.1.1 Rolle des Landes im Rahmen der
AGFS

Ungeachtet der zahlreichen Aktivitäten des Lan-
des ist es dennoch Intention des Programms, in
erster Linie die Aktivitäten auf kommunaler
Ebene zu stimulieren. Das Land gibt den rechtli-
chen Rahmen vor und schafft über die aufeinan-
der abgestimmten Fördermöglichkeiten die fi-
nanziellen Grundlagen. Haupthandlungsträger
sind aber die Kommunen, die innerhalb dieses
weitgesteckten Rahmens selbst für ihre Fahrrad-
förderung verantwortlich sind. Das Land besitzt
aber über die Rolle als Fördergeber hinaus wei-
tere Handlungsmöglichkeiten im Rahmen des
Projektes:

als Initiator von Aktivitäten;

durch die Entwicklung von inhaltlichen
Leitlinien und rechtlichen Vorgaben (Ge-
setze und Erlasse).

Darüber hinaus ergreift das Land Nordrhein-
Westfalen zahlreiche Aktivitäten im eigenen Zu-
ständigkeitsbereich. Dazu gehört der Radwege-
bau an Landes- und Bundesstraßen (letztere in
der Auftragsverwaltung des Bundes) und die
Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei. Anderer-
seits sind hier auch Aktivitäten und Projekte zu
aufgeführt, die zwar nicht notwendigerweise in
die Landeszuständigkeit fallen, sinnvollerweise
aber vom Land durchgeführt werden. Hierzu
zählen z. B. Tagungen und Veröffentlichungen
von allgemeinem Interesse.

Nachfolgend zeigt eine Übersicht Art und Um-
fang dieser Aktivitäten auf.

3.1.2 Übersicht über Förderbestim-
mungen

Für das damalige Programm Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen
wurde kein eigenständiges Förderprogramm
aufgelegt. Vielmehr werden die im Rahmen die-
ses Programms durchgeführten Projekte aus
vorhandenen Förderprogrammen finanziell un-

terstützt. Die Besonderheit des Programms be-
steht in der Tatsache, dass das Spektrum der för-
derfähigen Maßnahmen so auf die vorhandenen
Förderprogramme verteilt wurde, dass damit
praktisch die gesamte relevante Palette fahrrad-
freundlicher Maßnahmen (von Planungskosten
über bauliche Infrastruktur bis hin zur Verkehrs-
sicherheits- und Öffentlichkeitsarbeit) förderfä-
hig ist. Dabei wurde auch darauf geachtet, vor-
handene Lücken sinnvoll zu schließen, etwa
durch das Sonderprogramm kommunaler Rad-
wegebau. Diese Komplementärfinanzierung war
bisher einmalig in Deutschland und wurde mitt-
lerweile für Schleswig-Holstein in abgewandel-
ter Form übernommen.

Um einen Überblick zu erhalten soll an dieser
Stelle eine Übersicht über die Finanzierungs-
und Fördermöglichkeiten von Maßnahmen zur
Förderung des Radverkehrs gegeben werden.
Der Übersichtlichkeit halber erfolgt hier nur
eine verkürzte Darstellung.

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(GVFG)

Nach dem Programm zur Förderung des kom-
munalen Straßenbaus und des straßenbezogenen
ÖPNV können folgende Vorhaben an verkehrs-
wichtigen Straßen gefördert werden:

Bau und Ausbau von Radwegen und Rad-
fahrstreifen bei Straßenneu-, -aus- und
-umbauvorhaben sowie ergänzender Rad-
wegeneubau ohne Fahrbahnumbau;

Querungshilfen und Verkehrssteuerungsan-
lagen;

Umbaumaßnahmen zur Beseitigung von Un-
fallhäufungspunkten;

Bike & Ride-Anlagen an ÖPNV-Haltestel-
len (einschließlich Fahrradstationen, die
mindestens die Kernfunktionen erfüllen).

Zuwendungsfähig sind:

Baukosten einschließlich

Grunderwerbskosten;
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außerdem bei Fahrradstationen: Planungs-
phasen 5 und 6 sowie Marketing.

Nicht gefördert werden:

Verwaltungs- und Planungskosten;

Unterhaltungs-, Instandsetzungs- und De-
ckenerneuerungskosten;

Kosten, die durch Beiträge Dritter zu finan-
zieren sind.

Bagatellgrenze: 50.000 DM förderfähige Kos-
ten.

Bundes- und Landeszuwendungen nach § 5 a
Bundesfernstraßengesetz

Folgenden Vorhaben an Ortsdurchfahrten von
Bundesstraßen in kommunaler Baulast und an
wichtigen Zubringern zu Bundesfernstraßen in
Baulast des Bundes können gefördert werden:

Anlage von Radwegen und Radfahrstreifen
bei Straßenneu-, -aus- und -umbauvorhaben
sowie ergänzender Radwegeneubau an vor-
handenen Straßen;

Querungshilfen und Verkehrssteuerungsan-
lagen;

Umbau von Knotenpunkten zur Beseitigung
von Unfallhäufungspunkten.

Zuwendungsfähig sind:

Baukosten einschließlich

Grunderwerbskosten.

Nicht gefördert werden:

Verwaltungs- und Planungskosten;

Unterhaltungs-, Instandsetzungs- und De-
ckenerneuerungskosten;

Kosten, die durch Beiträge Dritter zu finan-
zieren sind.

Bagatellgrenze: 25.000 DM Zuwendungen.

Sonderprogramm des Landes zur Verbesse-
rung des kommunalen Radwegebaus

Förderfähig sind folgende Vorhaben, soweit
eine Förderung nach dem GVFG nicht möglich
ist:

Bau und Ausbau von Radwegen (selbstän-
dig oder straßenbegleitend) für den Alltags-
verkehr und zu Freizeitanlagen;

Bau oder Ausbau von gemeinsamen Rad-
und Gehwegen, Radfahrstreifen und Fahr-
radstraßen;

Bau von Über- oder Unterführungen, soweit
aus Sicherheitsgründen erforderlich;

Querungshilfen und andere bauliche Siche-
rungsmaßnahmen zur Radverkehrsführung
im Straßenraum;

Radverkehrswegweisungssysteme auf
Grundlage eines Radverkehrsnetzes.

Zuwendungsfähig sind:

Baukosten einschließlich

Grunderwerbskosten.

Nicht gefördert werden:

Verwaltungs- und Planungskosten;

Unterhaltungs-, Instandsetzungs- und De-
ckenerneuerungskosten;

Kosten, die durch Beiträge Dritter zu finan-
zieren sind.

Bagatellgrenze: 25.000 DM förderfähige Kos-
ten.

Stadterneuerungsmittel

Seit die Zuständigkeit für den Radverkehr aus-
schließlich beim MWMEV liegt, werden aus
Stadterneuerungsmitteln keine einzelnen Rad-
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verkehrsmaßnahmen mehr gefördert, es sei
denn, sie sind Bestandteil einer förderfähigen
Gesamtmaßnahme der Stadterneuerung.

Radwege an Bundes- und Landesstraßen in
überörtlicher Baulast

Für diese Straßen gelten folgende Regelungen:

Neue Bundes- und Landesstraßen werden
soweit erforderlich grundsätzlich nur mit
den notwendigen Radverkehrseinrichtungen
angelegt.

Für die nachträgliche Schaffung der not-
wendigen Radverkehrseinrichtungen an
Bundes- und Landesstraßen bestehen eigen-
ständige Bauprogramme, die in der sachli-
chen und finanziellen Verantwortung der
überörtlichen Baulastträger abgewickelt
werden.

Die notwendigen Maßnahmen werden in
den jährlich fortzuschreibenden Baupro-
grammen ausgewiesen.

Die für die Abwicklung der Bauprogramme
zuständigen Straßenbaubehörden werden
zur notwendigen Koordination mit den be-
troffenen Gemeinden angehalten.

3.1.3 Radwegebau an klassifizierten
Straßen

An Bundes- und Landesstraßen außerhalb ge-
schlossener Ortschaften benötigen Radfahrer aus
Gründen der Verkehrssicherheit in der Regel
von der Fahrbahn baulich getrennte Radwege.
Das Land hat dieser Aufgabe bereits seit vielen
Jahren eine hohe Bedeutung beigemessen und
nimmt bzgl. der Ausstattung der klassifizierten
Straßen mit Radwegen im Bundesgebiet eine
Spitzenposition ein. 1.884 km der insgesamt
5.103 km Bundesstraßen in NRW verfügen über
Radwege; dies entspricht einem Ausstattungs-
grad von 37 %. Von den 12.619 km Landesstra-
ßen sind 3.781 km, entsprechend 30 %, mit
Radwegen ausgestattet (Stand: 31.12.97). Von
den inzwischen insgesamt 5.665 km Radwegen
an Bundes- und Landesstraßen wurden allein im
Zeitraum von 1978 bis 1997 2.473 km, also fast
die Hälfte errichtet. Das Kostenvolumen dafür
umfasste rund 700 Mio. DM. Davon entfallen

allein 1.076 km für ca. 400 Mio. DM auf den
Zeitraum ab 1988, also seit Beginn des Modell-
projekts. Eine detaillierte Auflistung befindet
sich im Anhang.

Radwege an Bundes- und Landesstraßen werden
vor allem dort vorgesehen, wo

sie aus Gründen der Verkehrssicherheit ge-
boten sind und

bereits ein regelmäßiger Radverkehr besteht
oder

sie als Bestandteile überörtlicher Radver-
kehrsnetze notwendig sind.

Abb. 3.1: Außerortsradweg an Landesstraße (Pulheim)

3.1.4 Landesweites Radverkehrsnetz

Seit 1985 beschäftigt sich das Land intensiv mit
dem Thema Radverkehrswegweisung auf kom-
munaler und Kreisebene. In zwei Modellpro-
jekten (Kreis Neuss und Stadt Bochum) erar-
beitete der ADFC NRW im Auftrag des Landes
Planungsgrundlagen und Standards für die Rad-
verkehrswegweisung und ihre Elemente. Die
Ergebnisse wurden in der Broschüre "Radver-
kehr – wegweisend in die Zukunft – Hand-
lungsleitfaden für die kommunale Praxis" 1991
veröffentlicht. Hiermit sollten Kreise und
Kommunen angeregt werden, mit finanzieller
Unterstützung des Landes flächendeckende
Radverkehrsnetze zu planen und zu beschildern.

Beim Symposium "Radverkehrswegweisung"
im September 1994 in Münster wurde der er-
reichte Stand der Radverkehrswegweisung bi-
lanziert. Ein Ergebnis war, dass die kommunale
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Radverkehrswegweisung zu sehr auf touristische
und Freizeitnetze ausgerichtet ist und der All-
tagsverkehr zu wenig berücksichtigt wurde.
Ähnliches galt für das bestehende landesweite
R-Wege-Netz, das unter touristischen Aspekten
geplant wurde. Hinzu kam die völlig uneinheit-
liche Gestaltung der Wegweiser. Die flächende-
ckende Umsetzung einer einheitlichen und auch
alltagstauglichen Radwegweisung war somit
nicht abzusehen.

Aus diesen Gründen nannte die Landesregierung
als ein wichtiges Ziel der Verkehrspolitik die
Schaffung eines "übergreifenden Radwegenet-
zes NRW mit einheitlicher Wegweisung", das
u. a. auch durch zusätzlichen Radwegebau an
Landesstraßen mit einem Etat von
ca. 20 Mio. DM jährlich geschaffen werden soll.

Bei der Planung des Netzes wurde weitgehend
auf vorhandene Infrastruktur zurückgegriffen.
Hierzu zählen straßenbegleitende Radwege,
Tempo 30-Zonen und verkehrsberuhigte Berei-
che sowie Wald- und Wirtschaftswege, die zur
Führung des Radverkehrs geeignet sind. Somit
war der Neubau von Radwegen nicht grundsätz-
lich Ziel dieser Planung. Allerdings sollten
Netzabschnitte, bei denen entsprechender Bedarf
besteht, vorrangig berücksichtigt werden.

Das im Rahmen dieses Projektes geplante Netz
wurde auf Basis eines Wunschliniennetzes ent-
wickelt, das sich an der Verbindung von Ort-
schaften (hierarchisiert nach zentralörtlicher Be-
deutung) und Freizeitschwerpunkten von lan-
desweiter Bedeutung orientiert. Dabei wurde
auch die Anbindung an das Bahnnetz sicherge-
stellt.

Insgesamt entstand so ein geplantes Radver-
kehrsnetz mit einer Gesamtlänge von rund
10.800 km. Da bestandsorientiert geplant wurde,
ist dieses Netz zu etwa 99 % bereits heute nutz-
bar; lediglich an etwa 1 % der Netzlänge ist
noch die Anlage von Radverkehrsanlagen oder
eine andere Art von Netzschluss erforderlich.

Ein weiterer wesentlicher Bestandteil des Pro-
jektes war die Entwicklung vereinheitlichter
Schildertypen. Ein System wurde entwickelt,
das im wesentlichen auf Pfeilwegweisern basiert
und durch Vorwegweiser und Zwischenwegwei-
ser ergänzt wird. Neben der Gestaltung wurden
auch die Schriftgrößen vorgegeben, da viele be-

stehende Systeme durch deutlich zu kleine
Schriften oftmals kaum nutzbar sind.

Dabei konnte eine enge inhaltliche Abstimmung
mit dem "Merkblatt zur wegweisenden Beschil-
derung für den Radverkehr" (Ausgabe 1998) der
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (FGSV), das gleichzeitig erarbeitet
wurde, herbeigeführt werden. Durch die landes-
weite Einführung der Gestaltungsvorgaben die-
ses Merkblattes gewinnt Nordrhein-Westfalen
eine Pilotfunktion für die längerfristig ange-
strebte bundesweite Vereinheitlichung der Fahr-
radwegweisung.

Abb. 3.2: Fahrradwegweisung nach neuem Merkblatt

(Leverkusen)

Um die Anwendung dieser einheitlichen Weg-
weisung in Nordrhein-Westfalen durchzusetzen,
werden nur noch Wegweisungssysteme geför-
dert, die diesem Merkblatt entsprechen.

Eine grobe Aufwandsabschätzung ergab einen
Finanzbedarf von rund 12 Mio. DM für die Be-
schilderung des Radverkehrsnetzes NRW (ein-
schließlich Planungskosten). Für bauliche Maß-
nahmen zur Schließung der wichtigsten Netzlü-
cken ist mit weiteren 7 Mio. DM zu rechnen.
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Abb. 3.3: Infoblatt zum Radverkehrsnetz NRW

Derzeit wird die Ausführungsplanung erstellt.
Die Beschilderung erster Netzteile ist im Rah-
men eines Sonderprojektes im Münsterland noch
im Laufe des Jahres 2000 erfolgt. Insgesamt
kann das Programm bis etwa 2004 umgesetzt
werden.

3.1.5 Programm "100 Fahrradstatio-
nen"

Fahrrad und Bahn ergänzen sich in idealer
Weise. Die Bahn ist in der Lage, auch größere
Entfernungen zügig zu überbrücken und fährt
am Stau vorbei bis in die Zentren der Städte und
Ballungsräume. Problematisch ist aber die Flä-
chenerschließung. Abhängig von der Lage des
jeweiligen Bahnhofs leben in fußläufiger Ent-
fernung z. T. nur relativ wenige Menschen. Der
straßengebundene ÖPNV kann seine Zubringer-
rolle z. T. nur bedingt erfüllen. Systembedingt
ist insbesondere außerhalb der Ballungsräume
die Taktdichte nicht immer attraktiv und An-
schlusssicherung oft nicht möglich. Auch kann
der straßengebundene ÖPNV die Flächener-
schließung nur teilweise gewährleisten.

An dieser Stelle bietet sich für das Fahrrad ein
perfektes Einsatzfeld. Schnell auf der Kurzstre-
cke bietet es hier eine unübertroffene flächen-
hafte wie zeitliche Erschließungsqualität. Den-
noch hat das Fahrrad bisher im Vortransport nur
einen Anteil von 1 – 2 % (mit deutlichen Abwei-
chungen in Einzelfällen); im Nachtransport
spielt das Fahrrad praktisch keine Rolle.

Anders ist dies bereits heute in den Niederlan-
den. Hier kommen rund 37 % der Bahnkunden
mit dem Fahrrad zum Bahnhof und auch im
Nachtransport hat der Radverkehr einen respek-
tablen Anteil von etwa 11 % (GUIT, A., 1996).
Wesentlichen Anteil hieran haben die rund 90
Fahrradstationen ("Rijwielstallingen") an Bahn-
höfen. Diese bieten neben bewachtem und witte-
rungsgeschützten Fahrradparken noch weitere
Dienstleistungen wie Reparaturservice, Fahrrad-
vermietung und Verkauf von Fahrradartikeln.

Basierend auf diesen Erfahrungen wurde das
Programm "100 Fahrradstationen in NRW" ins
Leben gerufen. Berücksichtigt man die Tatsa-
che, dass die Niederlande nach Fläche und Ein-
wohnerzahl etwa mit Nordrhein-Westfalen ver-
gleichbar sind, so ergibt sich bei vollständiger
Umsetzung des Programms eine vergleichbare
Ausstattung mit Fahrradstationen.

Das frühere Ministerium für Stadtentwicklung,
Kultur und Sport (MSKS) war zunächst feder-
führend bei der Umsetzung des Programms "100
Fahrradstationen in NRW"; mit der Umstruktu-
rierung der Ministerien ist die Zuständigkeit
dann an das Ministerium für Wirtschaft und
Mittelstand, Technologie und Verkehr
(MWMTV) übergegangen. Das MSKS beauf-
tragte den ADFC NRW mit der Beratung von
Kommunen und Betreibern, wofür beim ADFC
die "Entwicklungsagentur für Fahrradstationen"
eingerichtet wurde. Diese hat ein Markenkon-
zept für "Radstationen" entwickelt. Im Kern
werden darin gewisse einheitliche Gestaltungs-
elemente mit hohem Wiedererkennungseffekt
und die Bewachungspreise vorgegeben. Die
Übernahme dieses Markenkonzeptes ist nicht
zwingend. Allerdings sind Kosten, die aus der
Anwendung dieses Konzeptes resultieren
(Schilder, Info-Säulen, Plakate etc.) nur in die-
sem Fall förderfähig.

Mit der DB AG wurde am 27. August 1997 eine
Rahmenvereinbarung über die Nutzung von Flä-
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chen und Gebäuden abgeschlossen. Die DB AG
stellt den Kommunen geeignete Grundstücke,
Gebäude oder Gebäudeteile zehn Jahre lang
mietfrei zur Verfügung.

Abb. 3.4: Infotafel in Radstationen

Der Bau von Fahrradstationen ist Aufgabe der
Kommunen. Diese erhalten – je nach finanziel-
lem Status – 75 % bis 90 % Förderung bei einer
Förderhöchstgrenze von 3.000 DM Kosten je
Stellplatz. Voraussetzung ist eine Mindestgröße
von 100 Stellplätzen sowie die Sicherstellung
der Kernfunktionen Bewachung, Witterungs-
schutz, Fahrradvermietung und Service. Zumin-
dest einfache Fahrradreparaturen müssen als
Serviceleistung angeboten werden.

Von den 89 Kommunen mit 99 möglichen
Standorten wurden in die Förderprogramme
1996 bis 1999 47 Fahrradstationen mit insge-
samt 18.662 Stellplätzen aufgenommen. Hieraus
ergibt sich ein Zuwendungsbedarf von insge-
samt 42.416 TDM (detaillierte Übersicht im
Anhang).

Inzwischen sind 34 Fahrradstationen mit insge-
samt über 10.000 Stellplätzen in Betrieb (detail-
lierte Übersicht im Anhang). Derzeit steht die
Entwicklungsagentur für Fahrradstationen mit
86 Kommunen in Kontakt bezüglich Vorüberle-

gungen und konkreten Planungen für Fahrrad-
stationen (detaillierte Übersicht im Anhang); ei-
nige sind bereits im Bau. Bis Ende 2002 werden
voraussichtlich etwa 20 weitere Fahrradstatio-
nen ihren Betrieb aufnehmen.

3.1.6 Der "Aktionsplan zur Förderung
des Radverkehrs in NRW"

Bereits während der Bearbeitung des hier vor-
liegenden Forschungsberichtes wurde als Zwi-
schenergebnis deutlich, dass ein wesentliches
Defizit des Programms Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in NRW darin besteht,
dass viele sinnvolle Projekte isoliert für sich be-
trieben werden. Daher wurde als erste Maß-
nahme ein "Aktionsplan zur Förderung des Rad-
verkehrs in NRW" erstellt.

Ziele dieses, vom MWMTV herausgegebenen
Aktionsplans sind:

die zahlreichen auf Landesebene laufenden
Aktivitäten zusammenzuführen und damit
die Bandbreite der Radverkehrsförderung in
Nordrhein-Westfalen zu verdeutlichen,

die Bausteine sinnvoll zu koordinieren und
programmatisch zu bündeln,

die finanziellen Mittel dadurch effizienter
einzusetzen und

die Inhalte und die Struktur der Förderung
weiterzuentwickeln.

In dem Aktionsplan werden die Chancen und
Potenziale der Radverkehrsförderung aufbauend
auf einem entsprechenden Leitbild dargelegt.
Hierzu erfolgt eine Darstellung der 10 Bausteine
der Radverkehrsförderung in NRW mit derzeiti-
gem Stand und Ausblick auf geplante Maßnah-
men. Wesentlich ist hier auch der Ansatz, "Rad-
verkehr als System" zu betrachten. Über die
reine Addition der Einzelbausteine hinaus er-
folgt hier eine zusammenhängende Betrachtung
als Gesamtsystem, vergleichbar dem "System
Autoverkehr".

Dieser, im November 1999 herausgegebene Ak-
tionsplan hat als Zielgruppe Entscheidungsträger
in Politik und Verwaltung; er richtet sich aber
auch an interessierte Laien.
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Daher erfolgt eine Verteilung im Rahmen der
Öffentlichkeitsarbeit. Darüber hinaus ist der
Aktionsplan auch im Internet verfügbar unter
www.fahrradfreundlich.nrw.de.

3.2 Aktivitäten von Verbänden und Or-
ganisationen

Fahrradfreundlichkeit kann nicht von oben herab
verordnet werden. Um dauerhaft Wirkungen zu
erzielen ist die Mitwirkung anderer Handlungs-
träger erforderlich. Daher wurden auch Ver-
bände in das Projekt einbezogen. Hier ist an
erster Stelle der ADFC zu nennen.

In Nordrhein-Westfalen besteht schon sehr lange
(vor Projektbeginn) eine gute Zusammenarbeit
zwischen den zuständigen Ministerien und dem
Landesverband Nordrhein-Westfalen des All-
gemeinen Deutschen Fahrrad-Club (ADFC).
Gemeinsame Aktivitäten des Landes und des
ADFC sind bei den Aktivitäten des Landes auf-
geführt. Hier sollen die Aktivitäten des ADFC
aufgeführt werden, die zwar im Kontext des
Programms zu sehen sind, aber nicht in unmit-
telbarer Zusammenarbeit durchgeführt wurden.

Großer Beliebtheit erfreuen sich Fahrradakti-
onstage, die vom ADFC durchgeführt und vom
Land finanziell gefördert werden. Diese Veran-
staltungen ziehen regelmäßig viel Publikum an
und werben somit erfolgreich für eine verstärkte
Fahrradnutzung. Eine Übersicht über die bisher
etwa 50 Veranstaltungen findet sich im Anhang.

Andere Organisationen als der ADFC sind im
unmittelbaren Zusammenhang mit dem Projekt
Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden nicht
nennenswert in Erscheinung getreten; insbeson-
dere gibt es keine landesweiten Aktivitäten zu
verzeichnen.

3.3 Tagungen und Veröffentlichungen

Eines der Hauptziele des Programms ist die
Weiterentwicklung von Maßnahmen zur Rad-
verkehrsförderung und die Verbreitung dieser
Erkenntnisse. Letzterem dienen zahlreiche Ver-
öffentlichungen und Fachtagungen des Landes
(allein oder mit Partnern) bzw. durch das Land
geförderte Tagungen anderer Träger. Sowohl die
Tagungen als auch die Veröffentlichungen er-

freuen sich in der Fachöffentlichkeit auch über
NRW hinaus großer Beliebtheit und sind somit
entscheidende Träger der Wissensvermittlung
bei der Fahrradförderung in Nordrhein-Westfa-
len. Im folgenden werden einige ausgewählte
Tagungsreihen und Veröffentlichungen darge-
stellt.

3.3.1 Kongresse des Erftkreises

Hervorzuheben ist die Fahrradkongressreihe des
Erftkreises. Diese vielbeachteten Kongresse mit
internationalen Referenten ziehen Fachpublikum
aus ganz Deutschland an. Charakteristisch ist die
Themenwahl, die besonders Rücksicht nimmt
auf die spezifischen Probleme im Baulastbereich
einer Kreisverwaltung. So befasste sich der
Kongress zur "Sicherung von Querungsstellen
für den Fahrradverkehr" am 23.09.97 mit einer
Thematik, die gerade in eher ländlichen Gebie-
ten von besonderer Bedeutung ist. Ein wesentli-
ches Ergebnis dieser Veranstaltung sind die in-
novativen Maßnahmen an Querungsstellen im
Erftkreis. Bereits am 18.06.97 wurde das Thema
"Bike & Ride in der Praxis" behandelt. Der
jüngste Kongress mit dem Thema "Radverkehr
als System" fand am 18.05.2000 statt. Zu den
Tagungen sind jeweils ausführliche Kongress-
dokumentationen erschienen. Aufgrund der po-
sitiven Resonanz ist eine Fortsetzung der Kon-
gressreihe geplant.
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Abb. 3.5: Einladung zu Kongress des Erftkreises

3.3.2 Fachtagungen zusammen mit
dem ADFC NRW

Im Rahmen der Zusammenarbeit des Landes mit
dem ADFC NRW wurden zahlreiche Fachta-
gungen zu den unterschiedlichsten Themen der
Radverkehrsförderung gemeinsam (und teil-
weise auch mit weiteren Mitveranstaltern) aus-
gerichtet. Insgesamt wurden seit 1989 neun der-
artige Tagungen veranstaltet, überwiegend in
Düsseldorf und Köln. Besonders attraktiv war
bei den letzten Symposien die Integration in die
Fahrradmesse "Ifma", durch die Fortbildung und
Messebesuch gut zu kombinieren sind.

Eine Übersicht über die einzelnen Veranstaltun-
gen findet sich im Anhang.

3.3.3 Bonner Fahrradkongresse

Bereits im Jahre 1991 wurde in Bonn der erste
Bonner Fahrradkongress mit dem Untertitel
"Mensch – Umwelt: Fahrrad/Die Zukunft des
Stadtverkehrs" abgehalten (10./11.06.1991).
Veranstalter war die Stadt Bonn zusammen mit
dem Land Nordrhein-Westfalen und dem ADFC
Bundesverband. Der große Zuspruch veranlasste
die Veranstalter zwei Jahre später zu einem
zweiten Fahrradkongress, diesmal unter dem
Titel "Menschen- und umweltgerechter Stadt-
verkehr". Nach einer längeren Pause fand der
dritte Bonner Fahrradkongress am
04./05.06.1997 statt. Nachdem die Stadt Bonn
inzwischen auch Mitglied der Arbeitsgemein-
schaft "Fahrradfreundliche Städte und Gemein-
den in NRW" (AGFS) geworden war, bestand
Einigkeit darüber, dass die Kongresse nunmehr
als regelmäßige Einrichtung alle zwei Jahre
stattfinden sollen. Der folgende Bonner Fahr-
radkongress fand am 16./17.06.1999 statt unter
dem Motto "Radverkehr fördern – Wirtschaft
umweltgerecht entwickeln".

Zu den Kongressen sind auch ansprechend ge-
staltete Tagungsbände erschienen.

Abb.: 3.6 Tagungsband zum 3. Bonner Fahrradkongress

3.3.4 Kongress Velo-Regio in
Troisdorf

Eines der "Highlights" unter den Tagungen stellt
der Velo-Regio-Kongress dar, der vom 14.-
18.3.1995 in Troisdorf stattfand (vgl. auch Maß-
nahmendokumentation). Träger der Veranstal-
tung waren neben dem Land NRW die Stadt
Troisdorf, die Arbeitsgemeinschaft "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in NRW"
(AGFS), der ADFC und der Europäische Rad-
fahrerverband ECF. Angelegt war dieser Kon-
gress als "kleiner, regionaler Bruder" mit
Schwerpunkt NRW der internationalen Velo-
City-Conference im Oktober 1995 in Basel.
Rund 300 Teilnehmer aus ganz Deutschland und
teilweise aus dem Ausland nahmen am Velo-
Regio-Kongress teil. Insgesamt wurden 50 Vor-
träge und Workshops aus 20 Themenbereichen
angeboten. Abgerundet wurde das Programm
mit Exkursionen durch Troisdorf sowie Glad-
beck, Krefeld, Marl, Münster, Soest und eine
Zusatzexkursion mit einem Sonderzug nach
Brühl, Pulheim und Köln.
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Abb. 3.7: Dokumentation zum Velo-Regio-Kongress in

Troisdorf

3.3.5 Sonstige Tagungen

Auch die traditionell fahrradfreundliche Stadt
Münster hat es sich nicht nehmen lassen, an-
lässlich ihrer 1200-Jahr Feier 1993 zusammen
mit dem ADFC NRW einen großen Fahrrad-
kongress zu veranstalten. Eingebettet in die
"5. Münstersche Fahrradtage" wurden am
30.9./1.10.1993 unter dem Kongresstitel "Neue
Wege für das Rad" bei Vorträgen, Workshops
und Exkursionen unterschiedlichste Radver-
kehrsthemen behandelt.

Abb. 3.8: Programm des Münsteraner Fahrrad-

kongresses im Jahre 1993

Zum "Radverkehrs-Kongress 2000" am
15.9.2000 im Rahmen der Ifma luden der Zwei-
rad-Industrie-Verband und die Arbeitsgemein-
schaft "Fahrradfreundliche Städte und Gemein-
den in NRW" ein. Schwerpunktthema war die
Rolle des Fahrrades in der Mobilität.

3.3.6 Veröffentlichungen

Im Zusammenhang mit dem Projekt Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in NRW sind
zahlreichen Veröffentlichungen erschienen. Da-
bei handelt es sich u. a. um Tagungsbände (siehe
oben), spezielle Untersuchungen, Projektdoku-
mentationen etc. Die wichtigsten Titel, die die
Untersuchungsstädte betreffen, sind im Litera-
turverzeichnis im Anhang aufgeführt. Eine voll-
ständige Auflistung ist allerdings nicht möglich,
da die Zahl der Veröffentlichungen einen enor-
men Umfang erreicht hat und ein nicht unerheb-
licher Teil auch der "grauen Literatur" zuzuord-
nen ist und somit bibliographisch praktisch nicht
nachweisbar ist.
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4 AKTIVITÄTEN UND
ERFAHRUNGEN IM
RAHMEN DER AGFS

4.1 Netzbildung und Infrastruktur

4.1.1 Radverkehrsnetze

Kernstück praktisch jeder Radverkehrsförde-
rungskonzeption ist die Umsetzung bzw. Kom-
plettierung eines Radverkehrsnetzes. Bei fast
allen Städten war der Plan eines künftigen, flä-
chendeckenden Radverkehrsnetzes im Antrag
zur Aufnahme in die AGFS enthalten und der
Ausbau dieses Netzes als wichtiges Ziel ge-
nannt. Von daher wurde untersucht, in welchem
Ausmaß die Netzplanung in den einzelnen Kom-
munen bereits umgesetzt ist.

Für eine Bewertung, insbesondere, wenn ver-
schiedene Städte miteinander verglichen werden
sollen, bestehen allerdings methodische Prob-
leme. Für die Nutzbarkeit eines Netzes ist nicht
unbedingt die Länge maßgeblich, da die Nutz-
barkeit ganz wesentlich auch von der Qualität
abhängt. Außerdem ist zu berücksichtigen, in
welchem Ausmaß Verbesserungen tatsächlich
dem Radverkehr zugute kommen: so kann es
sein, dass eine Netzlücke von wenigen Metern
eine größere Bedeutung haben kann als die
Schaffung einer langen zusammenhängenden
Strecke, wenn diese kaum von Radfahrern fre-
quentiert wird.

Im Vorfeld der Antragstellung zur Aufnahme in
die AGFS wurden vielfach umfassende, flächen-
deckende Netzkonzepte entwickelt bzw. alte
Konzepte überarbeitet. Die Absicht zur Teil-
nahme am Programm war damit oft die Initial-
auslösung für die Netzplanung oder deren Aktu-
alisierung. In der Regel wurden hierarchisch ge-
gliederte Netze entwickelt. In den meisten Fäl-
len ging die Netzentwicklung mit Problemanaly-
sen einher. Zusammen mit den Netzhierarchien
wurden so überhaupt erst die Voraussetzungen
geschaffen, um eine systematische Aufstellung
des Handlungsbedarfes vornehmen zu können.
Erst auf dieser Grundlage konnten entspre-
chende Maßnahmenprogramme und ggf. Dring-
lichkeitsreihungen aufgestellt und bei der kom-
munalen Haushaltsplanung berücksichtigt wer-
den.

Abb. 4.1: Radverkehrsnetz Stadt Troisdorf

Umsetzungsstrategien

Die kommunalen Strategien zur Umsetzung der
Netzkonzepte sind sehr unterschiedlich und ori-
entieren sich an den jeweiligen örtlichen Gege-
benheiten. So gibt es Städte, die sich als erstes
den besonders problematischen Strecken wid-
men, während andernorts zunächst die einfach
durchsetzbaren Maßnahmen realisiert wurden.

Folgende Handlungsschwerpunkte zum Netz-
ausbau sind entwickelt worden:

Ausbau einzelner oder zusammenhängender,
attraktiver Velorouten (Lünen, Troisdorf);

flächendeckende Ausweisung von mit gerin-
gem Aufwand umzusetzenden Routen, vor-
wiegend auf Nebenstraßen (Herford);

Realisierung eines mit geringem Aufwand
umsetzbaren Sofortmaßnahmenprogramms
(Aachen, Marl);

Konzentration auf problematische Bereiche
an Hauptverkehrsstraßen (Bonn);

Herstellung von Netzschlüssen durch beson-
dere Maßnahmen an Problempunkten und
Engstellen (Soest, Unna, Krefeld);

zu Beginn Konzentration auf die Innenstadt;
u. a. flächendeckende Öffnung von Ein-
bahnstraßen für den Radverkehr (Köln,
Gladbeck);

stadtteilweise Umsetzung (Leverkusen,
Hamm).
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Die anderen Städte haben z. T. Mischungen aus
diesen unterschiedlichen Handlungsstrategien
gewählt.

Beim Ausbau der Netze wurde auf das gesamte
Entwurfsrepertoire des Radverkehrs zurückge-
griffen. Dabei ist eine zunehmende Tendenz zu
schnell realisierbaren, kostengünstigen Maß-
nahmen festzustellen, die vermehrt an Stelle auf-
wändiger baulicher Maßnahmen getreten sind.
Insbesondere markierungstechnische Lösungen
(Schutzstreifen, Radfahrstreifen, Aufstellflä-
chen) und verkehrsregelnde Maßnahmen (geöff-
nete Einbahnstraßen, Fahrradstraßen etc.) wer-
den verstärkt angewandt. Hiermit konnten auch
Netzlücken geschlossen werden, die mit dem
bisher favorisierten Repertoire nicht lösbar wa-
ren (z. B. in Straßen mit engem Querschnitt, die
Radwege oder Radfahrstreifen nicht zuließen,
durch die Markierung von Schutzstreifen). An-
fangs waren diese "neuen" Maßnahmen in ihrer
rechtlichen Stellung teilweise nicht eindeutig
abgesichert oder umstritten. Die guten Erfahrun-
gen in den Fahrradfreundlichen Städten und Ge-
meinden in NRW haben wesentlich dazu beige-
tragen, dass bei der Novellierung der StVO im
Jahre 1997 Schutzstreifen, Fahrradstraßen und
die Öffnung "echter" Einbahnstraßen aufgenom-
men wurden.

Abb. 4.2: Beispiel für eine Detailplanung

Mit diesen vergleichsweise kostengünstigen
Maßnahmen konnte innerhalb kurzer Zeit eine
größere Streckenlänge geschaffen werden als
dies bei überwiegend baulichen Maßnahmen
möglich gewesen wäre. Die Öffnung von Ein-
bahnstraßen für den Radverkehr hat eine erheb-
liche Verbesserung der Durchlässigkeit der
Straßennetze bewirkt, so dass z. T. ganz neue
Fahrbeziehungen ermöglicht wurden.

Durch die Installation eines Fahrradwegwei-
sungssystems werden Routen eines Radver-
kehrsnetzes öffentlichkeitswirksam und für die
Nutzer nachvollziehbar. Einige Städte haben in-

zwischen eine flächendeckende Wegweisung
nach modernen Gesichtspunkten realisiert (z. B.
Brühl, Herford, Pulheim, Troisdorf, Unna) und
verfügen damit über ein gesamtstädtisch nutz-
bares Netz. In anderen Kommunen sind Teilbe-
reiche beschildert oder flächenhafte Wegwei-
sungskonzepte sind in Vorbereitung (vgl. Kap.
4.1.4).

Stand der Umsetzung

Bei der Umsetzung sind die Städte im Rahmen
der Laufzeit des Programms recht unterschied-
lich vorangekommen. Dabei sind allerdings die
verschiedenartigen Ausgangslagen bezüglich
Länge und Qualität bei den vorhandenen Teilen
der Radverkehrsnetze, die Komplexität der
Probleme wie auch die erforderliche Netzlänge
mit zu berücksichtigen.

In Städten, die sich Teilaufgaben vorgenommen
hatten, sind diese im Regelfall weitgehend abge-
arbeitet, so dass sie ein vollständiges Routen-
netz, zumindest einzelne Routen, die Innenstadt
oder einzelne Stadtteile vorweisen können, die
den Ansprüchen des Radverkehrs entsprechend
gestaltet sind.

Nähere Angaben zum Netzausbau sind der
Städtedokumentation (Teil II) zu entnehmen.
Einige Zahlenbeispiele für den Ausbau der
Netze sind im Folgenden aufgeführt. Wegen des
unterschiedlichen Datenbestandes bei den Städ-
ten sind diese Daten leider nicht immer direkt
vergleichbar und von daher auch jeweils einzeln
aufgeführt.

In Herford beispielsweise wurden zwischen
1988 und 1999

9.240 m Radwege gebaut,

7.625 m Radfahrstreifen und

380 m Schutzstreifen markiert sowie

9.760 m gemeinsame Geh- und Radwege
realisiert und

2.380 m des Straßennetzes als Fahrradstra-
ßen ausgewiesen.
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Die Radverkehrsinfrastruktur ist damit innerhalb
des Stadtgebietes um über 28 km ausgedehnt
worden.

In Brühl sind 90 % des Netzes hergestellt
(Stand 1998). Es fehlen nur noch 4,5 km der für
erforderlich gehaltenen Radverkehrsanlagen.
Die fehlenden Netzbestandteile liegen vorwie-
gend im Außenbereich in der Baulast anderer
Träger. Im Innenstadtbereich bestehen nur noch
wenige kurze Netzlücken. Von etwa 15 km
neuer Radverkehrsanlage sind nur 3,5 km bau-
lich ausgeführt, vorrangig kommen Radfahr-
streifen und Schutzstreifen zum Einsatz.

In Pulheim sind ca. 80 % des geplanten Netzes
von 80 km Gesamtlänge realisiert. Auch hier
liegen die fehlenden Netzbestandteile vorrangig
im Außenbereich und sind damit von gesamt-
städtisch geringerer Bedeutung. Auch diese
Straßen sind meist in der Baulast anderer Trä-
ger. Die Netzbestandteile innerhalb der Kern-
stadt sind fast komplett.

In Köln wurden seit Projektbeginn (1993) über
20 km Radverkehrsanlagen (überwiegend bau-
lich) hergerichtet. Fast 70 % der zu Projektbe-
ginn noch zu realisierenden Netzlänge bestehen
aber noch nicht. Insgesamt weist das Radver-
kehrsnetz in Köln damit zwar noch deutliche
Lücken auf, jedoch sind die erheblichen Flä-
chenkonkurrenzen in vielen Straßenräumen, die
erhebliche Zielkonflikte und damit lange Pla-
nungsvorläufe bedingen, zu berücksichtigen.
Aus diesem Grund sowie wegen der großen Ge-
samtnetzlänge muss für eine Großstadt wie Köln
eine erheblich längere Laufzeit angesetzt werden
als in kleineren Städten.

In Troisdorf ist der Ausbau des Netzes nahezu
abgeschlossen. 19 km Strecke wurden baulich

realisiert, darunter die mit hohem Standard aus-
gebaute Veloroute mit 3,50 m üblicher Breite
auf 4 km Länge. Ansonsten wurden bauliche
Radwege hauptsächlich im Randbereich und an
Außerortsstraßen angelegt. Auf 12 km Strecken-
länge wurden Radfahrstreifen  und Schutzstrei-
fen angelegt. Schutzstreifen sind auch in einer
Vielzahl von Hauptverkehrsstraßen angelegt
worden, die nach den zuvor vorliegenden Ein-
schätzungen für Radverkehrsanlagen nicht in
Frage kamen, ohne dass Probleme damit be-
kannt wurden. Markierungen sind im innerstäd-
tischen Bereich konzentriert eingesetzt worden,
so dass sich hier der Fahrbahnraum deutlich er-
kennbar fahrradgerecht präsentiert. Probleme
bestehen noch mit einzelnen vorhandenen Rad-
verkehrsanlagen, deren Qualität (auch von der
Stadt) als nicht ausreichend bewertet wird, wo-
bei auch hier die Baulast bei anderen Trägern
liegt.

Auch in Münster wurde durch die bereits jahr-
zehntelange intensive Radverkehrsförderung der
Stadt ein weitgehend geschlossenes Netz ge-
schaffen. Zahlreiche ältere Radverkehrsanlagen
erfordern noch Qualitätsverbesserungen des Be-
standes. Zum anderen zeigt das Radverkehrsnetz
wegen der großen Zahl von Radfahrern zum Teil
schon Überlastungserscheinungen, die weiteren
Ausbaubedarf bedingen.

In Soest ist während der Zeit der Mitgliedschaft
in der AGFS eine wesentliche Ergänzung der
Länge vorhandener Radverkehrsanlagen erreicht
worden. Wie in Tabelle 4-1 erkennbar ist, ist
dabei überwiegend mit Markierungen und den
Möglichkeiten des Verkehrsrechts gearbeitet
worden.
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Radverkehrsanlagen 1986 1992
(Eintritt in die AGFS)

1993 - 1999 Gesamt-
summe

Anteil wäh-
rend Zuge-

hörigkeit zur
AGFS

Radweg (km) 23,0 40,0 + 6,8 46,8 15 %

Radfahrstreifen (km) 0 0,7 + 7,5 8,2 91 %

Schutzstreifen (km) 0 1,2 + 5,4 6,6 82 %

Fahrradstraße (km) 0 0 + 1,0 1,0 100 %

gesamte Länge 23,9 41,9 +20,7 62,6 49 %

Tempo 30-Zonen (An-
zahl) 1 12 12 24 50 %

Einbahnstraßen für Rad-
verkehr geöffnet (An-
zahl)

0 0 45 45 100 %

Quelle: Angaben der Stadt Soest

Tab. 4.1: Bestand und Wachstum des Radverkehrsnetzes in Soest

Demgegenüber sind in einzelnen Städten, insbe-
sondere den Großstädten wie Essen und Köln,
die Netzlücken noch offensichtlich. Hier kom-
men, wie vereinzelt auch noch in den anderen
Städten, z. T. erhebliche Qualitätsmängel an be-
stehenden Radverkehrsanlagen hinzu, so dass
auch das bestehende Netz nicht immer komfor-
tabel zu befahren ist.

Fazit

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die
Städte im Rahmen ihrer Handlungsspielräume
zumeist gute Ergebnisse erzielt haben. Die Netz-
umsetzung ist überall mehr oder weniger deut-
lich vorangekommen, in einigen Städten fast
vollständig abgeschlossen. Ein wesentlicher
Punkt war dabei die Nutzung des "neuen" Re-
pertoires von Markierungs- und verkehrsrechtli-
chen Lösungen, die in den Städten der AGFS
(mit)entwickelt worden sind. Damit konnten ei-
nerseits große Streckenlängen in kurzer Zeit
fahrradgerecht gestaltet werden, andererseits
war der finanzielle Aufwand dafür sehr viel ge-
ringer als dies bei einem entsprechenden Rad-
wegebau-Programm der Fall gewesen wäre.

Abb. 4.3: Beispiel für eine fahrradgerechte Gestaltung

eines Knotenpunktes (Lünen)

Ursprünglich erstellte Zeitpläne zur Komplettie-
rung der Netze konnten allerdings oft nicht ein-
gehalten werden. Die Gründe für den Verzug
sind dabei örtlich unterschiedlich (politische
Widerstände, Finanzierbarkeit, technische Um-
setzbarkeit, abweichende Dringlichkeitseinstu-
fungen bei anderen Baulastträgern etc.).
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4.1.2 Radverkehrsführungen im Stra-
ßenraum

Im Grundsatz verfolgen alle Städte der AGFS
das Ziel, ein attraktives Radverkehrsnetz aufzu-
bauen (vgl. Kap. 4.1.1). Zur Realisierung dieser
Netze tragen verschiedene Führungsformen bei
und sind somit als zentraler Baustein der Rad-
verkehrsförderung zu werten. In Abhängigkeit
von der individuellen Ausgangssituation der
Städte werden neben den traditionellen Radwe-
gen auch kostengünstigere Markierungslösungen
wie Radfahrstreifen oder Schutzstreifen reali-
siert. Ebenso sind in verschiedenen Städten in-
zwischen gemeinsame Führungsformen mit
Bussen erprobt oder Fahrradstraßen eingerichtet
worden. Neben diesen unterschiedlichen Füh-
rungsformen in der Strecke sind auch die Füh-
rungsformen an Knotenpunkten weiterentwi-
ckelt worden, so dass auch hier die Praxis inno-
vative Neuerungen bietet.

Einzelne Maßnahmen wie etwa die Markierung
von Schutzstreifen wurden in zahlreichen Städ-
ten wissenschaftlich begleitet; andere Maßnah-
men dagegen sind nur in wenigen Städten oder
gar nicht hinsichtlich ihrer Wirkung betrachtet
worden. In vielen Städten wird deshalb auf die
persönlichen Eindrücke wie offensichtliche Zu-
nahme des Radverkehrs oder erhöhte Verkehrs-
sicherheit durch Rückgang der Radverkehrsun-
fälle verwiesen. Auch diese Aussagen sind
wichtige Indizien für erfolgreiche Radverkehrs-
förderung, jedoch sind sie methodisch nur ein-
geschränkt abgesichert und haben im Regelfall
keine Wirkung über die Arbeit in der eigenen
Stadt hinaus. Anders sieht es bei umfassenden
Begleituntersuchungen aus, die im Idealfall auch
publiziert werden. Dadurch werden Erfahrungen
auch für andere Städte transparent und können
somit über die eigenen Stadtgrenzen hinaus dazu
beitragen, sinnvolle und wirksame Maßnahmen
zu ergreifen, um den Radverkehr zu fördern.
Nur wenige Untersuchungsstädte wie Münster
oder Köln verfolgen bisher diesen Ansatz. Be-
sonders bei neuen Themen/Maßnahmen können
durch gezielte Begleituntersuchungen bisher
gemachte Erfahrungen für alle Interessierte
schnell und bequem zugänglich gemacht wer-
den.

Im folgenden wird ein kurzer Überblick über die
in der Praxis eingesetzten Radverkehrsführun-

gen und die daraus vorliegenden Erfahrungen
gegeben.

Radwege und Radfahrstreifen

Entsprechend den neuen Vorgaben hinsichtlich
der Benutzungspflicht von Radverkehrsanlagen
gemäß der StVO-Novelle von 1997 haben alle
Untersuchungsstädte ihre Radverkehrsanlagen
überprüft. Nach einem Umfrageergebnis des
Städtetages sind die fahrradfreundlichen Städte
bei der Umsetzung der neuen StVO nur unwe-
sentlich schneller vorgegangen als andere
Städte. Während 54 % von insgesamt 22 be-
fragten fahrradfreundlichen Städten in NRW
Ende 1998 mit der Umsetzung der Neuregelung
begonnen hatten, gaben rund 48 % der übrigen
133 befragten Städten an, ebenfalls schon auf
die neuen Anforderungen entsprechend reagiert
zu haben.

Es haben sich bei der Realisierung der Radver-
kehrsnetze verschiedene Strategien bzgl. der
Netzelemente entwickelt. So konzentrieren sich
Städte mit alten Radwegetraditionen wie etwa
Hamm, Marl oder Münster auch weiterhin auf
den Ausbau eines Radwegenetzes. Begründet
wird dies überwiegend mit der hohen Akzeptanz
durch die Bevölkerung und den langjährigen
guten Erfahrungen, die mit dieser Führungsform
gewonnen wurden. Die Radwegführung ist die
traditionelle Führungsform für den Radverkehr
und im wesentlichen auch unumstritten, wenn
auch mit der StVO-Novelle 1997 verdeutlicht
wurde, dass der Radverkehr nur dann sicher auf
Radwegen geführt werden kann, wenn diese be-
stimmte Mindeststandards erfüllen.

Neben den Radwegen haben sich die deutlich
kostengünstigeren Radfahrstreifen inzwischen in
vielen Untersuchungsstädten bewährt, die hin-
sichtlich Sicherheit und Komfort dem Radweg
mindestens gleichwertig gegenüberstehen. Ne-
ben dem Kostenvorteil ist die Realisierung von
Radfahrstreifen im Regelfall auch schneller
möglich, als der Bau von Radwegen.
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Abb. 4.4: Radfahrstreifen an Hauptverkehrsstraße (Herford)

Bei der Realisierung von Markierungslösungen
sind einzelne Städte auch besondere Wege ge-
gangen. So hat die Stadt Bonn beispielsweise im
Zuge von ursprünglich vierstreifig ausgebauten
Straßen überbreite Fahrstreifen für den Kfz-Ver-
kehr markiert und die so gewonnene Fläche für
die Markierung von Radfahrstreifen genutzt
(vgl. Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr. 5).
In einigen Untersuchungsstädten wurden auch
Radfahrstreifen realisiert, die nicht den Anforde-
rungen der Verwaltungsvorschrift zur StVO ent-
sprechen (vgl. u. a. Teil II; Maßnahmendoku-
mentation, Nr. 6). Aufgrund der gemachten gu-
ten Erfahrungen mit der Anlage von Radfahr-
streifen trotz z. T. über den Richtwerten liegen-
der DTV-Werte oder Querschnittsbreiten unter
den vorgesehenen Mindestbreiten, wird auch die
aktuelle Diskussion bzgl. einer möglichen Ände-
rung der Vorgaben in der VwV-StVO geführt.

Schutzstreifen

Im Vergleich zu bewährten Führungsformen wie
Radwegen und Radfahrstreifen sind Schutzstrei-
fen eine neuere Möglichkeit der Radverkehrs-
führung. Ihre Einführung hat in den ersten Jah-
ren eine Vielzahl kontroverser Diskussionen zu
den möglichen Einsatzbereichen und Sicher-
heitsüberlegungen ausgelöst. Entsprechend be-
schäftigten sich viele Untersuchungen mit dieser
Thematik. Die hieraus gewonnenen Erfahrungen
sind für die Aufnahme der Schutzstreifen in die
StVO-Novelle von 1997 von großer Bedeutung
gewesen.

Aufgrund von Untersuchungsergebnissen konnte
auch die Erkenntnis gewonnen werden, dass die
bauliche Ausgestaltung der Schutzstreifen wie
etwa in der Hegestraße in Gladbeck aus Sicher-
heitsüberlegungen heraus nicht notwendig ist,
sondern die deutlich kostengünstigere Markie-

rung der Schutzstreifen als ausreichend angese-
hen werden kann.

Abb. 4.5: Baulich ausgebildeter Schutzstreifen (Hege-

straße, Gladbeck)

Die Praxis der Untersuchungsstädte hat aber
auch gezeigt, dass sich Einsatzbereiche für
Schutzstreifen bewährt haben, die nicht den
Vorgaben der Verwaltungsvorschrift zur StVO
entsprechen. So sind sowohl in Einzelfällen
Breiten realisiert worden, die unterhalb der vor-
gesehenen Mindestbreiten lagen, wie auch die
Verkehrsstärken sich z. T. oberhalb der Grenzen
der StVO befinden. Da sich dieser Regelungen
aber im Regelfall bewährt haben, werden ent-
sprechende Anpassungen für die bevorstehende
StVO-Novellierung geprüft.

Rad-/ Busspuren

Die gemeinsame Führung von Rad- und Busver-
kehr auf einem Fahrstreifen ist ebenfalls eine
neuere Führungsform, die unter den Untersu-
chungsstädten vorrangig in Bonn und Münster
zum Einsatz gekommen ist. In Münster wurde
diese Maßnahme mit einer Forschungsarbeit
wissenschaftlich begleitet (vgl. Teil II; Maß-
nahmendokumentation, Nr. 9). 1995 wurde die
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Untersuchung vorgelegt, die der bis dahin noch
weitestgehend unbeantworteten Frage nach den
Einsatzmöglichkeiten gemeinsamer Fahrstreifen
für Bus- und Radverkehr nachging. Anhand von
Befragungen, Videobeobachtungen und einer
Unfallanalyse kommt die Untersuchung zu dem
Schluss, dass die gemeinsame Führung dann
empfehlenswert ist, wenn für die Separierung
keine ausreichenden Flächenreserven zur Verfü-
gung stehen und der gemeinsame Fahrstreifen
entweder mit 4,75 m-5,00 m eine ausreichende
Breite für Überholungen bietet, oder aber diese
aufgrund einer deutlich geringeren Breite
(3,00 m-3,25 m) erst gar nicht zu lässt. Breiten
zwischen 3,25 m und 4,25 m werden aufgrund
von erfassten, zu geringen Überholabständen
nicht empfohlen.

Mit der 1997 novellierten StVO wurde der Ein-
satz von Busfahrstreifen mit Zulassung für den
Radverkehr in besonderen Fällen auf eine recht-
liche Grundlage gestellt. Hier konnten die ge-
machten Erfahrungen aus Münster einfließen.

Einbahnstraßen

Die Möglichkeit den Radverkehr auch entgegen
der Einbahnstraßenrichtung führen zu können ist
lange Zeit kontrovers diskutiert worden. U. a.
haben Köln und Münster sich mit dieser Proble-
matik intensiv beschäftigt und früh in Form von
unechten Einbahnstraßen eine Möglichkeit ge-
funden, den Radverkehr zuzulassen. Durch um-
fangreichen Begleituntersuchungen und entspre-
chender Publikationen von positiven Ergebnis-
sen hinsichtlich Verkehrssicherheit und Ver-
kehrsablauf wurde nicht zuletzt auf der Basis
dieser Ergebnisse die Änderung der StVO von
1997 ermöglicht, die die Möglichkeit bietet auch
echte Einbahnstraße für den gegenläufigen Rad-
verkehr zu öffnen. Seither haben auch die Un-
tersuchungsstädte, die bis dahin noch keine Ein-
bahnstraßen für den gegengerichteten Radver-
kehr freigegeben hatten im Regelfall ihre Ein-
bahnstraßen überprüft und soweit möglich für
den Radverkehr geöffnet.

Besonders hervorzuheben ist in diesem Zusam-
menhang die Stadt Brühl, die als einzige Stadt
die bisher eingerichteten unechten Einbahnstra-
ßen in echte umwandelte und für den gegenge-
richteten Radverkehr geöffnet hat. Soweit an-
dere Untersuchungsstädte bereits vor der StVO-

Änderung unechte Einbahnstraßen eingerichtet
hatten, sind diese als solche bestehen geblieben.

Die Mehrzahl der Untersuchungsstädte hat die
Öffnung der Einbahnstraßen als flächende-
ckende Aufgabe verstanden, was hinsichtlich
Verständnis und Akzeptanz der Regelung posi-
tiv zu bewerten ist. Beispielhaft sei an dieser
Stelle auf die Stadt Soest verwiesen, die bereits
50 Einbahnstraßen für den Radverkehr geöffnet
hat (vgl. Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr.
23).

Bemerkenswert ist auch das Vorgehen von Kre-
feld hinsichtlich der Öffnung von Einbahnstra-
ßen. Hier wurde die Maßnahme mit der Auswei-
sung von Fahrradstraßen verknüpft (vgl. Teil II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 22).

Die "Begleituntersuchung fahrradfreundliche
Stadt Herford" (PGV, Schlussbericht 1997) hat
im Rahmen der Unfallanalyse für die dortigen
unechten Einbahnstraßen und Fahrradstraßen
gezeigt, dass bis zum Abschluss der Untersu-
chung keine Unfälle gemeldet worden sind, so
dass sich beide Führungsformen unter dem Ge-
sichtspunkt der Verkehrssicherheit bewährt ha-
ben. Dies deckt sich mit Erfahrungen aus ande-
ren Städten. Während die Fahrradstraßen auch
eine sehr positive Bewertung durch die Bevöl-
kerung erfuhren, wurden die unechten Einbahn-
straßen von den Befragten kritischer betrachtet.
Hier waren es vor allem die Gelegenheitsradfah-
rer, die eine negative Beurteilung abgaben, wäh-
rend die befragten Vielradfahrer auch dieser
Führungsform positiv gegenüber standen. In der
Aufklärungsarbeit für die Bevölkerung ist somit
noch Handlungsbedarf zu sehen.

Fahrradstraßen

Fahrradstraßen sind ebenfalls eine neuere Füh-
rungsform des Radverkehrs. Neben der Mög-
lichkeit große Radverkehrsmengen sicher zu
führen, ist auch die Öffentlichkeitswirksamkeit
dieser Maßnahme hoch einzuschätzen (s. o.).
Zwischenzeitlich haben die Mehrzahl der Unter-
suchungsstädte eine oder auch mehrere Fahrrad-
straßen eingerichtet, zumal diese Führungsform
in der novellierten StVO von 1997 ausdrücklich
Erwähnung findet.

Die Einrichtung einer Fahrradstraße in Münster
wurde mit einer umfassenden Untersuchung be-
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gleitet (PLANERBÜRO RICHTER-RICHARD,
1993). Es wurde anhand von Geschwindig-
keitsmessungen, Videobeobachtungen und Be-
fragungen der Verkehrsablauf, die Verkehrssi-
cherheit und die Akzeptanz durch die unter-
schiedlichen Verkehrsteilnehmer analysiert. Die
Arbeit kommt zu dem Schluss, dass die Fahrrad-
straße aufgrund einer deutlichen Zunahme des
Radverkehrs als geeignetes Mittel zur Bünde-
lung von Radverkehrsströmen zu bewerten ist.
Als Besonderheit ist für die Schillerstraße noch
zu erwähnen, das der Kfz-Verkehr in beide
Richtungen zugelassen ist.

Im Rahmen der bundesweiten Forschungsarbeit
"Sicherheit des Radverkehrs auf Erschließungs-
straßen" (ALRUTZ, STELLMACHER-HEIN, 1997)
wurde in Krefeld auch die Dionysiusstraße als
Fahrradstraße untersucht. Diese Straße war vor-
mals Einbahnstraße und wurde nach Auswei-
sung als Fahrradstraße für den gegenläufigen
Radverkehr geöffnet, dabei wurde die Fahrrad-
straße anhand von Zählungen, Befragungen und
Verhaltensbeobachtungen bewertet. Das Sicher-
heitsniveau der Fahrradstraße hat sich in Krefeld
weder objektiv noch subjektiv deutlich verän-
dert, jedoch wird die Route besonders durch die
neue legalisierte Fahrbeziehung gut angenom-
men.

Radverkehr in der Fußgängerzone

Einzelne Städte haben über die bisher genannten
Führungsformen im Streckenverlauf hinaus auch
die Öffnung der Fußgängerzone für den Radver-
kehr als weitere Führungsform vorgesehen. Be-
sonders in Gladbeck wurde diese Möglichkeit
umfassend genutzt, um die Durchlässigkeit der
Innenstadt zu erhöhen. Bezüglich der Akzeptanz
des Vorranges für Fußgänger wurde aber deut-
lich, dass es wenig empfehlenswert war, einen
eigenen Bereich für den Radverkehr zu markie-
ren, so dass die Radfahrer gemeinsam mit den
Fußgängern auf den geöffneten Abschnitten ge-
führt werden.

Untersucht wurde das Verhalten von Radfahrern
in der Fußgängerzone auch in Münster. Insge-
samt konnte ein rücksichtsvolles Verhalten der
Radfahrer erfasst werden. Aus diesem Grunde
wird für Münster auch empfohlen, die bestehen-
den Regelungen nicht zu verändern, um den
derzeit rücksichtsvollen Radfahrern nicht durch

weiterreichende Freigabe zu einer offensiveren
Fahrweise im sensiblen Fußgängerbereich zu
veranlassen.

Den im Vergleich zu den möglichen zukünftigen
Schwerpunkten geringsten Handlungsbedarf sa-
hen die im Rahmen einer Begleituntersuchung
befragten Herforder in einer Ausweitung der
Radverkehrsführung in der Fußgängerzone.

Die gezeigten Beispiele verdeutlichen, dass die
Öffnung von Fußgängerzonen ein sehr sensibles
Thema ist und einer genauen Abwägung der
Belange des Rad- und Fußverkehrs bedarf.

Führung des Radverkehrs an Knotenpunkten

Der Führung des Radverkehrs an Knotenpunk-
ten haben die fahrradfreundlichen Städte in
NRW bisher überwiegend weniger Aufmerk-
samkeit geschenkt als den Führungen im Stre-
ckenverlauf, entsprechende Defizite wurden
aber im Regelfall erkannt. Einzelne Städte gaben
dementsprechend an, dass die verbesserte Füh-
rung des Radverkehrs an Knotenpunkten ein zu-
künftiger Handlungsschwerpunkt ihrer Radver-
kehrsförderung darstellt.

Insgesamt sind insbesondere für links- und
rechtsabbiegende Radfahrer Sonderregelungen
realisiert worden (vgl. u. a. Teil II; Maßnah-
mendokumentation, Nr. 14, 15, 20). Weiterhin
sind Radfahrerschleusen und aufgeweitete Rad-
aufstellstreifen, die im Regelfall auch dem gera-
deausfahrenden Radverkehr Vorteile bieten, in
der Praxis zum Einsatz gekommen. Einzelne
Städte haben sich auch für Sondersignale ent-
schieden, um dem Radverkehr so gesonderte
Freigabezeiten zu ermöglichen. Dies ist auch
unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit von
Vorteil, da der geradeausfahrende Radverkehr
so eine Vorlaufzeit gegenüber dem Kfz-Verkehr
erhalten kann.

Münster widmet der Führung des Radverkehrs
an Knotenpunkten eine eigene Forschungsarbeit
(vgl. Teil II; Maßnahmendokumentation,
Nr. 21). Aufgrund der langen Radfahrertradition
wies die Stadt eine Vielzahl gewachsener Füh-
rungsmöglichkeiten an signalisierten Knoten-
punkten auf. Hinsichtlich der Akzeptanz und
zum besseren Verständnis sollten diese Rege-
lungen unter Berücksichtigung der gültigen
Rechtslage, der Verkehrssicherheit und der Att-
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raktivität vereinheitlicht werden. (PGV, Opti-
mierung für den Radverkehr an Lichtsignalanla-
gen, 1996).

Auch Troisdorf widmete im Rahmen der "Be-
gleituntersuchung Radverkehrsinfrastruktur in
Troisdorf" (PBS, PGV 1996) der Radverkehrs-
führung an Knotenpunkten besondere Aufmerk-
samkeit. Hier wurden insbesondere aufgeweitete
Radaufstellstreifen und Veloweichen hinsicht-
lich Verkehrsablauf und -sicherheit betrachtet.
Publikationen vergleichbar der Münsteraner
Studie liegen aber nicht vor, so dass andere
Städte von den positiven Erfahrungen in Trois-
dorf nur bedingt profitieren können.

Dass innovative Radverkehrsführungen an Kno-
tenpunkten nicht immer die uneingeschränkte
Akzeptanz der Nutzer erfahren, musste die Un-
tersuchungsstadt Gladbeck feststellen. Es wur-
den an verschiedenen, zentralen, signalisierten
Knotenpunkten neue Führungsformen einge-
setzt, die in der Bevölkerung z. T. sehr umstrit-
ten waren. An einem zentralen Knotenpunkt für
den Radverkehr wurden Aufstellflächen für indi-
rektes Linksabbiegen, Radfahrstreifen für den
geradeausfahrenden Radverkehr und eine Velo-
weiche markiert. Gleichzeitig besteht für den
Radverkehr noch die Möglichkeit die Führung
über die Fußgängerfurt zu nutzen. Insbesondere
da die Gladbecker Bevölkerung Radverkehrs-
führungen auf der Fahrbahn nach Auskunft der
Verwaltung eher skeptisch gegenübersteht
wurde aufgrund der kritischen öffentlichen Dis-
kussion im Rahmen dieser Arbeit eine Zählung
durchgeführt, die Anhaltspunkte zur der Ak-
zeptanz dieser neuen Führungsformen lieferte.

Im Gegensatz zu den Führungen für den ge-
radausfahrenden Radverkehr, die eine Akzep-
tanz von rund 50 % bzw. 80 % je Fahrtrichtung
aufweisen, werden die Führungen des linksab-
biegenden Radverkehrs kaum angenommen.

Es ist anzunehmen, dass die geringe Akzeptanz
durch weitere Öffentlichkeitsarbeit und nach ei-
ner längeren Eingewöhnungszeit verbessert
werden kann. Die Zählungen und Verhaltensbe-
obachtungen zeigen aber auch, dass der Einsatz
neuer Führungsformen in Abhängigkeit der je-
weiligen örtlichen Rahmenbedingungen genau
zu prüfen ist und nicht in jedem Fall eine Über-
tragung auf andere Örtlichkeiten den ge-
wünschten Erfolg garantiert.

4.1.3 Fahrradparken

Das Fahrradparken ist in fast allen fahrrad-
freundlichen Städten als Baustein der Radver-
kehrsförderung mit zentraler Bedeutung erkannt
worden. Sowohl was die Anzahl der Fahrrad-
stellplätze angeht, als auch die Qualität, sind in
den letzten Jahren deutliche Verbesserungen zu
verzeichnen gewesen. Dabei haben die einzel-
nen Städte z. T. sehr unterschiedliche Wege ge-
wählt, die alle Erfolge aufzuweisen haben. Ge-
meinsam ist den meisten Maßnahmen, dass
überwiegend kleinere dezentrale Anlagen in
Zielnähe errichtet wurden.

Die Städte Troisdorf und Essen haben beispiels-
weise in großem Umfang die alten "Felgenkil-
ler" an Schulen durch anspruchsgerechte Halter
ersetzt. So leisten sie einen Beitrag zur Ver-
kehrssicherheit, denn die Möglichkeit ein Fahr-
rad standsicher und diebstahlgeschützt abzu-
stellen trägt in nicht unerheblichen Umfang dazu
bei, dass die genutzten Fahrräder qualitativ hö-
herwertig sind und damit im Regelfall auch un-
ter dem technischen Gesichtspunkt einen er-
höhten Beitrag zur Verkehrssicherheit leisten
(vgl. u. a. Teil II; Maßnahmendokumentation,
Nr. 34).

Gleiches gilt natürlich auch für alle anderen
Nutzergruppen, so dass z. B. in vielen Städten
ein qualitativ hochwertiges Angebot im Innen-
stadtbereich oder an anderen wichtigen Zielen
des Radverkehrs wie etwa Sportstätten realisiert
worden ist.

Abb. 4.6: Fahrradparken am Schwimmbad (Essen)

In Gladbeck wurden rund um die Fußgänger-
zone eine Reihe von hochwertigen Abstellanla-
gen installiert. Dabei wurden verschiedene Ty-
pen eingesetzt. Der Auffälligste von ihnen ist
das sogenannte Gladbecker Modell. Dabei wer-
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den Anlehnbügel aus gestalterischen Gründen
und um einen Wiedererkennungseffekt in der
Bevölkerung zu erreichen, mit roten Rankge-
rüsten umgeben (vgl. Teil II; Maßnahmendoku-
mentation, Nr. 32). Daneben wurden platzspa-
rende "Haarnadeln" eingesetzt, die, wenn keine
Fahrräder eingestellt sind, kaum auffallen und
von daher städtebaulich gut verträglich sind.
Dies Modell kam somit vor allem an Orten zum
Einsatz, an denen eine Auslastung der Abstell-
anlagen nur zu bestimmten Stoßzeiten zu er-
warten ist.

Abb. 4.7: Gladbecker Modell (Gladbeck)

Eine Untersuchung von 1991 hinsichtlich Ak-
zeptanz der vorhandenen Abstellanlagen von
1991 wurde im Rahmen dieser Arbeit auf mögli-
che Veränderungen im Nutzerverhalten hin un-
tersucht und kam zu dem Ergebnis, dass die Ak-
zeptanz der Anlagen, insbesondere auch was das
Anschließen der Fahrräder betrifft, deutlich zu-
genommen hat. Daraus lässt sich ableiten, dass
der zusätzliche Sicherheitsgewinn, den an-
spruchsgerechte Halter bieten, auch von den
Nutzern angenommen wird, wenn auch mit zeit-
licher Verzögerung.

Quelle: Zählungen der Stadt Gladbeck und eigene Erhe-

bungen

Abb. 4.8: Akzeptanz verschiedener Fahrradhalter (Glad-

beck)

Im Vergleich der einzelnen Abstelltypen unter-
einander zeigt sich deutlich der Qualitätsunter-
schied zwischen Vorderradhaltern und den ande-
ren Typen. Eine schlechtere Akzeptanz der
"Haarnadeln" gegenüber den Anlehnbügeln
konnte demgegenüber nicht nachgewiesen wer-
den, so dass unter bestimmten - insbesondere
stadtgestalterischen – Überlegungen heraus
hierin eine Alternative gesehen werden kann.

Noch einen Schritt weiter gehen Städte wie Her-
ford, die einen Teil ihrer innerstädtischen Anla-
gen überdachen und somit zusätzlich noch einen
Witterungsschutz bieten (vgl. Teil II; Maßnah-
mendokumentation, Nr. 33).

Daneben gibt es noch die Fahrradwachen, die im
Regelfall im Innenstadtbereich (z. B. in Marl
und Gladbeck) oder aber an Schulen (u. a. Marl)
errichtet wurden. Die Anlagen werden zumeist
von gemeinnützigen Einrichtungen betrieben
und bieten im Idealfall nicht nur den optimalen
Diebstahlschutz sondern auch kleinere Service-
leistungen wie z. B. Reparaturen an und tragen
somit zu einem nicht unerheblichen Teil zur
Verkehrssicherheit bei (vgl. u. a. Teil II; Maß-
nahmendokumentation, Nr. 44).
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Um den großen Mengen abgestellter Fahrräder
in Gebieten dichter Bebauung gerecht werden zu
können, bietet Münster seit Anfang der 90er
Jahre Hauseigentümern die Möglichkeit, Fahr-
radabstellanlagen im Straßenraum zu errichten
(vgl. Teil II; Maßnahmendokumentation,
Nr. 35). Diese einfache, aber sehr wirkungs-
volle, Maßnahme trägt dazu bei, die Anzahl wild
abgestellter Fahrräder auf den Gehwegen zu re-
duzieren und diese somit wieder ihrer ursprüng-
lichen Nutzung zukommen zu lassen.

Eine weitere Förderung des Fahrradparkens er-
folgt in Form von Fahrradabstellsatzungen. Hier
sind Münster und Marl zu nennen, die bereits
vor einiger Zeit entsprechende Satzungen einge-
führt haben und somit für bestimmte Neubauten
bzw. in Münster auch für wesentliche baulichen
Änderungen, von vornherein Regelungen bzgl.
der Anzahl und der Ausstattung der Fahrrad-
stellplätze vorsehen (vgl. Teil II; Maßnahmen-
dokumentation, Nr. 36).

Darüber hinaus sind unter dem Gesichtspunkt
der Förderung des Fahrradparkens noch Wettbe-
werbe und Beratungsangebote wie "Fahrrad-
freundlicher Arbeitgeber" oder "Fahrradfreund-
liches Wohnhaus" zu nennen, wie sie in Münster
durchgeführt wurden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der
Bereich Fahrradparken auf verschiedenen Ebe-
nen in unterschiedlichen Formen von den Städ-
ten der AGFS gefördert wurden.

4.1.4 Wegweisung

Für die Mehrzahl der fahrradfreundlichen Städte
in NRW ist die eigenständige Radverkehrsweg-
weisung ein bedeutender Baustein der Radver-
kehrsförderung geworden. Neben Städten, die
seit vielen Jahren Erfahrungen mit einer Weg-
weisung aufweisen wie z. B. Troisdorf, Herford
oder Lünen, realisierten andere Städte sie gerade
in den letzten ein bis zwei Jahren bzw. haben
aktuell die Planungen abgeschlossen und stehen
kurz vor der Realisierung. Wieder andere Städte
gehen in die zweite Generation der Radver-
kehrswegweisung und erneuern ihr seit vielen
Jahren existierendes aber nicht mehr dem aktu-
ellen Erkenntnisstand entsprechendes System.
Hier ist u. a. Münster zu nennen.

Während die Radverkehrswegweisung ursprüng-
lich von den einzelnen Kommunen eher indivi-
duell bewertet und gestaltet wurde, hat sich in
den letzten Jahren vermehrt gezeigt, dass die ei-
genständige Wegweisung nicht nur der Orientie-
rung dient, sondern sich auch als Image- und
Werbeträger für den Radverkehr besonders gut
eignet. Als Beleg ist hier eine Untersuchung aus
Herford zu nennen. Im Rahmen einer Zählung
Stadt Herford, (PGV, Schlussbericht 1997)
wurde festgestellt, dass der Radverkehr auf den
ausgewiesenen Verbindungen höhere Zuwächse
zu verzeichnen hatte, als die übrigen Wege.
Auch der Bekanntheitsgrad der Wegweisung lag
entsprechend dem Ergebnis einer Haushaltsbe-
fragung im Vergleich zu den anderen Baustei-
nen der Radverkehrsförderung sehr hoch. Damit
konnte nachgewiesen werden, dass die Wegwei-
sung sowohl der Verkehrslenkung dient als auch
Marketingfunktion übernimmt (vgl. Teil II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 37).

Nicht zuletzt aufgrund dieser Ergebnisse er-
scheint es notwendig, die zahlreichen unter-
schiedlichen Wegweisungssysteme, die sich
z. T. in Form, Farbe und Darstellungselementen
geringfügig bis gravierend voneinander unter-
scheiden, möglichst zu vereinheitlichen. Die
zahlreichen Erfahrungen, die insbesondere in
Nordrhein-Westfalen gemacht wurden, sind als
wesentliche Grundlage in das "Merkblatt zur
wegweisenden Beschilderung für den Radver-
kehr" (FGSV 1998) eingeflossen. Dieses Merk-
blatt ist inzwischen nicht nur für Nordrhein-
Westfalen verbindliche Grundlage für neue
Radverkehrswegweisung sondern findet bun-
desweite Beachtung und wurde bereits von ver-
schiedenen Städten auch in anderen Bundeslän-
dern berücksichtigt. In Niedersachsen wurden
z. B. in Göttingen oder auch die EXPO-Weg-
weisung in Hannover entsprechend realisiert.
Damit ist den Erfahrungen der frühen Wegwei-
sungsprojekten in Nordrhein-Westfalen Rech-
nung getragen worden.

4.1.5 Maßnahmen zur Verknüpfung
mit anderen Verkehrsmitteln

Alle Untersuchungsstädte haben die Bedeutung
der Verknüpfung von öffentlichem Verkehr und
Radverkehr für den Vor- bzw. Nachtransport er-
kannt. Insbesondere Bahnhöfe und Haltepunkte
des Schienenverkehrs sind mit anspruchsge-
rechten Fahrradabstellmöglichkeiten, die z. T.
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überdacht sind, ausgestattet. Vielfach wird das
Angebot um Fahrradboxen erweitert. Fast alle
untersuchten Städte haben inzwischen auch eine
Radstation am Bahnhof bzw. besitzen zumindest
ausgereifte Planungen für deren Realisierung.
Begünstigt wird diese neuere Entwicklung si-
cherlich durch das Programm der
100 Radstationen in NRW (vgl. Kap. 3.1.5).

Darüber hinaus haben zahlreiche Untersu-
chungsstädte ihr Angebot an zentralen Halte-
stellen des Busverkehrs erweitert und auch hier
anspruchsgerechte Bike & Ride-Anlagen er-
richtet.

Die Mitnahmeregelungen für Fahrräder in öf-
fentlichen Verkehrsmitteln sind demgegenüber
eher begrenzt und haben auch durch die Mit-
gliedschaft der Städte in der AGFS keine nen-
nenswerte Veränderung erfahren.

Als einzige Untersuchungsstadt hat Münster
auch den Versuch unternommen eine Verknüp-
fung von Fahrrad und Auto zu forcieren. Die
Mobilstation Weseler Straße, die ein Verknüp-
fungspunkt von Auto, Bus und Fahrrad werden
sollte, brachte allerdings nicht den erhofften Er-
folg, während andere Mobilstationen in Müns-
ter, die mit einem Haltepunkt der Deutschen
Bahn verknüpft wurden, sehr gute Akzeptanz
erfahren (vgl. Teil II; Maßnahmendokumenta-
tion, Nr. 27).

Erfahrungen und Wirkungen zu Maßnahmen bei
der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln
sind nicht umfassend dokumentiert. Aussagen
zum Erfolg sind im Regelfall nur über die Aus-
lastung der Anlagen nachgewiesen worden. So
hat Essen beispielsweise mit seinen Fahrradbo-
xen an wichtigen S-Bahnhöfen gute Erfahrungen
gemacht, da die Boxen keine Vandalismusschä-
den aufweisen und die Auslastung an einzelnen
Bahnhöfen so gut ist, dass die Stadt die Kapazi-
täten erweitern will (vgl. Teil II; Maßnahmen-
dokumentation, Nr. 29). Ähnlich äußerten sich
auch andere Städte, die die Kapazitäten ihrer
Bike & Ride-Anlagen zwischenzeitlich erweitert
haben. Mit Ausnahme der Äußerungen, dass
Anlagen, die Vandalismusschäden vorbeugen
besser angenommen werden als andere, liegen
über Qualitätsstandards oder Erreichbarkeit der
Verknüpfungspunkte keine Aussagen vor.

Keine der untersuchten AGFS-Städte hatte um-
fassende Planungen, die Mitnahmeregelungen
für das Fahrrad in öffentlichen Verkehrsmitteln
benutzerfreundlicher zu gestalten.

4.2 Serviceangebote

Radverkehrsförderung wird allgemein immer
noch schwerpunktmäßig auf die Bereitstellung
der Wegeinfrastruktur reduziert. Allenfalls die
Infrastrukturelemente Wegweisung und Abstell-
anlagen werden noch einer erfolgreichen Rad-
verkehrsförderung zugeordnet.

Aus Nutzersicht sind aber fahrradbezogene
Dienstleistungen oftmals fast ebenso wichtig
wie Wegeinfrastruktur. Dies zeigt sich auch
daran, dass etwa in den Niederlanden der sehr
hohe Anteil des Radverkehrs einhergeht mit ei-
nem vergleichsweise besser ausgeprägten Ange-
bot entsprechender Dienstleistungen. Dies ist
leicht nachvollziehbar, da viele Serviceangebote
bestehende Hemmnisse gegen die Fahrradnut-
zung beseitigen oder abschwächen. So kann dem
Hemmnis der Angst vor Fahrraddiebstahl durch
das Angebot bewachten Fahrradparkens (z. B. in
Fahrradstationen) entgegengetreten werden.

In den Untersuchungsstädten wurde diese Er-
kenntnis teilweise aufgegriffen und unterschied-
liche fahrradbezogene Dienstleistungen ange-
boten. Insgesamt ist allerdings der Servicebe-
reich auch in den fahrradfreundlichen Städten
immer noch ganz deutlich unterentwickelt, wenn
man etwa die Niederlande als Vergleichsmaß-
stab heranzieht.

4.2.1 Fahrradstationen

Das Landesprogramm "100 Fahrradstationen in
NRW" fügt sich bestens in die Zielsetzung der
Fahrradfreundlichen Städte und Gemeinden ein.
Dementsprechend haben sich zahlreiche Städte
der Arbeitsgemeinschaft um Fahrradstationen
bemüht. Insgesamt 10 der Untersuchungsstädte
verfügen mittlerweile über Fahrradstationen mit
insgesamt rund 6.000 Stellplätzen. 3 der Unter-
suchungsstädte haben bereits einen Förderantrag
gestellt; eine weitere wird in Kürze einen För-
derantrag stellen.
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Die Erfolge sind dabei recht unterschiedlich.
Während teilweise die Auslastung bei noch in
der Anlaufphase befindlichen Fahrradstationen
geringer ist als gewünscht, laufen andere Statio-
nen hervorragend. Bei der mit 2.800 Stellplätzen
mit Abstand größten Station in Münster ist die
Nachfrage sogar so gut, dass bereits über Er-
weiterungsoptionen nachgedacht wird. Die Fahr-
radstationen werden ausführlicher im Kapitel
3.1.5 behandelt.

4.2.2 Arbeitgeberangebote

Angesichts der dominierenden Stellung des
Autos beim Weg zum Arbeitsplatz können ge-
eignete Angebote von Arbeitgeberseite einen
sehr hohen Umsteigeeffekt erzielen. Leider ist
das diesbezügliche Bewusstsein bei den meisten
Arbeitgebern in den untersuchten Städten gänz-
lich unterentwickelt. So musste etwa in Brühl
der Wettbewerb zur Ermittlung des fahrrad-
freundlichsten Arbeitgebers mangels Beteili-
gung abgebrochen werden (vgl. Maßnahmendo-
kumentation).

Besser sieht die Situation beim Gerling-Konzern
in Köln aus. So bietet dieser seinen radelnden
Mitarbeitern adäquate Fahrradabstellmöglich-
keiten, Umkleiden, Duschen und Spinde. Für
diese beispielgebende Maßnahme wurde der
Gerling-Konzern vom Verbund der selbstver-
walteten Fahrradbetriebe (VsF) mit dem golde-
nen Ritzel ausgezeichnet.

Günstiger ist die Situation in Industriebereichen,
in denen das Werksrad Tradition hat, wie etwa
in der chemischen Industrie. So sind auf dem
Werksgelände von Bayer-Leverkusen keine pri-
vaten Kraftfahrzeuge zugelassen (Platz- und Si-
cherheitsprobleme). Mit den 6.700 (auch privat
nutzbaren) Werksrädern darf hingegen bis un-
mittelbar an den Arbeitsplatz auf dem mehrere
Quadratkilometer großen Werksgelände heran-
gefahren werden. Gleiches gilt auch für die etli-
chen Tausend Privaträder mit Zulassung für das
Werksgelände. Hierdurch konnte ein weit über-
durchschnittlicher Radverkehrsanteil im Berufs-
verkehr erreicht werden. Für das Bayer-Werk
ergibt sich hierdurch eine erhebliche Einsparung
an (teurer) Parkplatzfläche. Gleichzeitig wird
die Verkehrssituation in Leverkusen hierdurch
spürbar entlastet.

4.2.3 Serviceangebote beim Einkauf

Obgleich entgegen anderslautender Vermutun-
gen die Mehrzahl der Einkäufer nicht mit
schweren oder sperrigen Gegenständen unter-
wegs ist, gibt es natürlich eine ganze Menge von
Einkäufen, die sich nur schwer mit dem Fahrrad
transportieren lassen, sei es wegen Größe und
Gewicht oder einfach nur wegen der Menge
(Wocheneinkauf). In jedem Fall ist es lästig,
Einkäufe nicht im Kofferraum zwischenlagern
zu können sondern beim Einkaufsbummel mit
sich herum tragen zu müssen.

Grundsätzlich gibt es hier natürlich bereits bei
zahlreichen Einzelhändlern einen Lieferservice,
und zwar nicht nur für Möbel und Haushalts-
großgeräte, sondern insbesondere auch für Ge-
tränke etc. Da es sich hier jedoch um Einzellö-
sungen handelt, die die radelnde Kundschaft
nicht auswendig lernen kann, kommt es auf An-
gebote an, die generell gelten.

Solche Angebote speziell für Radler sind derzeit
nicht bekannt. Es können aber natürlich auch
Angebote genutzt werden, die nicht speziell nur
für Radfahrer gedacht sind. Insbesondere Ange-
bote für ÖPNV-Kunden bieten sich hier an,
nicht zuletzt auch aufgrund der Tatsache, dass
Radler zumeist auch Kunden des ÖPNV sind.

Besonders erwähnenswert ist hier der Bringser-
vice "Easy Shop" der Stadtwerke Bonn. In Zu-
sammenarbeit mit dem Einzelhandelsverband
werden Einkäufe bei gekennzeichneten teilneh-
menden Geschäften gegen einen Obolus zu kun-
denfreundlichen Zeiten nach Hause gebracht.
Die Kosten richten sich dabei nach der Art des
Fahrscheins des Kunden: 3,- DM mit Dauer-
karte, 5,- DM mit Einzelfahrschein und 10,- DM
ohne Fahrschein. Da Radfahrer oft auch ÖPNV-
Stammkunden mit Zeitkarte sind, ist dies ein
Angebot, das gerade auch für Radler interessant
ist. Ausgeliefert wird für diesen Pauschalpreis
im gesamten Verbundgebiet zuzüglich der
Kreise Neuwied und Ahrweiler, also weit über
den Aktionsradius auch geübter Alltagsradler
hinaus.
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Abb. 4.9: Werbung für den Bringdienst der Stadtwerke Bonn

4.3 Öffentlichkeitsarbeit

In der Verkehrspolitik ist inzwischen erkannt
worden, dass mit den klassischen Instrumenta-
rien der Angebots-, Infrastruktur, Ordnungs- und
Preispolitik nur bedingt Veränderungen in der
Verkehrsmittelwahl erzielt werden können.
Selbst ein qualitativ gutes und flächendeckendes
Infrastrukturangebot, das das Radfahren in
Städten und Gemeinden attraktiv und sicher
gestaltet, reicht alleine nicht aus, um eine volle
Potenzialausschöpfung für die Fahrradnutzung
zu erzielen.

Neuere Forschungsarbeiten kamen zu dem Er-
gebnis, dass das Mobilitätsverhalten im wesent-
lichen durch Einstellungen, Lebensstile, Werte
und Gewohnheiten geprägt ist, also letztlich von
subjektiven Faktoren abhängig ist. Daraus lässt
sich ableiten: Geeignete kommunikative Maß-
nahmen sind nicht nur zwingend erforderlich,
sondern können auch den wichtigsten Beitrag
zur Reduktion des motorisierten Verkehrs leis-
ten. Insofern hat die Kommunikation in allen
zukünftigen Handlungsansätzen die Funktion
eines "Schlüsselfaktors". Kommunikation bildet
die wichtigste Ressource in der Verkehrspolitik.
Dies wird mehr und mehr erkannt. So ergab bei-
spielsweise eine informelle Befragung unter den
Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden folgendes:
87 % der Befragten schätzen den Einfluss von
Öffentlichkeitskampagnen auf die Radverkehrs-

förderung als sehr hoch bis hoch ein; nur 13 %
billigen ihr lediglich einen mittleren bis gerin-
gen Stellenwert zu. Die Arbeitsgemeinschaft hat
den Stellenwert der Kommunikation voll er-
kannt. Seit 1998 existiert eine feste Arbeits-
gruppe, die sich ausschließlich mit Fragen der
Öffentlichkeitsarbeit befasst.

4.3.1 Praxis der Öffentlichkeitsarbeit
in den Kommunen

Art und Umfang der Öffentlichkeitsarbeit in den
einzelnen Untersuchungsstätten sind außeror-
dentlich unterschiedlich ausgeprägt. Grundsätz-
lich ist zwar in allen Städten – mindestens auf
der Sachbearbeiterebene – die enorme Bedeu-
tung der Öffentlichkeitsarbeit für die Radver-
kehrsförderung bekannt. Die daraus resultieren-
den Maßnahmen reichen aber dennoch von einer
intensiven, zusammenhängend organisierten und
breit angelegten Öffentlichkeitsarbeit bis hin-
unter zu nur gelegentlichen, maßnahmebeglei-
tenden Pressemitteilungen.

Die Gründe hierfür sind durchaus unterschied-
lich. Im Wesentlichen ist aber die Erkenntnis
über die Bedeutung der Öffentlichkeitsarbeit bei
den Entscheidungsträgern in Politik und Ver-
waltung maßgeblich. Eine Kurzdarstellung über
die Öffentlichkeitsarbeit der einzelnen Untersu-
chungsstädte findet sich in den Städtedokumen-
tationen (Teil II) jeweils im Abschnitt 4.6. Wei-
terhin sind noch zwölf besonders erwähnens-
werte Einzelmaßnahmen der Öffentlichkeitsar-
beit in der Maßnahmendokumentation darge-
stellt (Teil II, Maßnahmendokumentation
Nr. 49 – 60).

Beispiele aus der kommunalen Praxis

Nachfolgend sollen die Aktivitäten zur Öffent-
lichkeitsarbeit in Herford und Troisdorf bei-
spielhaft dargestellt werden. Beide Städte sind
seit Beginn des Modellprojektes im Jahre 1988
dabei und beide haben eine besonders intensive
Öffentlichkeitsarbeit betrieben.

Herford

Basierend auf der Erkenntnis, dass die Fahrrad-
nutzung keine ausschließliche Frage der Infra-
struktur ist, sondern von Werten und Einstellun-
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gen geprägt wird, legte man in Herford frühzei-
tig Wert auf die Schaffung eines fahrradfreund-
lichen Klimas, um so weitere Radverkehrspoten-
ziale aktivieren zu können. Dabei sollte gezielt
darauf hin gearbeitet werden, das Image des
Radverkehrs positiv zu beeinflussen.

Im Sinne einer professionellen Herangehens-
weise wurde 1989/90 zunächst ein Marketing-
und Kommunikationskonzept erarbeitet, in dem
Strategien, Inhalte und Vorgehensweise einer
dreiphasigen Kampagne festgelegt wurden (vgl.
Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr. 52).
Wesentlich hierbei war auch die Entwicklung
eines Corporate Design, das allen Plakaten,
Handzetteln etc. eine vereinheitlichte, unver-
wechselbare Gestalt verlieh.

Die Kampagne "Herford mit dem Fahrrad"
wurde in den Jahren 1992 und 1993 mit einem
Finanzvolumen von 227.000,- DM durchgeführt.

Die Kampagne bestand aus folgenden, zeitlich
und inhaltlich aufeinander abgestimmten Bau-
steinen:

Aufhängen von Plakaten im Stadtgebiet;

Verteilen von Handzetteln, Buttons und
Aufklebern;

Organisation von Verlosungen;

Durchführung von Foto- und Malwettbe-
werben;

Zeigen eines Kinospots;

Schalten von Anzeigen in den Tages- und
Wochenzeitungen und

Durchführung einer Umfrage.

Insgesamt waren drei Phasen für die Kampagne
vorgesehen. Allerdings führte starke Kritik aus
Politik und Öffentlichkeit dazu, dass die dritte
Phase nicht mehr realisiert wurde. Offensicht-
lich ist – in Unkenntnis der tatsächlichen Ver-
hältnisse – teilweise der Eindruck entstanden, es
würde mehr Geld für die Werbung für das Fahr-
rad ausgegeben als für Radverkehrsinfrastruktur.
Inwieweit die deutlich hörbaren Meinungsbild-
ner auch die Mehrheitsmeinung vertreten haben,
bleibt im nachhinein offen, da z. B. bei einer
späteren Untersuchung die Plakataktionen

überwiegend positiv bewertet wurden und die
Bevölkerung zukünftigen Aktionen im Bereich
Öffentlichkeitsarbeit nicht grundsätzlich kritisch
gegenüber stand.

0%

20%

40%

60%

80%

100%

sehr gut

gut
befriedigend

schlecht

sehr schlecht

Bewertung der Werbekampagne

Plakate
n=527

Handzettel
n=239

Verlosung
n=243

Foto-/
Malwettbew.

n=244

Kinospot
n=218

Aufkleber/
Anstecker

n=283

Fahrradfreundliche Stadt

Abb. 4.10: Bewertung der Werbekampagne in Herford

durch die Bürger

Troisdorf

Bei der Stadt Troisdorf wurde von Anfang an
die Auffassung vertreten, dass Öffentlichkeits-
arbeit für das Fahrrad losgelöst von einzelnen
baulichen oder markierungstechnischen Maß-
nahmen als eigenständiger Projektbestandteil zu
sehen ist. Dem entsprechend bestand die Ziel-
setzung von vornherein nicht primär darin, In-
frastrukturmaßnahmen zu begleiten. Hauptziel
war die Schaffung eines "fahrradfreundlichen
Klimas" in der Bevölkerung. Hierfür wurden
unterschiedliche zielgruppenspezifische Akti-
onsformen entwickelt.

Kristallisationspunkt der Öffentlichkeitsarbeit
war das Fahrradinformationszentrum ("FIZ"),
das sich von 1989 bis 1993 an zentraler Stelle in
der Fußgängerzone befand. Mit dem FIZ stand
ein permanente Anlaufstelle für alle Fragen und
Anregungen zum Projekt zur Verfügung. Zum
Service gehörten auch umfassende Informatio-
nen rund um das Fahrrad und das Rad fahren,
einschließlich Verkauf von Fahrradkarten und
Fahrradbüchern. Als Publikumsmagneten erwie-
sen sich die Ausstellungen zu wechselnden
Fahrradthemen (z. B. Fahrradsättel). Ebenfalls
gerne genutzt wurde die im FIZ enthaltene
Selbsthilfewerkstatt. Allein in den ersten drei
Jahren wurden im Fahrradinformationszentrum
rund 30.000 Besucher gezählt.

Betreut wurde das FIZ von jeweils zwei ABM-
Kräften, die ihre Aufgabe mit viel Engagement
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und Kompetenz bewältigten. Nach Auslaufen
der ABM-Förderung sah sich die Stadt Troisdorf
allerdings nicht in der Lage, entsprechende Per-
sonalkosten dauerhaft zu tragen, da hier – im
Gegensatz zu Einzelprojekten der Radverkehrs-
förderung – keine finanzielle Förderung durch
das Land erfolgen kann. Daher wurde das Fahr-
radinformationszentrum in seiner ursprünglichen
Form aufgelöst. Teile seiner Aufgaben werden
nunmehr vom unmittelbar benachbarten Bür-
gerinformationszentrum übernommen.

Wichtig ist auch eine "interne Öffentlichkeitsar-
beit" für Verwaltungsmitarbeiter und Entschei-
dungsträger. Dazu wurden verschiedene Maß-
nahmen getroffen. Den Mitarbeitern stehen am
Rathaus Fahrradboxen und eine überdachte, ab-
schließbare Fahrradabstellanlage sowie ordentli-
che Diensträder, die auch als solche erkennbar
sind, zur Verfügung. Für die Entscheidungsträ-
ger in Politik und Verwaltung wurde eine Ex-
kursion (einschließlich Radrundfahrt) in die
Niederlande organisiert. Am Beispiel der beson-
ders fahrradfreundlichen Stadt Delft konnten die
Teilnehmer am eigenen Leibe erfahren, was eine
"Fahrradfreundliche Stadt" im Alltag bedeutet.
Der Motivationsschub dieser Reise hat der Fahr-
radförderung in Troisdorf einen deutlichen
Schub verliehen.

Einen besonderen Ansatzpunkt stellt die Lehrer-
fortbildung dar. Die Entscheidung darüber, wel-
ches Verkehrsmittel im Erwachsenenalter be-
vorzugt wird, wird bereits im Schüleralter ge-
fällt. Daher wurde in Lehrerfortbildungsveran-
staltungen für alle Troisdorfer Schulen den
Lehrkräften bereits in den ersten Projektmonaten
gezeigt, wie sie das Fahrrad in den verschiede-
nen Schulfächern im Unterricht behandeln kön-
nen. Seitdem haben an den Schulen zahlreiche
Fahrradprojektwochen stattgefunden, wurden
Fahrradwerkstätten eingerichtet oder Fahrradba-
sare veranstaltet. Eine Vorreiterrolle übernah-
men die Schulen bei der Fahrradkodierung.
Durch große Kodieraktionen an den Schulen
konnte ein wesentlicher Beitrag zur Diebstahl-
prävention geleistet werden, wodurch auch ein
Hemmnis gegen die Fahrradnutzung auf dem
Schulweg verkleinert werden konnte.

Eine hohe Publikumswirksamkeit konnte mit
Großaktionen erreicht werden. So wurde die vor
dem Bahnhof gelegene Hauptverkehrsstraße
anlässlich der Troisdorfer Verkehrstage 1990 für

den Verkehr gesperrt. In einer spektakulären
Aktion demonstrierten Schüler mit selbstgebas-
telten Pappautos in Originalgröße den unter-
schiedlichen Platzbedarf von Fußgängern, Rad-
fahrern, Omnibussen und Autos.

Internationale Aufmerksamkeit erzielte 1995 der
fünftägige Velo-Regio-Kongress, zu dem rund
300 Experten aus ganz Deutschland (und auch
aus dem Ausland) anreisten (siehe auch Teil II,
Maßnahmendokumentation Nr. 58).

Außerordentlicher Beliebtheit erfreute sich der
"Fahrradkulturkalender", in dem alle fahrradbe-
zogenen Veranstaltungen des Jahres zusammen-
gefasst wurden, egal ob es sich um die Troisdor-
fer Verkehrstage oder nur um eine Feierabend-
tour eines Radsportclubs handelte. Die hohe
Wertschätzung des Fahrradkulturkalenders
zeigte sich schnell daran, dass neue Termine von
den Veranstaltern unaufgefordert und frühzeitig
eintrafen.

Abb. 4.11: Troisdorfer Fahrradkulturkalender
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Auch die Aktion Kilometerzähler, bei der 200
Teilnehmer gratis Fahrradkilometerzähler er-
hielten und als Gegenleistung Fahrtenbuch füh-
ren mussten, erfreute sich großer Beliebtheit.
Durch das bewusste Führen des Fahrtenbuchs
wurde den Teilnehmern anschaulich die Leis-
tungsfähigkeit des Verkehrsmittels Fahrrad
vermittelt (für eine detaillierte Beschreibung
siehe Teil II, Maßnahmendokumentation Nr. 50;
die dort beschriebene Aktion in Brühl war
gleichartig angelegt).

Sehr gut angekommen ist auch der Radfahr-
stadtplan, der 1992 an alle Haushalte verteilt
wurde. Dieser ist in zweierlei Hinsicht beson-
ders effektiv. Einerseits werden die guten Rad-
fahrmöglichkeiten sehr deutlich dargestellt und
es werden Informationen über gute Fahrradrou-
ten abseits der Hauptverkehrsstraßen vermittelt.
Andererseits ist der Radfahrstadtplan auch ein
extrem langlebiges Werbemittel. Während etwa
maßnahmenbegleitende Faltblätter in aller Regel
nach Lektüre im Altpapier landen, werden Rad-
fahrstadtpläne erfahrungsgemäß über Jahre hin-
weg genutzt.

Bei den maßnahmenbegleitenden Faltblättern
etc. lag ein Schwerpunkt auf der Vermittlung
neuer Radverkehrselemente. Zahlreiche Ele-
mente der Radverkehrsführung, die heute zum
Standardrepertoire gehören befanden sich zur
Zeit der ersten Anwendung noch in der Experi-
mentierphase. Troisdorf diente hier als Testfeld.
Daher war es erforderlich, gewisse Elemente
(insbesondere Markierungslösungen) den Nut-
zern zu erklären.

Einen völlig neuen Ansatz hat man für die zu-
künftige Öffentlichkeitsarbeit gewählt. Eine
reine Öffentlichkeitsarbeit für das Projekt Fahr-
radfreundliche Stadt Troisdorf wird es nicht
mehr geben. Statt dessen wird diese in einen
Stadtmarketingprozess eingebunden. Im Rah-
men eines Modell- und Demonstrationsvorha-
bens sollen Wirtschaft, Handel, öffentliche In-
stitutionen und Bürgerschaft für ein kooperati-
ves, konsensorientiertes Handeln für eine um-
fassende Attraktivierung der Stadt als zukunfts-
fähiger Wirtschafts-, Verkehrs- und zentraler
Lebensraum gewonnen werden. Die umfängli-
che Thematik verdeutlicht, dass hier der Rad-
verkehr nur einen kleinen Teilbereich ausmacht,
der aber integriert behandelt wird. Dabei soll das
Verkehrsverhalten nicht auf der "Vernunft-

ebene" angegangen werden, da hiermit auf
Dauer eher wenig zu erreichen ist. Statt dessen
soll auf der "Gefühlsebene" der Gewinn an
Freude und persönlicher Lebensqualität bei der
Fahrradnutzung vermittelt werden.

4.3.2 Akzeptanz in der Bevölkerung
und Öffentlichkeit

Datengrundlagen

Ausgewertet wurden Untersuchungen für die
Städte Gladbeck, Herford, Lünen, Köln und
Troisdorf, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten
stattgefunden haben. Einzel-Ergebnisse aus an-
deren Städten ergänzen die Datengrundlagen.

In Gladbeck, Lünen und Troisdorf gab es je-
weils eine Befragung am Beginn der Teilnahme
am Programm Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden und eine weitere nach längerer
Laufzeit. Die Befragungen in Köln und Herford
sind im Rahmen einer Zwischenbilanz vorge-
nommen worden.

Eine Übertragbarkeit auf alle Städte kann wegen
der geringen Zahl von auswertbaren Untersu-
chungen daraus nicht abgelesen werden. Ten-
denzen werden allerdings auch auf dieser Basis
deutlich.

Ausgewertet wurden außerdem von einzelnen
Städten zur Verfügung gestellte Pressespiegel,
die die örtlichen Diskussionen in Rat, Ausschüs-
sen und Öffentlichkeit dokumentieren.

Bekanntheitsgrad des Programms Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden bzw. der
Arbeitsgemeinschaft

Die Teilnahme der eigenen Stadt am Programm
Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden ist in
sehr unterschiedlichem Ausmaß bekannt. Wäh-
rend in Köln weniger als 20 % der Befragten
darüber Bescheid wussten, sind es beispiels-
weise in Herford 35 %, in Gladbeck 87 % und in
Troisdorf 93 %. Dies hat, neben der örtlich un-
terschiedlich intensiven Öffentlichkeitsarbeit,
auch damit zu tun, dass in einer Großstadt wie
Köln die Bandbreite der Informationsangebote
deutlich höher ist als in kleineren Städten und
andere Probleme zum Teil dringender sind.
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Neben der Stadtgröße spielt die Dauer der Teil-
nahme am Programm eine Rolle. Zu Beginn des
Programms in Troisdorf war der Bekanntheits-
grad nur halb so hoch wie nach 8 Jahren Lauf-
zeit.

Die Teilnahme wird ganz überwiegend positiv
bewertet. Eine negative Einschätzung ist in kei-
nem Fall bei mehr als 5 % der Befragten (ent-
sprechend maximal 13 % derer, die Kenntnis
vom Programm haben) vorhanden. In Troisdorf
ist während der Laufzeit des Programms der Be-
kanntheitsgrad auf das Doppelte gewachsen, die
Negativ-Bewertung dagegen von 5% auf 2% ge-
sunken.

Bewertung der Verkehrsentwicklung

In den Städten Gladbeck, Lünen und Troisdorf
wird durchgehend von einer Mehrheit zwischen
59 und 79 % eine Zunahme des Kfz-Verkehrs
für die nahe Zukunft erwartet. Eine deutliche
Mehrheit von jeweils etwa 90 % bewertet diese
Entwicklung negativ.

Ebenso erwarten in diesen Städten zwischen 70
und 88 % eine Zunahme des Radverkehrs, was
ebenfalls übereinstimmend eine deutliche Mehr-
heit von meist mehr als 90 % der Befragten als
positiv bewertet.

Daraus ist eine Zustimmung zu einem der we-
sentlichen Ziele der Fahrradförderung, der Zu-
nahme des Fahrradverkehrsanteiles möglichst zu
Lasten des Kfz-Verkehrs, abzuleiten.

In Lünen und Herford haben, nachdem das Pro-
gramm bereits mehrere Jahre bestand, jeweils
große Bevölkerungsanteile (87 bzw. 71 %) eine
Zunahme des Radverkehrs bemerkt. Die Steige-
rung der Fahrradnutzung, die für diese Städte
nachgewiesen ist (vgl. Kapitel 5.2), wird also
von der Bevölkerung auch wahrgenommen.

Bewertung der Radverkehrsinfrastruktur

In allen Städten, für die Nachher-Untersuchun-
gen vorliegen, überwiegt die Zufriedenheit mit
dem Infrastrukturangebot für Radfahrer die Un-
zufriedenheit. Der Anteil derer, die zufrieden
sind, liegt dabei zwischen 43 % in Herford und
74 % in Troisdorf. Der höchste Grad an Unzu-
friedenheit bei den Nachher-Untersuchungen ist

in Gladbeck mit 32 % unzufriedenen Befragten
(52 % zufrieden) gegeben. Hier wird in der Be-
völkerung also noch erheblicher Handlungsbe-
darf gesehen.

In Troisdorf hat sich in acht Jahren Laufzeit die
Zufriedenheit mehr als verdoppelt, die Unzu-
friedenheit ist auf deutlich weniger als die Hälfte
zurückgegangen. Im Vorher-Zustand überwog
dort die Unzufriedenheit mit der Radverkehrs-
Infrastruktur.

Mehrheiten zwischen 60 und 84 % schätzten in
den Nachher-Untersuchungen die Radverkehrs-
infrastruktur als "besser geworden" ein. Die
Aussage, dass die Infrastruktur schlechter ge-
worden ist, wird nur von einer geringen Zahl der
Befragten getroffen (2 bis 8 %).

Im Zeitvergleich ist eine eindeutige Verbesse-
rung bei der Einschätzung des Angebotes für
Radfahrer zu konstatieren: waren es jeweils in
den Vorher-Untersuchungen deutliche Mehr-
heiten, die das Angebot für "(eher) schlecht"
hielten, ist in den Nachher-Untersuchungen der
weit überwiegende Anteil der Befragten der An-
sicht, dass das Verkehrsangebot für Radfahrer
"(eher) gut" ist.

Auffällig ist, dass in Troisdorf und Gladbeck
auch das Verkehrsangebot für den ÖV und den
Fußgängerverkehr besser eingeschätzt werden
als in der Vorher-Untersuchung. In Troisdorf
wird außerdem selbst das Angebot für den Kfz-
Verkehr besser als vorher eingeschätzt, was auf
Maßnahmen im Netz der Hauptverkehrsstraßen
zurückgeführt werden kann.

Es gibt jeweils Mehrheiten zwischen 55 und
84 %, die feststellen, dass die Situation bezüg-
lich Radwegen und Fahrradabstellanlagen "in
den letzten Jahren" besser geworden ist. Die
Verbesserungen für den Radverkehr werden also
in der Bevölkerung wahrgenommen. Nach Un-
tersuchungsergebnissen aus Köln werden ent-
sprechende Maßnahmen mit zunehmender Häu-
figkeit der Fahrradnutzung auch zunehmend po-
sitiv bewertet. Die Maßnahmen finden also vor
allem die Zustimmung der Zielgruppen, die be-
reits häufig Rad fahren.
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Abb. 4.12: Einschätzung, welche Fördermaßnahmen als

sinnvoll erachtet werden in Abhängigkeit von

der Häufigkeit der Fahrradnutzung (Stadt Köln,

1998)

In Herford wurde insbesondere der Radwegebau
selber sehr positiv bewertet. Überwiegend posi-
tive Bewertungen erhielten die Einrichtung von
Fahrradstraßen, die Errichtung von Abstellanla-
gen und die Wegweisung der Radverkehrsrou-
ten. Die Öffnung von Einbahnstraßen und der
Fußgängerzone wurde dagegen von Gelegen-
heitsfahrern deutlich schlechter bewertet als von
Vielfahrern. Schließlich ist auch festzustellen,
dass die Fahrradnutzung bei einem Drittel der
Befragten zugenommen hat und dies auch auf
die Verbesserung der Infrastruktur zurückge-
führt werden kann.

Einschätzung von Fahrradklima und Ver-
kehrssicherheit

Die Zustimmung zu der Aussage, dass bereits
ein fahrradfreundliches kommunales Klima vor-
handen ist und das Fahrrad als Alltagsverkehrs-
mittel anerkannt wird, liegt mit Werten zwi-
schen 48 und 62 % niedrig. Die Wahrnehmung,
dass die Verkehrssicherheit für Radfahrer besser
geworden sei, haben nur zwischen 31 und 50 %
der Befragten. Im Einzelfall (Gladbeck) ist die
Ansicht, dass die Verkehrssicherheit für Radfah-
rer allgemein schlechter geworden ist, fast
ebenso stark ausgeprägt. Dies weist auf weiteren
Handlungsbedarf hin.

Demgegenüber haben sich die Einschätzungen
bezüglich des eigenen Unfallrisikos in Gladbeck
und Troisdorf zwischen den beiden Befragungen
deutlich verbessert. In Gladbeck ist der Anteil
derer, die das Unfallrisiko für Radfahrer für

(sehr) groß halten, von 90 auf 61 % gesunken, in
Troisdorf hat sich dieser Wert sogar von 87 auf
44 % halbiert. Die für diese Städte durch die
Unfallzahlen (vgl. Kapitel 5.1) dokumentierte
leichte bis deutliche Steigerung der Verkehrssi-
cherheit spiegelt sich auch in einer Verbesse-
rung des Verkehrssicherheitsempfindens wider.
In beiden Städten hat sich, nach Einschätzung
der Befragten, das Unfallrisiko auch für Fuß-
gänger deutlich reduziert.

Einschätzungen bei Meinungsbildnern/
"Schlüsselpersonen"

Hierzu liegt nur aus Köln eine Untersuchung vor
(Stadt Köln 1998). Es wurden zehn Entschei-
dungsträger in Politik, Verwaltung, Interessen-
verbänden und Fahrrad-Dienstleistungseinrich-
tungen als "Schlüsselpersonen" zu ihren Ein-
schätzungen und Meinungen befragt. Alle be-
fragten Personen sehen in der Fahrradförderung
einen sehr wichtigen Bestandteil der städtischen
Verkehrspolitik und -planung. Der Kenntnis-,
aber auch der Bewusstseinsstand ist bei den Ent-
scheidungsträgern durchweg sehr hoch.

Damit hat der Fahrradverkehr eine Bedeutung
erlangt, die vor zehn Jahren so noch nicht ab-
sehbar war. Noch bei Untersuchungen Anfang
der 80er Jahre wurde häufig auf eine Differenz
in der Wahrnehmung von Verkehrsproblemen
durch Entscheidungsträger und Bürger hinge-
wiesen. Entscheidungsträger und Meinungsbild-
ner neigten damals dazu, aus ihrer Perspektive
die Bedeutung des Radverkehrs zu unterschät-
zen.

Diese Einschätzung trifft, zumindest auf Köln
bezogen, nicht mehr zu. Trotz Kritik an einzel-
nen Maßnahmen der Radverkehrsförderung ist
festzustellen, dass heute kein Interviewpartner
mehr die Zielrichtung der Fahrradverkehrsförde-
rung ablehnt.

Die in den letzten Jahren umgesetzten Infra-
strukturmaßnahmen werden im Großen und
Ganzen positiv beurteilt. Bevorzugt werden
Maßnahmen, die mit geringem finanziellen
Aufwand die Attraktivität des Radverkehrsnet-
zes deutlich erhöhen; dazu gehören vor allem
die Anlage von Radfahr- oder Schutzstreifen
und die Öffnung von Einbahnstraßen für Fahr-
radfahrer in Gegenrichtung. Es wird jedoch auch
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vor einem undifferenzierten Einsatz als Allheil-
mittel gewarnt.

Hervorzuheben ist, dass gerade die anfangs ve-
hementen Kritiker der letztgenannten Maß-
nahme, Polizei und Einzelhandelsverband, auf-
grund der gemachten positiven Erfahrungen sich
nun nicht mehr gegen eine flächenhafte Umset-
zung der Öffnung der Einbahnstraßen in allen
Kölner Tempo 30-Zonen aussprechen. Demge-
genüber wird die flächenhafte Umsetzung von
vielen sogar als unabdingbar angesehen, da nur
so ein Gewöhnungseffekt bei allen Verkehrsteil-
nehmern eintreten könne. Einzelfalllösungen
werden als nicht vermittelbar und gefährlich, vor
allem für Kinder, angesehen.

Die StVO-Novelle wird alles in allem begrüßt.
Bei der Relativierung der Benutzungspflicht von
Radwegen wurden Bedenken geäußert. Dies be-
traf die schwierige Vermittelbarkeit dieser Re-
gelung gegenüber Kindern und die "falsche Sig-
nalwirkung", wenn im Einzelfall Radwege aus
der Benutzungspflicht entlassen werden sollten,
obwohl sie die Kriterien für eine Benutzungs-
pflicht erfüllen.

Die Öffentlichkeitsarbeit wird von den Schlüs-
selpersonen als einer der wichtigsten Bausteine
zur Fahrradförderung bewertet. Als wichtigstes
Handlungsfeld wird die Pressearbeit und die di-
rekte Information z. B. über Tourenvorschläge
gesehen. Über die Wirkung von Plakataktionen
gehen die Meinungen deutlich auseinander. Ei-
nerseits werden sie als Imagekampagne, die vor
allem auch Autofahrer erreicht, gesehen, ande-
rerseits wird bezweifelt, dass dies zu Verhal-
tensänderungen führt. Die Arbeit des Fahrrad-
beauftragten wurde von den Politik- und Ver-
bandsvertretern als sehr wichtig angesehen. Die
Kontakte zu Verbänden und zur Presse hätten
einen großen Anteil bei der Verbesserung des
Fahrradklimas in den letzten Jahren.

Das Programm der "Fahrradfreundlichen Städte
und Gemeinden in NRW" und die Teilnahme
der Stadt Köln wird begrüßt, auch wenn ein-
zelne Schlüsselpersonen Umsetzungsdefizite se-
hen. Daher wird vielfach eine zügigere Realisie-
rung bereits vorhandener Planungen und die
Abarbeitung der noch nicht in Angriff genom-
menen Bausteine des Maßnahmenprogramms
gefordert.

Unter der Voraussetzung, dass das örtliche Auf-
gabenprogramm zur Fahrradförderung weitge-
hend abgearbeitet wird, halten alle Interview-
partner eine deutliche Steigerung des Fahrrad-
anteils im gesamtstädtischen Verkehr für wahr-
scheinlich.

Resonanz in örtlichen Medien

Grundlage der folgenden Bewertung sind Pres-
sespiegel, die von den Städten zur Verfügung
gestellt worden sind. Diese sind teilweise sehr
umfangreich, z. T. aber auch nur punktuell. Es
gibt zwar Berichte über einzelne Sendungen
auch im Radio oder Fernsehen, diese konnten
aber nicht zur Verfügung gestellt werden.

Die Resonanz auf das Thema "Fahrrad" ist in
der örtlichen Presse sehr unterschiedlich. Dies
hängt wesentlich mit der sehr unterschiedlichen
Pressearbeit der Stadtverwaltungen zusammen.
Dort, wo intensive Pressearbeit gemacht worden
ist, wie z. B. in Herford (mit Unterstützung einer
Werbeagentur), ist sehr häufig und im Regelfall
auch positiv berichtet worden. Dabei scheinen
oftmals Pressemitteilungen der Städte in
wesentlichen Teilen unverändert übernommen
worden zu sein. In anderen Städten ist dagegen
kaum etwas zum Radverkehr in der Zeitung
erschienen.

Als Besonderheit kann die Artikelserie "Soest
macht fahrradmobil" in der örtlichen Lokalzei-
tung vermerkt werden, die durch persönliches
Interesse seitens des Lokalredakteurs und in per-
sönlichem Kontakt mit dem Fahrradbeauftragten
entstand.

Im allgemeinen wohlwollend wurde über fol-
gende Themen berichtet:

Bauliche und verkehrsregelnde Maßnah-
men: Radwegebau, Anlage von Radfahr-
streifen oder Schutzstreifen an Straßen ohne
Radverkehrsanlage, Öffnung von Einbahn-
straßen, Fahrradstraßen, Neubau von Ab-
stellanlagen, Wegweisung;

Bereitstellung von Zuschüssen des Landes
zugunsten der Kommune;

Einführung von neuen Dienstleistungen wie
Fahrradwachen oder Stadtführungen per
Rad;
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Aktionen wie Fahrradtage, Drahteselmarkt
für Gebrauchtfahrräder, Ausstellungen oder
Werbekampagnen, besonders bei Foto- oder
Mal-Wettbewerben.

Als Reizthemen in der öffentlichen Diskussion
mit z. T. heftigen Auseinandersetzungen über
den Radverkehr haben sich dagegen erwiesen:

Maßnahmen, bei denen der Radverkehr an-
deren Verkehrsarten Platz wegnimmt oder
wo dies oder andere Nachteile befürchtet
werden. Dies betrifft insbesondere die Sorge
um entfallende Parkplätze, geänderte Vor-
fahrtregelungen oder Durchfahrverbote für
den Kfz-Verkehr, bei denen für den Kfz-
Verkehr regelmäßig starke negative Wir-
kungen befürchtet werden.

Als besonders problematisch haben sich da-
bei Maßnahmen für den Radverkehr erwie-
sen, wenn sie in räumlicher und zeitlicher
Nähe zu Maßnahmen eingerichtet worden
sind, die den Kfz-Verkehr wirklich beein-
trächtigen. Dabei geraten Maßnahmen für
den Radverkehr z. T. in die "Schusslinie",
obwohl der eigentliche Auslöser davon un-
abhängig ist, z. B. Baustellen im Netz der
Hauptverkehrsstraßen.

Heftig sind die Diskussionen z. T. auch bei
befürchteten Konflikten mit dem Fußgän-
gerverkehr, speziell bei der Öffnung von
Fußgängerzonen oder Grünanlagen, seltener
bei der Anlage neuer Radwege auf existie-
renden Gehwegen.

Intensive Diskussionen haben sich z. T.
auch bei Maßnahmen ergeben, die lokal
neuartig oder ungewohnt sind. Dort werden
Befürchtungen laut über mangelnde Ver-
kehrssicherheit oder Komfort, für Radfahrer
oder andere Verkehrsteilnehmer. Dies betraf
beispielsweise die Anlage einzelner Rad-
fahrstreifen oder Schutzstreifen, die Öff-
nung von Einbahnstraßen, Fußgängerzonen
oder Grünanlagen.

Obwohl diese "Reizthemen" in Einzelfällen bis
hin zur Gründung von Bürgerinitiativen oder gar
zu Bürgerbegehren geführt haben, sind die ei-
gentlichen Radverkehrsmaßnahmen im Regelfall
umgesetzt worden. Anpassungen sind aber nach
entsprechender Berichterstattung oder Ausei-

nandersetzungen des öfteren bei restriktiven
Maßnahmen für den Kfz-Verkehr erfolgt.

Als ein wesentlicher Faktor zur Beeinflussung
der Diskussion hat sich die Versachlichung er-
wiesen, indem nach entsprechenden Untersu-
chungen die tatsächliche Wirkung umstrittener
Maßnahmen mit objektiven Daten bewertet wer-
den konnte. Ein weiterer Punkt ist, dass die Ver-
antwortlichen inhaltlich bei einer klaren Linie
bleiben, wenn die Argumente überzeugend sind.
In Troisdorf beispielsweise wurden die dem
Radverkehr angelasteten Probleme vor allem
durch Baustellen für andere Maßnahmen verur-
sacht. Die Beibehaltung der zuvor getroffenen
Entscheidungen hat sich als richtig erwiesen.

Die angeführten umstrittenen Maßnahmen ma-
chen meist nur einen geringen Teil des Gesamt-
umfanges aller Maßnahmen aus, sind aber z. T.
die entscheidenden Bausteine der Netzgestal-
tung gewesen (Fußgängerzonen, Unterführun-
gen, Einbahnstraßen, Hauptverkehrsstraßen,
Grünanlagen). Von daher kam der Beibehaltung
der Umsetzung der Maßnahmen für den Rad-
verkehr in diesen Fällen auch besondere Be-
deutung zu.

Als ein Sonderfall ist aus Herford zu berichten,
dass eine umfangreiche, "teure" Werbekam-
pagne kritisch in der Öffentlichkeit diskutiert
wurde. Entsprechend dem Tenor der Kritiker
hätte das Geld lieber in Radwegebau gesteckt
werden sollen. Hier wurde Unverständnis über
die verschiedenen "Fördertöpfe" des Landes
deutlich, dass die Förderung sich in diesem Fall
nur auf die Öffentlichkeitsarbeit bezog, und,
nachdem die Stadt die Werbekampagne gestoppt
hatte, dieses Geld nicht für bauliche Maßnah-
men genutzt werden konnte. In ähnlicher Weise
wurde bei den Kosten für die Wegweisung ar-
gumentiert. Zum Verständnis muss angefügt
werden, dass sich bei einzelnen baulichen Maß-
nahmen Verzögerungen bei der Umsetzung er-
geben haben, die in der Öffentlichkeit mit Un-
verständnis aufgenommen wurden.

Schlussfolgerungen und Fazit

Eine regelmäßige Berichterstattung über Maß-
nahmen zugunsten des Radverkehrs oder andere
Aspekte im Zusammenhang hängt wesentlich
von der Aktivität der Stadtverwaltung ab. Der
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Wert entsprechender Berichterstattung scheint
bisher nicht in allen Städten in ausreichendem
Maß erkannt worden zu sein. Zwar ist dies mit
der üblichen Arbeitsüberlastung hinreichend
erklärt, jedoch sind, bei entsprechender Nutzung
der Ressourcen von städtischen Pressestellen
o. ä., auch mit sehr geringem Arbeitsaufwand
erhebliche Steigerungen der Medienwirksamkeit
möglich. Dazu ist es insbesondere sinnvoll, der
Pressestelle zu verdeutlichen, was überhaupt an
Maßnahmen gemacht wird und worüber davon -
nach den vorliegenden  Erfahrungen - im Regel-
fall mit positivem Ton berichtet wird.

Die "Reizthemen" sind allgemein umstrittene
und deshalb in jedem Fall sensibel zu behan-
delnde Themen. Wichtig ist, bereits bei der Kon-
zeption entsprechender Maßnahmen die örtli-
chen Bedingungen genau zu prüfen. Insbesonde-
re ist bei der Umsetzung darauf zu achten, dass
nicht durch zeitlich parallele Maßnahmen an an-
deren Stellen Probleme hervorgerufen werden,
die zwar mit dem Radverkehr selbst nicht unbe-
dingt in Zusammenhang stehen, wo aber die
dortigen Maßnahmen als "Munition" in der Dis-
kussion missbraucht werden können.

Darüber hinaus ist insbesondere bei neuen Maß-
nahmen auch eine gewisse Standfestigkeit sei-
tens der Verwaltung und der Politik erforderlich.
Maßnahmen sollten nicht bei der ersten Kritik
gleich komplett in Frage gestellt werden, son-
dern zunächst weitere Erfahrungen gesammelt
werden. Auf dieser Basis lassen sich dann evtl.
notwendige Anpassungen gut begründen.

4.3.3 Zentrale Öffentlichkeitsarbeit
der AGFS

Die Öffentlichkeitsarbeit in den einzelnen Fahr-
radfreundlichen Städten war lange Zeit weitaus
weniger effizient als sie es hätte sein können.
Der Grund lag in der Tatsache, dass in jeder
Kommune "das Rad neu erfunden" wurde. Viele
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit beinhalte-
ten zu großen Teilen – bisweilen sogar aus-
schließlich – Komponenten, die nicht lokalspe-
zifisch waren und somit auch nicht in jeder Stadt
hätten neu entwickelt werden müssen. Hierzu
gehören Informationen über neue Elemente der
Radverkehrsführung (Schutzstreifen, Öffnung
von Einbahnstraßen für gegengerichteten Rad-

verkehr etc.) ebenso wie allgemeine Image-
Kampagnen für das Fahrrad.

Für diese allgemeinen, nicht lokalspezifischen
Themen ist eine zentrale Öffentlichkeitsarbeit
weitaus effizienter als unkoordinierte Einzelak-
tionen vor Ort. Daher begann die AGFS 1998
mit einer zentralen Öffentlichkeitsarbeit, für die
in einem ersten Schritt auch ein einheitliches,
professionell gestaltetes Design erstellt wurde.
Wesentlicher Bestandteil dieses einheitlichen
Designs ist das neu entwickelte Logo der Fahr-
radfreundlichen Städte und Gemeinden sowie
das ebenfalls neu entwickelte Kampagnenlogo.

Broschüren

Insgesamt fünf Broschüren der AGFS erschie-
nen 1999. Eine Broschüre dient unter dem
Schlagwort

Fahrradfreundlich - Mit Rad und Tat für
eine neue Mobilität in unseren Städten

der allgemeinen Imagewerbung für das Fahrrad.

Abb. 4.13: Allgemeine Informationsbroschüre zur Radver-

kehrsförderung
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Die übrigen vermitteln Informationen für Ver-
kehrsteilnehmer zu den Themen

Markierungen – mehr Platz, mehr Komfort,
mehr Sicherheit

Einbahnstraßen – Freie Fahrt für Radfahrer

Fahrradstraßen – Radfahrer sind hier tonan-
gebend

StVO-Novelle – Neue Regeln, neue Rechte,
neue Möglichkeiten

Abb. 4.14: Informationsbroschüre zur StVO-Novelle

Im Jahr 2000 erschienen dann die Broschüren

Das Fahrrad als Wirtschaftsfaktor;

Fahrradförderung - Mobilitätsgarantie für
Alle.

Wissensvermittlung

Die Wissensvermittlung stellt einen wesentli-
chen Kernpunkt des Modellprojektes dar. Dabei

muss differenziert werden zwischen der fachli-
chen Ausbildung der Beteiligten und der
Verbreitung von Erkenntnissen, die im Laufe
des Projektes gewonnen wurden. In der Praxis
lassen sich diese beiden Komplexe allerdings
nicht so scharf voneinander trennen.

Bezüglich der fachlichen Ausbildung stellt sich
die Problematik, dass Radverkehrsplanung bei
der Ausbildung von Verkehrsplanern und Mitar-
beitern in Straßenverkehrsbehörden auch heute
noch kaum vorkommt. Hier war vor allen Din-
gen in der Anfangsphase des Projektes eine in-
tensive Fortbildung der Verantwortlichen in den
Kommunen erforderlich. Diese Fortbildung
wurde in wesentlichem Umfang auch durch die
frühen Symposien des Landes zusammen mit
dem ADFC NRW geleistet (vgl. auch Kap. 3.3
Tagungen und Veröffentlichungen).

Der Modellcharakter des Programms impliziert,
dass gewonnene Erkenntnisse und Erfahrungen
sowohl innerhalb der AGFS kommuniziert wer-
den, als auch an alle übrigen Kommunen ver-
mittelt werden. Schließlich besteht der Sinn ei-
nes solchen Modellprojektes darin, Neues aus-
zuprobieren, damit andernorts auf diesen Erfah-
rungen aufgebaut werden kann. Auch diese
Funktion ist zu wesentlichen Teilen von den
o. a. Symposien übernommen worden.

Über solche singulären Veranstaltungen hinaus
erfüllen die regelmäßigen Treffen der AGFS auf
der Arbeitsebene eine wichtige Funktion als
Plattform des kontinuierlichen Erfahrungsaus-
tausches. Nachteile bestehen hier allerdings
darin, dass einerseits der Aufwand der Beteilig-
ten vergleichsweise hoch ist (Reisezeit) und
deswegen nicht immer alle Interessierten teil-
nehmen können. Andererseits bleiben die Fach-
leute aus den Kommunen außerhalb der AGFS
ausgeschlossen.

Zeitschrift "fahrradfreundlich mobil"

Um die Kommunikation innerhalb der Arbeits-
gemeinschaft zu verbessern, wurde die halb-
jährlich erscheinende Zeitschrift "fahrrad-
freundlich mobil" als Forum der Fahrradfreund-
lichen Städte und Gemeinden in NRW ins Leben
gerufen. In dieser Zeitschrift erscheinen Artikel
aus den einzelnen Mitgliedskommunen und er-
gänzende redaktionelle Beiträge. Wurde die
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Zeitschrift zunächst nur an die Mitgliedsstädte
und einige Behörden und Institutionen ver-
schickt, so erhalten seit der dritten Ausgabe
nunmehr auch alle Bürgermeister der übrigen
Kommunen in NRW je ein Exemplar. Darüber
hinaus werden einzelne Exemplare auf Anfrage
auch an interessierte Einzelpersonen versandt.
Für die Zukunft ist geplant, auch vergleichbare
Organisationen im europäischen und ggf. auch
außereuropäischen Ausland in den Verteiler auf-
zunehmen.

Abb. 4.15: Erste Ausgabe von "fahrradfreundlich mobil"

Eine weitere Verbreitung erfährt die Zeitschrift
über das Internet. Auf der Homepage der AGFS
(www.fahrradfreundlich.nrw.de) befindet sich
eine Textversion von "fahrradfreundlich mobil".
Seit der vierten Ausgabe kann auch eine Druck-
datei (*.pdf) der Zeitschrift heruntergeladen
werden.

Ursprünglich am Vorbild des niederländischen
Quartalsblatt "Fietsverkeer", der Zeitschrift zum
Masterplan Fiets, angelehnt, weist "fahrrad-
freundlich mobil" im unmittelbaren Vergleich
noch einige Defizite auf. So ist die Verbreitung
von "fahrradfreundlich mobil" sicherlich noch
zu gering. Während von "fahrradfreundlich mo-
bil" seit der vierten Ausgabe 1.750 Exemplare
gedruckt werden (vorher noch deutlich weni-

ger), wurden in den Niederlanden (bei ver-
gleichbarer Landesgröße wie NRW) mit einer
Auflage von 3.600 rund doppelt so viele "Fiets-
verkeer" gedruckt. Allerdings soll die Auflage
noch erhöht werden. Der Erscheinungsturnus
von zwei bis drei Ausgaben pro Jahr ist für die
einigermaßen aktuelle Information der Leser als
problematisch anzusehen.

Inhaltlich problematisch erscheint die redaktio-
nelle Organisation. Die Redaktion von "fahrrad-
freundlich mobil" ist im Wesentlichen für die
gestalterische Aufbereitung der gelieferten In-
halte zuständig und steuert ggf. Zusatzinforma-
tionen bei. Eine grundlegende Überarbeitung der
gelieferten Artikel oder z. B. die Zusammenstel-
lung von Themenheften dürfen von der Redak-
tion aber nicht vorgenommen werden. Die Folge
ist ein uneinheitliches Erscheinungsbild auf-
grund der sehr unterschiedlichen Qualität der
von den Städten gelieferten Beiträge. In Einzel-
fällen müssten Beiträge eigentlich grundlegend
überarbeitet werden, was jedoch derzeit außer-
halb des Einflussbereichs der Redaktion liegt.

Eine Stärkung der Gestaltungsfreiheit der Re-
daktion sowie ein größerer Anteil redaktioneller
Beiträge könnten sicher eine spürbare Qualitäts-
verbesserung erbringen. Auch sind die gesam-
melten Erkenntnisse in "fahrradfreundlich mo-
bil" eigentlich viel zu schade dafür, nicht weit-
aus offensiver verbreitet zu werden. Die hierfür
erforderlichen Mehraufwendungen erscheinen
dabei gemessen an der zentralen Bedeutung die-
ser Publikation gerechtfertigt.

Internet

Seit Ende 1999 hat die AGFS ihre eigene Ho-
mepage. Unter der Adresse
www.fahrradfreundlich.nrw.de präsentiert sich
die Arbeitsgemeinschaft mit allen Mitglieds-
städten. Bereits jetzt gibt es Informationen zum
Projekt, Adressen von Ansprechpartnern, Ter-
mine, Fachinformationen und interessante
Links. Auch ist es möglich, Informationsmateri-
alien direkt zu bestellen.
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Abb. 4.16: Startseite des Internetauftritts der AGFS

Derzeit befindet sich die Internetpräsentation
noch im Aufbau. Geplant ist ein Ausbau mit
deutlichem Service-Charakter, so dass z. B. di-
verse Druckschriften wie etwa "fahrradfreund-
lich mobil", als *.pdf-Dateien heruntergeladen
werden können.

Sonstige Öffentlichkeitsarbeit

Die bestehende (und zur grundlegenden Überar-
beitung vorgesehene) Ausstellung sowie zwei
neu angeschaffte "Aktionsfahrräder" (Lasten-
dreiräder mit Standaufbau) ermöglichen eine re-
gelmäßige Präsenz auf zahlreichen Veranstal-
tungen.

Für Veranstaltungen vor Ort steht eine viertei-
lige Posterserie zur Verfügung, in die auch lo-
kale Logos etc. eingedruckt werden können. Die
Slogans der Plakate sind:

Modern Working;

Modern Shopping;

Modern Training und

Modern Talking.

4.4 Rahmenbedingungen

4.4.1 Erfahrungen mit dem Projekt-
management in den Kommunen

Umsetzungsstrategien

In den verschiedenen Städten sind sehr unter-
schiedliche Strategien entwickelt worden, mit
denen das Projekt "Fahrradfreundliche Stadt"
angegangen und gestaltet wird. Dabei haben sich
verschiedene Modelle entwickelt, in Abhängig-
keit von Ausgangssituation, Stadtstruktur und
allgemeiner Akzeptanz des Programms in Poli-
tik und Öffentlichkeit.

Grundsätzlich gibt es zwei unterschiedliche An-
sätze:

Ein Teil der "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in NRW" verfolgt einen gesamt-
städtischen Ansatz, der die gleichzeitige Ent-
wicklung einer fahrradfreundlichen Infrastruktur
für das gesamte Stadtgebiet vorsieht. Dabei wird
innerhalb der Stadt nicht nach Stadtteilen diffe-
renziert, sondern die Maßnahmen werden nach
Bedarf und Umsetzungsmöglichkeiten im ge-
samten Stadtgebiet durchgeführt. Richtschnur ist
dann bei netzwirksamen Maßnahmen oft auch
die Einordnung in die Netzhierarchie. Weitere
häufige Priorisierungsgründe sind erkannte Si-
cherheitsmängel oder besonders schutzbedürf-
tige Gruppen (z. B. Schülerverkehr).

Beispielstädte für diesen Ansatz sind Pulheim,
Bonn oder Köln, wobei besonders in Köln deut-
lich wird, dass bei diesem Ansatz in manchen
Stadtteilen nur sehr vereinzelt Maßnahmen
durchgeführt werden, während der Schwerpunkt
der Maßnahmen in der Innenstadt liegt.

Andere Städte haben sich dagegen für einen
stadtteil- bzw. gebietsbezogenen Ansatz ent-
schieden, bei dem zunächst ein einzelner Stadt-
teil flächendeckend bearbeitet wird. In diesem
kleineren Projektraum kann in kürzerer Zeit und
mit stärkerem Bezug zwischen den einzelnen
Maßnahmen eine möglichst umfassende fahrrad-
freundliche Infrastruktur etabliert werden, die
zudem für die Anwohner in ihrer Gesamtheit
schnell erkennbar und begreifbar wird. Nach
Meinung dieser Städte führt das "Gießkannen-
prinzip" nur zu einer Verwässerung des Ge-
samtprojektes und wirkt sich daher kontrapro-
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duktiv auf die öffentliche Meinung bezüglich
des Radverkehrs und des Programms allgemein
aus. Bei den gebietsbezogenen Ansätzen sind
dagegen schneller sichtbare Ergebnisse zu prä-
sentieren, die für mehr Akzeptanz des Pro-
gramms in der Öffentlichkeit sorgen. Dieser An-
satz bietet somit die Möglichkeit, innerhalb der
Stadt ein umfassend entwickeltes "Vorführge-
biet" zu präsentieren, das als Anhalt und Anreiz
für die anderen Stadtteile zu verstehen ist und
die Möglichkeiten der Radverkehrsförderung
aufzeigt.

Städte, die diesen stadtteilbezogenen Ansatz
gewählt haben, sind z. B. Krefeld und Leverku-
sen. Leverkusen hat dabei den Ansatz noch
weiter gefasst und entwickelt in dem jeweiligen
Stadtteil nicht nur eine fahrradfreundliche Infra-
struktur, sondern untersucht den gesamten Mo-
bilitätsbereich und entwickelt für das Gebiet ein
komplett überarbeitetes Verkehrssystem mit
Verbesserungen für alle Verkehrsarten des Um-
weltverbundes aber auch Modifikationen für den
ruhenden und fließenden MIV.

Neben diesen räumlichen Ansatzvarianten fallen
aber auch Unterschiede in der Art der Umset-
zungsstrategie auf:

In einigen Städten wird eher eine abwartende
und langsame Taktik verfolgt, die Bürgern aber
auch Politikern die Möglichkeit gibt, sich an die
Veränderungen im Rahmen des Projektes "Fahr-
radfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"
zu gewöhnen. Oftmals hat sich dieser Weg als
günstig erwiesen, da die Maßnahmen nach und
nach umgesetzt werden und kritische bzw. um-
strittene Projekte zunächst zurückgestellt wer-
den können. Diese Städte setzen somit zunächst
einfache Maßnahmen um, die von der Bevölke-
rung positiv eingeschätzt werden und bei deren
Nutzung keine nennenswerte Probleme oder In-
teressenkonflikte auftreten. Umstrittene Projekte
werden oftmals abschnittsweise umgesetzt, da
so nach Meinung einiger Städte allen Beteiligten
die Möglichkeit gegeben wird, sich an die ver-
änderten Bedingungen nach und nach anzupas-
sen und zu gewöhnen.

Die Verwaltungen verfolgen solch ein Konzept
der kleinen Schritte, da sie die Meinung vertre-
ten, dass so in der Bevölkerung die Akzeptanz
für das Programm nach und nach wächst und zu
einem späteren Zeitpunkt auch Projekte mit grö-

ßerem Konfliktpotenzial eher Zustimmung fin-
den. Man setzt hier also auf eine allmähliche
Annäherung an die Ziele des Programms und
mit der Zeit wachsende Unterstützung.

Genau den entgegengesetzten Ansatz verfolgt
die Stadt Köln, die zunächst besonders umstrit-
tene Projekte in Angriff genommen und diese
von Beginn an mit einer sehr offensiven Öffent-
lichkeitsarbeit gegenüber Bürgern aber auch Po-
litikern untermauert hat. Nach Abschluss dieser
Projekte hatte die Stadt sich selbst so genannte
Vorzeigeprojekte geschaffen, welche als Argu-
mentationshilfe und Anschauungsobjekte für
nachfolgende Maßnahmen genutzt werden kön-
nen. Wenn erst einmal das schwierigste Projekt
einer Maßnahmenart erfolgreich umgesetzt
wurde, kann bei den folgenden, weniger schwie-
rigen Projekten immer darauf verwiesen werden,
dass ein stärker problembehaftetes Projekt be-
reits funktioniert.

Grundsätzlich kann man sagen, dass es für die
Durchführung und Handhabung des Programms
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
NRW" keine allgemein gültige und anzuwen-
dende Strategie gibt. Jede Stadt muss hier ihren
eigenen Weg entwickeln, welcher sich an den
Gegebenheiten und Meinungsbildern innerhalb
der Stadt orientieren muss. Es sollte allgemeines
Ziel bei allen Umsetzungsstrategien sein, einen
einmal gewählten Weg konsequent und zielge-
richtet zu verfolgen und auch bei auftretenden
Schwierigkeiten nicht das Programm in Frage zu
stellen oder die Umsetzung von Maßnahmen
aufgrund von Kritik auszusetzen. Dafür ist eine
Abstimmung innerhalb der Verwaltung vor Be-
ginn des Programms unumgänglich.

Alle Städte weisen darauf hin, dass es für den
reibungslosen Ablauf des Programms absolut
empfehlenswert ist, noch vor Beginn der Mit-
gliedschaft im Programm "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in NRW" einen breiten
Konsens mit der Verwaltungsspitze zu suchen,
damit diese unterstützend und ämterübergrei-
fend koordinieren kann und Entscheidungen auf
dem "kurzen Dienstweg" möglich werden.
Gleichzeitig wird neuen Mitgliedsstädten emp-
fohlen im Vorhinein eine Umsetzungsstrategie
zu erarbeiten und die Prioritäten innerhalb des
Programms vorab festzulegen, so dass mit Be-
ginn der Mitgliedschaft der Ablauf des Pro-
gramms relativ genau festgeschrieben und vor-
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bereitet ist. Zeitdruck und daraus resultierende
Schwierigkeiten und Umsetzungsprobleme kön-
nen so vermieden werden.

Arbeitskreise und Bürgerbeteiligung

Grundsätzlich wird von allen Städten die enge
Zusammenarbeit zwischen Rat und Verwaltung
sowie zwischen den verschiedenen betroffenen
Ämtern als unerlässliche Voraussetzung für die
zügige und problemlose Abwicklung von unter-
schiedlichsten Projekten innerhalb des Pro-
gramms "Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden in NRW" gesehen. Trotz dieser grund-
sätzlichen Übereinstimmung wird die Zusam-
menarbeit innerhalb der Verwaltung und die Ab-
stimmung mit den Bürgern in den einzelnen
Städten sehr unterschiedlich gehandhabt.

In den meisten Städten gibt es keine regelmäßig
tagende Projektgruppe, die sich ausschließlich
mit dem Radverkehr und den Projekten inner-
halb des Programms beschäftigt. Hier werden
zumeist nach Bedarf die verschiedenen Ge-
sprächsteilnehmer zusammengezogen.

Eine ganz andere Struktur hat die Stadt Euskir-
chen gewählt, die mit der AG-Rad einen nach
Bedarf tagenden Arbeitskreis mit festem Teil-
nehmerkreis gebildet hat, in dem Maßnahmen
vorab besprochen werden können und Wege für
innovative Lösungen geebnet werden. Teilneh-
mer dieser ämterübergreifenden Arbeitsgruppe
sind Vertreter der Kreisverwaltung, das Rheini-
sche Straßenbauamt Euskirchen, das städtische
Tiefbauamt sowie Planungsamt, die zuständige
Straßenverkehrsbehörde, beteiligte externe Pla-
nungsbüros, der ADFC und die Polizei. Betont
wird hierbei immer wieder, dass die AG auf Ar-
beitsebene stattfinden und die Form der Zu-
sammenarbeit sowie die Verantwortlichkeiten
im Vorhinein geklärt werden sollten. Dann kön-
nen Probleme innerhalb dieses Kreises schon im
Umsetzungsvorfeld ohne den Druck der Öffent-
lichkeit diskutiert und in den meisten Fällen
auch einvernehmlich gelöst werden. Die AG-
Rad bietet Raum für die unterschiedlichen Mei-
nungen und Forderungen und ermöglicht durch
den direkten Kontakt aller Beteiligten die
schnelle und unkomplizierte Lösungsfindung,
deren Ergebnis dann nicht mehr öffentlich dis-
kutiert wird. Der Hinweis, dass eine Planung in
der AG-Rad mit allen Beteiligten abgestimmt

wurde, beschleunigt die Beschlussfassung im
Radverkehrsausschuss erheblich, da viele mög-
liche Bedenken hiermit als ausgeräumt gelten.
Dieser Radverkehrsausschuss stellt eine weitere,
nachahmenswerte Besonderheit dar. Da der
Ausschuss sich ausschließlich mit Angelegen-
heiten des Radverkehrs beschäftigt, besteht aus-
reichend Gelegenheit sich mit den Planungen
angemessen auseinander zusetzen. Gleichzeitig
wird die politische Bedeutung des Themas Rad-
verkehr öffentlichkeitswirksam nach außen dar-
gestellt. Im Gefolge veränderter politischer
Mehrheitsverhältnisse wurde dieser Ausschuss
allerdings inzwischen wieder aufgelöst.

Einen ähnlichen Weg verfolgt die Stadt Krefeld,
die zusätzlich zu den Arbeitskreisen auch noch
den Kontakt und die aktive Einbindung von Be-
hinderten, die besondere Ansprüche an die Ver-
kehrsplanung stellen, fördert. In Krefeld werden
bei allen Maßnahmen, die im Rahmen des Pro-
jektes "Fahrradfreundliches Krefeld" umgesetzt
werden, die Belange von Behinderten berück-
sichtigt. Da die wirklich behindertengerechte
Ausgestaltung für Nichtbetroffene oftmals
schwer zu finden ist, werden die Behinderten-
verbände konkret zu Planungen befragt. Dabei
wird Blinden, Schwerhörigen oder Rollstuhlfah-
rern die Möglichkeit geboten, Umsetzungsvor-
schläge direkt auszuprobieren und auf ihre
Nützlichkeit hin zu testen. Durch dieses Ange-
bot, das zur Verbesserung zahlreicher Maßnah-
men aus Sicht der Behinderten beigetragen hat,
kann nicht nur die behindertenfreundliche Ge-
staltung gewährleistet werden, sondern auch
grundsätzlich die Akzeptanz für das Programm
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
NRW" deutlich gesteigert werden.

Dieser Ansatz in Krefeld, der ansonsten in kei-
ner anderen Stadt zu finden ist, ist absolut emp-
fehlens- und nachahmenswert, zumal eine be-
hindertengerechte und –freundliche Gestaltung
des öffentlichen Raumes ein selbstverständli-
ches Ziel heutiger Stadt- und Verkehrsplanung
sein muss.

Eine aktive Bürgerbeteiligung, die den Bürgern
ein Forum für ihre Meinung zu den Projekten
innerhalb des Programms bietet, wird in den
Mitgliedsstädten kaum gefördert. Es gibt aller-
dings einige positive Ansätze, so in Hamm, wo
projektbezogen ein Infomobil eingesetzt wird,
an dem sich die Bürger über die Veränderungen
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informieren und gleichzeitig Kritik und Vor-
schläge einbringen können. Ähnlich eingesetzt
wird in Leverkusen der sogenannte "Planwa-
gen", der vor Beginn der Umsetzungsphase die
Bürger informiert, und so auch die Möglichkeit
offen lässt, gegebenenfalls noch Änderungen an
der Planung vorzunehmen (vgl. Maßnahmendo-
kumentation Nr. 55). Hier werden alle Interes-
sierten und direkt oder mittelbar Betroffenen mit
eingebunden, d. h. nach Wunsch kann jeder an
der Plangruppe zum "Planwagen" (vgl. Maß-
nahmendokumentation) teilnehmen. Auch die
Stadt Köln verfolgt diese Form der aktiven und
vorzeitigen Bürgerbeteiligung, in dem sie die
Planungen zu einem sehr frühen Zeitpunkt der
Öffentlichkeit zugänglich macht und sich mit
Vertretern der Verwaltung den Fragen und der
Kritik der Bürger stellt und in Gesprächen oft-
mals Bedenken oder Besorgnisse ausräumen
kann. Hinzu kommt, dass Bürger, denen Gele-
genheit gegeben wurde sich zu artikulieren, häu-
fig kein weiteres Bedürfnis mehr haben, sich
gegen Planungen zu stellen.

Besonders erwähnenswert ist der Ansatz in
Troisdorf, wo es über lange Zeit das sogenannte
FIZ (Fahrradinformationszentrum) gab, in dem
alle Pläne zum Thema Radverkehr öffentlich
ausgehängt wurden und sämtliche Anmerkungen
der Bevölkerung protokolliert wurden, um sie
möglichst bei der Ausgestaltung der Planung zu
berücksichtigen. Für die Stadt Troisdorf hat sich
dieser Weg der Bürgerbeteiligung sehr bewährt
und das FIZ hat sich immer mehr zu einem fes-
ten Bestandteil des Projektes "Fahrradfreundli-
ches Troisdorf" entwickelt.

In den anderen Städten ist die Bürgerbeteiligung
im Rahmen des Programms eher schwach aus-
geprägt und wird nur sehr bruchstückhaft wei-
terentwickelt. Dabei ist sie für die Akzeptanz
der Einzelmaßnahmen, aber auch für die Akzep-
tanz des Programms und damit die Unterstüt-
zung durch die Bevölkerung außerordentlich
wichtig und sollte wie die Öffentlichkeitsarbeit
im Allgemeinen stärker in den Mittelpunkt des
Programms gerückt werden. Dies gilt um so
mehr, als eine intensive Bürgerbeteiligung auch
zu einer höheren Akzeptanz des Projektes in der
Öffentlichkeit führt, die wiederum den Schlüssel
zum Erfolg darstellt.

Kooperation mit Politik, Verbänden und an-
deren Baulastträgern

Die Kooperation mit Politik, Verbänden und an-
deren Baulastträgern wird in den verschiedenen
Mitgliedsstädten sehr unterschiedlich gehand-
habt, zumal sich gerade bei den Baulastträgern
die Notwendigkeit einer engen und häufigen Zu-
sammenarbeit nicht für alle Städte gleicherma-
ßen stellt.

Von allen Mitgliedsstädten wird eine möglichst
frühe und umfassende Einbindung der Politik in
alle Überlegungen und Entscheidungen der
Verwaltung zum Thema Radverkehr empfohlen
und für den reibungslosen Programmablauf als
absolut notwendig erachtet. Die Kooperation mit
der politischen Ebene ist aber ohnehin für die
Aufnahme und die einzelnen Entscheidungen im
Rahmen des Programms "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in NRW" notwendig und
unumgänglich. Natürlich sollte dabei Überein-
stimmung über die Ziele und Vorhaben im
Rahmen des Programms bestehen und ein gene-
reller Konsens über den zukünftigen Ablauf und
die Umsetzungsstrategie.

Besonders bewährt hat sich in einigen Städten,
wie z. B. Hamm, vor Anlauf des Programms ei-
nen Plan über die Prioritäten der verschiedenen
Maßnahmen zu erstellen und diesen möglichst
einstimmig vom Rat verabschieden zu lassen.
Auf diesen Grundsatzbeschluss kann die Ver-
waltung die Maßnahmenplanung aufbauen und
er dient gleichzeitig als Rückhalt auf den sich
die Verwaltung bei Problemen berufen kann.

In Krefeld wird der enge Kontakt zu den politi-
schen Vertretern gesucht, indem man mit den
verschiedenen Fraktionen vor wichtigen Ent-
scheidungen Gespräche führt, bei denen die Ar-
gumente für die Maßnahmen in aller Ruhe und
ohne Öffentlichkeit diskutiert werden können.
Man hat hier die Erfahrung gemacht, dass diese
vorbereitenden Treffen viele Vorbehalte und
Bedenken ausräumen und die Entscheidungs-
prozesse vereinfachen und verkürzen, da die
Fraktionen dann zumeist zu einstimmigen Ent-
scheidungen kommen und die politische Durch-
setzbarkeit einzelner Maßnahmen so überschau-
barer wird.

Auch mit Verbänden und anderen Baulastträ-
gern sollten möglichst vor Projektstart die Mo-
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dalitäten der Zusammenarbeit und die Konzepte
für die verschiedenen Einzelziele abgestimmt
sein, damit eine zügige Bearbeitung mit guter
Kooperation möglich ist. Dabei machen die ver-
schiedenen Städte sehr unterschiedliche Erfah-
rungen sowohl bei der Zusammenarbeit mit dem
ADFC als auch bei der Abstimmung mit den
verschiedenen Straßenbaulastträgern.

Die Frage nach der Zusammenarbeit mit ande-
ren Baulastträgern stellt sich für die einzelnen
Mitgliedsstädte in sehr unterschiedlicher Art und
Weise. So haben die kreisfreien Städte in der
Regel nur sehr geringe Berührungspunkte mit
den Straßenbauämtern, da sie größtenteils die
Baulast für die Straßen im Stadtgebiet selbst tra-
gen. Anders ist die Ausgangslage bei den kreis-
angehörigen Städten wie z. B. Pulheim oder
Brühl, die in sehr unterschiedlichem Maße Be-
rührungspunkte mit den zuständigen Straßen-
bauämtern haben. Hier wird von den Städten
immer wieder erwähnt, dass die Kooperation mit
den verschiedenen Baulastträgern sehr stark von
den einzelnen Mitarbeitern abhängt, die gegen-
über dem Radverkehr sehr unterschiedliche Ein-
stellungen haben und demnach die Förderung
des Radverkehr auch sehr unterschiedlich beur-
teilen. Hier treffen nach Meinung der Kommu-
nen oftmals verschiedene "Ideologien" aufein-
ander, die Radverkehr aber auch die Einsatz-
möglichkeiten von Fördermitteln völlig unter-
schiedlich betrachten und einschätzen. Die Ef-
fektivität der Zusammenarbeit ist daher sehr da-
von abhängig, wie die Beteiligten zum Thema
Radverkehr stehen und wie die direkte Zusam-
menarbeit klappt.

Ein ähnliches Bild zeigt die Zusammenarbeit
mit dem ADFC. Unter den Mitgliedsstädten ist
unbestritten, dass die Fachkompetenz des ADFC
auf jeden Fall in die Planung mit einfließen und
von den Verwaltungen genutzt werden sollte.
Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit hängen
aber oftmals sehr stark von persönlichen Kon-
takten und Einstellungen ab und sind daher nur
schwer auf andere Städte zu übertragen. Zum
einen sind die Strukturen des ADFC auf kom-
munale Ebene sehr unterschiedlich, zum ande-
ren sind auch die persönlichen Kontakte sehr
stark vom individuellen Engagement der Betei-
ligten abhängig. Darüber hinaus können die eh-
renamtlich arbeitenden Aktiven des ADFC nicht
überall in gleich hohem Umfang Arbeitskraft
einbringen.

4.4.2 Erfahrungen mit dem Ordnungs-
rahmen

Straßenverkehrsordnung und StVO-Novelle

Ein Charakteristikum des Programms besteht in
seinem Modellcharakter. Hier sehen die Unter-
suchungsstädte in dem Programm grundsätzlich
einen guten und wichtigen Argumentationsgeber
gerade bei der Planung und Umsetzung von
schwierigen bzw. umstrittenen Maßnahmen. Die
so genannte "Experimentierklausel" ist hier ins-
besondere eine "psychologische" Hilfe, da sie
den Mitgliedsstädten erlaubt, sich in neuen Be-
reichen mit neuen Maßnahmen zu versuchen
und neue Möglichkeiten der Radverkehrsförde-
rung auszuprobieren. Allerdings erscheint eine
deutlichere Formulierung dieser Experimentier-
klausel hilfreich.

Letztlich haben die Möglichkeiten der Experi-
mentierklausel und der Mut etlicher Planer und
Anordnungsbehörden in den Untersuchungs-
städten zur Entwicklung eines breit gefächerten
Instrumentariums der Radverkehrsplanung ge-
führt. Viel hiervon ist mittlerweile in die ein-
schlägigen Regelwerke sowie die StVO einge-
flossen (vgl. Kap. 5.3 Einfluss auf bundesweite
Entwicklungen).

Die Auswirkungen der StVO-Novelle auf die
Radverkehrsförderung in den Fahrradfreundli-
chen Städten und Gemeinden sind dabei interes-
santerweise nicht nur positiv. Einerseits besteht
nunmehr für viele Maßnahmen, die in diesen
Städten umgesetzt wurden, klare und eindeutige
Rechtssicherheit. Auf der anderen Seite wurde
bei der Novellierung teilweise sehr zaghaft und
vorsichtig vorgegangen; insbesondere betrifft
dies die Zahlen und Maße in der VwV-StVO. So
sind Schutzstreifen für Radfahrer gemäß Ver-
waltungsverordnung nur bis zu einer Verkehrs-
belastung von 10.000 Kfz/Tag vorgesehen. In
einigen der Untersuchungsstädte hat man aber
beste Erfahrungen mit Schutzstreifenmarkierun-
gen auf weitaus höher belasteten Straßen ge-
macht.

Diese und ähnliche Restriktionen engen den
planerischen Handlungsspielraum ein. Während
vor der Novellierung der Straßenverkehrs-Ord-
nung hier noch viele Dinge ungeregelt waren,
sind nun teilweise recht enge Grenzen gesetzt.
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Ob sich hieraus Vorteile oder Nachteile ergeben
hängt von den Gepflogenheiten in den jeweili-
gen Kommunen ab. Während in "mutigen Städ-
ten" bisweilen die Handlungsspielräume einge-
engt wurden, bedeutet die Rechtssicherheit der
StVO-Novelle für Planer in Kommunen mit eher
konservativen Anordnungsbehörden zumeist
eine spürbare Vereinfachung.

Sehr unterschiedlich gehandhabt wird die Rela-
tivierung der Radwegebenutzungspflicht. Einige
Städte haben die Entscheidungsspielräume da-
hingehend genutzt, soweit als irgend möglich
den Radfahrern Entscheidungsfreiheit zu geben,
ob sie einen Radweg benutzen möchten oder
nicht. Schließlich brauchen gute Radverkehrs-
anlagen keine Benutzungspflicht, weil sie frei-
willig benutzt werden. Andere Kommunen sind
sehr restriktiv mit der Radwegebenutzungs-
pflicht umgegangen. Teilweise wurden Radwege
in der Benutzungspflicht belassen, die die Min-
destanforderungen schwerlich erfüllen, und bei
denen auch eine entsprechende Nachbesserung
nicht absehbar ist. Hier spielen sicherlich auch
Prestigefragen eine große Rolle. Schließlich be-
deutet die Aufhebung der Benutzungspflicht ei-
nes Radweges mittelbar auch das Zugeständnis,
seinerzeit eine untaugliche Radverkehrsanlage
errichtet zu haben.

Finanzierungsinstrumente

Die Förderung von Planung und Umsetzung von
Radverkehrskonzepten in den "Fahrradfreund-
lichen Städten und Gemeinden in NRW" er-
folgte nicht über ein spezielles Förderprogramm,
sondern aus den vorhandenen allgemein zu-
gänglichen Fördermitteln "Stadtverkehrspro-
gramm" und "Stadterneuerungsprogramm".
Durch Bündelung und Koordinierung dieser
Fördermittel stellte das Land den Mitgliedsstäd-
ten ein umfassendes und aufeinander abge-
stimmtes Finanzierungssystem zur Verfügung,
das ergänzt wurde durch eigenständige Bau- und
Finanzierungsprogramme von Bund und Land
für Radverkehrseinrichtungen in überörtlicher
Baulast.

Grundsätzlich vertreten die Verwaltungen die
Meinung, dass die starke Förderung von Maß-
nahmen im Rahmen des Programms "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in NRW" ein
wichtiger Aspekt für die Akzeptanz der Maß-

nahmen ist und dass die Förderung auch Aus-
wirkungen auf die politische Stellung des Pro-
gramms hat.

Antragstellung

Bei der Antragstellung muss zwischen dem
Aufnahmeantrag und den projektbezogenen
Folgeanträgen unterschieden werden.

Der Aufnahmeantrag wird als "rahmensetzender
Antrag" über den Regierungspräsidenten an das
zuständige Ministerium gestellt und gibt einen
Überblick über die bereits vorhandenen Pla-
nungsgrundlagen und den geplanten sachlichen,
räumlichen und zeitlichen Programmumfang.

Für nachfolgende Einzelmaßnahmen werden
Folgeanträge gestellt, die in Abhängigkeit von
Planungsfortschritt und Realisierungsreife ganz
unterschiedliche Inhalte haben und daher auch
auf verschiedene Förderprogramme ausgerichtet
sind. Daraus ergeben sich wiederum Unter-
schiede in Bezug auf Fristen, einzureichende
Planungsunterlagen und Förderinhalte. Diese
Antragstellung für Folgeanträge wird daher auch
von der Mehrzahl der Städte und Gemeinden als
problematisch und unnötig kompliziert einge-
schätzt. Besonders in kleineren Verwaltungen
treten immer wieder Probleme bei der Einhal-
tung der Fristen auf. Außerdem bereitet es vie-
len Verwaltungen Schwierigkeiten alle zur An-
tragsbewilligung notwendigen Unterlagen zu so
einem frühen Planungszeitpunkt vorzulegen.

Als Beispiel wird hier immer wieder die Pla-
nung einer Fahrradstation genannt. Die Ab-
sichtserklärung des potentiellen Betreibers muss
bereits bei der Vorplanung vorliegen, obwohl sie
nach Einschätzung der Kommunen in entschei-
dendem Maße von der Mittelzusage des Landes
abhängt.

Was von den Städten und Gemeinden ebenfalls
immer wieder kritisiert wird, ist die häufig sehr
lange Verfahrensdauer, deren Ablauf zudem für
die Verwaltungen nur schwer nachvollziehbar
und kalkulierbar ist. Die Verwaltungen stehen
daher oftmals vor dem Problem, sehr kurzfristig
reagieren zu müssen. Außerdem wird auf die
Schwierigkeit hingewiesen, diese langen Vor-
laufzeiten in der Öffentlichkeit zu vermitteln.
Gerade bei "einfachen" und kostengünstigen
Maßnahmen, wie z. B. Markierungen, fehlt das
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Verständnis der Bürger für teilweise zweijährige
Bewilligungszeiträume.

Bagatellgrenze

Die Bagatellgrenze wird allgemein als störend
und umständlich eingeschätzt, zumal viele
Städte nicht die Zweckmäßigkeit der Regelung
sehen. Dennoch wurde sie grundsätzlich nicht
als ein Problem angesehen, das den Ablauf des
Programms besonders beeinträchtigt oder ver-
zögert hat. Dies liegt vor allem daran, dass die
meisten Kommunen die Bagatellgrenze durch
Zusammenfassung mehrerer Kleinprojekte ohne
Schwierigkeiten überwinden konnten.

Probleme sieht man allerdings bei der Anhebung
der Bagatellgrenze von 10 TDM auf 25 TDM.
Gerade für kleinere Städte ist es schwierig diese
Grenze zu überschreiten und die Realisierung
kleiner Maßnahmen verzögert sich dadurch zu-
sätzlich.

Eigenmittel

Die Förderung der Maßnahmen aus Mitteln des
Landes haben nach Meinung vieler Verwaltun-
gen auch Einfluss auf die Bereitstellung der Ei-
genmittel. Die Eigenmittelbereitstellung schrei-
ben die Förderrichtlinien in Höhe von in der Re-
gel 20 % vor. Diese für die verschiedenen Pro-
jekte im Rahmen des Programms bereitzustel-
len, bereitet den "Fahrradfreundlichen Städten
und Gemeinden in NRW" normalerweise keine
Probleme. Schwierigkeiten treten bevorzugt
dann auf, wenn die Projekte politisch umstritten
sind und die Eigenmittelbereitstellung auf politi-
scher Ebene als Druckmittel eingesetzt wird.
Grundsätzlich wird aber die Erfahrung gemacht,
dass die Tatsache, dass das Projekt mit Zuschüs-
sen vom Land gefördert wird, auch die interne
politische Zustimmung dahingehend positiv be-
einflusst, dass bei der Bereitstellung der Eigen-
mittel nur selten anhaltende Probleme auftreten.

Schwierigkeiten genereller Art haben die Städte,
die der Haushaltssicherung unterliegen. Diese
Städte verfügen oftmals mehrere Jahre hinter-
einander über keinen bewilligten Haushalt und
können somit keine investiven Maßnahmen täti-
gen. Mit dieser Situation wird dabei in den ein-
zelnen Verwaltungen sehr unterschiedlich um-
gegangen. Während in zahlreichen Städten das

Programm "Fahrradfreundliche Stadt" dann
mehr oder weniger ruht, da keine kostenintensi-
ven Maßnahmen durchgeführt werden können,
hat die Stadt Hamm beispielsweise in dieser Zeit
verwaltungsintern eine Abstellsatzung erarbeitet
und so das Projekt ohne finanziellen Aufwand
dennoch weiter betrieben und in einem Bereich
entwickelt, der häufig hinter der Netzbildung
zurücksteht.

Förderstrategie

Die meisten Städte schätzen die Fördertatbe-
stände als ausreichend ein, und beurteilen die
Förderstrategie des Landes grundsätzlich als gut,
wenn auch die Aufteilung auf verschiedene För-
derprogramme und die uneinheitlichen Zustän-
digkeiten als großer Nachteil angesehen werden.
In letzter Zeit bemängeln die Städte, dass vom
Land keine klar erkennbare Förderpriorität mehr
gesetzt wird und somit für die Städte das Pro-
grammziel des Landes nur schwer erkennbar ist.

Vorgeschlagen wird immer wieder, dass Mittel,
die zum Jahresende noch zur Verfügung stehen,
zur Förderung besonders modellhafter Maß-
nahmen genutzt werden, und dabei die Mit-
gliedsstädte Vorzug vor anderen Antragstellern
haben. Die fahrradfreundlichen Städte fordern
sowohl eine höhere Priorität gegenüber anderen
Antragstellern als auch Vorteile bei der Förde-
rung für die AGFS, die nach Meinung vieler
Städte einen eigenen Fördertitel erhalten sollte.
Dadurch könnte auch die Arbeit und die Mit-
gliedschaft in der AGFS interessanter gestaltet
werden und gleichzeitig einen zusätzlichen An-
reiz zur konstruktiven Mitarbeit bieten. Andern-
falls sehen einige Städte langfristig wenig Moti-
vation in der AGFS zu verbleiben, da die Mit-
gliedschaft zwar Verpflichtungen beinhaltet,
aber keine finanziellen Vorteile für diese An-
strengungen bringt. Zwischenzeitlich wurde die-
sen Wünschen in einem Teilbereich entspro-
chen: Es gibt nunmehr einen Fördertitel für Öf-
fentlichkeitsarbeit, der ausschließlich den Mit-
gliedern der AGFS zur Verfügung steht.

Grundsätzlich wünscht man sich eine flexiblere
Handhabung der Mittelvergabe sowie eine pau-
schale Abrechenbarkeit für Planungskosten.
Viele der Städte sehen sich nicht in der Lage,
die "Planung der Planung" vorzunehmen.
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Insgesamt gilt die Förderstrategie als ausrei-
chend, wenngleich der Förderablauf und die An-
tragstellung und –bearbeitung als zu zeitintensiv
und kompliziert angesehen wird.

Mitteleffizienz

Aussagen über die Effizienz der Mittel, die in
verschiedenen Projekten eingesetzt wurden, sind
von Seiten der Kommunen nur sehr schwer zu
treffen. Dies liegt vor allem daran, dass mangels
Förderfähigkeit kaum projektbegleitende Unter-
suchungen durchgeführt werden und oftmals
Maßnahmen aus mehreren Einzelmaßnahmen,
die verschiedenen Verkehrsteilnehmern zugute
kommen, bestehen und somit eine finanzielle
Abgrenzung kaum oder gar nicht möglich ist.
Dennoch schätzten die Verwaltungen die Mittel-
effizienz des Radverkehrs als relativ hoch ein.
Im Rahmen der Förderung des Umweltverbun-
des wird der Radverkehr von den meisten Städ-
ten als der Teilbereich angesehen, bei dem mit
der geringsten Mittelaufwendung der größte
Nutzen bzw. die größten Veränderungen im
Modal Split erreicht werden können.

Viele der Maßnahmen, die zur Förderung des
Radverkehrs eingesetzt werden, gelten als be-
sonders kostengünstig bei gleichzeitig hoher Ef-
fizienz. Dazu zählen vor allem Markierungen
oder die Öffnung von Einbahnstraßen und Sack-
gassen für den Radverkehr. Die Städte betonen
aber durchweg, dass die Auswahl der umzuset-
zenden Maßnahmen nicht primär von den Kos-
ten abhängig ist, sondern vor allem von der
Sinnhaftigkeit und Bedeutung für das Gesamt-
konzept.

Es ist sicherlich als Vorteil des Radverkehrs an-
zusehen, dass mit relativ "einfachen" Mitteln be-
reits große Wirkungen erreicht werden können.
Durch die schnelle Verbesserung der Radver-
kehrsbedingungen steigt die Akzeptanz und
Unterstützung für das Programm "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in NRW"
sowohl bei den Bürgern als auch bei der Politik.

Modifikationsvorschläge

Grundsätzlich wird von den Mitgliedsstädten die
Vereinfachung der Förderrichtlinien und eine
flexiblere Gestaltung der Zuschussbewilligung
gefordert.

Der wichtigste Schritt um hier eine Verbesse-
rung zu erlangen ist nach Meinung der Kommu-
nen die Förderung der "fahrradfreundlichen"
Projekte aus einem einheitlichen Förderpro-
gramm. Dadurch würde die Abwicklung von
Beantragung, Bewilligung und Bereitstellung
stark vereinfacht und somit auch beschleunigt
werden. In diesem Zusammenhang sollte auch
von Seiten des Landes über eine Modifizierung
der Antragsunterlagen in dem Sinne nachge-
dacht werden, dass im Bereich der Kostenbe-
rechnung nicht immer stärker detaillierte Unter-
lagen gefordert werden. Die hierdurch frei wer-
denden Arbeitskapazitäten könnten sinnvoller
unmittelbar für Projekte eingesetzt werden. In
engem Kontext dazu stehen auch die Ände-
rungsvorschläge in Bezug auf die unterschiedli-
chen Förderrichtlinien und –programme. Die
derzeitige Situation mit der Splittung der För-
dermittel in den verschiedenen Ministerien und
den ebenfalls unterschiedlichen gültigen Förder-
sätzen ist für die "Fahrradfreundlichen Städte
und Gemeinden in NRW" kaum mehr nachvoll-
ziehbar. Sie fordern daher entweder einen über-
greifenden Ansprechpartner für sämtliche För-
derfragen, die das Programm betreffen oder als
Alternative dazu, die Abwicklung der Förderung
über einen Zuschussgeber.

Außerdem sollte die Zuordnung der Gelder mit
mehr Flexibilität gehandhabt werden, so dass die
Verwaltungen die Möglichkeit haben, innerhalb
des Projektes Gelder umzuschichten oder einge-
sparte Gelder für Kleinmaßnahmen einzusetzen.
Dadurch würde den Städten die Möglichkeit
eingeräumt werden in einem bestimmten Um-
fang kurzfristig Mängel zu beheben. In diese
Richtung geht auch ein Vorschlag der Stadt
Köln. Sie schlägt die Einrichtung eines Förder-
titels "1000 Kleinigkeiten" vor. Aus diesem
Topf sollte es den Städten möglich sein, eine
Reihe von kleinen aber für das Netz wichtigen
Maßnahmen jederzeit zu finanzieren (Optimie-
rungszuwendung). Dabei kann das Geld nach
Einschätzung der Stadt Köln aus Umschichtun-
gen bereitgestellt werden, so dass für das Land
keine zusätzliche finanzielle Belastung entste-
hen würde.

Ein ähnlicher Weg wird in Krefeld beschritten.
Dort hat man durch die Einrichtung von Pau-
schalhaushaltsstellen (Radwegeneubau, Beseiti-
gung von Unfallschwerpunkten) die Möglichkeit
geschaffen, innerhalb der Verwaltung schnell
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und unbürokratisch auf Probleme zu reagieren
ohne den Weg über die Förderung durch Mittel
des Landes gehen zu müssen. Die Mittel der
Haushaltsstellen sind dabei inhaltlich austausch-
bar und können so zwischen den einzelnen
Maßnahmen auch kurzfristig umgeschichtet
werden, so dass die Verwaltung unmittelbar rea-
gieren kann.

Die "Fahrradfreundlichen Städte und Gemein-
den in NRW" sehen aber auch innerhalb der
Verwaltungen durchaus Ansatzpunkte für eine
Verbesserung des Programmablaufs und somit
eine Effizienzsteigerung bei der Projektabwick-
lung. Hier wird vor allen Dingen eine Verbes-
serung der internen Kommunikationsabläufe ge-
fordert, die die momentan oftmals schwierigen
Abstimmungsprozesse zwischen verschiedenen
Dienststellen vereinfachen und damit den zeitli-
chen Ablauf straffen sollen.

Zusammenwirken Städte - Fördergeber

Direkte Kontakte zwischen den verschiedenen
Mitgliedsstädten und dem Fördergeber gibt es
außerhalb der Förderbeantragung nur in wenigen
Fällen. Da das Land keinen direkten Ansprech-
partner für die teilweise schwierigen Fragestel-
lungen bei der Beantragung von Fördermitteln
im Projekt "Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden in NRW" stellt, sind die Kontakte der
meisten Kommunen zum Fördergeber relativ ge-
ring. Diese Situation wird von den verschiede-
nen Städten sehr unterschiedlich beurteilt. Wäh-
rend einige Städte, vor allem die größeren Städte
mit spezialisierteren Mitarbeitern in der Ver-
waltung, regelmäßige Kontakte zum Ministe-
rium in der Regel als nicht so wichtig ansehen,
da viele Fragen intern geklärt werden können,
sehen die Mehrzahl der kleineren Mitglieds-
städte hier schon ein gravierendes Defizit, das,
um eine effektive und kontinuierliche Projekt-
abwicklung zu gewährleisten, gelöst werden
muss. Damit einher geht die Ansicht, dass das
Programm über die Bezuschussung von Maß-
nahmen hinaus mit mehr Engagement und Per-
sonaleinsatz durch das Land unterstützt werden
müsste. Gefordert wird eine stärkere personelle
und inhaltliche Unterstützung durch das Minis-
terium, gerade bei der Umsetzung von umstrit-
tenen oder schwierigen Maßnahmen. Hier sind
die inzwischen verfügbaren Materialien der ge-

meinsamen Öffentlichkeitsarbeit sicherlich be-
reits als eine Verbesserung zu sehen.

Zudem sehen zahlreiche Verwaltungen es als
wünschenswert an, wenn Ausnahmegenehmi-
gungen, die vom Land erteilt wurden, nach Ab-
lauf des Genehmigungszeitraumes verlängert
werden und nicht plötzlich bereits durchgeführte
Maßnahmen nicht mehr zulässig sind. Hier wird
mehr Flexibilität und eine großzügigere Ausle-
gung der Vorschriften durch das Land ge-
wünscht, zumal sich viele Sonderlösungen in der
Praxis bewährt haben. Schließlich ist es gerade
auch Sinn eines Modellvorhabens. Dinge auszu-
probieren, die nicht in den Regelwerken stehen.
In diesen Punkten sollten die Ministerien je nach
Einzelfall mehr auf die Forderungen und Wün-
sche der Verwaltungen eingehen.

Oftmals wird von den Verwaltungen auch be-
mängelt, dass die Bewilligungsbescheide häufig
zu sehr ungünstigen Zeitpunkten herausgegeben
werden , so dass z. B. Markierungen mitten im
Winter durchgeführt werden müssen. Hier wird
mehr Flexibilität vom Ministerium gefordert,
um zügige und problemlose Umsetzungen von
Einzelmaßnahmen zu ermöglichen.

Viele Städte sind mittlerweile der Überzeugung,
dass der Stellenwert des Programms beim Land
nachgelassen hat und die "Fahrradfreundlichen
Städte und Gemeinden in NRW" keine besonde-
ren Vorteile und Begünstigungen mehr haben
oder mit Priorität gefördert werden. Hier wird
ein deutlicheres Bekenntnis zu den "Fahrrad-
freundlichen Städte und Gemeinden in NRW"
und zu der weiteren Entwicklung des Pro-
gramms gefordert, damit auch die Städte bei ih-
ren Planungen mögliche Veränderungen in der
Förderung berücksichtigen können. Die unkon-
ventionelle und oftmals sehr schnelle Bearbei-
tung der Förderanträge zu Beginn des Pro-
gramms sehen die meisten "älteren" fahrrad-
freundlichen Städten als wieder erstrebenswert
an.

4.4.3 Aufgaben und Arbeit der AGFS

Die Arbeitsgemeinschaft "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in NRW" gründete sich
rund vier Jahre nach Beginn des Programms am
18. Oktober 1993 in Krefeld. Seitdem hat sich
die Zahl der Mitglieder auf 29 erhöht und mo-
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mentan sind neben den Gründungsstädten Brühl,
Gladbeck, Hamm, Herford, Köln, Krefeld, Lü-
nen, Marl, Münster, Pulheim, Soest, Troisdorf
und Unna auch die Städte Aachen, Bonn, Essen,
Euskirchen, Leverkusen und Wesel seit 1995,
seit 1996 der Erftkreis und die Städte Iserlohn
und Minden, seit 1998 die Städte Bielefeld,
Dülmen und Kempen, seit 1999 die Städte Dor-
magen und Mühlheim an der Ruhr sowie seit
2000 die Städte Bünde und Ibbenbüren Mitglie-
der der AGFS.

Die Mitgliedsstädte verpflichten sich, den Rad-
verkehr systematisch, flächenhaft und mit inno-
vativen Mitteln zu fördern und wollen damit
beweisen, dass durch die Priorisierung des Rad-
verkehrs und die damit verbundenen Projekte
eine Veränderung im Modal-Split zugunsten des
Umweltverbundes, besonders des Radverkehrs,
möglich ist. Sie verstehen sich als Städte mit
Modellcharakter, die durch die besondere För-
derung des Radverkehr in Bezug auf Attraktivi-
tät und Sicherheit, das Leitbild eines modernen,
ökologischen und stadtverträglichen Verkehrs
verfolgen und umsetzen. Nach Meinung der
Mitgliedsstädte der AGFS kann dies aber nur
erreicht werden, wenn das Fahrrad nicht nur als
Freizeit- und Schülerverkehrsmittel angesehen
und genutzt wird, sondern auch verstärkt im Be-
rufs- und Einkaufsverkehr eingesetzt wird, und
somit der Radverkehr einen wichtigen Beitrag
zur Lösung der innerstädtischen Verkehrsprob-
leme leistet.

Die AGFS übernimmt dabei innerhalb des Pro-
gramms folgende Aufgaben:

kontinuierlicher Informations- und Erfah-
rungsaustausch zwischen den einzelnen
AGFS-Mitgliedern;

Beratung und Hilfestellung bei gemeinsa-
men Problemen und Fragestellungen;

Darstellung und Präsentation vorbildlicher
Maßnahmen, um Anregungen für die Lö-
sung vergleichbarer Aufgaben in anderen
Kommunen zu geben, wobei sie das

Ziel verfolgt, kommunale Radverkehrsnetze
schnell und flächendeckend umzusetzen um
so die Voraussetzungen dafür zu schaffen,
dass das Fahrrad mehr als bisher genutzt
wird.

Die AGFS ist ein wichtiger Bestandteil des För-
derprogramms, da hier der wesentliche Erfah-
rungs- und Informationsaustausch stattfindet
und Kontakte zwischen den einzelnen Mitglieds-
städten geknüpft werden können. Doch auch bei
der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher
Städte und Gemeinden in NRW hängt die Inten-
sität der Kontakte sehr stark von den persönli-
chen Beziehungen der Beteiligten ab. Zudem
wird durch die immer größere Zahl von Mit-
gliedsstädten nach Meinung mehrerer Städte der
direkte Kontakt immer schwieriger und die Viel-
fältigkeit der diskutierten Probleme, die oftmals
sehr stadtspezifisch sind, nimmt stetig zu, so
dass bei den Sitzungen der AGFS Probleme und
Lösungen nur in Ansätzen dargestellt und ange-
dacht werden können.

Dennoch wird die AGFS insgesamt von den
Mitgliedsstädten im Programm "Fahrradfreund-
liche Städte und Gemeinden in NRW" durchaus
positiv bewertet. Besonders auf der Arbeits-
ebene werden die Kontakte bei den regelmäßi-
gen Sitzungen grundsätzlich begrüßt, da so vor
allem für die neuen Mitgliedsstädte wichtige
Hilfestellungen gegeben werden und somit zur
Vermeidung von Problemen und Schwierigkei-
ten bei der Maßnahmenplanung bzw.
-umsetzung beigetragen werden kann. Grund-
sätzlich wird daher auch eine Intensivierung der
Kontakte innerhalb der AGFS und zwischen den
einzelnen Mitgliedsstädten angestrebt und als
sinnvoll und hilfreich für alle Beteiligten erach-
tet. Es gibt nur einzelne Städte, die die AGFS
für wenig hilfreich halten und die immer größer
werdende Teilnehmerzahl als problematisch für
die Effizienz der Sitzungen ansehen. Insgesamt
werden aber noch erhebliche Verbesserungspo-
tenziale bei der Arbeit der AGFS gesehen.
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5 WIRKUNGEN DES
PROJEKTES

5.1 Verkehrssicherheit

5.1.1 Datengrundlagen und Vorgehen

Die Erhöhung der Verkehrssicherheit ist ein
Oberziel bei der Förderung des Fahrradverkehrs
in Nordrhein-Westfalen und in den "Fahrrad-
freundlichen Städten und Gemeinden". Der
Analyse des Unfallgeschehens kommt deshalb
bei der Bewertung der Wirkungen ein besonde-
rer Stellenwert zu.

Neben der Unfallentwicklung im Zeitvergleich
in Kapitel 5.1.2 werden in Kapitel 5.1.3 Bezüge
zum Radverkehrsanteil in den Städten herge-
stellt und in Kapitel 5.1.4 wesentliche statisti-
sche Merkmale des Unfallgeschehens aufberei-
tet. Die bisher einzige vorliegende flächenhafte
Unfallanalyse für eine Stadt (Herford) wird in
Kapitel 5.1.5 kurz beschrieben.

Grundlage der folgenden Analyse sind Daten
zur Entwicklung der Zahl der Verunglückten in-
nerorts für den Zeitraum 1986-1997, landesweit
sowie in den einzelnen Städten. Durch den ge-
wählten Zeitraum stehen für alle Untersuchungs-
städte sowohl Daten zu Unfällen vor als auch
nach dem Beitritt zur AGFS zur Verfügung. Be-
dingt durch den unterschiedlichen Beitrittszeit-
punkt der Städte unterscheiden sich diese Zeit-
räume in ihrer Dauer.

Die Daten wurden vom Landesamt für Daten-
verarbeitung und Statistik zur Verfügung gestellt
und differenzieren für die Radverkehrsunfälle
jeweils nach der schwersten Unfallfolge. Sie
sind im Anhang im Einzelnen aufgeführt. Er-
gänzend werden, je nach Verfügbarkeit, Daten
für die alten Bundesländer insgesamt in den
Vergleich einbezogen (Statistisches Bundesamt
1998). Für eine vertiefende Erhebung wurden
außerdem Unfalllisten der beteiligten Städte für
die Jahre 1993 bis 1997 ausgewertet, die von
den Zentralen Polizeitechnischen Diensten in
Düsseldorf zur Verfügung gestellt wurden.

Neben der jahresweisen Unfallentwicklung, die
zur besseren Vergleichbarkeit jeweils zu den
Zahlen des Jahres 1986 ins Verhältnis gesetzt
werden, wurden zusätzlich 3-Jahres-Gruppen
vorher und nachher gebildet. Mit der Betrach-

tung von 3-Jahres-Zeiträumen können auch die
zufälligen Schwankungen des Unfallgeschehens
von Jahr zu Jahr ausgeglichen werden.

Bei der vergleichenden Betrachtung der Unfall-
entwicklung werden die Sachschadenunfälle
wegen der örtlich zum Teil unterschiedlichen
Erfassung nicht einbezogen. Die "schwer Verun-
glückten" (Getötete und schwer Verletzte) und
die leicht Verletzten werden jeweils gesondert
betrachtet, um nicht diesbezügliche strukturelle
Unterschiede in der Unfallentwicklung von
vornherein zu verwischen (vgl. BECKER, U.
et. al., 1992). Die Betrachtung der Getöteten-
Zahlen allein wird dagegen nicht vorgenommen,
da sie als statistisch gesehen geringe Zahlen
stark von Zufälligkeiten abhängen.

Zur an sich wünschenswerten Bewertung der
Gesamtverkehrssicherheit, insbesondere dem
Verhältnis von Gesamtzahl der Verunglückten
und Anteil der Radfahrer daran, ist bei einer
Betrachtung in diesem Maßstab eine Aussage
nicht zu treffen. Angaben zur Vielzahl mögli-
chen Einflussfaktoren, wie z. B. Verlagerungen
im innerörtlichen Kfz-Verkehr stehen nicht zur
Verfügung.

Bei der Bewertung der Ergebnisse ist zu berück-
sichtigen, dass gerade bei Radverkehrsunfällen
ein sehr hoher Anteil polizeilich nicht erfasster
Unfälle (Dunkelziffer) vorliegt, die hier nicht
einbezogen werden konnten. Eine Untersuchung
von HAUTZINGER u. a. (1993) zeigt, dass auch
Unfälle mit Personenschäden erhebliche Dun-
kelziffern aufweisen; so beträgt die Dunkelziffer
für Unfälle mit Personenschaden bei Radfahrern
ca. 93 %. Alleinunfälle, aber auch Radfahrer-
Radfahrer- und Radfahrer-Fußgänger-Unfälle,
vor allem ohne oder mit leichtem Personenscha-
den, sind demnach in der amtlichen Statistik
deutlich unterrepräsentiert. Da die Bewertung
der Ergebnisse aber vor allem auf dem Ver-
gleich zwischen den Städten aufbaut, bleibt eine
hinreichende Aussagekraft gewahrt.

5.1.2 Unfallentwicklung in den Fahr-
radfreundlichen Städten und
Gemeinden

Zur Einordnung des Unfallgeschehens in den
Untersuchungsstädten werden zunächst die all-
gemeine Unfallentwicklung (also nicht nur be-
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schränkt auf Radfahrer) und Trends für das Land
Nordrhein-Westfalen in ein Verhältnis zur Un-
fallentwicklung in den Städten der AGFS ge-
setzt. Danach wird die Entwicklung der Unfall-
folgen bei Unfällen von Radfahrern für die ein-
zelnen Städte betrachtet.

Für das Land Nordrhein-Westfalen ist, bezogen
auf die Gesamtzahl der Straßenverkehrsunfälle,
im Trend 1986 bis 1997 eine deutliche Abnahme
der Zahl der schwer Verunglückten (35 bis 40 %
bis 1997 gegenüber dem Bezugsjahr 1986) fest-
zustellen. Ähnlich, in etwas abgeschwächter
Form, verläuft der Trend in den Städten der
AGFS: hier werden in den letzten Jahren 75 bis
85 % des Wertes von 1986 erreicht.

Bei der Zahl der leicht verletzten Verkehrsteil-
nehmer ist die positive Entwicklung insgesamt
langsamer und weniger deutlich. Diese Zahlen
sinken erst seit 1990. Auch hier ist die Entwick-
lung in den Städten der AGFS ähnlich, der
Rückgang ist jedoch jeweils etwas stärker als im
Land NRW.

Bei den Zahlen schwer verunglückter Radfahrer
sind die Trends ähnlich wie beim allgemeinen
Unfallgeschehen, jedoch gibt es weniger starke
Verringerungen um maximal 29 % in einzelnen
Jahren gegenüber dem Bezugsjahr 1986 (Abb.
5.1). In mehreren Jahren ist die Verringerung bei
den schwer verunglückten Radfahrern in NRW
deutlicher ausgeprägt als im alten Bundesgebiet.
Bezüglich der leicht verletzten Radfahrer ist auf
Landesebene wie auch in den AGFS-Städten
erst seit 1992 eine Verringerung festzustellen
(Abb. 5.2).

Abb. 5.1: Entwicklung von Personenschäden im Ver-

gleich, Städte mit Programmstart 1988/89 ge-

samt, schwer verunglückte Radfahrer, Bezugs-

jahr 1986=100

Abb. 5.2: Entwicklung von Personenschäden im Ver-

gleich, Städte mit Programmstart 1988/89 ge-

samt, leicht verletzte Radfahrer, Bezugsjahr

1986 = 100

Landesweit ist also von einer etwas ungünstige-
ren Entwicklung als im allgemeinen Unfallge-
schehen auszugehen, speziell bei den Radfah-
rern. Dies ist auch daran zu erkennen, dass so-
wohl in NRW als auch in den Städten der AGFS
der Anteil der Radfahrer an den schwer Verun-
glückten bzw. leicht Verletzten insgesamt ge-
ringfügig angestiegen ist. Diese Entwicklung ist
mit einem vermuteten Anstieg des Radverkehrs
zu erklären: Je häufiger Radfahrer unterwegs
sind, desto wahrscheinlicher ist es, dass auch
Radfahrer in Unfälle verwickelt werden.

Die Unfallentwicklung korrespondiert damit für
die AGFS-Städte in etwa mit dem NRW-Ver-
lauf. In den einzelnen Städten ist die Entwick-
lung bei Unfällen mit Radfahrern allerdings sehr
unterschiedlich. Eine vergleichende Betrachtung
ist durch den unterschiedlichen Eintrittszeitraum
in das Programm erschwert.

Für die weitere Darstellung sind deshalb die
Städte nach ihrem Eintrittsdatum in das Pro-
gramm eingeteilt worden. Danach wird im Fol-
genden von den 89er (Start 1988 oder 1989),
den 93er (1992 oder 1993) und den 95er Städten
gesprochen. Hier werden im Folgenden nur die
Unfälle mit Beteiligung von Radfahrern bzw.
Radfahrer als Unfallopfer behandelt.

In der Gruppe der 89er Städte stagnierte anfangs
die Entwicklung bei den schweren Personen-
schäden (Abb. 5.3). Bei den leicht Verletzten
liegen sie zunächst ungünstiger als der Landes-
trend (Abb. 5.4). Dies ist u. U. mit einer Zu-
nahme des Radverkehrs zu erklären, die aber
noch nicht durch Verbesserungen der Infra-
struktur ausgeglichen werden konnte. Mittler-
weile ist durch eine deutlich positive Wende so-
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wohl bei leicht Verletzten als auch vor allem bei
schwer Verunglückten der Landestrend wieder
erreicht. Für die Städte dieser Gruppe können
die Unfallzahlen in Verhältnis gesetzt werden
zur Entwicklung des Radverkehrsanteils, da je-
weils Daten aus verschiedenen Jahren vorliegen
(Kap. 5.1.3).

Abb. 5.3: Entwicklung von Personenschäden NRW und

Städte mit Programmstart 1988/89, schwer ver-

unglückte Radfahrer, Bezugsjahr: 1986 = 100

Abb. 5.4: Entwicklung von Personenschäden NRW und

Städte mit Programmstart 1988/89, leicht ver-

letzte Radfahrer, Bezugsjahr: 1986 = 100

In Gladbeck gibt es eine Entwicklung mit zeit-
weisem Anstieg der absoluten Zahl der schwer
Verunglückten. Inzwischen ist der Stand der
späten 80er Jahre wieder erreicht. Die Entwick-
lung bei den leicht Verletzten ist ähnlich, kann
aber im Vergleich zum Landestrend als günsti-
ger eingeschätzt werden. Dies wird durch den
gestiegenen Radverkehrsanteil noch ausgepräg-
ter, so dass insgesamt von einer positiven Ent-
wicklung gesprochen werden kann.

In Herford gibt es starke Schwankungen bei der
Zahl der schwer Verunglückten. Im langfristigen
Trend ist die Entwicklung etwas günstiger als im
Landestrend. Bei den leicht Verletzten hat Her-

ford dagegen eine besonders ungünstige Ent-
wicklung im Vergleich zum Landestrend und
den anderen Städten. Hier gab es nach dem Pro-
jektstart erhebliche Steigerungen, seitdem ist
aber auch hier die Zahl der leicht Verletzten
wieder rückläufig. Wegen der nachgewiesenen
Zunahme des Radverkehrs ist nicht von einer
negativen Entwicklung zu sprechen, jedoch be-
steht Verbesserungsbedarf (vgl. Kap. 5.1.5).

In Lünen gibt es bei den schwer Verunglückten-
Zahlen starke Schwankungen in einzelnen Jah-
ren. Es gab einen tendenziellen Anstieg bis
1992, seitdem sind sinkende Opferzahlen zu ver-
zeichnen. Bei den leicht Verletzten liegt Lünen
langfristig etwas günstiger als der Landestrend.
Auch hier kann, unter Einbeziehung des erhöh-
ten Radverkehrsaufkommens, von einer insge-
samt positiven Entwicklung gesprochen werden.

Münster, mit seinem auf hohem Niveau liegen-
den Radverkehrsaufkommen, setzt von vornher-
ein positive Entwicklungen sowohl bei schwer
Verunglückten als auch bei leicht Verletzten,
hier deutlich besser als im Landestrend. Hier
wirkt sich die bereits vor dem Beitritt umfas-
sende Infrastruktur und das gute Fahrradklima
aus.

Troisdorf hat die positivste Bilanz bei den
schwer Verunglückten mit deutlich günstigeren
Werten als dem Landestrend, wobei die deut-
lichsten Verringerungen erst seit 1995 erreicht
wurden. Bei den leicht Verletzten ist die Ent-
wicklung weniger ausgeprägt. Hier werden etwa
die Werte der späten 80er Jahre erreicht, nach
deutlichen Steigerungen in einzelnen Jahren zu-
vor. Im Kontext mit der starken Zunahme des
Radverkehrs ist damit ein erheblicher Sicher-
heitsgewinn nachzuweisen. Die umfassende Inf-
rastrukturverbesserung mit Komplettierung des
Netzes unter Einbeziehung von Hauptverkehrs-
straßen hat sich hier deutlich positiv niederge-
schlagen.
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Abb. 5.5: Entwicklung von Personenschäden, Städte mit

Programmstart 1988/89, schwer verunglückte

Radfahrer (3-Jahres-Vergleich)

Abb. 5.6: Entwicklung von Personenschäden, Städte mit

Programmstart 1988/89, leicht verletzte Rad-

fahrer (3-Jahres-Vergleich)

Die Gegenüberstellung der 3-Jahreszeiträume
zeigt, dass in der ersten Nachherphase (1990-92)
sowohl bei den leicht Verletzten als auch bei
den schwer Verunglückten ein ungünstigerer
Trend als im gesamten Land NRW festzustellen
ist, während dies in der zweiten Nachherphase
(1995-97) vollständig kompensiert werden
konnte (Abb. 5.5, 5.6). In Anbetracht des für
diese Städte nachgewiesenen gestiegenen Rad-
verkehrsaufkommens ist rechnerisch für den ein-
zelnen Radfahrer die Verkehrssicherheit also
stärker gestiegen als im Land NRW, wo eine ge-
ringere Zunahme des Radverkehrs zu vermuten
ist.

In der Gruppe der 93er-Städte hat eine positive
Entwicklung eingesetzt, die insgesamt etwa dem
Landestrend entspricht, bei den leicht Verletzten
aber noch etwas ungünstiger verläuft (Abb. 5.7,
5.8). Es ist ein ähnlicher, jedoch nicht so ausge-
prägter zeitlicher Verzug in der Wirkung nach
dem Eintritt in die AGFS zu konstatieren ist wie
bei den 89er Städten. Bei den schwer Verun-
glückten wurde die Abnahme entsprechend dem
Landestrend bereits leicht übertroffen.

Abb. 5.7: Entwicklung von Personenschäden, Städte mit

Programmstart 1992/93, schwer verunglückte

Radfahrer (3-Jahres-Vergleich)

Abb. 5.8: Entwicklung von Personenschäden, Städte mit

Programmstart 1992/93, leicht verletzte Rad-

fahrer (3-Jahres-Vergleich)

Brühl hat eine ausgesprochen günstige Entwick-
lung bei den schwer Verunglückten, wobei bei
Eintritt in die AGFS ein kurzzeitiger Anstieg mit
anschließendem Rückgang auf das vorherige
niedrige Niveau erfolgte. Bei den leicht Verletz-
ten ist die Entwicklung näher am Landestrend,
seit  1995 sogar steigend, allerdings nicht we-
sentlich über den in anderen Jahren üblichen
Werten.

Hamm liegt beim Dreijahresvergleich im Lan-
destrend. Die Zahl der schwer Verunglückten
liegt in den letzten Jahren unterhalb der langjäh-
rig üblichen. Bei den leicht Verletzten ist nur ein
langsames Sinken zu verzeichnen.

Köln hat seit 1992 tendenziell sinkende schwer
Verunglückten-Zahlen, ebenso bei den leicht
Verletzten. Im Dreijahresvergleich entspricht es
etwa dem Landestrend.

Krefeld hatte nach dem Eintritt eine steigende
Zahl von schwer Verunglückten, die inzwischen
den Vorher-Zustand etwa wieder erreicht hat.
Bei den leicht Verletzten hat die Stadt dagegen
seit 1988 eine günstigere Entwicklung als der
Landestrend.
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In Marl ist die Tendenz bei schwer Verunglück-
ten wie leicht Verletzten seit Eintritt positiv,
nachdem es zuvor heftige Schwankungen gab.

In Pulheim liegt die Zahl der leicht Verletzten
auf dem gleichen Niveau wie beim Eintritt. Die
Zahl der schwer Verunglückten liegt niedrig,
kann aber wegen der sehr geringen absoluten
Zahlen (zwischen 3 und 9 jährlich) nicht in ei-
nem Trend bewertet werden.

Soest liegt bei den schwer Verunglückten güns-
tiger als im Vorherzeitraum, auch unter dem
Landestrend. Bezüglich der leicht Verletzten
gab es bis kurz nach dem Eintritt deutliche Stei-
gerungen, seitdem sinkt die Zahl jedoch wieder.

Unna hat stark schwankende Zahlen bei den
schwer Verunglückten, die mit dem Eintritt an-
stiegen, sich jedoch bis auf ein Jahr im üblichen
Rahmen bewegen. Bei den leicht Verletzten
liegt es im Landestrend.

In der Gruppe der 95er Städte stagniert die Ent-
wicklung noch und liegt damit ungünstiger als
der Landestrend. Hier konnten offensichtlich
Maßnahmen noch nicht in stärkerem Maß grei-
fen (Abb. 5.9, 5.10).

Abb. 5.9: Entwicklung von Personenschäden, Städte mit

Programmstart 1995, schwer verunglückte

Radfahrer, Bezugsjahr 1986 = 100

Abb. 5.10: Entwicklung von Personenschäden, Städte mit

Programmstart 1995, leicht verletzte Radfahrer,

Bezugsjahr 1986 = 100

Am positivsten ist die Tendenz in Bonn, bei
schwer Verunglückten wie auch leicht Verletz-
ten. Hier war ähnlich wie in Münster bereits vor
Aufnahme in die AGFS eine fahrradfreundliche
Infrastruktur vorhanden, so dass sich die weite-
ren Maßnahmen bereits auf eine gute Basis stüt-
zen konnten. Die Entwicklung ist als besonders
positiv zu bewerten, da eine Steigerung des Rad-
verkehrsanteils am Modal-Split eingetreten ist.

Essen hat, nach hohen Werten Ende der 80er
Jahre und einem Absinken zum Jahr 1990, ten-
denziell wieder steigende schwer Verunglück-
ten-Zahlen. Bei den leicht Verletzten entspricht
die Entwicklung etwa dem Landestrend. Dies
kann darauf zurückgeführt werden, dass in Es-
sen bisher erst verhältnismäßig wenige Maß-
nahmen umgesetzt wurden.

Euskirchen hat, nach starken Schwankungen in
den Jahren zuvor, seit dem Eintritt in die AGFS
durchweg sinkende schwer Verunglückten-Zah-
len. Bei den leicht Verletzten hat es dagegen ei-
nen Anstieg gegeben.

Die Zahl der schwer Verunglückten in Leverku-
sen entspricht auch nach dem Eintritt der vorher
üblichen Schwankungsbreite. Gegenüber dem
Vergleichszeitraum hat es allerdings eine deutli-
che Erhöhung gegeben. Bei den leicht Verletz-
ten ist dagegen seit 1988 ein tendenzielles Ab-
sinken, deutlich günstiger als beim Landestrend,
zu beobachten.

In Wesel gibt es tendenziell eine Stagnation mit
erheblichen Schwankungen, sowohl bei schwer
Verunglückten als auch bei leicht Verletzten.
Hier haben die getroffenen Maßnahmen noch
keine zahlenmäßig nachweisbare Wirkung er-
zeugen können.

Insgesamt lässt sich sagen, dass auch bei großen
Städten in verhältnismäßig kurzen Zeiträumen
positive Entwicklungen möglich sind, wenn be-
reits vorher eine gute Infrastruktur vorhanden
war (Münster, Bonn, Marl). Bei mittelgroßen
Städten sind schnelle Erfolge bei schwer Verun-
glückten möglich, z. B. Brühl, Euskirchen. In
sehr starkem Maß ist dies jedoch nur möglich,
wenn die Infrastruktur umfassend verbessert
wird, wobei die Einbeziehung von Hauptver-
kehrsstraßen wesentlich ist (Troisdorf).
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5.1.3 Unfallbelastung im Verhältnis
zum Radverkehrsanteil

Um die Daten zur Unfallhäufigkeit der einzel-
nen Städte vergleichbar zu machen, ist die Be-
trachtung der absoluten Unfall- bzw. Verun-
glücktenzahlen nicht ausreichend. Die Anzahl
der Unfälle bzw. Verunglückten wird deshalb in
einem ersten Schritt in Verhältnis zur Einwoh-
nerzahl gesetzt. Dabei fällt auf, dass die Werte
bei den untersuchten Städten erheblich variieren
(Abb. 5.11). Danach liegen nur die Städte Essen
und Pulheim unterhalb des Landeswertes von
0,8 verunglückten Radfahrern pro 10.000 Ein-
wohnern. Die Werte für die Städte Münster,
Soest, Lünen und Krefeld wären nach dieser
Einordnung als besonders ungünstig zu be-
trachten.

Abb. 5.11: Mittlere Unfallbelastung der Städte

Abb. 5.12: Unfallbelastung und Radverkehrsanteil für aus-

gewählte Städte in NRW

Da aber das Aufkommen im Radverkehr ein we-
sentlicher Faktor für die Unfallhäufigkeit ist -
 wo mehr Radfahrer unterwegs sind, können
auch mehr Radfahrer in Unfälle verwickelt wer-
den -, ist eine weitere Relativierung mit Bezug
zum Radverkehrsanteil sinnvoll (Abb. 5.13).

Dies ist mangels Daten nicht für alle Städte
möglich.

Es wird deutlich, dass Städte mit hohem Radver-
kehrsanteil wie beispielsweise Krefeld und We-
sel, die, auf die Einwohnerzahl bezogen, eine
hohe Anzahl an Radverkehrsunfällen aufweisen,
unter Berücksichtigung des Radverkehrsanteils
nur eine durchschnittliche bzw. niedrige Unfall-
häufigkeit haben. Besonders auffällig ist, dass
die langjährigen Programmstädte Troisdorf und
Gladbeck Unfallbelastungen haben, die - ange-
sichts ihrer hohen Radverkehrsanteile - deutlich
niedriger liegen als nach dem Trend der anderen
Städte zu erwarten wäre.

Die Bandbreite der Werte ergibt gemäß Abb.
5.12 keine Gerade, sondern eine sich mit zu-
nehmendem Radverkehrsanteil abflachende
Kurve. Dies zeigt, dass bei starkem Radverkehr
das relative Unfallrisiko abnimmt. Kurz gesagt:
wo viele Radfahrer unterwegs sind, ist der Ein-
zelne weniger gefährdet.

Abb. 5.13: Verunglückte Radfahrer gesamt pro 10.000

Einwohner nach Radverkehrsanteil im Zeitver-

gleich

Nur für wenige Städte liegen Vergleichsdaten
zum Radverkehrsanteil im Zeitvergleich vor. In
diesen Städten ist der Radverkehrsanteil gestie-
gen bzw., in Münster, auf hohem Niveau gering-
fügig gesunken. Nur in Herford ist die Belastung
mit verunglückten Radfahrern gestiegen, was
bei steigendem Radverkehrsanteil prinzipiell zu
erwarten wäre. In den anderen Städten ist die
Unfallbelastung ähnlich geblieben bzw. sogar
gesunken, so dass - bei gleichzeitiger Zunahme
des Radverkehrs - eine deutliche Verbesserung
der Verkehrssicherheit ablesbar ist.
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Abb. 5.14: Schwer verunglückte Radfahrer pro 10.000

Einwohner nach Radverkehrsanteil im Zeitver-

gleich

Wird die Unfallbelastung aufgegliedert nach der
Schwere der Unfallfolgen, so wird deutlich, dass
die Trends bei schwer verunglückten und leicht -
verletzten Radfahrern unterschiedlich verlaufen.
Bei den schwer Verunglückten ist der Trend in
allen fünf Städten günstig. Die Unfallbelastung
in Gladbeck, Lünen, Münster und Herford ging
zurück, während gleichzeitig der Radverkehrs-
anteil deutlich anstieg. In besonders positiver
Weise fällt Troisdorf auf: trotz eines Anstiegs
des Radverkehrsanteils um mehr als ein Drittel
konnte die Zahl schwer verunglückter Radfahrer
auf weniger als die Hälfte reduziert werden.

Abb. 5.15: Leicht verletzte Radfahrer pro 10.000 Einwoh-

ner nach Radverkehrsanteil im Zeitvergleich

Bei den Unfallbelastungen mit leicht verletzten
Radfahrern ist die Tendenz weniger eindeutig.
Während Lünen und Herford Anstiege zu ver-
zeichnen haben, sanken die Zahlen in Gladbeck
geringfügig, in Münster und Troisdorf deutlich.

Zusammenfassend kann festgestellt werden,
dass mit Steigerungen des Radverkehrs(anteils) -
 entgegen oftmals geäußerten Befürchtungen -
nicht zwangsläufig eine Verschlechterung der
Verkehrssicherheit einhergeht. Vielmehr ist fest-
zustellen, dass die Gefährdung tendenziell ab-

nimmt, und zwar insbesondere bei den Unfällen
mit schweren Unfallfolgen.

5.1.4 Statistische Daten zum Unfallge-
schehen im Vergleich

Werden nur die Personenschäden betrachtet -
bei Unfällen mit Sachschäden ist mit einer nicht
einheitlichen Aufnahme seitens der Polizei zu
rechnen - und deren Aufteilung in schwer Ver-
unglückte und leicht Verletzte, ergibt sich fol-
gendes Bild:

Im Mittel aller Städte liegt der Anteil der schwer
Verletzten an allen Unfällen mit Radfahrerbe-
teiligung und Personenschaden bei 23 %. Be-
sonders gut schneidet hier die Stadt Pulheim mit
nur 12 % ab. Dagegen liegt der Anteil der
schwer Verletzten in Wesel (30 %), Hamm
(29 %) und Herford (28 %) deutlich über dem
Durchschnitt. Für diese Städte kann gesagt wer-
den: wenn ein Unfall mit einem Radfahrer pas-
siert, ist die Wahrscheinlichkeit von schweren
Verletzungen überdurchschnittlich.

Die Hauptverursacher eines Unfalls sind zu na-
hezu 50 % Pkw und zu weiteren 43 % Radfah-
rer. Diese Werte entsprechen der Bundesstatis-
tik.

5.1.5 Beispiel für eine örtliche Unfall-
analyse: Herford

Vertiefende und mehrjährige Unfalluntersuchun-
gen speziell für den Radverkehr, die über die
Routinearbeit der jährlichen Polizeistatistik bzw.
der örtlichen Verkehrssicherheitskommissionen
hinausgehen, wurden in den AGFS-Städten
kaum durchgeführt. Lediglich die Stadt Herford
hat eine solche Arbeit erstellen lassen (PGV
1997). Auf der Basis der polizeilichen Unfall-
daten wurden die Unfälle mit Radfahrern in Her-
ford in den Jahren 1986 bis 1997 untersucht. Für
die drei Jahre 1994-1996 erfolgte eine vertie-
fende Analyse auf Grundlage der polizeilichen
Unfalldatenlisten, die auch die örtliche Zuord-
nung der Unfälle ermöglichen. Zum Vergleich
stand eine Untersuchung aus dem Jahre 1988
(SCHWÄR 1988) zur Verfügung.

Wesentliche Ergebnisse der Untersuchung sind:
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Im Mittel verunglücken in Herford etwa 80 Rad-
fahrer pro Jahr. Die Anzahl der Unfälle mit Rad-
fahrerbeteiligung ist zwischen 1987 und 1996
relativ konstant geblieben. Der Anteil der
schwer Verletzten ging sogar zurück. In den
Jahren 1994 bis 1996 verunglückte kein Radfah-
rer tödlich.

81 % aller polizeilich erfassten Unfälle mit Rad-
fahrerbeteiligung fanden mit Kfz statt, wobei die
Kfz-Führer zu rund zwei Drittel Haupt-Unfall-
verursacher waren. Die zuweilen geäußerte
Vermutung, Radfahrer seien aufgrund eines häu-
figen verkehrswidrigen Verhaltens an ihren Un-
fällen meist selbst schuld, wurde hier, wie schon
bei anderen Untersuchungen, widerlegt.

Der Anteil der Radverkehrsunfälle mit Verletz-
ten an allen Unfällen mit Verletzungsfolge
schwankt zwischen etwa 25 und 30 %. Er liegt
damit deutlich höher als der Radverkehrsanteil
am Gesamtverkehr in Herford (für 1997 ge-
schätzt: 10 %). Dies ist ein Indiz für die Verlet-
zungsanfälligkeit, aber auch für eine im Ver-
gleich zu Kraftfahrern überdurchschnittliche Ge-
fährdung der Radfahrer.

Das Unfallgeschehen hat sich seit 1988 örtlich
verlagert. Strecken mit zwischenzeitlich umge-
setzten Maßnahmen zur Radverkehrsförderung
und -sicherung weisen im wesentlichen eine po-
sitive Unfallentwicklung auf. Gegenüber der
Unfallanalyse aus den 80er Jahren hat es eine
Verschiebung des Unfallgeschehens von Stre-
ckenabschnitten hin zu Knotenpunkten gegeben.

Die Unfallstellen wurden mit den in den letzten
Jahren ergriffenen Maßnahmen zum Fahrrad-
verkehr abgeglichen (Abb. 5.16). Es zeigt sich,
dass auf den meisten Strecken, in denen Maß-
nahmen umgesetzt wurden, nach Realisierung
der Maßnahmen nur noch einzelne Unfälle auf-
getreten sind. Im Zuge der ausgewiesenen Fahr-
radstraßen und geöffneten Einbahnstraßen sind
keine Unfälle mit Radfahrerbeteiligung ermittelt
worden.

Abb. 5.16: Unfallanalysen und Maßnahmen in Herford

Dem Plan ist auch die Gegenüberstellung mit
den bei der Unfallanalyse von 1988 als kritisch
eingestuften Bereichen zu entnehmen. Insgesamt
hat es eine erhebliche Verlagerung des Unfallge-
schehens gegeben. So sind einzelne Unfallhäu-
fungspunkte und -strecken der Jahre 1985 bis
Mitte 1988 im aktuellen Unfallgeschehen kaum
noch präsent. Andere Abschnitte waren dagegen
auch vor 10 Jahren schon als kritische Ab-
schnitte anzusehen.

Kritische Unfallhäufungen in den letzten Jahren
sind vor allem auf, bestimmten stark Kfz-Ver-
kehrsbelasteten Straßenzügen festzustellen, auf
denen auch der Radverkehr stark zugenommen
hat.

5.1.6 Schlussfolgerungen und Fazit

Der Erhöhung der Verkehrssicherheit kommt im
Rahmen der Zielsetzungen des Programms
AGFS eine herausgehobene Bedeutung zu. Dies
findet bei den beteiligten Städten entsprechende
Berücksichtigung.

Die ergriffenen Maßnahmen begründen sich al-
lerdings häufig nur auf Einschätzungen bzgl. der
Verkehrssicherheit. Eingehende gesamtstädti-
sche Erkenntnisse, auf deren Basis Maßnahmen
und Dringlichkeiten abzuleiten sind, sowie ent-
sprechende Erfolgskontrollen wurden bisher nur
in Einzelfällen durchgeführt. Dies kann dazu
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führen, dass Bereiche mit besonderen Unfallge-
fahren nicht erkannt und entsprechend nicht vor-
dringlich angegangen werden oder mögliche un-
günstige Entwicklungen nicht frühzeitig erkannt
werden.

Die Städte sollten deshalb bereits als Grundlage
ihrer Handlungskonzepte und damit vor Eintritt
in die AGFS Kenntnis darüber haben, wo es be-
sondere Problemstellen bezüglich der Verkehrs-
sicherheit gibt.

Insgesamt liegt die Unfallentwicklung für alle
Städte zusammen in etwa im Landestrend. Dabei
bestehen jedoch zwischen den einzelnen Städten
Unterschiede, die u. a. mit dem Zeitpunkt des
Eintritts in die AGFS, dem Umfang der ergriffe-
nen Maßnahmen und dem Niveau der Infra-
struktur zu Programmbeginn sowie mit der Ent-
wicklung des Radverkehrsanteils zusammen-
hängen.

In den Städten, in denen das Unfallgeschehen
mit Radfahrern in Relation zu der Verkehrsteil-
nahme betrachtet werden kann, lässt sich zu-
meist eine positive Tendenz, insbesondere bei
den Unfällen mit schwerem Personenschaden,
erkennen. Vor allem in den Städten Troisdorf
und Gladbeck hat sich das Unfallrisiko im Ver-
hältnis zur steigenden Fahrradnutzung äußerst
positiv entwickelt und liegt bzgl. der Unfallbe-
lastung (Unfälle/Einwohner) deutlich unter der
allgemein zu erwartenden Größenordnung. Mit
anderen Worten: das individuelle Unfallrisiko
für Radler ist hier erheblich kleiner als im
Durchschnitt.

Bei Städten mit zu Programmbeginn relativ
niedriger Ausstattung mit Radverkehrsinfra-
struktur (z. B. Unna, Hamm oder Troisdorf) ist
in der Tendenz in den ersten Jahren der Pro-
grammteilnahme eine im Vergleich zum Lan-
destrend ungünstige Entwicklung festzustellen,
die dann bei längerer Laufzeit wieder korrigiert
wird. Flächenmäßige Erhöhungen der Verkehrs-
sicherheit greifen also zumeist erst langsam. Ein
Grund kann auch darin liegen, dass viele Städte
in der Anfangsphase vorrangig relativ einfach
realisierbare Maßnahmen ergreifen, die zwar für
die Förderung der Radnutzung wichtig sind, die
akuten "Knackpunkte" bzgl. der Verkehrssicher-
heit aber oft nicht betreffen.

Bei Städten, die bereits vor dem Eintritt in die
AGFS eine umfassende Infrastruktur haben
(z. B. Bonn, Münster, Marl), greifen die durch-
geführten Maßnahmen in der Regel schneller,
d. h. ohne den o. a. Verzug in der Entwicklung
der Verkehrssicherheit.

Hervorzuheben ist für eine Reihe von Städten
(vor allem Münster, Troisdorf, Brühl, Marl,
Soest und Euskirchen) eine über dem Landes-
trend liegende positive Entwicklung bei den Un-
fällen mit schwerem Personenschaden. Neben
dem verminderten menschlichen Leid ist damit
auch eine volkswirtschaftlich günstige Ent-
wicklung verbunden. Für die Maßnahmenpla-
nung ist zu folgern, dass Problemstellen mit
schweren Unfallfolgen vorrangig angegangen
werden sollten, da sich hier bei gezieltem Ein-
satz offenbar schnell Erfolge erzielen lassen.

Insgesamt zeigt sich, dass die beiden Ziele "Er-
höhung der Radnutzung" und "Verbesserung der
Verkehrssicherheit" durchaus miteinander ver-
einbar sind. Dabei sind vor allem die Erfolge
bzgl. der Minderung der schweren Personen-
schäden beachtlich. Allerdings wird einer syste-
matischen Analyse der Verkehrssicherheit noch
ein zu geringer Stellenwert beigemessen.

5.2 Modal Split

5.2.1 Zählungen und Fahrradnutzung

Einleitung

Der Erlass zum Programm fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden formulierte eines der
Kernziele des Programms ganz deutlich:

"Der Anteil des Fahrradverkehrs soll durch die
Fahrradförderung beträchtlich gesteigert wer-
den. Auch bei widrigen Ausgangsbedingungen
hat der Radverkehr beträchtliche Chancen, An-
teile von mindestens 20 % aller Wege zu errei-
chen."

Obschon dies nur eines von zahlreichen im Er-
lass formulierten Zielen ist, ist doch klar ables-
bar, dass der größere Teil der übrigen Ziele
mittelbar dem Erreichen des obigen Kernzieles
dient. Von daher ist es im Rahmen einer Wir-
kungsanalyse unerlässlich, Veränderungen bei
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Fahrradnutzung und Modal Split zu dokumen-
tieren und zu bewerten.

Problematisch ist das vorhandene Datenmaterial.
Flächendeckende, nach Kommunen unterglie-
derte Untersuchungen des Mobilitätsverhaltens,
wie sie z. B. in den Niederlanden verfügbar sind,
gibt es in Nordrhein-Westfalen nicht. Daher
musste auf vereinzelt vorhandene Daten aus ver-
schiedensten Erhebungen der Untersuchungs-
städte zurückgegriffen werden. Direkt im Vor-
her-Nachher-Vergleich erhobene Modal Split-
Daten gibt es letztlich nur für vier der insgesamt
19 untersuchten Städte (Gladbeck, Herford, Lü-
nen, Troisdorf). Zusätzlich gibt es maßnahmen-
bezogene Daten für Brühl und Köln. Weiterhin
gibt es noch vergleichbare Modal-Split Daten
verschiedener Jahre für Bonn, Köln und Müns-
ter.

Zu differenzieren ist zwischen Modal Split-Da-
ten, die durch entsprechende Haushaltsbefra-
gungen ermittelt wurden und Zahlen, die bei
Verkehrszählungen erhoben wurden und nur
mittelbare Schlüsse auf die Fahrradnutzung er-
lauben.

Herford

Im Rahmen des Modellprojektes Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen wurde 1997 in Herford eine re-
präsentative Untersuchung mit schriftlicher
Haushaltsbefragung zum Verkehrsverhalten und
anderen Punkten durchgeführt (PGV, 1997).

Abb.: 5.17: Zunahme des Radverkehrs auf ausgewiesenen

Radrouten in Herford

Die Befragung zielte darauf ab, rückblickend für
1996 die Verkehrsmittelwahl für die regelmäßi-
gen Wege zu ermitteln. Gefragt wurde nach dem

Verkehrsmittel, das für einen bestimmten We-
gezweck am häufigsten genutzt wurde. Für alle
Zwecke liegt der Wert des Fahrrades deutlich
über 20 %. Der Spitzenwert von über 40 % wird
erwartungsgemäß bei Schulwegen erzielt, aber
auch im Einkaufsverkehr in der Kernstadt liegt
er noch bei respektablen 27 %. Topographie und
zurückzulegende Entfernungen spiegeln sich in
der Differenzierung nach Stadtteilen wieder.
Während das Fahrrad in der Innenstadt bei den
regelmäßigen Wegen zu knapp 31 % das am
häufigsten genutzte Verkehrsmittel darstellt,
liegt dieser Wert in den übrigen Stadtteilen nur
bei knapp 15 %.

Unabhängig vom Fahrtzweck nutzen mehr als
40 % der Befragten das Fahrrad mehrmals wö-
chentlich. Von den regelmäßigen Wegen liegen
zwei Drittel in einem Entfernungsradius von
nicht mehr als 3 km; 88 % sind nicht länger als
5 km. Da auch bei den regelmäßigen Pkw-
Fahrten noch 26 % im Entfernungsbereich bis
3 km liegen (53 % bis 5 km) darf hier immer
noch ein erhebliches Umstiegspotenzial vermu-
tet werden.

Insgesamt hat die Fahrradnutzung bei 36 % der
Befragten in den letzten fünf Jahren zugenom-
men; abgenommen hat sie bei 18 %, so dass im
Saldo ein Plus von 18 % verbleibt. Als wich-
tigste Gründe für die Zunahme wurden angege-
ben:

mehr Radwege/Radfahrstreifen (23 %)

Radfahren in Herford ist sicherer geworden
(14 %)

persönliche Gründe (14 %)

neues Fahrrad (13 %)

das Radverkehrsklima in Herford hat sich
verbessert (9 %).

Rund drei Viertel der Befragten sind der Mei-
nung, dass sich die Radverkehrssituation in Her-
ford in den letzten fünf Jahren verbessert hat.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Anstren-
gungen und Investitionen der Stadt Herford zur
Förderung des Radverkehrs deutliche Erfolge
zeigen. Es fahren mehr Herforder mit dem Rad
als fünf Jahre zuvor. Da noch erhebliche Um-
steigepotenziale vom Kfz zum Fahrrad bestehen,
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sollte die Stadt Herford diesen Weg auch wei-
terhin beschreiten.

Brühl

In Brühl wurde an sieben Knotenpunkten ge-
zählt, bei denen jeweils seit der Vorher-Zählung
vom 19.09.1995 Maßnahmen für den Radver-
kehr umgesetzt wurden. Im Bereich dreier Kno-
tenpunkte wurden Schutzstreifen markiert, bei
zwei Knotenpunkten wurden Einbahnstraßen für
den Radverkehr geöffnet; an einem Knotenpunkt
wurde ein Radweg gebaut und markiert und an
einem anderen Knotenpunkt wurden Schutz-
streifen markiert und eine Einbahnstraße geöff-
net. Vier dieser Knotenpunkte liegen an zentra-
len Stellen des Radverkehrsnetzes und weisen
ein recht hohes Radverkehrsaufkommen auf, so
dass diese Ergebnisse auch gewisse Rück-
schlüsse auf die Radverkehrsentwicklung insge-
samt zulassen.

An der L 183, einer hochbelasteten Hauptver-
kehrsstraße wurde ein komfortabler, einseitiger
Zweirichtungsgeh- und –radweg angelegt. Hier
hat der Radverkehr in "rechter" Richtung um
mehr als die Hälfte zugenommen.

Eine deutliche Wirkung einer Einbahnstraßen-
öffnung ist an einem innerstädtischen Knoten-
punkt festzustellen. Bei der Vorher-Zählung wa-
ren nur Abbiegeverkehre erlaubt. Mittlerweile
ist die Stärke des neuen Geradeausstroms fast
genauso groß wie die Summe der Abbiege-
ströme der Vorher-Zählung.

Interessant ist das im Kernbereich liegende
Straßenpaar Wallstraße/Mühlenstraße aus pa-
rallel verlaufenden, gegenläufigen Einbahnstra-
ßen, die inzwischen für den Radverkehr geöffnet
wurden. Es fällt auf, dass bei beiden Straßen je-
weils Verlagerungen auf die nun in Gegenrich-
tung befahrbare andere Straße stattgefunden ha-
ben. Es hat sich eine gut angenommene Ver-
minderung von Umwegen ergeben.

Abb. 5.18: Verlagerung von Radverkehrsströmen durch

die Öffnung von Einbahnstraßen in Brühl

Bei der Hermannstraße haben sich durch das
Einbahnstraßenöffnungsprogramm ganz neue
Fahrmöglichkeiten im Netz ergeben. Insgesamt
hat sich die Radverkehrsmenge im Querschnitt
der Hermannstraße durch diese Maßnahmen
versiebenfacht.

Bezogen auf einzelne Maßnahmen sind in Brühl
deutliche Wirkungen ablesbar, die auf eine gute
Akzeptanz schließen lassen. Insbesondere die
flächendeckende Öffnung von Einbahnstraßen
hat erkennbar die Netzdurchlässigkeit stark er-
höht und somit einen wesentlichen Beitrag zur
Verbesserung der Radverkehrsverhältnisse ge-
leistet.

Köln

Verwendet werden die in STADT KÖLN, 1998
veröffentlichten Zahlen, wo ein Vergleich von
Zählungen des Jahres 1998 zu einer Zählung
von 1990 gezogen wird, wobei allerdings eine
Saisonbereinigung nötig ist. Bei der Betrachtung
ist zu differenzieren zwischen Zählungen an
Hauptachsen des Radverkehrs ohne spezifische
Maßnahmen als Indikator für die allgemeine
Entwicklung des Radverkehrs und Zählungen
mit konkretem Maßnahmenbezug.

Hauptachsen

Am Rheinufer (Höhe Bayenturm) mit seiner
wichtigen Funktion als Nord-Süd-Verbindung
ist eine Zunahme von mehr als 150 % festzu-
stellen. Zwar dürfte die saisonal bedingte Ab-
weichung wegen des hohen Freizeitradverkehrs-
anteils hier höher ausfallen als üblich; dennoch
erklärt dies nur einen kleinen Teil der Zunahme.
Da im unmittelbaren Bereich der Zählstelle auch
keine Radverkehrsmaßnahmen vorgenommen
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wurden, darf das Ergebnis als Indiz für eine all-
gemeine Steigerung des Radverkehrsaufkom-
mens gewertet werden.

Bei der Cäcilienstraße (östlicher Abschnitt der
die Innenstadt durchquerenden Ost-West-
Achse) wurde ein Zuwachs von über 52 % er-
mittelt. Auch nach der Saisonbereinigung bleibt
noch ein Zuwachs von einem Drittel. Da es hier
keine parallel verlaufende Alternativroute gibt,
von der Radfahrer abgebogen sein können, darf
dies als echter Zuwachs im Radverkehr angese-
hen werden.

Die Severinstraße stellt eine wichtige inner-
städtische Nord-Süd-Verbindung dar, zu der es
im weiteren Umfeld keine Alternativroute gibt.
Hier hat der Radverkehr von 1990 bis 1998 um
bald die Hälfte zugenommen, so dass saisonbe-
reinigt immer noch eine Zunahme von etwa ei-
nem Viertel zu registrieren ist. Obgleich im
Verlauf dieser Route kleinere Verbesserungen
im Bestand durchgeführt wurden, wurde insge-
samt keine neue Qualität geschaffen, so dass die
Steigerung als allgemeine Zunahme des Radver-
kehrs zu interpretieren ist.

Maßnahmenbezogene Zählstellen

Besonders deutliche Ergebnisse sind bei Maß-
nahmen zur Erhöhung der Netzdurchlässigkeit
zu erwarten, in Köln insbesondere Einbahn-
straßenöffnungen. So führte die Öffnung des
Straßenzuges Ehrenstraße/Breite Straße
(wichtige Ost-West-Route in der Kernstadt) zu
einer deutlichen Zunahme des Radverkehrs um
40 – 50 %.

Am Fuß der Deutzer Brücke, die für den inner-
städtischen Radverkehr die wichtigste Rhein-
querung darstellt, wurde mit einer Schutzstrei-
fenmarkierung ein direkter Übergang auf die
Ost-West-Achse geschaffen, durch den eine
wesentliche Verbesserung gegenüber der vorhe-
rigen, sehr umwegigen Führung geschaffen
wurde. Inwieweit der Zuwachs von über 65 %
auf diese Maßnahme zurückzuführen ist, kann
nicht eindeutig zugeordnet werden. Es fällt aber
auf, dass auch nach der Saisonbereinigung noch
ein deutlicher Zuwachs von etwa einem Drittel
verbleibt.

Insgesamt kann eine deutliche Tendenz der Zu-
nahme des Radverkehrs auf den Hauptachsen

im Innenstadtbereich festgestellt werden. Sai-
sonbereinigt verbleibt ein Zuwachs von 15 –
20 % gegenüber 1990. Da auch der Maßnah-
menschwerpunkt im Rahmen des Modellpro-
jektes bisher in der Innenstadt lag, dürfen Zu-
sammenhänge vermutet werden; also ein erfreu-
licher Erfolg des Projektes. Ebenfalls sehr posi-
tiv sind die Ergebnisse der Einbahnstraßenöff-
nungen.

5.2.2 Veränderungen im Modal Split

Bonn

In Bonn wurde im Frühjahr 1999 die Verkehrs-
mittelwahl durch eine schriftliche Befragung
ermittelt. Die Vergleichszahlen stammen von
1991, wurden also vier Jahre vor Aufnahme der
Stadt Bonn in die "Arbeitsgemeinschaft der
Fahrradfreundlichen Städte und Gemeinden in
NRW" (AGFS) erhoben. Insofern können die
Veränderungen nur teilweise unmittelbar der
Projektteilnahme zugeordnet werden.

Abb. 5.19 Modal-Split Bonn 1991 und 1999

In den acht Jahren seit der ersten Erhebung
nahm der Radverkehrsanteil um vier Prozent-
punkte von 13 % auf 17 % zu; dies entspricht
einer Zunahme um 30 %. Der Kraftfahrzeugver-
kehrsanteil nahm entsprechend ab. Dieses Er-
gebnis ist insbesondere für eine Großstadt an
sich schon respektabel. Es kommt jedoch noch
hinzu, dass in der Zwischenzeit für die rund
35.000 Studenten in Bonn das Semesterticket
eingeführt wurde. Wie die Erfahrungen aus den
Niederlanden zeigen, führt dies in der Regel zu
einem deutlichen Rückgang der Fahrradnutzung
bei den Studenten. Aufgrund der verstreuten
Lage der Universitätseinrichtungen stellen die
Studenten einen wesentlichen Anteil des Rad-
verkehrs in Bonn. Die Tatsache, dass dennoch
der Radverkehrsanteil deutlich zugenommen hat
spricht für den Erfolg der Radverkehrsförderung
in Bonn.
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Insgesamt liegt Bonn bezüglich der Fahrradnut-
zung in deutschen Großstädten an vierter Stelle
(hinter Münster, Bremen und Freiburg). Ein
weiterer Trend ist die Verlängerung der mit dem
Fahrrad zurückgelegten Wege. Aufgrund des im
allgemeinen etwa konstanten Zeitbudgets für die
Verkehrsteilnahme darf angenommen werden,
dass die Verbesserung der Radverkehrsinfra-
struktur auch die mittlere Geschwindigkeit des
Radverkehrs erhöhen konnte.

Insgesamt bedeuten die Daten für Bonn ein her-
vorragendes Ergebnis der Radverkehrsförde-
rung. Da in- und ausländische Beispiele zeigen,
dass auch in Großstädten noch höhere Radver-
kehrsanteile möglich sind, sollte die Radver-
kehrsförderung auch weiterhin intensiv betrie-
ben werden.

Köln

Eine eingeschränkt vergleichbare Momentauf-
nahme des Modal-Split ist für vier Stadtteile
Kölns verfügbar (BIP/PLANUNGSBÜRO VIA,
1998). Hier wurde die Verkehrsmittelwahl in
den vier unterschiedlich strukturierten Stadttei-
len Bickendorf, Vogelsang, Weiden und Ron-
dorf erhoben. Aufgrund der angewandten Erhe-
bungsmethode sind die Ergebnisse mit denen
einer Haushaltsbefragung nicht unmittelbar zu
vergleichen.

Abb. 5.20: Ermittelter Modal Split der befragten verhal-

tenshomogenen Gruppen in vier Kölner Stadt-

teilen (zusammengesetzt aus den Wegezwe-

cken Arbeit, Ausbildung, Lebensmitteleinkauf,

Arztbesuch, Freizeit einschließlich Ausflüge,

Hol- und Bringwege).

Das nutzungsgemischte Quartier Bickendorf
zeichnet sich durch einen hohen Umweltver-
bundsanteil auf. Die hohe Dichte von Versor-

gungs- und sonstigen Einrichtungen sowie die
Nähe zum Bezirkszentrum Ehrenfeld ermögli-
chen hohe Anteile des nichtmotorisierten Ver-
kehrs. Das reine Wohngebiet Vogelsang und das
neuere Viertel Weiden mit etlichen Versor-
gungs- und sonstigen Einrichtungen nehmen
eine Mittelstellung ein, wobei der Fahrradanteil
in Weiden etwas geringer ist, da hier viele An-
gebote fußläufig erreichbar sind. Im suburban
geprägten Stadtteil Rondorf spielt das Fahrrad
nur eine untergeordnete Rolle; der MIV domi-
niert völlig.

Troisdorf

Für Troisdorf liegen detaillierte und vergleich-
bare Vorher- und Nachher-Daten zum Modal-
Split und zum sonstigen Verkehrsverhalten vor.
Die Vorher-Untersuchung fand im Herbst 1988
statt (also etwa zeitgleich mit Projektstart); die
Nachher-Untersuchung wurde acht Jahre später
im Herbst 1996 durchgeführt. Beide Erhebungen
wurden mit gleichem Untersuchungsdesign
durchgeführt. Die Untersuchungsergebnisse
(STADT TROISDORF, 1996) sind Grundlage die-
ses Kapitels.

Als Untersuchungsmethode wurde eine reprä-
sentative schriftlich-postalische Haushaltsbefra-
gung im KONTIV-Design gewählt, die um
mündliche Interviews in ausgewählten Haushal-
ten aus der Verhaltenserhebung ergänzt wurde.

Abb.: 5.21: Modal Split Troisdorf 1988 und 1996

Am deutlichsten fällt das Ergebnis beim Modal-
Split des Radverkehrs aus. Hatte das Fahrrad
1988 einen Anteil von 16 % an allen Wegen, so
waren es 21 % im Jahre 1996. Bezogen auf den
Radverkehrsanteil bedeutet dies eine Zunahme
um gut 30 %. Im Gegensatz zu vielen anderen
Projekten wurde der Zuwachs des Radverkehrs
ausschließlich zu Lasten des Autoverkehrs ge-
wonnen. Dieser sank von 56 % (davon 11 %
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Mitfahrer) auf 51 % (davon 10 % Mitfahrer).
Die Anteile von ÖPNV und Fußgängerverkehr
blieben unverändert. Somit wurden gleich zwei
Ziele des Modellvorhabens erreicht: eine Poten-
zialausschöpfung im Fahrradverkehr und Ein-
sparung von Autoverkehr.

Im Binnenverkehr, der zwei Drittel aller Wege
in Troisdorf ausmacht, erreicht das Fahrrad so-
gar einen Anteil von 28 % gegenüber 29 % beim
selbstgefahrenen Pkw. Mit anderen Worten: Auf
den Troisdorfer Straßen und Wegen fahren im
Binnenverkehr etwa genau so viele Fahrräder
wie Autos.

Aber auch andere Ergebnisse geben interessante
Aufschlüsse. 1988 legte jeder Troisdorfer täg-
lich 0,5 Wege mit dem Fahrrad zurück; 1996
waren es 0,6 Wege, also ein Zuwachs von 20 %.
Die Zahl der je Person jährlich mit dem Fahrrad
zurückgelegten Kilometer stieg von 370 km
1988 auf 540 km im Jahr 1996 stark an. Umge-
rechnet bedeutet dies, dass nicht nur die Zahl der
mit dem Fahrrad zurückgelegten Wege zuge-
nommen hat; auch die Länge der einzelnen mit
dem Rad zurückgelegten Wege ist um etwa
20 % gestiegen. Offensichtlich haben die Maß-
nahmen in Troisdorf es ermöglicht, deutlich län-
gere Wege als zuvor mit dem Rad zurückzule-
gen. Unterstützt wird diese These noch durch
die Tatsache, dass sich der Radverkehrsanteil in
der Entfernungsklasse von 5 km bis 10 km mehr
als verdreifacht hat. Dies geschah fast aus-
schließlich zu Lasten des Pkw.

Der relative Zuwachs des Radverkehrs beträgt
31 %, verteilt sich aber unterschiedlich auf die
Wegezwecke. Hier ist der Wegezweck Versor-
gung mit einer Steigerung auf mehr als das an-
derthalbfache besonders herausragend. Aber
auch beim Weg zur Arbeit ist ein relativer Zu-
wachs von immerhin 40 % festzustellen. Die
hieraus abzuleitende Vermutung, dass sich der
Zuwachs auf die alltägliche Nutzung des Fahr-
rades konzentriert, wird durch die Tatsache ge-
stützt, dass die Fahrradnutzung an Wochenen-
den und Feiertagen unverändert ist und der Zu-
wachs ausschließlich den Werktagen zuzuord-
nen ist.

Besonders auffällig ist die Verteilung der Zu-
wächse auf die Altersgruppen. Während die Zu-
nahme bei den unter 60jährigen gleichmäßig bei
etwa einem Fünftel liegt, hat sich der Fahrrad-

anteil bei den Älteren mehr als verdoppelt. Die-
ses Ergebnis überrascht um so mehr, als gerade
im Hinblick auf das Sicherheitsempfinden dieser
Gruppe häufig Bedenken geäußert wurden be-
züglich der Akzeptanz der in Troisdorf ganz
überwiegend eingesetzten Markierungslösungen
auf der Fahrbahn.

Insgesamt belegen die Daten für Troisdorf ein
außerordentlich positives Projektergebnis. Ver-
gleiche der Absolutzahlen mit anderen "Fahr-
radstädten" (insbes. auch in den Niederlanden)
lassen aber noch ein weiteres Umverteilungspo-
tenzial vermuten. Da außerdem die allgemeine
demographische Entwicklung (immer mehr
Jahrgänge mit hoher Führerscheinbesitzquote)
die Gefahr gegenläufiger Tendenzen beinhaltet,
spricht alles dafür, den eingeschlagenen Weg
einer konsequenten Radverkehrsförderung fort-
zusetzen.

Gladbeck

Die Gladbecker Untersuchung wurde mit einem
ähnlichen Erhebungsdesign durchgeführt wie
die in Troisdorf (STADT GLADBECK, 1998). Hier
fand die Vorher-Untersuchung 1989 statt; die
Nachher-Untersuchung war 1997; also ebenfalls
nach acht Jahren.

Für Gladbeck wurde eine Zunahme des Radver-
kehrsanteils von 14 % auf 17 % festgestellt (re-
lative Zunahme 21 %). Hier ging die Zunahme
zu zwei Dritteln zu Lasten des Autoverkehrs,
der von 52 % (davon 13 % Mitfahrer) auf 50 %
(davon 14 % Mitfahrer) sank. Das letzte Drittel
(ein Prozentpunkt) ging zu Lasten des Fußver-
kehrs.

Die Zahl der jährlich mit dem Fahrrad zurück-
gelegten Wege je Einwohner stieg von 143 im
Jahre 1989 auf 174 Wege 1997. Die dabei zu-
rückgelegte Entfernung stieg von 375 km auf
477 km. Auf die einzelne Fahrt bezogen ergibt
sich bei der durchschnittlichen Streckenlänge
somit ein Zuwachs von knapp 5 %.

Der durchschnittliche relative Zuwachs beim
Radverkehr von 21 % verteilt sich ungleichmä-
ßig auf die Fahrtzwecke. Der stärkste relative
Zuwachs mit knapp 90 % ist im Berufsverkehr
festzustellen. Auch die Aktivität Freizeit legte
mit 45 % deutlich überdurchschnittlich zu.
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Bezüglich der Geschlechts- und Altersstruktur
bei der Fahrradnutzung ist festzustellen, dass die
Zunahme des Radverkehrs in Gladbeck über-
wiegend von den 20- bis 59jährigen Männern
getragen wird. Die Fahrradnutzung dieser stark
autofixierten Gruppe hat sich verdoppelt und
macht mehr als die Hälfte des Gesamtzuwachses
aus, obwohl der Anteil an der Bevölkerung nur
bei etwa einem Viertel liegt.

Insgesamt bestätigen die Untersuchungsergeb-
nisse die erfolgreiche Radverkehrsförderung der
Stadt Gladbeck. Angesichts des Modal Split-
Anteils des Fahrrades von 17 % bestehen aber
noch immer deutliche Umverteilungspotenziale,
die es angezeigt erscheinen lassen, die Fahrrad-
förderung fortzusetzen.

Fazit

Bezogen auf das Gesamtprojekt Fahrradfreund-
liche Städte und Gemeinden in NRW ist die
Datenlage zur Entwicklung der Fahrradnutzung
äußerst unbefriedigend. Insbesondere belastbare
Vergleichsdaten Vorher-Nachher sind so gut wie
gar nicht vorhanden. Von daher sind nur sehr
begrenzt allgemeingültige Aussagen möglich.
Dort wo direkte oder mittelbare Aussagen mög-
lich sind, zeichnet sich ein positiver Trend ab.
Der Umfang der positiven Entwicklung ist in
den einzelnen Kommunen unterschiedlich aus-
geprägt.

Dabei darf nicht übersehen werden, dass Verän-
derungen in den Rahmenbedingungen für den
Radverkehr nur äußerst langsam zu Verände-
rungen in der Fahrradnutzung führen. Nach ei-
ner niederländischen Untersuchung (STICHTING

HISTORIE DER TECHNIEK, 1997) im Rahmen des
Masterplan Fiets ist die bisherige Projektdauer
für eine abschließende Bewertung in jedem
Falle als zu kurz anzusehen.

Zur Bewertung zukünftiger Projekte empfiehlt
es sich in jedem Fall, Vorher-Nachher-Untersu-
chungen zum Grundbestandteil der Fahrradför-
derung jeder Stadt zu machen, da nur so eine
solide Erfolgskontrolle möglich ist.

5.2.3 Auswirkungen auf die Umwelt

Auto und Umwelt

Der Kraftfahrzeugverkehr stellt mittlerweile bei
der Mehrzahl der relevanten Umweltbelastungs-
faktoren den Hauptverursacher. Technische
Verbesserungen an den Fahrzeugen wie Abgas-
reinigung, Schalldämpfung und verbessertes Re-
cycling sind von der immer noch zunehmenden
Motorisierung kompensiert worden.

So gehen allein 58,7 % der Emissionen des
hochgiftigen Kohlenmonoxids in Deutschland
auf das Konto des Straßenverkehrs (Bezugsjahr
für alle Angaben: 1994). Mit 47,3 % ist der Stra-
ßenverkehr für fast die Hälfte des Ausstoßes an
Stickoxiden (eine der Hauptursachen des Wald-
sterbens) verantwortlich; das ist mehr als das
Doppelte der nächstkleineren Emittentengruppe
"Kraft- und Fernheizwerke" (22,1 %). Beim
Treibhausgas Kohlendioxid ist der Anteil mit
17,6 % zwar deutlich kleiner aber immer noch
beachtlich und überschreitet die Emissionen der
Haushalte (Heizung) in Höhe von 13,2 %
(Quelle: BUNDESMINISTER FÜR VERKEHR, 1997,
S. 279f).

1994 fühlten sich zwei Drittel der Bevölkerung
der alten Bundesländer durch Straßenverkehrs-
lärm belästigt. Etwa ein Drittel der Bevölkerung
der alten Länder ist nachts Mittelungspegeln von
über 50 dB(A) ausgesetzt (1992). Bei diesen Pe-
geln muss mit Schlafstörungen infolge der Ge-
räuschbelastungen gerechnet werden (Quelle:
UMWELTBUNDESAMT, 1997, S. 469ff).

Neben den Abgas- und Lärmemissionen sind
dem Kraftfahrzeugverkehr auch noch Belastun-
gen des Grundwassers (Mineralöl, Tausalze),
Abfall (Altautos) und insbesondere ein erhebli-
cher Flächenverbrauch (Versiegelung) für den
fließenden und ruhenden Verkehr zuzurechnen.

Maßnahmen zur Verringerung des Autoverkehrs
können also erhebliche positive Auswirkungen
auf die Umweltsituation haben. Allerdings sind
die Entlastungsmöglichkeiten in den einzelnen
Teilbereichen sehr unterschiedlich.
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Entlastungsmöglichkeiten durch Radver-
kehrsförderung

Abgasbelastung

Einsparungen bei der Fahrleistung von Autos
bedingen etwa proportionale Verminderungen
des Abgasausstoßes. Ersatz von Autofahrten
durch Fahrradfahrten findet hauptsächlich im
Kurzstreckenbereich statt. Hier sind die Abgas-
emissionen von Kraftfahrzeugen besonders
hoch, da im Kurzstreckenbetrieb der Kraftstoff-
verbrauch überproportional groß ist und der
Schadstoffausstoß weit über Durchschnitt liegt.
Abgaskatalysatoren beginnen erst bei Erreichen
der Betriebstemperatur zu wirken. Ein erhebli-
cher Teil der Autofahrten ist jedoch so kurz,
dass der Katalysator gar nicht oder erst auf den
letzten Metern zu wirken beginnt. Aus diesen
Gründen ist die Entlastungswirkung durch Ver-
schiebungen zum Fahrradverkehr sogar über-
proportional.

Lärmbelastung

Deutlich ungünstiger stellt sich die Situation
beim Straßenverkehrslärm dar, da das mensch-
liche Lärmempfinden logarithmisch funktio-
niert. Die kleinste für den Menschen wahrnehm-
bare Änderung liegt bei 3 dB(A) was eine Ver-
doppelung bzw. Halbierung des Schalldrucks
(und damit der Kfz-Verkehrsmenge bei ansons-
ten unveränderten Bedingungen) bedeutet.

Dies bedeutet, dass es für eine wahrnehmbare
Verminderung des Straßenlärms erforderlich ist,
bei ansonsten unveränderten Bedingungen die
Verkehrsmenge mindestens zu halbieren. Somit
ist eine fühlbare Lärmentlastung aufgrund ver-
minderter Autonutzung zugunsten des Fahrrades
praktisch nirgends anzunehmen.

Die vorangegangene rechnerische Darlegung
bezieht sich allerdings auf "ansonsten unverän-
derte Bedingungen". Damit sind insbesondere
Fahrbahnbelag, Geschwindigkeit und Fahrver-
halten (Beschleunigen/Abbremsen) gemeint.

Viele Maßnahmen zur Förderung des Radver-
kehrs haben einen günstigen Einfluss auf die üb-
rigen Faktoren zur Geräuschemission. Wesentli-
cher Bestandteil der meisten Konzepte zur För-
derung des Fahrrades ist die flächendeckende
Umsetzung von Tempo 30. Die lärmmindernden

Auswirkungen dieser Maßnahme sind in der
einschlägigen Literatur hinreichend beschrieben.
Auch Umverteilungen im Straßenraum zuguns-
ten des Fahrradverkehrs wirken in der Regel
geschwindigkeits- und damit lärmmindernd.
Hinzu kommt noch, dass etwa bei Schutzstrei-
fenmarkierungen der Verkehrsablauf gleichmä-
ßiger wird und sich die Lärmbelastung durch
Bremsen und Beschleunigen verringert.

Aussagen zu Lärmminderungen durch solche
Maßnahmen können lediglich im Einzelfall bei
Vorher-Nachher-Messungen getroffen werden.
Generelle Aussagen zum Umfang der Wirkun-
gen im Rahmen des Gesamtprogramms sind
nicht möglich. Dies gilt um so mehr, als viele
Maßnahmen (insbesondere Tempo 30) nicht
ausschließlich der Radverkehrsförderung zuzu-
rechnen sind, sondern einen Teil integrierter Ge-
samtverkehrskonzepte bilden.

Neben den objektiv messbaren physikalischen
Daten müssen auch subjektive Faktoren berück-
sichtigt werden. Untersuchungen belegen, dass
eine Maßnahme von den Betroffenen um so po-
sitiver beurteilt wird, je besser sie sich in das
Wohnumfeld einfügt. Beispielsweise trägt die
Erweiterung von Seitenräumen mit der Anlage
von Wegen für den nichtmotorisierten Verkehr
und der Begrünung des Straßenraumes maßgeb-
lich zu einer "subjektiven Lärmminderung" bei.
Grundsätzlich kann also davon ausgegangen
werden, dass ein Gesamtmaßnahmenpaket zur
Radverkehrsförderung durchaus auch zur Min-
derung der subjektiven und objektiven Belästi-
gung durch Lärm beiträgt.

Datenlage in den Untersuchungsstädten

Unmittelbare Untersuchungen zur Umweltent-
lastung durch Radverkehrsförderung liegen aus
den Untersuchungsstädten nicht vor. Aufgrund
der vorgenannten Fakten sind seriöse Aussagen
in Maß und Zahl auch recht schwierig zu treffen.
Erforderlich wären in jedem Falle Vorher-Nach-
her-Untersuchungen, bei denen sichergestellt
werden müsste, dass sie um andere Effekte be-
reinigt werden können.
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Abschätzung von Entlastungen am Beispiel
Troisdorfs

Als einzige der zu untersuchenden Kommunen
verfügt Troisdorf über vergleichbare Vorher-
Nachher-Daten zum Verkehrsverhalten (STADT

TROISDORF, 1996). Diese Daten wurden nach
einheitlichem Schema (KONTIV-Design und
mündliche Interviews) in den Jahren 1988 (zum
Projektstart) und 1996 (Komplettierung der In-
frastrukturmaßnahmen) auf Basis einer breit an-
gelegten Haushaltsbefragung ermittelt.

Die hier getroffene Abschätzung konzentriert
sich auf die Emissionen des Treibhausgases
Kohlendioxid. Der Kohlendioxidausstoß eines
Kraftfahrzeuges ist weitgehend proportional
zum Treibstoffverbrauch und somit ungefähr
proportional zur Kilometerleistung, den einzigen
diesbezüglich verfügbaren Daten.

Die Emissionen von Stickoxiden, Kohlenmon-
oxid, unverbrannten und teilverbrannten Koh-
lenwasserstoffen etc. sind je nach Fahrzustand
sehr starken Schwankungen unterworfen, so
dass eine differenzierte Abschätzung auf Basis
von Kilometerleistungen nicht möglich ist. Al-
lerdings ist unter vereinfachenden Annahmen
eine grobe Abschätzung auf Basis von Ver-
gleichswerten andernorts vorgenommener de-
taillierteren Berechnungen möglich.

Setzt man die Gesamtemission (für Deutschland,
Datenbasis 1994) an Kohlendioxid, den Anteil
des Straßenverkehrs daran und den Kraftstoff-
verbrauch des Straßenverkehrs miteinander ins
Verhältnis, so ergibt sich eine Kohlendioxid-
emission von 2,45 kg je Liter verbrauchten
Treibstoff. Bei einem Durchschnittsverbrauch
von 9,0 Litern auf 100 km errechnet sich damit
ein Kohlendioxidausstoß von 221 g je Kilometer
(BUNDESMINISTER FÜR VERKEHR, 1997).

Im Jahre 1988 legten die Troisdorfer Bürger im
Durchschnitt 370 km im Jahr per Fahrrad zu-
rück; dieser Wert stieg bis 1996 auf 540 km an
(STADT TROISDORF, 1996). Da die Zunahme des
Radverkehrsanteils in Troisdorf in der Summe
ausschließlich zu Lasten des Autoverkehrs geht,
wird hier vereinfachend unterstellt, dass die 170
zusätzlichen Fahrradkilometer im Nullfall mit
dem Auto zurückgelegt worden wären. Bei
73.000 Einwohnern ergibt sich somit eine einge-
sparte Fahrleistung von 12.410.000 km; das ent-

spricht dem 31-fachen der Entfernung Erde-
Mond.

Auf Basis der o. a. Emissionswerte errechnet
sich hieraus eine Einsparung von 2.743 Tonnen
Kohlendioxid pro Jahr. Unter Normalbedingun-
gen ist dies ein Gasvolumen von etwa
1,15 Millionen Kubikmetern. Dies entspricht ei-
nem Würfel von über 100 m Kantenlänge.

Grob gemittelt kann der Primärenergieverbrauch
eines Durchschnittshaushaltes (ohne Verkehr)
umgerechnet mit rund 1.600 l Heizöl pro Jahr
angesetzt werden. Diese Einsparungen entspre-
chen etwa dem Energieverbrauch von rund 700
Haushalten; das sind gut 2,5 % aller Haushalte
in Troisdorf.

Um eine grobe Abschätzung über die einge-
sparten Emissionen anderer Schadstoffe zu er-
halten wird eine Berechnung für die Stadt Mün-
chen herangezogen (SCHNABEL, A., 1999). Bei
der Übertragung auf Troisdorf wird davon aus-
gegangen, dass – jeweils gemittelt über die Ge-
samtstadt – die Menge der anderen Schadstoffe
etwa im gleichen Verhältnis zum Kohlendioxid-
ausstoß steht wie in München. Bei der o. a. Un-
tersuchung wurden auch Umweltkosten für die
einzelnen Schadstoffe angegeben, die die
Grundlage für die nachfolgend in Klammern an-
gegebenen eingesparten Umweltkosten darstel-
len. Im einzelnen ergeben sich folgende Werte:

CH4: gut eine Tonne (9.300 DM)

CO: 100 Tonnen (2.000 DM)

NOx: 11 Tonnen (12.000 DM)

Partikel: ca. 1,2 Tonnen (7.500 DM)

SO2: knapp 0,5 Tonnen (2.800 DM)

Der weitaus größte Teil der Umweltkosten ist
aber dem Kohlendioxid zuzurechnen. Die einge-
sparten 2743 Tonnen Kohlendioxid entsprechen
eingesparten Umweltkosten von rund
1.370.000 DM. Insgesamt ergeben sich also al-
lein aus der Verminderung der Luftverschmut-
zung Verringerungen der Umweltkosten in Höhe
von gut 1,4 Mio. DM.
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Zusammenfassung

Unmittelbare Daten zur Umweltentlastung durch
das Programm Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen liegen nicht
vor und lassen sich auch in dieser eindeutigen
Zuordnung zum Programm nicht seriös ermit-
teln. Möglich sind allenfalls punktuell auf Ein-
zelsituationen bezogene Untersuchungen (z. B.
Vorher-Nachher-Lärmmessung bei bestimmten
Maßnahmen). Entsprechende Daten liegen je-
doch nicht vor.

Daher wurde aufgrund der im Falle Troisdorfs
vorliegenden Daten zur Veränderung der Mo-
bilitätskennziffern beispielhaft eine grobe Ab-
schätzung der jährlich eingesparten Kohlendi-
oxidemissionen vorgenommen. Auf Basis der
eingesparten Kohlendioxidemissionen wurde
weiterhin eine überschlägliche Abschätzung der
Einsparung anderer Luftschadstoffe vorgenom-
men.

Da Daten des Detaillierungsgrades, wie sie für
Troisdorf existieren, für die meisten anderen
Städte nicht verfügbar sind, können keine quan-
tifizierten Aussagen zur Gesamtumweltbilanz
des Förderprogramms getroffen werden. Auf-
grund der Überlagerung unterschiedlichster Ein-
flüsse ist auch die scharfe Abgrenzung der Wir-
kungen des Programms problematisch. Grund-
sätzlich hat aber die Modellrechnung für Trois-
dorf gezeigt, dass die zu beobachtenden Verla-
gerungen von Verkehrsanteilen vom Auto auf
das Fahrrad sich in der Umweltbilanz deutlich
niederschlagen. Dies gilt natürlich auch für die
eingesparten Umweltkosten, so dass bei ge-
samtwirtschaftlicher Betrachtung auch hier eine
mindestens teilweise Gegenfinanzierung der
Aufwendungen für die Radverkehrsförderung
besteht.

5.3 Einfluss auf bundesweite Entwicklun-
gen

Bundesweite Vorbildwirkung

Die Aktivitäten zur Förderung des Radverkehrs
des Landes Nordrhein-Westfalen insgesamt so-
wie im Besonderen in den "Fahrradfreundlichen
Städten und Gemeinden" haben weit über die
Grenzen des Landes hinaus Einfluss auf bundes-
weite Entwicklungen und finden vielerorts inter-

essierte Beobachter und Nachahmer. Die vor-
bildhaften Aktivitäten beziehen sich dabei auf
zahlreiche Elemente und betreffen insbesondere
die Bereiche der technischen Infrastruktur, der
Wissensvermittlung und der finanziellen Förder-
struktur.

5.3.1 Technische Infrastruktur und
Regelwerke

In den AGFS-Städten wurden zahlreiche innova-
tive Lösungen der Radverkehrsführung in ver-
stärktem Maße eingesetzt und weiterentwickelt,
mit denen bisher noch keine umfassenden Erfah-
rungen vorlagen. Dazu gehören u. a. Schutzstrei-
fen, aufgeweitete Radaufstellstreifen, die Öff-
nung von Einbahnstraßen (unechte Einbahnstra-
ßen) und Fahrradstraßen. Dabei wurde auch über
die bis dahin bekannten Grenzbereiche der
Einsatzmöglichkeiten der jeweiligen Lösungen
hinausgegangen und neue Erfahrungen gesam-
melt.

Die breite Anwendung von derartigen Maßnah-
men und die damit gemachten Erfahrungen ha-
ben auch Vorbildwirkung über die Landesgren-
zen hinaus entfaltet. Insbesondere Städte mit
fortgeschrittenem Projektstand werden von zahl-
reichen Delegationen aus dem In- und Ausland
bereist.

Neben eigenen Wirkungsuntersuchungen der
Städte (insbesondere Münster) sind die neuen
Maßnahmen auch oft Objekt von Forschungs-
vorhaben des Bundes, so dass der Erkenntnis-
stand erheblich erweitert werden konnte. Auf
dieser Grundlage fanden Lösungen Eingang in
die Regelwerke, insbesondere in die "Empfeh-
lungen für Radverkehrsanlagen" (ERA 95) der
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (FGSV).

Die breite Anwendung von Führungsformen des
Radverkehrs und die dabei gewonnenen Erfah-
rungen haben auch die Diskussion um die StVO-
Novelle 1997 bereits im Vorfeld der Erörterung
im Bund-Länder-Fachausschuss StVO maßgeb-
lich mitbeeinflusst. Zwar konnte sich das Land
in den Detailregelungen der Verwaltungsvor-
schrift nicht überall durchsetzen, doch sind die
grundsätzlichen Optionen z. B. zur Einrichtung
von Schutzstreifen oder Radfahrstreifen sowie
zur Öffnung von Einbahnstraßen für gegenläu-
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figen Radverkehr maßgeblich auch auf den Ein-
fluss des Landes NRW zurückzuführen.

Da insbesondere in den AGFS-Städten für ei-
nige Maßnahmen (z. B. Schutzstreifen) zum Teil
über die in der StVO und VwV-StVO 1997 auf-
genommenen Einsatzbereiche hinausgegangen
wird, dienen die damit verbundenen Erfahrun-
gen als Grundlage für eine erneute Anpassung
der Bestimmungen (vor allem der VwV-StVO),
mit der voraussichtlich im Jahr 2001 zu rechnen
ist.

Die fahrradfreundlichen Städte und Gemeinden
in NRW besitzen eine Vorreiterrolle bei der In-
stallation alltags tauglicher Wegweisungssys-
teme für den Radverkehr. Dabei wurden unter-
schiedliche Systeme erprobt und die Erfahrun-
gen aus den Niederlanden berücksichtigt.

Basierend auf diesen Erfahrungen wurde das
"Merkblatt zur wegweisenden Beschilderung für
den Radverkehr" der FGSV in enger Abstim-
mung mit der Erarbeitung des Projektes "Lan-
desweites Radverkehrsnetz" für NRW erarbeitet
und bietet nun die Grundlage für eine bundes-
weit vereinheitlichte Wegweisung.

Mit dem Projekt "100 Fahrradstationen in
NRW" wurde erstmals in Deutschland ein Vor-
haben initiiert, das dieses wichtige Infrastruktur-
element auf breiter Basis und mit vereinheitlich-
ten, auf den niederländischen Erfahrungen auf-
bauenden Standards zur Anwendung bringt. Da
es in den anderen Bundesländern bisher nur sehr
vereinzelte, oft mit geringem Service arbeitende
Fahrradstationen gibt, werden die Erkenntnisse
aus dem nordrhein-westfälischen Vorhaben in
Bezug auf alle wesentlichen Komponenten wie
z. B. Standortwahl, Betreiberkonzept, Finanzie-
rung nachgefragt.

Die Bauordnungen der Länder ermöglichen
mittlerweile in der Regel, dass die Kommunen
per Satzung beim Neu- oder Umbau von Gebäu-
den die Erfordernis zur Aufstellung von Fahr-
radabstellplätzen regeln. Erfahrungen liegen mit
dieser Regelung aber kaum vor. Einige der
AGFS-Städte (z. B. Marl, Münster) haben recht
früh derartige Satzungen erlassen und werden
nun von Städten aus dem ganzen Bundesgebiet
betreffs ihrer Erfahrungen nachgefragt.

5.3.2 Wissensvermittlung

In mehreren Städten wurden Wirkungsuntersu-
chungen zu Einzelmaßnahmen oder zu speziel-
len Fragestellungen durchgeführt und veröffent-
licht (z. B. in der Reihe "Beiträge zur Stadtfor-
schung, Stadtentwicklung, Stadtplanung" der
Stadt Münster). Diese und weitere Fachliteratur
der zuständigen Ministerien; des Institut für
Landes- und Stadtentwicklungsforschung NRW
(ILS) oder des ADFC (mit Unterstützung des
Landes) sind wichtige Bausteine des Erkennt-
nisstandes zum Radverkehr.

Die zahlreichen Tagungen zu einer Fülle von
Themen der Förderung des Radverkehrs werden
regelmäßig auch von vielen Fachleuten und
kommunalen Vertretern aus anderen Bundeslän-
dern besucht. Das Fachwissen wird durch die
regelmäßig erscheinenden Veröffentlichungen
der Vorträge bundesweit verbreitet.

Auf den Tagungen und anderen Fachveranstal-
tungen werden oft Spezialthemen, die einer
breiten Fachöffentlichkeit noch nicht vertraut
sind, in die Fachdiskussion hineingetragen und
damit wesentliche Impulse gesetzt (z. B. Velo
Regio Kongress in Troisdorf). Dazu gehören
u. a. Themen wie Fahrrad als Wirtschaftsfaktor,
Fahrradstationen, Öffentlichkeitsarbeit oder
Fahrradtourismus.

5.3.3 Struktur des Fördersystems in
NRW

Nordrhein-Westfalen ist im Ländervergleich un-
bestritten Spitzenreiter bei der Radverkehrsför-
derung. Dies betrifft sowohl die Breite als auch
die Höhe des Fördervolumens. Richtungswei-
send sind insbesondere die über die GVFG-Zu-
wendungen hinausgehenden Fördertatbestände
aus dem Landesprogramm zur Verbesserung des
kommunalen Radwegebaus und dem Stadter-
neuerungsprogramm. Auch das Programm "100
Fahrradstationen in NRW" ist vorbildhaft. An-
dere Länder orientieren sich deshalb bei ihren
Überlegungen zu einer weitergehenden Radver-
kehrsförderung an Nordrhein-Westfalen. So
greift z. B. das 1998 aufgelegte Programm
"Fahrradfreundliches Schleswig-Holstein" -
 landesspezifisch angepasst - Grundideen des
nordrhein-westfälischen Förderungssystems auf.
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6. ZUSAMMENFASSENDE
BEWERTUNG

6.1 Wirkungen auf fachlicher Ebene

6.1.1 Übergeordnete Wirkungen

Die Mitwirkung in der AGFS hat für die betei-
ligten Städte - in natürlich örtlich unterschiedli-
cher Intensität - einen bedeutenden Schub nach
vorn bewirkt:

Der politische Grundsatzbeschluss, der auch
Voraussetzung zur Aufnahme in die Ar-
beitsgemeinschaft "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in NRW" (AGFS)
ist, hat zu einem Grundkonsens bzgl. des
Fahrradverkehrs geführt, der insgesamt die
Bereitstellung von Mitteln und die Berück-
sichtigung des Radverkehrs in kommunalen
Abwägungsprozessen gefördert hat.

Die Anforderungen zur Aufnahme in die
AGFS haben das Thema Fahrrad oft bereits
im Vorfeld der Bewerbung an Bedeutung
gewinnen lassen.

Bei den Städten ist zumeist eine hohe Moti-
vation in der Anfangsphase festzustellen.
Längerfristig ist jedoch teilweise eine spür-
bare Verringerung des Engagements zu be-
obachten.

Insgesamt hat das Förder- und Finanzie-
rungssystem in Nordrhein-Westfalen die
Basis und das Lösungsrepertoire zur Förde-
rung des Radverkehrs erheblich verbreitert.
Gleichwohl gibt es innerhalb der Kompo-
nenten des Radverkehrssystems noch eine
ausgeprägte Dominanz der baulichen Infra-
struktur (Radverkehrsanlagen, Fahrradab-
stellanlagen).

Die in Nordrhein-Westfalen gesammelten
Erkenntnisse und Empfehlungen haben bun-
desweit Interesse und Akzeptanz gefunden
und insgesamt deutlichen Einfluss auf Re-
gelwerke und Normen ausgeübt.

Wirkungskontrollen (Modal-Split-Verschie-
bungen, Akzeptanzuntersuchungen, syste-
matische Unfallanalysen etc.) wurden von
den Untersuchungsstädten nur in begrenz-
tem Maße durchgeführt, so dass eine zah-
lenmäßig fundierte Bewertung der Wirk-
samkeit einer Konzeption nicht für alle
Städte hergeleitet werden kann.

6.1.2 Fahrradnutzung

Das landesweite Ziel einer Erhöhung des
Radverkehrsanteils auf etwa 20 % (vgl.
"Radverkehrskonzeption für NRW", 1994)
kann mangels aktualisierter Daten nicht
überprüft werden. Es ist jedoch davon aus-
zugehen, dass dieses Ziel noch nicht erreicht
werden konnte.

Nur wenige Kommunen der AGFS haben
sich bzgl. der Steigerung der Fahrradnut-
zung konkrete Ziele gesetzt und diese sys-
tematisch überprüft.

Bei den Kommunen, die Vorher-Nachher-
Untersuchungen durchgeführt haben, konn-
ten z. T. deutliche Steigerungen in der Fahr-
radnutzung nachgewiesen werden. Eine Ab-
nahme der Fahrradnutzung gab es in keinem
Fall.

In den Städten mit Modal-Split-Untersu-
chungen im Vorher-Nachher-Vergleich
(Troisdorf, Gladbeck, Lünen, Bonn) korres-
pondierte die Steigerung der Radnutzung
mit der erwünschten Abnahme des motori-
sierten Individualverkehrs.

Trois-
dorf

Glad-
beck

Lünen Bonn

Rad + 30 % + 21 % + 20 % + 31 %

MIV -  10 % -    4 % -    4 % -    9 %

Tab. 6.1: Modal-Split-Verschiebungen MIV - Rad

Das Beispiel Troisdorf zeigt, dass Umver-
teilungspotenziale vor allem im Alltagsrad-
verkehr genutzt werden konnten. Dabei fan-
den – im Gegensatz zu früheren Modellvor-
haben - die Verschiebungen ausschließlich
zu Lasten des MIV statt; die Anteile des
ÖPNV und des Fußgängerverkehrs blieben
unverändert.

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass bei kon-
sequenter kommunaler Radverkehrsförde-
rung messbare Erfolge bei der Radverkehrs-
nutzung zu erreichen sind. Allerdings
verbleiben auch bei mehrjähriger Projekt-
teilnahme noch erhebliche Umverteilungs-
potenziale, die eine Fortsetzung des einge-
schlagenen Weges nahe legen, zumal ande-
renfalls auch die Gefahr einer gegenläufigen
Entwicklung aufgrund demographischer
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Entwicklungen zu befürchten wäre. Zu be-
denken ist auch, dass nachhaltige Verände-
rungen in der Fahrradnutzung grundsätzlich
nur mittel- bis langfristig zu erzielen sind.

6.1.3 Verkehrssicherheit

Der Erhöhung der Verkehrssicherheit
kommt im Rahmen der Zielsetzungen des
Vorhabens "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden" eine herausgehobene Bedeu-
tung zu. Dies findet bei den beteiligten
Städten auch eine entsprechende Berück-
sichtigung. Allerdings begründen sich die
ergriffenen Maßnahmen mangels Unfall-
analysen häufig nur auf Einschätzungen
bzgl. der Verkehrssicherheit. Eingehende
gesamtstädtische Erkenntnisse, auf deren
Basis Maßnahmen und Dringlichkeiten ab-
zuleiten sind, sowie entsprechende Erfolgs-
kontrollen, werden nur in Einzelfällen
durchgeführt. Dies kann dazu führen, dass
Bereiche mit besonderen Unfallgefahren
nicht vordringlich angegangen werden oder
mögliche ungünstige Entwicklungen nicht
frühzeitig erkannt werden.

Insgesamt liegt die Unfallentwicklung beim
Radverkehr in den beteiligten Städten im
Landestrend. Hervorzuheben ist für Trois-
dorf, Münster, Brühl, Marl, Soest und Eus-
kirchen eine über dem Landestrend liegende
günstige Entwicklung bei den Unfällen mit
schweren Personenschäden. Neben dem
verminderten menschlichen Leid ist dadurch
auch eine volkswirtschaftlich günstige Ent-
wicklung verbunden.

Bei Städten mit zu Programmbeginn relativ
niedriger Ausstattung mit Radverkehrsinfra-
struktur (z. B. Unna, Hamm oder Troisdorf)
ist in der Tendenz in den ersten Jahren der
Programmteilnahme eine im Vergleich zum
Landestrend ungünstige Entwicklung fest-
zustellen, die dann bei längerer Laufzeit
wieder korrigiert wird. Flächenmäßige Er-
höhungen der Verkehrssicherheit greifen
also zumeist erst langsam. Ein Grund kann
auch darin liegen, dass viele Städte in der
Anfangsphase vorrangig relativ einfach rea-
lisierbare Maßnahmen ergreifen, die zwar
für die Förderung der Radnutzung wichtig
sind, die akuten "Knackpunkte" bzgl. der

Verkehrssicherheit meist aber nicht betref-
fen.

In den Städten, in denen das Unfallgesche-
hen mit Radfahrern in Relation zur Ver-
kehrsteilnahme betrachtet werden kann,
lässt sich fast durchweg eine positive Ten-
denz erkennen. Der Zunahme des Radver-
kehrs im Straßenverkehr steht im gleichen
Zeitraum eine Abnahme der Zahl der verun-
glückten Radfahrer gegenüber. Diese Ten-
denz zeigt sich insbesondere bei Unfällen
mit schweren Personenschäden. Vor allem
in den Städten Troisdorf und Gladbeck hat
sich das Unfallrisiko im Verhältnis zur stei-
genden Fahrradnutzung äußerst günstig ent-
wickelt und liegt bzgl. der Unfallbelastung
(Unfälle/Einwohner) deutlich unter der all-
gemein zu erwartenden Größenordnung.

Insgesamt zeigt sich, dass die beiden Ziele
"Erhöhung der Radnutzung" und "Ver-
besserung der Verkehrssicherheit" durch-
aus miteinander vereinbar sind. Dabei sind
vor allem die Erfolge bzgl. der Minderung
der schweren Personenschäden beachtlich.

6.1.4 Radverkehr als System

Der Erfolg des Autos liegt nicht allein in seiner
Technik begründet. Wesentlich ist das Vorhan-
densein eines "Gesamtsystems Autoverkehr".
Hierzu gehören neben der Straßeninfrastruktur
auch Wegweisung, Raststätten, Tankstellen und
Werkstätten sowie zahlreiche andere Dienst-
leistungen. Wenn das Fahrrad einen wesentli-
chen Verkehrsanteil halten soll, ist auch hier die
Schaffung eines Gesamtsystems erforderlich.
Zum "Radverkehr als System" gehören z. B.
Wegweisung, Fahrradstationen, Bringdienste für
Einkäufe, Fahrradwaschanlagen u. v. a. mehr.

Insgesamt kommt in einigen Kommunen der
AGFS der Systemgedanke bereits erheblich
deutlicher zum Ausdruck als dies allgemein
in Nordrhein-Westfalen bisher üblich ist.
Neben der Wegeinfrastruktur für den Rad-
verkehr sind das Fahrradparken, B & R-
Anlagen sowie eine Wegweisung für den
Radverkehr feste Bestandteile der meisten
kommunalen Handlungskonzepte. Auch die
Öffentlichkeitsarbeit wird bereits vielerorts
intensiv betrieben. Dabei kommen jedoch
immer noch vorrangig die klassischen In-
strumente der Informationsvermittlung
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(Faltblätter, Fahrradtage etc.) zum Einsatz.
Die Öffentlichkeitsarbeit beschränkt sich
überwiegend auf die Begleitung von (Bau-)
Maßnahmen.

Über das Programm "100 Fahrradstationen
in NRW" werden - auch über die Städte der
Arbeitsgemeinschaft hinaus - Dienstleis-
tungskomponenten angeboten. Es ist zu er-
warten, dass das Programm "100 Fahrrad-
stationen in NRW" einen wesentlichen An-
schub für den Systemgedanken bringen
wird.

Durch die inhaltliche Ausweitung des Maß-
nahmenspektrums konnten auch neue
Handlungsträger angesprochen und gewon-
nen werden.

Allerdings liegt nach wie vor insgesamt ein
deutlicher Schwerpunkt der Umsetzungs-
programme und der eingesetzten Finanz-
mittel auf der Verbesserung der technischen
Infrastruktur. Nur in Einzelfällen werden
konsequent auch darüber hinausgehende
Handlungsschwerpunkte ergriffen. Insbe-
sondere im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit
und der Dienstleistungen bleiben noch er-
hebliche Handlungspotenziale offen.

Ein weitreichender Ansatz "Radverkehr als
System" mit der Zielsetzung eines ver-
gleichbaren Standards wie beim "System
Autoverkehr" existiert bislang in keiner der
untersuchten Städte, teilweise sicherlich auf-
grund fehlender Fördertatbestände, teilweise
aber auch wegen fehlender Kenntnisse und
geringer personeller Ausstattung.

6.1.5 Systemkomponenten

Radverkehrsnetz

Die Herstellung eines Radverkehrsnetzes ist
in allen Städten der AGFS als Ziel mit hoher
Priorität formuliert worden. Dabei hat sich
auch die Erfordernis einer Netzkonzeption
als Einstiegsvoraussetzung in die Ar-
beitsgemeinschaft bewährt.

Nur von wenigen Städte konnten vollstän-
dige Aussagen bzgl. neu geschaffener Teile
des Radverkehrsnetzes seit Beginn ihrer
Mitgliedschaft in der AGFS gemacht wer-
den, da genauere Dokumentationen über die
jeweiligen Netzerweiterungen fehlten. Die

meisten Städte gaben jedoch an, dass sie in-
nerhalb ihrer Zuständigkeiten wesentliche
Netzbestandteile seit Zugehörigkeit zur
AGFS fertig stellen konnten. Dabei wurden
je nach örtlichen Rahmenbedingungen und
politischer Durchsetzbarkeit unterschiedli-
che Umsetzungsstrategien entwickelt. Aller-
dings liegt der Umsetzungsgrad oft hinter
der ursprünglichen Zeitplanung zurück.
Über ein weitgehend realisiertes flächende-
ckendes Radverkehrsnetz verfügen bisher
neben der traditionellen Radfahrerstadt
Münster nur die Städte Troisdorf und Brühl.
Die häufig angetroffene Priorisierung der
Innenstadtbereiche hat dazu geführt, dass
verschiedene Städte in diesen besonders
wichtigen Teilbereichen bereits weitgehend
geschlossene Netze aufweisen können (z. B.
Pulheim).

Andere Straßenbaulastträger können oft
nicht in gleichem Umfang die Realisierung
des Radverkehrsnetzes forcieren wie es von
Seiten der Städte der AGFS im Regelfall
gewünscht wird. Unterschiedliche Prioritä-
ten und Aufgaben tragen zu einer teilweise
deutlichen Diskrepanz bei. Besonders prob-
lematisch ist hierbei zu sehen, dass gerade
auf den klassifizierten Straßen in der Regel
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssi-
cherheit noch deutlicher Handlungsbedarf
zu erkennen ist.

Bei der Konzeption und Realisierung der
Netze kommen verschiedene Herangehens-
weisen zum Tragen. Viele Städte haben
ausgehend von einem Grund- oder Haupt-
routennetz, das im Regelfall aus Radialrou-
ten besteht, sukzessive wichtige Achsen
ausgebaut und vielfach auch mit einer
Wegweisung gekennzeichnet. Wie erfolg-
reich die Netzplanung auf Routenebene zu
bewerten ist, hängt sehr von den Ausbau-
standards ab, die die Städte bisher erreicht
haben.

Bei konsequentem Ausbau der Routen ist in
der Regel auch eine deutliche Steigerung
des Radverkehrs zu verzeichnen. Besonders
starke Zunahmen bzw. Verlagerungen von
Hauptverkehrsstraßen sind durch die Aus-
weisung attraktiver Verbindungen über ver-
kehrsarme Straßen (z.B. durch Einrichtung
von Fahrradstraßen oder Öffnung von Ein-
bahnstraßen) erreichbar.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 73

Nicht immer ist eine klar nachvollziehbare
Prioritätenbildung bei der Umsetzung zu er-
kennen. Die Umsetzung vollzieht sich oft
nach dem Prinzip des geringsten Widerstan-
des. Komplexe Problemstellen, z. T. auch
Gefahrenstellen, können so zunächst unbe-
rücksichtigt bleiben.

Ein anderer Ansatz verfolgt das Ziel, zu-
nächst kein flächendeckendes gesamtstädti-
sches Radverkehrsnetz herzustellen, sondern
gezielt für einzelne Stadtteile oder die In-
nenstadt Teilnetze auszubauen (z. B. Hamm,
Gladbeck, Leverkusen). Hierdurch können
in einem überschaubarem Zeitraum zusam-
menhängende Netze realisiert werden. Dies
begünstigt den gezielten Einsatz der zur
Verfügung stehenden finanziellen Mittel.

Grundsätzlich haben sich die verschiedenen
Vorgehensweisen bewährt, wenn sie die je-
weilige Stadtstruktur berücksichtigen und
auf die tatsächliche Problematik ausgerich-
tet sind.

Verbesserung der Wegeinfrastruktur

Für die Realisierung der Netze haben die
Städte überwiegend auf das Gesamtreper-
toire der heute bekannten Führungsformen
für den Radverkehr zurückgegriffen, so dass
die verschiedensten Führungsformen sich
sinnvoll zu einem Gesamtnetz ergänzen.

In Abhängigkeit von der jeweiligen Aus-
gangslage haben die Städte unterschiedliche
Schwerpunkte bei dem Ausbau ihrer We-
geinfrastruktur gesetzt. Städte, die bereits
ein umfassendes Radwegenetz besaßen, ha-
ben im Regelfall den Radwegebau beibe-
halten und die noch erforderlichen Netz-
schlüsse nur ausnahmsweise durch Markie-
rungslösungen geschlossen. Demgegenüber
haben Städte, deren Netz noch wenig ausge-
baut war oder weniger einheitliche Füh-
rungsformen aufwies, nach Möglichkeit
stärker den Netzausbau über Markierungslö-
sungen (insbesondere Radfahrstreifen,
Schutzstreifen) forciert, um so schneller und
kostengünstiger ein anspruchsgerechtes
Netz zu realisieren.

Schutzstreifen haben sich als eine wirksame
Lösung für zahlreiche Straßen erwiesen, auf
denen mit dem bisherigen Standardreper-

toire zur Führung des Radverkehrs kein An-
gebot geschaffen werden konnte. Allerdings
dürfen sie nicht als kostengünstige
"Scheinlösung" bei ungeeigneten Einsatz-
bedingungen missverstanden werden. Eine
bauliche Unterstützung von Schutzstreifen
verbessert deren Wirksamkeit gegenüber
nur markierungstechnischen Lösungen
nicht.

Die StVO-Novelle 1997 wurde von den
meisten Städten im wesentlichen begrüßt.
Allerdings wird auch die Gefahr einer Über-
regelung gesehen, zumal einige Maßnah-
men, so die Öffnung von Einbahnstraßen
(unechte Einbahnstraßen) bzw. die Einrich-
tung von Fahrradstraßen bereits vor der
StVO-Novelle  verbreitet Anwendung fan-
den. Auch die in der Verwaltungsvorschrift
zur StVO vorgesehenen Einsatzmöglich-
keiten für Schutzstreifen wurden von Städ-
ten der Arbeitsgemeinschaft als z. T. zu re-
glementierend angesehen. Zwiespältig ist
die Meinung zur Neuregelung der Radwe-
gebenutzungspflicht, die wegen des damit
verbundenen Verwaltungsaufwandes z. T.
eher als "lästige Pflicht" angesehen wird.
Einige Städte nehmen ein Unterschreiten der
Mindestanforderungen der StVO weiterhin
hin, wenn sie die Radwegebenutzungs-
pflicht für erforderlich ansehen.

Traditionelle Radfahrerstädte wie Münster
haben aufgrund eines bereits vorhandenen
umfangreichen Netzes weniger die Netz-
komplettierung forcieren müssen, als stärker
Lösungen für das hohe Radverkehrsauf-
kommen und die damit verbundenen Kapa-
zitätsprobleme gesucht oder ihr vorhandenes
Netz qualitativ verbessert.

In Einzelfällen wurden sehr aufwändige
bauliche Maßnahmen umgesetzt, die sowohl
die finanziellen wie auch die personellen
Möglichkeiten einer Stadt weitgehend ge-
bunden haben, so dass daneben nur noch in
begrenztem Umfang ein weiterer Ausbau
der Wegeinfrastruktur erfolgen konnte.

Neben der z. T. noch fehlenden Wegeinfra-
struktur in der Zuständigkeit anderer Stra-
ßenbaulastträger sind vor allem noch Defi-
zite im Bereich der Knotenpunktführungen
zu erkennen. Einige Städte, die ihre Auf-
gabe bei Netzschluss als weitgehend erfüllt
ansahen, benannten dementsprechend die
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Verbesserung der Radverkehrsführung an
Knotenpunkten als nächsten relevanten
Baustein ihrer Radverkehrsförderung. Ge-
rade unter dem Gesichtspunkt der Verkehrs-
sicherheit sind die hier erkennbaren Defizite
zukünftig mit höherer Priorität als bisher zu
beseitigen.

In den Städten der AGFS sind teilweise
auch die entscheidenden Erfahrungen ge-
sammelt worden, die einen bundesweiten
Einsatz neuer Führungsformen begünstig-
ten. So haben beispielsweise Münster und
Köln frühzeitig umfassende Erfahrungen
mit der Öffnung von Einbahnstraßen ge-
sammelt und dokumentiert, die dazu beitru-
gen, dass gerade Bedenken bzgl. mangeln-
der Verkehrssicherheit ausgeräumt werden
konnten. Fahrradstraßen, aufgeweitete Rad-
aufstellstreifen, Schutzstreifen oder die ge-
meinsame Führung von Rad- und Busver-
kehr wurden ebenfalls von Städten der Ar-
beitsgemeinschaft frühzeitig erprobt und die
Erfahrungen darüber dokumentiert.

Fahrradparken

Fahrradparken wird von den Städten der
AGFS als ein wesentlicher Baustein der
Radverkehrsförderung gesehen und erhält
einen dementsprechend hohen Stellenwert.

Im Regelfall werden von den Städten die
alten Ständer (meistens "Felgenkiller")
durch neue anspruchsgerechte Halter, die
Standsicherheit und Diebstahlschutz ge-
währleisten, ersetzt. Teilweise kommen da-
bei auch kleinere überdachte Anlagen zum
Einsatz, die zusätzlichen Witterungsschutz
bieten. Wie die im Rahmen dieser Arbeit
durchgeführte Erhebung in Gladbeck ge-
zeigt hat, werden von den Radfahrern die
verschiedenen Modelle gleichermaßen gut
angenommen, sofern sie den Ansprüchen
gerecht werden.

In den Innenstädten werden zumeist klei-
nere dezentrale Anlagen errichtet. Größere
Einheiten werden überwiegend nur in
Bahnhofsnähe realisiert. Diese Strategie
bzgl. kleinerer Anlagen in Zielnähe hat sich
bewährt. Die Auslastung der Anlagen wird
allgemein als gut bewertet.

Weitere Angebote für anspruchsgerechtes
Fahrradparken werden von den Städten nur
in Einzelfällen gemacht. Troisdorf hat ein
gesamtstädtisches flächendeckendes Fahr-
radparkkonzept realisiert. In Essen wurden
alte Fahrradhalter an den Schulen durch die
Stadt ersetzt; in Troisdorf erhielten alle
weiterführenden Schulen diebstahlschüt-
zende Fahrradparker (teilweise überdacht).
In Münster sind Beratungsangebote für
Fahrradparken auch bei privaten Wohnanla-
gen oder Arbeitsstätten möglich. Auch die
Aufstellung privat finanzierter Abstellanla-
gen im öffentlichem Raum ist ein weiterge-
hendes Angebot, das bisher erst vereinzelt
systematisch praktiziert wird (Köln, Müns-
ter). In Bonn erfolgt die Aufstellung von
Abstellanlagen über eine Werbefirma. 
In diesem Aufgabenfeld sind auch zukünftig
noch Entwicklungsmöglichkeiten für die
anderen Städte zu sehen.

Wegweisung

Wegweisung ist ein zentraler Baustein der
Radverkehrsförderung fast aller Städte der
Arbeitsgemeinschaft.

Deutliche Zunahmen des Radverkehrs
konnten in Herford auf den ausgewiesenen
Routen nachgewiesen werden. Dies lässt
Rückschlüsse auf die hohe Akzeptanz und
Wirksamkeit ausgewiesener Routen zu.

Die Wegweisung für den Radverkehr hat
sich darüber hinaus als positiver Werbeträ-
ger für die Radverkehrsnutzung erwiesen
und zwar auch bei den Bevölkerungsteilen,
die bisher nicht zu den regelmäßigen Rad-
fahrern zählen. Dies ergibt sich aus den für
jeden sichtbaren Standorten der Wegweiser
im Straßenraum. Nachgewiesen werden
konnte diese positive Wahrnehmung bei-
spielsweise in der Wirkungsuntersuchung
Herford. Fast 90 % der Befragten nahm die
Wegweisung wahr und gut zwei Drittel be-
wertete sie ausdrücklich positiv.
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Abb. 6.2: Bekanntheitsgrad und Bewertung der Fahrrad-

wegweisung in Herford

Da Wegweisungssysteme verhältnismäßig
kostengünstig sind, handelt es sich dabei
auch um eine besonders effiziente und wirt-
schaftliche Werbemaßnahme für den Rad-
verkehr.

Die bisherige Ausgestaltung der Wegwei-
sung war bisher sowohl in den Städten der
AGFS wie auch überhaupt in NRW sehr
unterschiedlich und nicht immer optimal für
die Nutzer (z. T. zu kleine Schrift). Wegen
der vor 1999 fehlenden klaren Vorgaben ist
dies kaum verwunderlich. Aufgrund dieser
Erfahrungen wurde zwischenzeitlich vom
Land ein einheitlicher Standort entspre-
chend der "Hinweise zur wegweisenden Be-
schilderung für den Radverkehr" (FGSV,
1998) vorgegeben.

Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln

Bike & Ride gehört in den meisten Städten -
nicht zuletzt aufgrund der guten Förder-
möglichkeiten - zum Standardrepertoire der
Radverkehrsplanung. Im wesentlichen er-

folgt die Verknüpfung des Fahrrades mit
den öffentlichen Verkehrsmitteln durch eine
gute Anbindung von Bahnhöfen oder ande-
ren bedeutenden Haltestellen des ÖV sowie
anspruchsgerechten Abstellmöglichkeiten
an diesen Zielen. Es werden überwiegend
überdachte Abstellanlagen mit diebstahl-
schützenden Ständern, aber auch häufiger
Fahrradboxen angeboten.

Das Programm "100 Fahrradstationen in
NRW" beginnt auch in den untersuchten
Städten Erfolge zu zeigen. Allerdings sind
viele Vorhaben noch im Planungszustand,
darunter auch große Stationen wie in Köln.
Die mit 2.800 Stellplätzen bundesweit
größte Fahrradstation wurde 1999 in Müns-
ter eröffnet.

Die Mitnahme von Fahrrädern in den öf-
fentlichen Verkehrsmitteln ist demgegen-
über noch nicht weit verbreitet. Hier liegen
Erfahrungen aus dem Bereich des
VRS/VRR sowie einzelner anderer Städte
der AGFS vor, die grundsätzlich positiv zu
bewerten sind. Allerdings sind die Regelun-
gen in vielen Fällen so differenziert, dass
eine leichter verständliche und einheitli-
chere Regelung erforderlich ist.

Verknüpfungen mit dem motorisierten Indi-
vidualverkehr sind bisher in der AGFS au-
ßer in Münster im Rahmen der Mobilstatio-
nen noch nicht weiter erprobt worden. Auf-
grund der dortigen Erfahrungen ist aller-
dings anzunehmen, dass weitaus größere
Potenziale bei der Verknüpfung mit den öf-
fentlichen Verkehrsmitteln zu sehen sind.

Serviceangebote

Das Serviceangebot ist in den Untersu-
chungsstädten - wie überhaupt - bisher noch
sehr eingeschränkt und konzentriert sich
z. B. auf Radtourenangebote und Reparatur-
service. Privatwirtschaftlich haben sich in
den großen Städten Fahrradkuriere durchge-
setzt.

Gerade für die wichtigen Bereiche Berufs-
und Einkaufsverkehr fehlt weitgehend noch
ein Bewusstsein für Dienstleistungsange-
bote zur Attraktivierung der Radnutzung.

Die Städte, die bisher Serviceangebote ge-
macht haben, haben überwiegend eine posi-
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tive Bilanz gezogen. So sind die Fahrradwa-
chen an Schulen mit gleichzeitigem Repa-
raturservice, z. B. in Lünen, Unna, Marl
oder Gladbeck, nicht nur hinsichtlich des
Diebstahlschutzes positiv bewertet worden,
sondern auch die Verkehrssicherheit wurde
erhöht, da beispielsweise defekte Lichtanla-
gen während der Schulzeiten repariert wer-
den können. Einzelne Fahrradwachen bieten
auch Reparaturkurse für die Schüler an.

Beratungsangebote rund um Mobilitäts- und
Radverkehrsfragen bieten oder boten einige
Städte an. Während in Münster oder Marl
die Angebote weiter fortbestehen und gut
angenommen werden, mussten in Lünen
und Troisdorf die Angebote trotz hoher Be-
sucherfrequenzen aufgrund fehlender Finan-
zierungsmöglichkeiten nach rund fünf Jah-
ren geschlossen werden. Dies verdeutlicht
auch das Defizit in Finanzierungsregelun-
gen, die über die Infrastrukturförderung hi-
nausgehen.

Weitergehende Servicekomponenten entste-
hen vor allem im Zusammenhang mit der
Realisierung von Fahrradstationen. Hier
setzt das Programm "100 Fahrradstationen
in NRW", das auch von den Städten der
AGFS aufgegriffen wird, wichtige Impulse.

Öffentlichkeitsarbeit

Öffentlichkeitsarbeit als maßnahmenbezo-
gene Information in Form von Pressebeiträ-
gen, Faltblättern oder kleinen Broschüren
hat sich in den meisten der untersuchten
Städte als Standard durchgesetzt. Eine ge-
zielte Marketingstrategie, die zur generellen
Verbesserung des Fahrradklimas beiträgt
und auch Autofahrer zum Umsteigen auf
das Fahrrad motivieren will, wurde bisher
erst vereinzelt eingesetzt (Troisdorf).

Einzelne Städte haben ein Corporate Design
entwickelt, so dass alle Veröffentlichungen
und Informationsblätter innerhalb eines ein-
heitlichen Gestaltungsrahmens entworfen
werden (z. B. Herford).

Mit der örtlichen Presse liegen unterschied-
liche Erfahrungen vor. Eine konsequente
und offensive Pressearbeit hat sich zumeist
bewährt, wird jedoch in den wenigsten
Städten gezielt verfolgt.

In den meisten Städten fehlt eine langfris-
tige, konzeptionell erarbeitete Handlungs-
strategie zur Öffentlichkeitsarbeit. Maß-
nahmen der Öffentlichkeitsarbeit erfolgen
oftmals beliebig und sind bisweilen bloße
Krisen-PR, die kurzfristig auf negative Er-
eignisse, Kritik oder Attacken reagieren und
nur aus punktuellen Aktionen bestehen.

Kommunale Öffentlichkeitsarbeit wird der-
zeit zumeist von den Fachplanern selbst be-
trieben, es wird aber zunehmend erkannt,
dass zielgruppenspezifische Öffentlichkeits-
arbeit nur mit Hilfe und Unterstützung von
professionellen Werbeagenturen erfolgreich
betrieben werden kann.

Öffentlichkeitsarbeit kann auch örtlich um-
stritten sein, wenn die durch sie geweckten
Erwartungen zu deutlich von dem tatsächli-
chen Stand der Maßnahmenrealisierung ab-
weichen.

Die seit 1998 von der AGFS betriebene
Marketingstrategie mit professionellem,
einheitlichen Design ist ein wesentlicher
Baustein für eine effiziente Öffentlichkeits-
arbeit auch auf der Ebene der einzelnen
Kommunen. Dabei werden auch die neuen
Medien (Internet) gezielt eingesetzt.

Die weiteren Bereiche der zentralen Öffent-
lichkeitsarbeit, die teilweise bereits bear-
beitet werden, versprechen eine weitere Ef-
fizienzsteigerung. Hierzu gehören insbeson-
dere:

- Konzeptionelle Planung und Weiter-
entwicklung der vorhandenen Arbeiten;

- Unterstützung und Initiierung kommu-
naler und landesweiter Aktivitäten,
Veranstaltungen, Messen etc.;

- inhaltliche Begleitung der AGFS und
deren Arbeitsgruppen bei Sitzungen;

- Entwicklung, Herstellung und Betreu-
ung einer ansprechenden, informativen,
flexiblen und modularen Ausstellung
für alle Arten von Veranstaltungen,
Messen etc.;

- Beratung, Betreuung und Entwick-
lungsunterstützung der Internetpräsen-
tation der AGFS.

Durch die Errichtung der Arbeitskreise für
Öffentlichkeitsarbeit und Internet-Präsenta-
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tion können die oben genannten Aufgaben
effizient erledigt werden. Die Öffentlich-
keitsarbeit wird durch das Land gemäß der
Stadtverkehrsrichtlinie gefördert. Diese
Fördermittel (sowohl für zentrale Öffent-
lichkeitsarbeit als auch für die Öffentlich-
keitsarbeit vor Ort) stehen nur den Kommu-
nen der AGFS zur Verfügung.

Wissensvermittlung

Für die Erweiterung des Know Hows der
Fachleute in den Verwaltungen, Verbänden
und Planungsbüros schafft das Land durch
eine Vielzahl von Tagungen - oft in Zu-
sammenarbeit mit Verbänden oder Kommu-
nen - ein breites Angebot. Darüber hinaus
ergänzen zahlreiche Veröffentlichungen
zum Radverkehr die Informationsbasis und
zeigen positive Beispiele aus den Städten
auf.

Statt allgemeiner Querschnittsthemen wer-
den zunehmend aktuelle Spezialthemen ver-
tieft (z. B. Fahrradstraßen, Bike & Ride)
bzw. neue Themenfelder aufgegriffen (z. B.
Velo Regio-Kongress in Troisdorf).

Bei dem großen Angebot an Tagungen, die
z. T. auch von den Mitgliedern der Arbeits-
gemeinschaft veranstaltet werden (z. B.
Bonn, Erftkreis, Münster, Troisdorf), ist
eine frühzeitige Abstimmung bzgl. der Ter-
mine und Inhalte notwendig.

Die überwiegend gute Teilnahme an den
Tagungen zeigt, dass die Wissensvermitt-
lung in vielen Kommunen bereits als Not-
wendigkeit akzeptiert wird. Allerdings ist
nicht sichergestellt, dass die erworbenen In-
formationen in den Kommunen breit genug
gestreut werden können, zumal der Ein-
druck besteht, dass von vielen Dienststellen
immer die gleichen Teilnehmer für fahrrad-
bezogene Tagungen vorgesehen werden.
Viele wichtige Zielgruppen sind oft nur in
geringem Maße vertreten, wie z. B. Stra-
ßenverkehrsbehörden, Polizei, ÖPNV-Trä-
ger und –betreiber aber auch die für Fragen
der Förderung zuständigen Mitarbeiter.

Die verwaltungsseitige Aufspaltung in Stra-
ßenverkehrsbehörde und Verkehrsplanung
setzt sich auch bei den Tagungen fort. Ver-
anstaltungen, wo beide Seiten, die in den

Kommunen z. T. konträre Ansichten ver-
treten, angemessen vertreten sind und sich
intensiv austauschen können, sind selten. In
diesem Zusammenhang stellte 1999 die Se-
minarreihe des MWMTV in den Bezirksre-
gierungen des Landes zu Fragen der StVO-
Novelle einen wichtigen Ansatzpunkt dar.

Eine ämterübergreifende Wissensvermitt-
lung und der damit einher gehende Informa-
tionsaustausch innerhalb einer Stadtver-
waltung werden von den Kommunen bisher
nicht oder nur eingeschränkt wahrgenom-
men.

Der Informations- und Erfahrungsaustausch
im Rahmen der Zeitschrift "Fahrradfreund-
lich Mobil" ist ein wichtiger Schritt, der
aber noch weiter professionalisiert und auf
eine breitere Basis gestellt werden sollte.

Einbeziehung neuer Handlungsträger

Insgesamt ist in den beteiligten Kommunen
ein breites Spektrum weiterer, über die Stra-
ßenbaulastträger hinausgehender Hand-
lungsträger aktiviert worden. Dies reicht
von klassischen "Verbündeten", wie z. B.
den Umwelt- und Verkehrsverbänden oder
den Verkehrsbetrieben über Akteure aus der
Fahrradbranche (Handel, Gewerbe) bis zu
Wirtschaftsbetrieben, wie z. B. Kreditinsti-
tuten, Versicherungen oder Arbeitgeber. Al-
lerdings beschränkt sich diese Breitenwir-
kung in den einzelnen Städten eher auf -
zumeist noch zeitlich befristete - Einzelfälle.
Eine systematische und auf dauerhafte Wir-
kung angelegte Einbeziehung neuer Hand-
lungsträger findet kaum statt.

Städte, die bereits neue Handlungsträger in
ihre Radverkehrsförderung eingebunden ha-
ben, machten positive Erfahrungen durch
Entlastung in Organisationsfragen, finan-
zielle Beteiligung Dritter (Sponsoren) und
die Gewinnung von Multiplikatoren für die
Belange des Radverkehrs. Die hiermit ver-
bundene Verbreiterung der Förderbasis kann
auch deutlich positiven Einfluss auf die
gewünschte Abkehr von der Alltagsroutine
hin zu neuem Engagement und kreativen
Ideen bedeuten.

Das Programm "100 Fahrradstationen in
NRW" stellt einen wesentlichen Fortschritt
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zur Einbeziehung neuer Handlungsträger
dar, da zur Umsetzung die Mitwirkung so-
wohl der DB-AG als auch der Betreiber er-
forderlich ist. Letztere stammen aus den
unterschiedlichsten Bereichen (Fahrradhan-
del, Kioskbetreiber, Organisationen für den
"zweiten Arbeitsmarkt" etc.), so dass hier
ein recht breites Spektrum an Mitwirkenden
angesprochen wird.

6.2 Erfahrungen mit der Umsetzung

6.2.1 Arbeitsgemeinschaft Fahrrad-
freundliche Städte und Gemein-
den

Die Mitgliedschaft in der AGFS wird von
den Städten trotz der bemängelten fehlenden
Priorisierung bei der finanziellen Förderung
überwiegend positiv bewertet. Als positive
Faktoren werden hier insbesondere gesehen:

- die Möglichkeit zum direkten In-
formations- und Erfahrungsaus-
tausch;

- die gegenseitige Befruchtung bzgl.
neuer Ideen sowie die Bekräftigung
und Motivation durch die Aufar-
beitung von Problemen;

- die Öffentlichkeitswirksamkeit einer
Mitgliedschaft in der AGFS;

- der "Rückenwind", der damit in der
lokalen Politik ausgelöst oder ge-
stärkt wird und die Durchsetzbarkeit
vieler Maßnahmen begünstigt.

Die AGFS stellt einen wichtigen Baustein
innerhalb der Radverkehrsförderung des
Landes dar (vgl. "Aktionsplan" von 1999).
Andererseits ist die AGFS auf das fachliche
Input und die organisatorische Stärkung
durch das Land angewiesen.

In der AGFS gibt es "aktive" und "passive"
Teilnehmer. Die zusätzlichen Aufgaben
lasten auf nur relativ wenigen Personen. Bei
zunehmender Mitgliederzahl der Städte ist
ein effizientes Management "nebenbei"
nicht mehr möglich.

Nach Erreichen der Mitgliedschaft gibt es
keine klar definierten und verbindlichen An-

forderungen an die Städte, die turnusmäßig
überprüft werden könnten. Es gibt keine
Regelungen über die Dauer der Mitglied-
schaft sowie über ein eventuelles Ausschei-
den.

Die vorgesehenen regelmäßigen Treffen auf
Leitungsebene sind überwiegend an die
"Sachbearbeiter" rückdelegiert worden. Es
ist zu vermuten, dass das Thema Radver-
kehrsförderung als wichtiges verkehrspoliti-
sches Ziel in der höheren Verwaltungsebene
nicht verankert ist.

Der Erfahrungsaustausch über die Wirkun-
gen von Maßnahmen könnte intensiviert
werden. Insbesondere besteht der Eindruck,
dass Informationen über Fehlschläge, aus
denen auch die anderen Städte lernen
könnten, zu wenig verbreitet werden.
Gründe hierfür dürften in der Angst vor An-
sehensverlust und im Rechtfertigungsdruck
bei der Zuschussmittelverwendung zu su-
chen sein.

6.2.2 Projektmanagement und Umset-
zung in den Kommunen

Aus den unterschiedlichen Strategien und
Konzeptionen ist kein idealtypischer Lö-
sungsweg ableitbar. Neben den strukturellen
Rahmenbedingungen bestimmen auch die
handelnden Personen maßgeblich den ört-
lich geeigneten Weg.

Eine erfolgreiche Umsetzung in den Kom-
munen ist örtlich in hohem Maße von dem
Engagement und dem Durchsetzungsvermö-
gen einzelner Personen abhängig. Wichtig
sind aber auch dann aufgeschlossene An-
sprechpartner in anderen Dienststellen der
Verwaltung sowie die Unterstützung seitens
der Verwaltungsspitze.

Klare und möglichst politisch beschlossene
Zielvorgaben, z. B. in Bezug auf die Fahr-
radnutzung und die Verkehrssicherheit,
fehlen fast immer.

In den Verwaltungen wird Radverkehrsför-
derung noch zu wenig als ämterübergrei-
fende Querschnittsaufgabe verstanden und
statt dessen meistens ausschließlich der
Verkehrsplanung oder dem Tiefbau zuge-
ordnet.
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Zu Verzögerungen in der Umsetzung
kommt es aus mehreren Gründen:

- Eigenmittel stehen nicht rechtzeitig
zur Verfügung (z. T. befristete
Haushaltssperren).

- Der Zeitpunkt von Mittelbewilli-
gungen bei Zuwendungsanträgen ist
oft schwer zu kalkulieren. Manch-
mal ist auch der Zeitpunkt der Mit-
telfreigabe wegen des bevorstehen-
den Winters problematisch (insbes.
bei Markierungsmaßnahmen).

- Die Personaleinsparungen in den
Verwaltungen wirken sich auch auf
die Radverkehrsplanung aus; ande-
rerseits fehlt es an Fördermitteln,
um diese Arbeiten von externen
Planungsbüros durchführen zu las-
sen.

- Die Straßenbaulastträger klassifi-
zierter Straßen haben oft für Rad-
verkehrsmaßnahmen in ihrer Bau-
last andere Prioritäten als in der
kommunalen Radverkehrsnetzpla-
nung vorgesehen.

- Unterschiedliche Auffassungen und
z. T. fehlende Dialogbereitschaft in-
nerhalb der Kommunalverwaltung,
besonders oft zwischen Verkehrs-
planung einerseits und Straßenver-
kehrsbehörde und Polizei anderer-
seits, behindern den Einsatz innova-
tiver Maßnahmen.

Inhaltliche Differenzen über geeignete
Maßnahmen und unterschiedliche Maßnah-
menprioritäten ergeben sich häufiger zwi-
schen Kommunen und den oftmals eher auf
die Anforderungen des Kfz-Verkehrs orien-
tierten Straßenbaulastträgern klassifizierter
Straßen. Dies ist vor allem für kleinere
Städte, bei denen die Hauptverkehrsstraßen
zumeist nicht in eigener Baulast liegen, ein
erhebliches Problem.

In einigen Kommunen wirkt sich in jüngerer
Zeit scheinbar verstärkt ein eher hemmender
Einfluss der örtlichen Politik aus. Insbeson-
dere im Vorfeld von Wahlen (ein Jahr und
mehr) führt die Angst vor vermeintlich un-
populären Maßnahmen zu einer starken Zu-
rückhaltung insbesondere bei Maßnahmen,

die in irgendeiner Form zu Lasten des Au-
toverkehrs gehen könnten.

Einige Städte der AGFS haben einen Fahr-
radbeauftragten mit koordinierender Funk-
tion. Die Eingliederung in ein Amt kann
wegen der damit verbundenen Integration in
den Verwaltungsablauf bei ausreichenden
Handlungsspielräumen günstiger sein, als
eine Stabsstelle ohne Rückhalt in den Fa-
chämtern. Einzelne Städte zeigen aber auch,
dass ohne formalen Fahrradbeauftragten
eine effektive Fahrradförderung möglich ist,
wenn dem Radverkehr in den zuständigen
Dienststellen auch auf Chefebene ein hoher
Stellenwert beigemessen wird (u. a. Marl,
Herford).

In vielen Städten wurden Arbeitskreise mit
sehr unterschiedlichen Teilnehmerzusam-
mensetzungen etabliert (verwaltungsextern
sind zumeist die Polizei und der örtliche
ADFC beteiligt). Der Erfolg hängt dabei
stark von den Personen ab, die die Arbeits-
kreise tragen sowie von klar definierten Zu-
ständigkeiten.

Eine systematische Bürgerbeteiligung bei
der Umsetzung der Maßnahmen findet nur
in Ausnahmefällen statt. Ein Fahrradbüro
als Anlaufstelle hat sich z. B. in Troisdorf
und Lünen bewährt. Aus finanziellen Grün-
den wurden beide jedoch wieder eingestellt.

Ein allgemein übertragbares und empfeh-
lenswertes Modell für die Organisation der
Radverkehrsplanung in der Verwaltung gibt
es nicht, zumal viele Verwaltungen derzeit
in einer organisatorischen Umbruchsphase
sind. Die teilweise vorgenommene Integra-
tion der Straßenverkehrsbehörde in die Ver-
kehrsplanung hat sich zumeist bewährt. Ein
Erfolg ist - unabhängig von der Organisa-
tion - immer dann zu erkennen, wenn alle
relevanten Stellen an einem Strang ziehen.

Einige Städte (Troisdorf, Euskirchen) haben
einen Sonderausschuss zum Radverkehr
eingerichtet, um politisch adäquat auf den
erheblichen Zuwachs an speziellen Radver-
kehrsthemen reagieren zu können. Zudem
haben die Mitglieder dieser Ausschüsse die
Möglichkeit, sich stärker mit der Thematik
auseinander zu setzen. Allerdings zeigen
auch die anderen Städte, dass der Erfolg der
Umsetzung kaum von der Zuordnung zu ei-
nem bestimmten Ausschuss abhängig ist.
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Bewährt haben sich interfraktionelle Ge-
spräche im Vorfeld von Entscheidungen zu
wichtigen und potenziell strittigen Themen-
feldern.

6.2.3 Akzeptanz in der Öffentlichkeit

In den Städten, in denen Befragungen zur
Akzeptanz der Maßnahmen in der Bevölke-
rung durchgeführt wurden, (Troisdorf, Her-
ford, Lünen, Gladbeck, Köln), wurden die
ergriffenen Maßnahmen und die Entwick-
lung der Verkehrsverhältnisse für das Fahr-
rad äußerst positiv bewertet. Die Zustim-
mung zu den Zielen der Fahrradförderung
hat sich während der Projektlaufzeit deut-
lich erhöht.

Nach den Ergebnissen aus der Stadt Köln
bewerten auch sogenannte "Schlüsselperso-
nen" die Ziele der Fahrradförderung ausge-
sprochen positiv und unterstützen die ergrif-
fenen Maßnahmen.

Die Presseberichterstattung zum Radverkehr
ist örtlich sehr unterschiedlich. Eine inten-
sive Pressearbeit der Stadt mit möglichst
engen Kontakten zu entsprechenden Journa-
listen hat sich ausgesprochen positiv ausge-
wirkt.

Ein besonders sensibler Umgang ist bei zu
erwartenden Reizthemen in der öffentlichen
Meinung erforderlich. Dies sind in der Re-
gel Maßnahmen, bei denen Einschränkun-
gen für den Kfz-Verkehr befürchtet werden
oder die mangels eigener Erfahrungen als
nicht ausreichend verkehrssicher einge-
schätzt werden. Hier hat sich eine intensive
Öffentlichkeitsarbeit – auch mit Aktionen
vor Ort (Köln, Leverkusen) – sehr bewährt.

Die Städte haben auch bei "Gegenwind" in
der Presse oder in der öffentlichen Diskus-
sion die Maßnahmen in der Regel durchste-
hen können. Zumeist werden diese Maß-
nahmen mittlerweile allgemein akzeptiert.

6.2.4 Finanzierungsinstrumente

Mit den Zuwendungsmöglichkeiten aus der
Förderrichtlinie Stadtverkehr und dem
"Stadterneuerungsprogramm" stellte das
Land den Kommunen ein umfassendes und

aufeinander abgestimmtes Finanzierungs-
system zur Förderung des Radverkehrs zur
Verfügung, das die relevanten Infrastruktur-
elemente und Bausteine des Radverkehrs-
systems einbezog.

Das Finanzierungsvolumen wurde in den
bisherigen Jahren (bis 1998) als ausreichend
angesehen. Es wird allgemein anerkannt,
dass Art und Umfang der finanziellen Zu-
wendungen wesentliche Impulse in den
Kommunen gesetzt und auch die politische
Unterstützung erheblich erleichtert haben.
Die Reduzierung des Fördervolumens im
Programm "Stadtverkehr" kann hier aller-
dings zu deutlichen Änderungen führen, da
die finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten
der meisten Kommunen begrenzt sind.

Bis 1996 wurden etwa ein Viertel der rad-
verkehrsbezogenen Zuwendungen in Nord-
rhein-Westfalen durch Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden abgerufen, obwohl
deren Anteil an den Einwohnern bis zu die-
sem Zeitpunkt nur 10% (zu Beginn) bis
20 % betrug. Dies zeigt, dass in den Städten
der Arbeitsgemeinschaft die Radverkehrs-
förderung besonders intensiv betrieben
wurde.

Enttäuschend nannten einige Städte der
AGFS, dass ihre Erwartung bzgl. einer er-
leichterten Förderung (gegenüber anderen
Städten) nach Aufnahme in die Arbeitsge-
meinschaft nicht erfüllt wurden, wodurch
eine Mitgliedschaft an Attraktivität verlieren
kann.

Die Erfahrungen mit den Finanzierungsin-
strumenten sind sehr vielschichtig und hän-
gen in großem Umfang vom persönlichen
Wissen und den Kontakten der zuständigen
Bearbeiter ab. In der Regel gibt es jedoch
bzgl. der Kenntnisse der Zuwendungsmög-
lichkeiten keine besonderen Probleme. Mit
der seit 1998 geltenden neuen Förderrichtli-
nie dürfte das Verfahren eher noch einfacher
geworden sein. Allerdings liegen dazu noch
keine Erfahrungen vor. Gewünscht wird
vielfach eine Art "Förderfibel", in der die
Förderverfahren etc. übersichtlich und in ei-
ner Quelle zusammengefasst dargestellt
werden.

Problematisch ist für die Kommunen die
Einhaltung der Fristen, in denen die Förder-
gelder zu beantragen sind. Es wird kritisiert,
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dass der Umfang der zur Antragstellung
notwendigen Unterlagen zu umfangreich
sei.

Die Ungewissheit über die konkreten Zeit-
punkte der Bewilligung erschweren eine ef-
fiziente Zeitplanung. Hier wurden sowohl
größere Flexibilität bei der Antragstellung
als auch mehr Transparenz bzgl. des Bewil-
ligungszeitpunktes der Gelder erwartet. Ein-
zelne Städte verzichten deshalb teilweise auf
Zuwendungen, um die Zeitplanung flexibel
nach den eigenen Bedürfnissen ausrichten
zu können.

Die Bagatellklausel kann durch die ge-
wünschte sinnvolle Bündelung von Maß-
nahmen umgangen werden. Allerdings ist in
Einzelfällen auch eine Verteuerung einer
Maßnahme durch die Hinzufügung nicht
zwingend erforderlicher baulicher Maß-
nahmen nicht auszuschließen, um auf diese
Weise die Bagatellklausel zu überwinden.

Die fehlende Möglichkeit, die Vielzahl oft
sinnvoller kleinerer Maßnahmen schnell und
unkompliziert fördern zu lassen, wurde viel-
fach kritisch bewertet.

Die nur für Städte der Arbeitsgemeinschaft
geltende "Experimentierklausel" hat beson-
ders in den ersten Jahren des Programms
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden"
mit dazu beigetragen, dass zahlreiche inno-
vative Lösungsansätze in die Praxis umge-
setzt werden konnten. Dies gilt besonders
für verschiedene kostengünstige markie-
rungstechnische Radverkehrsführungen, für
die es sonst (z. B. auch wegen der Bagatell-
klausel) keine Zuwendungen geben könnte.
Die Klausel hat in jüngerer Zeit aber an Be-
deutung verloren, da z.B. Markierungslö-
sungen inzwischen förderfähig sind. Hem-
mend wirkt auch die fehlende Möglichkeit,
Rück- oder Umbauten an innovativen Maß-
nahmen, die sich nicht bewährt haben, ohne
Rückerstattung der Fördergelder vornehmen
zu lassen. Hierdurch wird die Bereitschaft
zum Experimentieren mit neuen Maßnah-
men vermindert.

In Einzelfällen sind Markierungslösungen
am Ausbleiben von Fördergeldern geschei-
tert (z. B. in Essen). Bekannt ist dieses Pro-
blem häufiger bei den Städten, die sich erst
um eine Mitgliedschaft in der AGFS bewer-

ben wollen, zumal für diese Städte die Ex-
perimentierklausel keine Anwendung findet.

In straßenverkehrsrechtlicher Hinsicht ist
die Experimentierklausel aber weiterhin
wichtig, um neue Lösungen ausprobieren zu
können; hier wird zum Teil eine deutlichere
Form (z. B. Erlass) und klarere Definition
gefordert.

Bei den Bewilligungsbehörden ist teilweise
immer noch eine Favorisierung baulicher
Lösungen (Radwege) gegenüber markie-
rungstechnischen Maßnahmen festzustellen.

In Einzelfällen ist eine im Grunde nicht er-
wünschte Förderung von Maßnahmen, die
den erforderlichen Standard an Qualität und
Verkehrssicherheit über- oder unterschrei-
ten, zu erkennen.

Bei verzögerten Zuwendungsbewilligungen
aufgrund Mittelknappheit wären viele
Kommunen bereit, in Vorlage zu treten,
wenn die Möglichkeit der nachträglichen
Zahlung von Zuwendungen bestünde. Die
Möglichkeiten hierfür sind aber sehr be-
grenzt: ein "vorzeitiger zuschussunschädli-
cher Baubeginn" kann nur bewilligt werden,
wenn ein vorgeprüfter Antrag mit realisti-
scher Kostenschätzung vorliegt. Möglich
sind auch "Vorsorgemaßnahmen", die mit
ihren Kosten eingeplant sind (ein geprüfter
Finanzierungsantrag ist hier nicht zwin-
gend). In beiden Fällen gibt es für die
Kommunen aber keine Garantie dafür, dass
die Förderung auch tatsächlich erfolgt.

Kritisiert wird das Fehlen einer Zuwen-
dungsmöglichkeit, wenn die Kommunen
Maßnahmen auf Straßen in der Baulast
Dritter (klassifizierte Straßen) finanzieren,
um wichtige Lücken im Radverkehrsnetz zu
schließen. Auch die Vorfinanzierung und
spätere Rückzahlung durch den Straßen-
baulastträger entfällt, wenn die Maßnahmen
nicht ohnehin schon in einem Umbaupro-
gramm der Straßenbaulastträger enthalten
sind. Zahlreiche Kommunen übernehmen
dennoch zumindest die Planungskosten für
die Maßnahmen.

Trotz des hohen Zuwendungsanteils verzö-
gerten sich noch zahlreiche Maßnahmen
(bzw. entfielen ganz), weil die Kommunen
den Eigenanteil nicht (rechtzeitig) finanzie-
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ren konnten bzw. aufgrund politischer Ver-
änderungen nicht mehr finanzieren wollten.

Die Möglichkeit, Stellplatzablösebeträge
gezielt für den Radverkehr zu nutzen, wird
von einzelnen Städten genutzt.

In bisher wenigen Fällen beziehen Untersu-
chungsstädte Sponsoren erfolgreich in ihre
Radverkehrsförderung mit ein.

Untersuchungen aus anderen Städten bele-
gen, dass der Fahrradverkehr bzgl. der ein-
gesetzten Haushaltsmittel im Vergleich zu
anderen Verkehrsarten (außer Fußgänger-
verkehr) volkswirtschaftlich kostengünstiger
ist. Veränderungen der Verkehrsmittelwahl
lassen sich hier in der Regel besonders effi-
zient erreichen. So entsprechen z. B. in
Troisdorf die gesamten bisherigen Kosten
im Rahmen des Programms "Fahrrad-
freundliches Troisdorf" (ca. 25 Mio. DM)
etwa denen für den Bau einer nahezu zeit-
gleich erweiterten Umgehungsstraße. In die-
ser Zeit wurden durch die Fahrradförderung
täglich mehr Autofahrten komplett vermie-
den als durch den Bau der Umgehungsstraße
aus Teilen der bebauten Ortslage verlegt
werden konnten.

Die jährliche Unterdeckung des Verkehrs-
verbundes Rhein-Sieg (VRS) beträgt je
Einwohner etwa 160 DM; das ist ein mehr-
faches dessen, was selbst bei finanziell
überdurchschnittlich gut ausgestatteten
Projekten wie Troisdorf, pro Einwohner und
Jahr ausgegeben wurde. Dabei liegt der Mo-
dal-Split-Anteil des Radverkehrs höher als
der des ÖPNV. Zum Vergleich: In den Nie-
derlanden wird jeder Personenkilometer des
ÖPNV mit etwa 40 Cent subventioniert;
beim Fahrrad sind es nur etwa zwei bis drei
Cent.

6.2.5 Wirkungen über die Mitglieds-
städte hinaus

In den anderen Bundesländern findet die
führende Stellung Nordrhein-Westfalens bei
der Radverkehrsförderung mit dem in Breite
wie Höhe einmaligen Fördervolumen Be-
achtung. Herausragend – weil über die Zu-
wendungen nach GVFG hinausgehend -
sind hierbei insbesondere das Landespro-
gramm zur Verbesserung des kommunalen

Radwegebaus, das Stadterneuerungspro-
gramm und das vorbildhafte Programm
"100 Fahrradstationen in NRW". In anderen
Bundesländern (z. B. Schleswig-Holstein)
werden daher teilweise Ideen aus dem
Nordrhein-Westfälischen Förderungssystem
aufgegriffen.

In den Städten der Arbeitsgemeinschaft
wurden zahlreiche innovative Lösungen der
Radverkehrsführung weiterentwickelt, mit
denen bisher noch keine umfassenden Er-
fahrungen vorlagen. Neben eigenen Wir-
kungsuntersuchungen der Städte (insbeson-
dere Münster) sind die Maßnahmen auch oft
Objekt von Forschungsvorhaben des Bun-
des, so dass der Erkenntnisstand erheblich
erweitert werden konnte. Auf dieser Grund-
lage fanden Lösungen Eingang in die Re-
gelwerke, insbesondere in die ERA 95, und
haben auch maßgeblich die Regelungen der
StVO-Novelle von 1997 beeinflusst.

Die breite Anwendung von Maßnahmen der
Radverkehrsförderung in einigen Mitglieds-
städten der AGFS strahlt nicht nur auf an-
dere Kommunen in Nordrhein-Westfalen ab,
sondern entfaltet auch Vorbildwirkung über
die Landesgrenzen hinaus. Insbesondere
Städte mit bereits fortgeschrittenem Projekt-
stand werden von zahlreichen Delegationen
aus dem In- und Ausland bereist.

Die zahlreichen Tagungen zum Radverkehr
finden ebenfalls weit über die Landesgren-
zen hinaus Interesse. Dies gilt auch für die
Publikationen des Landes zum Fahrradver-
kehr.

6.2.6 Erfolgskontrollen

Dokumentationen über bisher umgesetzte
Maßnahmen in regelmäßiger zeitlicher Ab-
folge sind die Ausnahme, so dass von zahl-
reichen Städten auch keine konkreten Aus-
sagen gemacht werden konnten, was seit der
Zugehörigkeit zur AGFS geschaffen worden
ist.

Wirkungs- und Akzeptanzuntersuchungen
zu Einzelmaßnahmen sind bisher von den
Mitgliedsstädten in sehr unterschiedlichem
Umfang durchgeführt worden. Während
einzelne Städte Untersuchungen, z. T. ver-
bunden mit allgemein zugänglichen Veröf-
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fentlichungen, durchführen, fehlen sie in
anderen Städten gänzlich. Auch das unter-
suchte Maßnahmenspektrum ist differenziert
zu betrachten. Während einzelne Maßnah-
men, wie etwa die Markierung von Schutz-
streifen, umfassend untersucht wurden,
bleiben andere Maßnahmen eher unbe-
achtet, auch wenn noch keine ausreichenden
Erfahrungen hinsichtlich Wirkung und/oder
Verkehrssicherheit vorliegen (z. B. neue
Führungsformen an Knotenpunkten).

Bzgl. der Hauptziele (Förderung der Fahr-
radnutzung, Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit) gibt es nur in einzelnen Städten
systematische Untersuchungen mit Vorher-
Nachher-Gegenüberstellungen. Hierbei sind
insbesondere die Städte zu nennen, die von
Beginn an der AGFS angehören. Die meis-
ten später hinzugekommenen Städte sind
diesbezüglich eher auf zufällige Einzel-
werte, Schätzungen oder qualitative Anga-
ben angewiesen.
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7 EMPFEHLUNGEN UND
SCHLUSSFOLGERUNGEN

7.1 Ziele der Empfehlungen

Die Förderung des Radverkehrs in Nordrhein-
Westfalen ist im deutschen Ländervergleich
vorbildlich. Die Finanzierungsregelungen de-
cken bereits ein breites Spektrum der im Rad-
verkehrssystem wesentlichen Elemente ab. Die
Mitgliedsstädte der AGFS haben sich dieses
Fördersystem zunutze gemacht und durch eigene
Aktivitäten wesentliche Impulse gegeben.

Fahrradförderung ist jedoch ein dynamischer
Prozess, der sich weiterentwickeln und sich ver-
ändernden Rahmenbedingungen anpassen muss.
Ohne diesen Erneuerungsprozess besteht die Ge-
fahr eines Rückfalles in die alltägliche Verwal-
tungsroutine, in der das Fahrrad seinen erreich-
ten Stellenwert wieder verlieren bzw. den ange-
strebten Stellenwert gar nicht erst erreichen
kann.

Ziel der folgenden Empfehlungen ist es,

Chancen und Potenziale des Radverkehrs zu
verdeutlichen,

die Bedeutung des Verkehrsmittels Fahrrad
im Gesamtsystem der Mobilität zu verdeut-
lichen,

durch neue Ziel- und Aufgabenstellungen
die Motivation der verschiedenen Hand-
lungsträger dauerhaft zu erhalten bzw. zu-
rückzugewinnen,

den Gedanken des „Radverkehr als System“
durch inhaltliche Schwerpunktsetzungen
und Gewinnung neuer Handlungsträger
stärker zu fördern und

durch angepasste Umsetzungsstrategien,
Organisationsstrukturen und administrative
Rahmenbedingungen den Planungs- und
Realisierungsprozess effizienter zu machen.

Dabei werden die Grundstrukturen des im Prin-
zip gut funktionierenden Fördersystems beibe-
halten. Mehr finanzielle Ressourcen für neue
Aufgaben und Schwerpunktfelder wären wün-
schenswert, sind jedoch nicht zwingend Grund-
voraussetzung. Vielmehr kommt es darauf an,
durch eine stärkere Gewichtung kostengünstiger
Maßnahmen und Lösungsansätze die Mitteleffi-
zienz zu erhöhen und ggf. Verlagerungen von
Mitteln durch veränderte Prioritätensetzungen

herbeizuführen. Zu berücksichtigen ist dabei,
dass durch die Förderung des Radverkehrs in
den Kommunen im Hinblick auf die Verbesse-
rung der Nahbereichsmobilität der Bevölkerung
sowie die Erreichbarkeit von Veränderungen im
Modal-Split ein besonders günstiges Kosten-
Nutzen-Verhältnis zu erreichen ist.

Die folgenden Empfehlungen sind 10 Hand-
lungsfeldern zugeordnet und bauen auf den in
den Städten der AGFS recherchierten Erfahrun-
gen und Erkenntnissen auf. Sie betreffen sowohl
inhaltliche als auch strukturelle Themenstellun-
gen und richten sich insbesondere an das Land,
die AGFS sowie die einzelnen Kommunen. We-
sentliche Grundgedanken der vorliegenden Un-
tersuchung sind bereits unmittelbar in den "Ak-
tionsplan zur Förderung des Radverkehrs in
NRW" von 1999 eingeflossen und brauchen an
dieser Stelle nicht mehr ausführlich dargelegt zu
werden. Auch einige weitere der aus den Unter-
suchungsergebnissen abgeleiteten Empfehlun-
gen wurden zwischenzeitlich bereits aufgegrif-
fen.

7.2 Zielsetzungen und Förderinhalte wei-
terentwickeln

Die zahlreichen auf Landes- und regionaler
Ebene auch außerhalb der AGFS laufenden
Aktivitäten zur Förderung des Radverkehrs,
die im Aktionsplan von 1999 zusammenge-
fasst sind, sollten darauf aufbauend zu ei-
nem Masterplan "Fahrradfreundliches
Nordrhein-Westfalen" weiterentwickelt
werden. Innerhalb dieses Programms sollten
messbare Zielvorgaben gesetzt und Aufga-
benschwerpunkte, insbesondere im Zustän-
digkeitsbereich des Landes, definiert und
kontinuierlich fortgeschrieben werden. Die
Förderung des kommunalen Radverkehrs ist
dabei ein wesentlicher Baustein. Durch Mo-
dellvorhaben könnten bisher erst in Ansät-
zen praktizierte Elemente des Radverkehrs-
systems initiiert und bei positiven Erfahrun-
gen zur allgemeinen Anwendung empfohlen
werden.

Bei der Strukturierung eines solchen Pro-
gramms sollte auf die Erfahrungen des nie-
derländischen „Masterplan Fiets“ zurückge-
griffen werden. Hier wurde die Radver-
kehrspolitik nicht primär durch die Aktivi-
täten der einzelnen Kommunen bestimmt;
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statt dessen gingen viele Anstöße vom Ver-
kehrsministerium aus, in dem eine eigene
Projektgruppe für eine intensive Betreuung
sorgte. Zahlreiche Projekte von übergeord-
netem Interesse wurden unmittelbar durch
das Verkehrsministerium durchgeführt bzw.
beauftragt. Zur inhaltlichen Strukturierung
und projektbezogenen Begleitung des Mas-
terplans empfiehlt sich die Bildung eines
Arbeitskreises, u. a. mit Beteiligung der
Landesverwaltung und von Vertretern der
AGFS.

Der dem Vorhaben Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden zugrunde liegenden
und inzwischen aufgehobene Erlass vom
02.07.1989 entspricht in Teilen nicht mehr
den heutigen Rahmenbedingungen. Aufbau-
end auf dem im Aktionsplan dargelegten
Ziel "Radverkehr als System" sollte ein
konkretes verkehrlich-städtebauliches Leit-
bild einer fahrradfreundlichen
Stadt/Gemeinde entwickelt werden, in dem
die an diesem Leitbild orientierten Hand-
lungsfelder und die Rolle des Fahrrades im
gesamten Mobilitätsspektrum verdeutlicht
wird. Dabei ist insbesondere der Systemge-
danke zu vertiefen, um zu verdeutlichen,
dass der Ausbau der Radverkehrsinfra-
struktur einen wichtigen, aber eben nicht
den alleinigen Baustein einer umfassenden
und erfolgreichen Radverkehrsförderung
darstellt.

Für die Neuaufnahme von Städten in die
AGFS sollten Mindestanforderungen defi-
niert werden, z. B. in Bezug auf die Inhalte
der Bewerbungsunterlagen („Anträge“).
Dazu gehört auch die Bereitschaft zur
Durchführung von Wirkungsuntersuchungen
im Vorher-Nachher-Vergleich. Mindestan-
forderungen an die Untersuchungen sind
Aussagen zum Modal Split bzw. zum Um-
fang der Fahrradnutzung (z. B. vergleich-
bare und aussagefähige Zähldaten), zum
Potenzial des Radverkehrs (Potenzialana-
lyse) sowie zur Verkehrssicherheit (Unfall-
analyse für jeweils 3-Jahres-Zeiträume). Auf
dieser Grundlage sollen die Kommunen ei-
gene Ziele realistisch und messbar formulie-
ren. Auch muss klar erkennbar sein, wie die
antragstellende Kommune ein fahrrad-
freundliches Klima schaffen will (Zusam-
menarbeit mit Privaten; offensives Marke-
tingkonzept etc.).

Die sogenannte „Experimentierklausel“ für
die AGFS-Städte sollte wegen der Probleme
in der Praxis durch gezielt eingesetzte und
thematisch aufeinander abgestimmte Mo-
dellvorhaben für innovative Maßnahmen er-
setzt werden. Diese werden in Abstimmung
zwischen Land und AGFS von jeweils aus-
gewählten Städten, die sich darum beworben
haben, realisiert und untersucht, um so die
Arbeit durch die AGFS sowohl inhaltlich
strukturieren zu können als auch zu ge-
währleisten, dass alle neuen Erfahrungen
zentral zusammengefasst werden und somit
eine schnelle Breitenwirkung erreicht wer-
den kann. Dies führt durch Vermeidung von
„Doppelarbeit“ auch zu einem gezielteren
Mitteleinsatz. Durch den Wegfall der Binde-
frist, wie für die üblichen Fördermittel, kön-
nen auch Korrekturen unbürokratisch
durchgeführt werden.

7.3 Handlungsschwerpunkte setzen

Schwerpunktkampagnen (z. B. jährlich mit
jeweils einem Jahr Vorlauf) für alle AGFS-
Mitglieder unter Mitwirkung des Landes
bzgl. Wissensvermittlung und Öffentlich-
keitsarbeit.

- Fahrrad im Berufsverkehr

- Fahrrad im Einkaufsverkehr

- Freizeitradverkehr

- Servicekomponenten

- Fahrrad als Wirtschaftsfaktor

- Schülerverkehr

Das Leitthema des Jahres soll die AGFS-Mit-
glieder motivieren, kreative Ideen zu entwickeln
und neue Handlungsträger anzusprechen. Zu-
mindest eine zentrale Tagung zeigt dazu jeweils
Möglichkeiten und praktische Erfahrungen auf.
Zur Öffentlichkeitsarbeit sollten die AGFS-Mit-
glieder verstärkt gemeinsam zu nutzende Infor-
mationen erstellen. Mit einer gemeinsamen Öf-
fentlichkeitskampagne wurde bereits begonnen.

7.4 Infrastruktur als Basis des Radver-
kehrs komplettieren

Eine flächenhafte Radverkehrsnetzplanung
ist eine Grundvoraussetzung, um knappe In-
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vestitionsmittel anforderungsgerecht einzu-
setzen. Besondere Dringlichkeiten sind vor-
zusehen,

- wo besondere Gefährdungen beste-
hen,

- wo kurze Lückenschlüsse zusam-
menhängende Netzbestandteile
schaffen können,

- wo hohe Radverkehrsstärken beste-
hen oder hohe Potenziale zu aktivie-
ren sind.

Jede Problemsituation erfordert eine
ortsspezifische Lösung. Kostengünstige
Maßnahmen (z.B. Markierungen, Verkehrs-
regelungen), die sich bewährt haben, sollen
Vorrang vor aufwändigeren baulichen Maß-
nahmen besitzen. Dieser Grundsatz findet
auch bei der Gewährung von Zuwendungen
Anwendung. Dort, wo notwendig und im
Rahmen des Gesamtkonzeptes herleitbar,
sollten jedoch auch bauliche "Highlights",
die eine hohe Attraktivität und Öffentlich-
keitswirksamkeit gewährleisten (z. B. Fahr-
radstation in Münster, attraktive Veloroute
wie in Troisdorf), nach wie vor zum Einsatz
kommen.

7.5 Neue Themen des Radverkehrssys-
tems vertiefen

7.5.1 Öffentlichkeitsarbeit

Selbst ein qualitativ gutes und flächendeckendes
Infrastrukturangebot reicht allein nicht aus, um
eine hohe Potenzialausschöpfung für die Fahr-
radnutzung zu erzielen. Um einen durchgreifen-
den Einstellungs- und Verhaltenswandel im
Mobilitätsverhalten zu erreichen, ist ein ver-
kehrsmittelübergreifender Interventionsansatz
erforderlich. Hier hat die Kommunikation in al-
len zukünftigen Handlungsansätzen die Funk-
tion eines "Schlüsselfaktors" und bildet die
wichtigste Ressource in der Verkehrspolitik.

Generelles Ziel der Öffentlichkeitsarbeit im
Rahmen der Radverkehrsförderung ist die
Positionierung des Fahrrades als alltags-
taugliches Verkehrsmittel, das von allen Be-
völkerungsschichten und Altersgruppen
gleichermaßen genutzt wird. Dabei soll
deutlich werden, dass in der vermehrten
Nutzung des Fahrrades ein Schlüssel zu ei-

ner spürbaren und nachhaltigen Lösung der
Verkehrsprobleme in Städten und Gemein-
den liegt. Da das Fahrrad einen wichtigen
Beitrag zur Erhaltung und Sicherung der
Gesamtmobilität liefern kann, liegt eine ver-
stärkte Fahrradförderung im allgemeinen
gesellschaftlichen Interesse.

Öffentlichkeitsarbeit soll sich sowohl nach
"innen" als auch nach "außen" richten. Zu
den Adressaten gehören daher auch admi-
nistrative Entscheider (Bürgermeister, Rats-
fraktionen, Parteien), Repräsentanten betrof-
fener Verbände) und schließlich die Bevöl-
kerung. Im letzteren Fall ist nach Möglich-
keit eine zielgruppenspezifische Ansprache
zu wählen.

Im Vordergrund sollte in jedem Falle eine
kontinuierliche PR-Arbeit stehen, die das
Mobilitätsthema in der Öffentlichkeit auf
Dauer verankert. Die Umsetzung der Kom-
munikationsstrategie soll über unterschiedli-
che Instrumente und Medien erfolgen. Im
Vordergrund dürfen dabei nicht nur die
klassischen Medien stehen wie z. B. Plakate,
Faltblätter, Symposien, Mobilitätszeitung,
sondern auch neue Instrumente wie Internet,
Events und Sponsoring sind zu nutzen.

Das Land unterstützt die Mitglieder der
AGFS durch die zentrale Entwicklung und
Bereitstellung von Materialien und Medien
(Zeitschrift Fahrradfreundlich mobil, Pla-
kate, Themenflyer, Broschüren, Symposien,
Werbeartikel bis hin zur Möglichkeit der lo-
kalen Internet-Präsentation). Dies gewähr-
leistet einen effizienten Mitteleinsatz und
versetzt die Städte in die Lage, die generel-
len Themen der Radverkehrsförderung und
ausgewählte Kampagnenideen professionell
zu kommunizieren.

Der Mitteleinsatz und die Wirkung der Öffent-
lichkeitsarbeit könnten nochmals optimiert wer-
den

durch Medienkooperation z. B. zum Thema
Sicherheit mit Presse, Verbänden, Initiativen
u. a.

Kooperation mit Industrie und Handel (Zu-
sammenarbeit mit dem Zweirad-Industrie-
Verband – ZIV - findet bereits durch die
gemeinsame Ausrichtung des IFMA-Kon-
gresses statt).
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Weitere Kooperationen sind denkbar mit
dem Fachministerien Städtebau und Woh-
nen, Kultur und Sport sowie dem Ministe-
rium für Frauen, Jugend, Familie und Ge-
sundheit. Vorteilhaft wären z. B. konzer-
tierte Aktionen zum Thema "Radfahren und
Gesundheit". Die laufende Dachkampagne
des Landes bildet eine sehr wertvolle Unter-
stützung für die Städte und Gemeinden. Sie
kann aber die erforderliche lokalspezifische
Öffentlichkeitsarbeit der Kommunen nicht
ersetzen. Hierfür sind gesonderte Finanz-
mittel bereitzustellen.

7.5.2 Service

Bessere Dienstleistungen rund um das Fahr-
rad können es als Verkehrsmittel wesentlich
attraktiver machen. Dazu kommen eine
Vielzahl von Aktivitäten in Betracht, die
vorwiegend von Verbänden und privaten
bzw. privatwirtschaftlichen Initiativen ge-
tragen werden. Die öffentlichen Dienststel-
len können hierzu Anregungen geben, bera-
tend unterstützen und im Sinne der Wirt-
schaftsförderung eine Starthilfe gewähren.
Dabei sollen die Kommunen aber nur eine
"aktivierende" Funktion einnehmen und
nicht selber Handlungsträger sein. Auch
Existenzgründerprogramme sollten gezielt
genutzt werden.

7.5.3 Fahrrad im Berufsverkehr

Im Berufsverkehr liegen für das Fahrrad
noch erhebliche nicht ausgeschöpfte Poten-
ziale. Neben den Kommunen können hier
die Unternehmen die Fahrradnutzung wirk-
sam fördern. Verringerte Krankheitsausfälle,
eine Imageverbesserung und die Umnutzung
nicht mehr benötigter Kfz-Stellplätze sind
nachgewiesene, auch wirtschaftliche Vor-
teile für die Betriebe. Um dieses Thema bei
allen Handlungsträgern stärker bewusst zu
machen, ist eine intensive Aufklärung auf
Landes- und kommunaler Ebene notwendig.

7.6 Radverkehrsförderung als integrati-
ven Ansatz verfolgen

Radverkehr ist nicht nur sektoral zu be-
trachten, sondern innerhalb eines integrier-
ten Gesamtkonzeptes. In diesem Zusam-
menhang ist für jede Stadt zu prüfen, wel-
ches Verkehrsmittel die größte volkswirt-
schaftliche Effizienz in Abhängigkeit von
Stadtgröße und -struktur erwarten lässt. Dies
ist bei der Schwerpunktsetzung der Maß-
nahmen zu berücksichtigen.

Erforderlich ist die Integration der Fußgän-
ger in die Radverkehrsförderung, da die bis-
herige Radverkehrsförderung z. T. zu Lasten
der Fußgänger umgesetzt wurde.

Ferner sollte eine verstärkte Berücksichti-
gung der besonderen Ansprüche von Behin-
derten an Verkehrsplanung und deren Aus-
gestaltung, ggf. durch Einbeziehung Betrof-
fener in einen Arbeitskreis erfolgen.

Die Verknüpfung von Fahrrad und öffentli-
chem Nahverkehr ist bereits heute in den
meisten Städten ein allgemein akzeptierter
Schwerpunkt. Eine noch größere Flexibilität
ist bei der Fahrradmitnahme in den Fahr-
zeugen wünschenswert.

7.7 Neue Handlungsträger gewinnen

Als neue Handlungsträger können z. B. ge-
wonnen werden:

- Betriebe für Angebotserweiterung
„Fahrrad im Berufsverkehr“

- Wohnungsbaugesellschaften

- Hauseigentümer

- Krankenkassen

- gemeinnützige Institutionen

- Banken und Sparkassen

- Einzelhandel

- Zeitschriften/Magazine

- Sportvereine

- Betreiber von Freizeiteinrichtungen

- VHS

- ÖV-Unternehmen
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- Schulträger.

Dies erfordert die gezielte Ansprache durch
die Kommune (Fahrradbeauftragter). Fahr-
radtage oder -wochen haben sich als geeig-
nete Form erwiesen, um viele Handlungs-
träger zu Aktivitäten zu bewegen.

Für bestimmte Aktionen oder Maßnahmen
können sich geeignete Träger aus öffentli-
chen Dienststellen, Verbänden und Privat-
wirtschaft zu lokalen Partnerschaften zu-
sammenschließen. Dabei sind auch bewusst
Sponsoren einzubeziehen.

7.8 Organisationsstrukturen und Ar-
beitsweisen effektivieren

Einrichtung einer von den AGFS-Mitglie-
dern gemeinsam finanzierten hauptamtli-
chen Geschäftsstelle, da die neuen Aufgaben
nicht ausschließlich von der AGFS und ih-
ren Mitgliedern zusätzlich zu deren eigentli-
chen Aufgaben in den Städten übernommen
werden können.

Bildung eines Beirates aus ausgewählten
(engagierten) Mitgliedern der AGFS, der die
Arbeit koordinieren und zielgerichtet wei-
terentwickeln sowie Entscheidungen vorbe-
reiten soll.

Benennung eines festen Ansprechpartners
aus dem Verkehrsministerium.

Auf Einladung des Ministeriums soll bei
Bedarf ein Austausch mit den Städten auf
ranghoher Ebene über strategische Fragen
der Radverkehrsförderung stattfinden. Dabei
sollte auch der Tatsache Rechnung getragen
werden, dass das Wissen um Chancen und
Potenziale des Alltagsradverkehrs auf der
kommunalen Entscheidungsebene (Bürger-
meister, Dezernenten) sowie in der Politik
bei weitem nicht so verankert ist wie auf der
Bearbeiterebene.

Verbesserung und Intensivierung des Erfah-
rungs- und Informationsaustausch innerhalb
der AGFS etwa durch kleinere themenbezo-
gene Arbeitskreise (z. B. zur Finanzierung,
Kommunikation etc.).

„Ältere“ AGFS-Mitglieder sollten sich in
Form von Patenschaften verstärkt um Neu-
mitglieder kümmern.

Die Mitgliedschaft in der AGFS sollte be-
fristet werden (z. B. auf 5 – 7 Jahre). Da-
nach kann eine erneute Bewerbung in Ver-
bindung mit einer erneuten Überprüfung der
Voraussetzungen durch die Auswahlkom-
mission erfolgen.

Zuweisung konkreter Aufgaben bzw. Bera-
tungsfunktionen für jede Stadt, z. B. in Be-
zug auf bestimmte Themenbereiche, für die
bereits umfassende Erfahrungen vorliegen
oder Übernahme von Patenschaften für in-
novative Maßnahmen, wie etwa

- Wegweisung,

- Fahrradparken,

- Radverkehrsführung an Knoten-
punkten,

- Öffentlichkeitsarbeit oder

- Finanzierungsmöglichkeiten.

Intensivierung eines Austausches von Erfah-
rungen bei Misserfolg einzelner Maßnah-
men, um Erfahrungen für alle transparent
werden zu lassen. Bisher werden diese
Dinge eher nicht erörtert, da keiner gerne
zugibt, wenn eine Maßnahme nicht den er-
hofften Erfolg gebracht hat.

Koordination der Tagungen um Übersätti-
gung zu vermeiden (Münster, Erftkreis,
Bonn, Köln, Land etc.) und stärker die
Möglichkeit zu fachlichen Diskussionen
schaffen als reine Vortragsreihen anzubie-
ten.

Die turnusmäßigen Tagungen der Ver-
kehrsingenieure sollten stärker genutzt wer-
den, die oft unterschiedlichen Kenntnisse
und Sichtweisen von Straßenverkehrsbe-
hörde und Verkehrsplanern aufeinander ab-
zustimmen.

Erstellung einer Mustersatzung zur Rege-
lung des Fahrradparkens gemäß Bauordnung
durch Zusammentragen der bisherigen Er-
fahrungen.

7.9 Kommunale Umsetzungsstrategien
verbessern

Grundsätzlich muss jede Stadt in Kenntnis
des Projektumfangs und der politischen
Lage eine eigene Umsetzungsstrategie ent-



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 89

wickeln, die die jeweiligen Besonderheiten
einer Stadt berücksichtigt.

Die Kommunen sollen ihre Zielsetzungen zu
Programmbeginn z. B. hinsichtlich Ver-
kehrssicherheit, Infrastruktur und Radver-
kehrsaufkommen realistisch und messbar
formulieren. Dafür sind die in Abschnitt 2
angesprochenen Wirkungsuntersuchungen
Voraussetzung. Der Gesamtzeitraum sollte
nicht von vornherein zu knapp angesetzt
werden. Für die festgelegten Ziele sollten
nach Möglichkeit überschaubare realistische
Zwischenschritte angestrebt und überprüft
werden (z. B. 3-Jahres-Zeitrahmen).

Festlegung der Prioritäten für bestimmte
Maßnahmen(-pakete) in einem Zeitraum
von 2 - 3-Jahren, um die Umsetzung über-
schaubarer und zielgerichteter werden zu
lassen (nach Möglichkeit mit politischem
Beschluss).

Zu Projektbeginn breiten Konsens auf der
Leitungsebene der Verwaltung und mit an-
deren Baulastträgern herstellen und die Zu-
sammenarbeit mit Polizei, Schulen, ADFC
etc. intensivieren.

Eine frühzeitige und kontinuierliche Einbe-
ziehung aller Straßenbaulastträger (auch auf
Leitungsebene) ist für eine reibungslose
Umsetzung der geplanten Maßnahmen
zwingend erforderlich. Die Straßenbaulast-
träger der klassifizierten Straßen sollen be-
reits bei der Dringlichkeitsfestlegung von
Maßnahmen einbezogen werden, um die je-
weiligen Ausbauprogramme von Kommune
und Straßenbaulastträger aufeinander ab-
stimmen zu können.

Bei potentiell umstrittenen Maßnahmen ist
die Politik frühzeitig einzubinden, um so die
Unterstützung und gemeinsame Zielrichtung
zu sichern, bevor politische Vorab-Festle-
gungen in den Fraktionen erfolgen.

Ansprechpartner (Fahrradbeauftragte) bei
den Kommunen benennen, die ämterüber-
greifende Koordinierung und Abstimmung
für alle Radverkehrsbelange übernehmen
(Radverkehr als Querschnittsaufgabe).

Einrichtung von regelmäßig tagenden Ar-
beitskreisen mit Entscheidungskompetenz in
Form einer ämterübergreifenden Projekt-
gruppe mit externen Vertretern (z. B. Poli-
zei, ADFC). Der Arbeitskreis kann wie-

derum Arbeiten, z. B. Vorbereitung von
Aktionen, Prüfung von Radwegen gemäß
StVO, delegieren.

Verwaltungsinterne Workshops mit dem
Ziel, einer breiten Information über aktuelle
Themen (z. B. StVO) bzw. oft noch „ge-
trennt“ operierende Handlungsträger bei
strittigen Themen zusammen zu bringen:

- Verkehrsplanung/Straßenverkehrsbe-
hörde, Polizei

- Kommune/Straßenbaulastträger klassifi-
zierter Straßen.

Öffentliche Workshops (z. B. über die VHS
organisiert), um in der Öffentlichkeit strittig
diskutierte Themen mit radverkehrlicher
Relevanz mit breiter Beteiligung (Verwal-
tung, Politik, Verbände, Bürger) ausführlich
erörtern zu können.

Umsetzungszeitpunkte für einzelne Maß-
nahmen sehr sorgfältig planen, um Negativ-
Beeinflussung durch andere Begleiterschei-
nungen zu vermeiden.

Nutzung des Know-how des ADFC ist emp-
fehlenswert, wenn auch die Möglichkeiten
der Zusammenarbeit sehr stark von persön-
lichen Kontakten und Einstellungen abhän-
gig sind.

Durchhaltevermögen und offensive Öffent-
lichkeitsarbeit bei „Gegenwind“ in der öf-
fentlichen Meinung und bei kritischer
Presse.

Bereisung ausgewählter Städte durch die
Neumitglieder (Vertreter von Politik, Ver-
waltung, Presse etc.), um Erfahrungen,
Ideen und Anregungen für die eigene Arbeit
zu gewinnen.

Innerhalb der Kommune ist zu verdeutli-
chen, dass die Radverkehrsförderung nicht
an die Zugehörigkeit zur AGFS gebunden
ist, sondern ein dauerhafte zeitlich nicht be-
fristete Aufgabe der Kommune ist.

7.10 Finanzierungsregelungen anpas-
sen/Verbesserung der Mitteleffizienz

Priorität bei der Gewährung von Fördermit-
teln für Städte, die neu in das Programm
aufgenommen wurden, um die erste Phase
zu erleichtern und durch schnelle Erfolge
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eine frühzeitige positive Einstellung bei Be-
völkerung, Verwaltung und Politik zu be-
wirken.

Bei der Bewilligung von Mitteln sollen fol-
gende Maßnahmen eine hohe Priorität er-
halten:

- Radverkehrsanlagen an verkehrswichti-
gen innerörtlichen Straßen, die mit mar-
kierungstechnischen oder einfachen
baulichen Maßnahmen wirksame Ver-
besserungen schaffen,

- Maßnahmen zur Beseitigung von Un-
fallhäufungspunkten,

- Maßnahmen mit Lückenschlusseffekten,

- Radverkehrsanlagen, die nach der örtli-
chen Radverkehrskonzeption im Zuge
von Hauptrouten mit hohem Radver-
kehrspotenzial liegen.

Voraussetzung für die Gewährung von Zu-
wendungen soll sein, dass die Maßnahme in
einer kommunalen Netzplanung und Priori-
tätenreihung eingebunden ist oder im Ein-
zelfall örtlich begründet ist.

Keine Förderung von Radverkehrsanlagen,
die nicht wenigstens den Mindestanforde-
rungen der StVO genügen.

Die Festbetragsförderung gemäß den För-
derrichtlinien soll die Einhaltung gewisser
Standards berücksichtigen. In begründeten
Fällen soll bei höherem Aufwand eine An-
teilsfinanzierung möglich sein.

In die Förderrichtlinie klare und eindeutige
Aussage zur Förderfähigkeit von Markie-
rungslösungen aufnehmen (auch nach
GVFG). Kostengünstige Maßnahmen sollten
bei gleicher Wirksamkeit gegenüber auf-
wändigeren Maßnahmen bevorzugt werden.

Die Anträge werden immer umfangreicher
und es werden immer detailliertere Unterla-
gen angefordert, vor allem im Bereich der
Kostenberechnung; insbesondere werden
teilweise Unterlagen gefordert, die zum
Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht
vorliegen können. Hier sollte ein praxisori-
entiertes Verfahren gefunden werden.

Problematisch ist für die Städte, dass der
Zeitpunkt der Bewilligung nur sehr schwer
zu kalkulieren ist und somit keinerlei Vorbe-
reitungen in den Verwaltungen laufen kön-

nen; in der Folge müssen Ausschreibung
und Vergabe oft unter erheblichem Zeit-
druck abgewickelt werden. Auch unter die-
sem Gesichtspunkt sollte eine zeitlich über-
schaubare und transparente Bewilligungs-
struktur angestrebt werden.

Bei langen Bewilligungszeiträumen soll eine
flexible, begründete Anpassung der bean-
tragten Maßnahmen an veränderte Rahmen-
bedingungen oder neue Forschungserkennt-
nisse ohne Neuantrag möglich sein.

Die Erhöhung der Bagatellgrenze von
10 TDM auf 25 TDM wird in Zukunft mehr
Probleme bringen. Deshalb sollte die Grenze
für den Radverkehr wieder heruntergesetzt
werden oder es sollte im begründeten Ein-
zelfall ein Unterschreiten der Bagatellgrenze
ermöglicht werden.

Fördertopf der „1.000 Kleinigkeiten“ ein-
richten (aus Standardfördermitteln), um die
Bagatellgrenze umgehen zu können, die bis-
her z. T. zu überteuerten Maßnahmenpla-
nungen geführt hat. Hier kann über Pau-
schalförderungen eine Reihe von kleinen,
aber für das Netz oft wichtigen Maßnahmen
jederzeit finanziert werden (Optimierungs-
zuwendungen). Dadurch kann kurzfristig
auf Probleme reagiert und somit auch die
Akzeptanz erhöht werden.

Sonderfonds für innovative Maßnahmen
ermöglichen (z. B. aus nicht abrufbaren
Fördergeldern), die von der AGFS gemein-
sam beschlossen und begleitet werden.
Wenn die Aufgabe der innovativen Lö-
sungsansätze ernst gemeint ist, muss auch
die Möglichkeit gegeben werden, neues aus-
zuprobieren und ggf. auch rückgängig zu
machen, ohne dass Fördergelder zurückge-
zahlt werden müssen - hier kann ggf. eine
unabhängige/zusätzliche Prüfstelle einge-
schaltet werden, um eine Kontrollmöglich-
keit zu behalten. Für die ursprünglichen
Maßnahmen sollte die Bindefrist der bewil-
ligten Mittel aufgehoben werden.

Zweckbindungsfrist in begründeten Fällen,
z. B. für StVO-Nachbesserungen, aufheben.

Durch die Einrichtung von Pauschalhaus-
haltsstellen, die inhaltlich austauschbar sind
und in denen zwischen den einzelnen Maß-
nahmen geschoben werden kann, kann bei
den Städten schnell und unbürokratisch auf
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Probleme reagiert werden, ohne den Weg
über die Förderung zu gehen.

Kommunen sollten die Möglichkeit erhal-
ten, Maßnahmen bei positivem Bescheid
bzgl. der Aufnahme in das mittelfristige
Zuwendungsprogramm - mit Eigenmitteln
vorzufinanzieren, um so zügigere Realisie-
rungen anstreben zu können. Fördergelder
können dann im Nachgang freigegeben
werden. Dies gilt entsprechend auch für
Maßnahmen auf Straßen in anderer Baulast
bzgl. einer späteren Rückerstattung durch
den Straßenbaulastträger.

Wirtschaftsförderung für neue privatwirt-
schaftliche Aktivitäten im Radverkehrsbe-
reich ermöglichen.

Gewünscht wird ein Ansprechpartner im
Ministerium, der Auskünfte für sämtliche
Förderfragen geben kann. Herausgabe einer
„Förderfibel“, die neben den Zuwendungs-
bestimmungen auch Hilfe zur Eigenfinan-
zierung durch die Städte enthält.

Vermittlung von Radverkehrsfachwissen
auch für Förderbewilligungsstellen, um eine
Bevorzugung des "traditionellen" Radwege-
baus zu vermeiden.

Berücksichtigung der Tatsache, dass in
Klein- und Mittelstädten der verkehrspoliti-
sche Stellenwert des ÖPNV oft über- und
der des Fahrrades unterschätzt wird, bei
gleichzeitig viel höheren Kosten des ÖPNV;
d. h., dass eine Mittelverschiebung zum
Radverkehr zu einer weit größeren Mittelef-
fizienz führt.

Initiierung einer GVFG-Änderung, die
Maßnahmen für den Radverkehr auch auf
verkehrsbedeutenden Wegen für den Rad-
verkehr (nicht nur auf solchen für den Kfz-
Verkehr) förderfähig macht (z. B. ehemalige
Bahntrassen).

7.11 Wirksamkeit überprüfen

Eine Erfolgskontrolle fehlt bei den meisten
Städten. Hier sollte eine stärkere Bilanzie-
rung des gewollten und des tatsächlich er-
reichten gefordert werden (zumindest bzgl.
Maß der Fahrradnutzung und der Verkehrs-
sicherheit). Dies entspricht auch der Vor-

bild-Funktion, die die Mitglieder der AGFS
ausüben.

Tätigkeitsberichte auf Maßnahmenebene
und bzgl. der eingesetzten Finanzmittel
durch Jahresbilanzen (was ist dieses Jahr ge-
schaffen worden, was ist für das nächste
Jahr vorgesehen), so wäre in dem über-
schaubaren Jahreszeitraum zumindest ein
Überblick im Soll-Ist-Vergleich möglich.
Weiterleitung der Berichte an das Ministe-
rium.

Unabhängig vom Soll-Ist-Vergleich sollten
stärker auch Wirkungs- und Akzeptanzun-
tersuchungen zu Einzelmaßnahmen durch-
geführt werden, sofern es sich nicht um seit
längerem bewährte Maßnahmen handelt.
Um unnötige Untersuchungen zum gleichen
Thema in mehreren Städten zu vermeiden,
sollten die Untersuchungsfelder auf AGFS-
Ebene abgestimmt werden.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 92

8 LITERATURVERZEICHNIS

8.1 Literatur zum Projekt "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in
Nordrhein-Westfalen":

ADFC Landesverband Nordrhein-Westfalen

(Hrsg.) 1989: Das Fahrrad als Wirtschafts-

faktor. Kongreß zur wirtschaftlichen und

ökologischen Bedeutung des Fahrradver-

kehrs vom 23.8.1989 in Münster. Schrif-

tenreihe des ADFC NRW Nr. 1. Düssel-

dorf

ADFC Landesverband Nordrhein-Westfalen

(Hrsg.) 1990: Fahrradstationen an Bahnhö-

fen. Modelle - Chancen - Risiken. Schrif-

tenreihe des ADFC NRW Nr. 2. Düssel-

dorf

ADFC Landesverband Nordrhein-Westfalen

(Hrsg.) 1991: Fahrradtourismus - wegwei-

send in die Zukunft! Grundlagen und Ele-

mente der Wegweisung bei Projekten des

regionalen und örtlichen Fahrradtourismus.

Tagung Lünen 18./19.6.1991. Schriften-

reihe des ADFC NRW Nr. 3. Düsseldorf

ADFC Landesverband Nordrhein-Westfalen

(Hrsg.) 1992: Fahrradtourismus - Marke-

ting und Strategien der Öffentlichkeitsar-

beit. Seminar für Fremdenverkehrsorgani-

sationen, Tourismusplaner und am Tou-

rismus mit Fahrrad Interessierte. Tagung

Bochum, 13./14. 1991. Schriftenreihe des

ADFC NRW Nr. 3. Düsseldorf

ADFC Landesverband Nordrhein-Westfalen

(Hrsg.) 1995: Das Fahrrad im Verkehrs-

system. Kongress-Dokumentation Velo

Regio 14.-18.3.1995. Düsseldorf

ADFC Landesverband Nordrhein-Westfalen

(Hrsg.) 1998: Radstation, Bericht 1996 bis

1998 Entwicklungsagentur für Fahrradsta-

tionen. Düsseldorf

AGFS, Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundliche

Städte und Gemeinden in Nordrhein-West-

falen (Hrsg.) 1998: Fahrradfreundliche

Städte und Gemeinden in Nordrhein-West-

falen. Eine Zwischenbilanz. Düsseldorf

BIS, Büro für integrierte Stadt- und Verkehrs-

planung 1992: Verkehrsuntersuchung Sug-

gestiv-Fahrradstreifen Bonn, Meckenhei-

mer Allee. Bonn

BIS 1995: Gemeinsame Benutzung von Sonder-

fahrstreifen durch Bus- und Radverkehr.

Beiträge zur Stadtforschung, Stadtent-

wicklung, Stadtplanung 2/95. Münster,

Bonn, Bocholt

BIS 1998: Verkehrsanalysen Gildenstraße Glad-

beck Nachher-Untersuchung. Bonn

Erftkreis (Hrsg.) 1993: Leitfaden für die Ge-

staltung einer einheitlichen Fahrradweg-

weisung im Erftkreis, Alltagsrouten - Frei-

zeitrouten. Bergheim

Erftkreis (Hrsg.) 1997: Bike & Ride in der Pra-

xis. Erwartungen, Erkenntnisse, Erfahrun-

gen - Kongreßdokumentation. Bergheim

Erftkreis (Hrsg.) 1998: Sicherung von Que-

rungsstellen für den Fahrradverkehr. Not-

wendigkeit, Maßnahmen, internationale

Erfahrungen. Bergheim

ILS, Institut für Landes- u. Stadtentwicklungs-

forschung NRW (Hrsg.) 1989: Radver-

kehrskonzept Troisdorf und Fallstudie zu

Niederkassel. ILS-Schriften Nr. 21. Dort-

mund

Kommunalverband Ruhrgebiet 1993: Verkehrs-

entwicklungsplan Marl. Verkehrssicher-

heitsprogramm Fußgänger und Radfahrer.

Essen

MSV, Ministerium für Stadtentwicklung und

Verkehr NRW (Hrsg.) 1988: Sicher auf

dem Fahrrad. Düsseldorf

MSV (Hrsg.) 1993: Fahrradstraßen - Straßen mit

Zukunft, Möglichkeiten für eine bessere

Sicherung des Fahrradverkehrs. Sym-



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 93

posium Fahrradstraßen Juli 1992. Düssel-

dorf

MSV (Hrsg.) 1993: Förderung von Rad- und

Fußwegen in NRW. Programm 1993. Düs-

seldorf

MSV (Hrsg.) 1994: Arbeitsgemeinschaft Fahr-

radfreundliche Städte und Gemeinden in

Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf

MSV (Hrsg.) 1994: Radverkehr - wegweisend in

die Zukunft. Handlungsleitfaden für die

kommunale Praxis. Düsseldorf

MSV (Hrsg.) 1994: Radverkehrskonzeption für

Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf

MSV (Hrsg.) 1994: Radverkehrswegweisung in

Nordrhein-Westfalen. Tagungsband zum

Radverkehrssymposium in Münster am 7.

September 1994. Düsseldorf

MSV (Hrsg.) 1994: Sichere Radverkehrsnetze,

Instandhaltung, Mängelbeseitigung und

Verbesserung. Düsseldorf

MSV (Hrsg.) 1995: Verkehrssicherheitspro-

gramm NRW 1994. Sicher unterwegs in

NRW. Düsseldorf

MWMTV, Ministerium für Wirtschaft und

Mittelstand, Technologie und Verkehr

NRW (Hrsg.), 1996: Radfahren, aber si-

cher! Radverkehrssicherheit in Nordrhein-

Westfalen. Düsseldorf

MWMTV (Hrsg.) 1996: Fahrradstationen an

Bahnhöfen. Konzepte, Umsetzungsstrate-

gien und Marketing. Tagungsband zum

Radverkehrssymposium in Gelsenkirchen

am 15. Mai 1996. Düsseldorf

PBS, Planerbüro Südstadt 1995: Leistungsfähig-

keitsuntersuchung fahrradfreundlicher

Knotenpunkte. Köln, Hamm

PBS, PGV, Planerbüro Südstadt/ Planungsge-

meinschaft Verkehr 1996: Begleituntersu-

chung Radverkehrsinfrastruktur in Trois-

dorf. Köln, Hannover

PGV, Planungsgemeinschaft Verkehr 1992:

Radfahrer in unechten Einbahnstraßen.

Beiträge zur Stadtforschung, Stadtent-

wicklung, Stadtplanung 1/92. Hannover,

Münster

PGV, 1992: Optimierung für den Radverkehr an

Lichtsignalanlagen. Beiträge zur Stadtfor-

schung, Stadtentwicklung, Stadtplanung

2/96. Hannover, Münster

PGV 1997: Begleituntersuchung Fahrrad-

freundliche Stadt Herford, Hannover

Planquadrat 1991: Friedrich-Ebert-Straße in

Krefeld. Wirkungsanalyse einer Mehr-

zweckspur als Vorher-Nachher-Untersu-

chung. Aachen

Planungsbüro Richter- Richard 1993: Fahrrad-

straße Schillerstraße. Beiträge zur Stadtfor-

schung, Stadtentwicklung, Stadtplanung

2/93. Münster

Socialdata (Hrsg.) 1995: Fahrradfreundliche

Stadt Lünen. Empirische Begleitforschung:

Nachher-Untersuchung und Wirkungsana-

lyse. München, Lünen

Socialdata (Hrsg.) 1998: Fahrradfreundliches

Gladbeck. Wirkungsanalyse. Verhalten und

Einschätzungen. Im Auftrag der Stadt

Gladbeck. München

Stadt Bonn (Hrsg.) 1993: Dokumentation: 1.

Bonner Fahrradkongreß am 10./11.6.1991.

Die Zukunft des Stadtverkehrs, Mensch -

Umwelt: Fahrrad. Beiträge zur Stadtent-

wicklung, Stadtplanung und zum Bauwe-

sen Nr. 2. Bonn

Stadt Bonn (Hrsg.) 1994: Dokumentation:

2. Bonner Fahrradkongreß am 6./7.9.1993.

Menschen- und umweltgerechter Stadtver-

kehr, Vorfahrt für Bahn, Bus und Rad.

Beiträge zur Stadtentwicklung, Stadtpla-

nung und zum Bauwesen Nr. 4. Bonn



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 94

Stadt Bonn (Hrsg.) 1998: Dokumentation:

3. Bonner Fahrradkongreß am 4./5.6.1997.

Fahrrad - Weg aus der Immobilität. Bei-

träge zur Stadtentwicklung, Stadtplanung

und zum Bauwesen Nr.10. Bonn

Stadt Gladbeck (Hrsg.) 1998: Fahrradfreundli-

ches Gladbeck. Wirkungsanalyse – Ver-

halten und Einschätzungen. O. O.

Stadt Köln (Hrsg.) 1993: Fahrradparken in Köln

Dokumentation der Beiträge im Rahmen

des Workshops 24.8.1993. Köln

Stadt Köln (Hrsg.), 1993: Radverkehrskonzept

Köln Innenstadt. Schriftenreihe "Verkehrs-

planung für Köln", Heft 17. Köln

Stadt Köln, Hg. 1998: 5 Jahre Fahrradfreundli-

ches Köln. Eine Zwischenbilanz. Köln

Stadt Marl (Hrsg.) 1991: Radverkehrskonzept

Marl, 100 Sofortmaßnahmen. Schriften zur

Verkehrsplanung. Marl

Stadt Marl (Hrsg.) 1994:Kommunale Verkehrs-

planung in Marl. Sieben Jahre auf dem

Weg zur fahrradfreundlichen Stadt.

Schriften zur Verkehrsplanung. Marl

Stadt Münster (Hrsg.) 1989: Programm fahrrad-

freundliche Stadt Münster. Reihe Stadtpla-

nung, Information, Dokumentation Nr. 29.

Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1992: Programm fahrrad-

freundliche Stadt Münster, 3. Auflage.

Reihe Stadtplanung, Information, Doku-

mentation Nr. 49. Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1992: Verkehrsmittelwahl

im Berufsverkehr von Behördenbeschäf-

tigten. Beiträge zur Stadtforschung, Stadt-

entwicklung, Stadtplanung Heft 2/92.

Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1992: Zeitbudget und

Verkehrsteilnahme. Beiträge zur Stadtfor-

schung, Stadtentwicklung, Stadtplanung

Heft 3/92. Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1992: Verkehrsmittelwahl

im Einkaufsverkehr. Beiträge zur Stadtfor-

schung, Stadtentwicklung, Stadtplanung

Heft 4/92. Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1994: Neue Wege für das

Rad - 5. Münstersche Fahrradtage. Bei-

träge zur Stadtforschung, Stadtentwick-

lung, Stadtplanung 3/94. Münster

Stadt Münster, 1994: Radverkehr in Fußgänger-

zonen. Beiträge zur Stadtforschung, Stadt-

entwicklung, Stadtplanung 4/94. Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1994: Verkehrsmittelwahl

und ÖPNV-Akzeptanz der Studierenden in

Münster. Beiträge zur Stadtforschung,

Stadtentwicklung, Stadtplanung 7/94.

Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1994: Wohin mit dem

Rad? - Abstellanlagen für Fahrräder. Tips

und Ideen für Hauseigentümer und Arbeit-

geber. Stadtplanung, Bürgerinformation

Nr. 54. Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1995: Haushaltsbefragung

Münster1994. Zeitbudget und Verkehrsteil-

nahme. Beiträge zur Stadtforschung, Stadt-

entwicklung, Stadtplanung Heft 3/95.

Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1996: Verbesserung der

Radverkehrsinfrastruktur im Universitäts-

bereich/ Innenstadtbereich Münster. Bei-

träge zur Stadtforschung, Stadtentwick-

lung, Stadtplanung 3/96. Münster

Stadt Münster (Hrsg.) 1997: Mensch. Mo-

bil '96 - Forum für humane Mobilität.

Kongreßdokumentation. Münster

Stadt Troisdorf (Hrsg.) 1991: Mobilität in Trois-

dorf. Informationen zum Stadtverkehr.

Troisdorf

Stadt Troisdorf (Hrsg.) 1996: Fahrradfreundli-

ches Troisdorf. Bilanz in Zahlen. Troisdorf
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Anhang
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- Fachtagungen zusammen mit dem ADFC NRW
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FAHRRADSTATIONEN

Von den 89 Kommunen mit 99 möglichen
Standorten wurden die bisher gestellten Förder-
anträge in die Förderprogramme 1996 bis 1999
wie folgt aufgenommen:

Jahres-
programm

Maßnah-
menanzahl

Zuwen-
dungs-
bedarf

[TDM]

Anzahl
Abstell-

plätze

1996 6 12.479 4.909

1997 9 5.974 2.734

1998 14 8.446 4.687

1999 18 15.517 6.332

Summe 47 42.416 18.662

In Betrieb befindliche Fahrradstationen

Folgende Fahrradstationen sind inzwischen in
Betrieb:

Stadt (Eröffnung) Stellplätze
Bad Oeynhausen (28.11.98) ............................196
Bielefeld* ........................................................390
Bocholt (04.12.99)...........................................160
Bönen* ............................................................300
Bonn (31.05.00)...............................................300
Bottrop (09.05.99) ...........................................214
Brühl (18.08.00) ..............................................300
Bünde (08.08.99).............................................280
Burgsteinfurt (28.05.00) ..................................300
Castrop-Rauxel (01.09.98) ..............................250
Düren*.............................................................735
Essen Hbf (18.09.99).......................................180
Gladbeck-West (09.05.99) ..............................300
Grevenbroich (24.04.99) .................................176
Gütersloh (30.08.97) .......................................306
Halle (Westf.) (02.04.00) ................................175
Hamm (30.01.98) ............................................450
Herne Wanne-Eickel (19.06.98)......................190
Ibbenbüren (28.11.97) .....................................130

Kamen (09.05.99) ........................................... 360
Krefeld (13.09.00)........................................... 300
Lünen* ............................................................ 160
Mülheim:
Bf-Styrum (28.04.97)...................................... 120
Hbf (März 99) ................................................. 100
Münster (12.06.99)....................................... 2.800
Oberhausen (04.06.98).................................... 300
Ochtrup (20.05.00).......................................... 160
Paderborn (15.03.00)....................................... 270
Ratingen Ost*.................................................. 254
Rheine (28.05.99)............................................ 960
Selm-Beifang (22.09.00)................................. 150
Soest (30.09.00) .............................................. 374
Unna................................................................ 100
Witten (13.06.99) ............................................ 168

Mit * gekennzeichnete Stationen werden nicht
unter dem Markenkonzept „Radstation“ betrie-
ben; teilweise handelt es sich hier auch um ältere
Stationen. Insgesamt stehen derzeit bereits deut-
lich über 10.000 Stellplätze in Fahrradstationen
zur Verfügung.

Angedachte bzw. geplante Fahrradstationen

Mit folgenden Kommunen steht die Entwick-
lungsagentur für Fahrradstationen in Kontakt
bezüglich Vorüberlegungen und konkreten Pla-
nungen für Fahrradstationen:

Stadt Stellplätze
Aachen ............................................................ 600
Ahlen.....................................................................
Arnsberg.......................................................... 160
Beckum .................................................................
Bergisch Gladbach ................................................
Bielefeld:

Bahnhof Sennestadt ................................... 125
Borken............................................................. 220
Brühl ............................................................... 286
Coesfeld .......................................................... 178
Dormagen........................................................ 432
Dorsten:

Busbahnhof ................................................ 304
Drensteinfurt ................................................... 360
Eitorf ............................................................... 216
Emmerich........................................................ 460
Emsdetten........................................................ 840
Erkrath:

an drei S-Bahnhaltepunkten....................... 400
Euskirchen....................................................... 506
Fröndenberg ..........................................................
Goch......................................................................
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Greven .............................................................500
Hagen ....................................................................
Haltern.............................................................300
Herford ............................................................362
Herzogenrath ...................................................272
Hürth................................................................390
Kempen ...........................................................336
Kleve .....................................................................
Köln:

am Hbf........................................................900
an den Bhf. Deutz, Mülheim, Süd..............594

Leverkusen:
Bf. Schlebusch............................................544
Bf. Opladen ................................................260

Lippstadt..........................................................194
Löhne...............................................................270
Marl .................................................................150
Minden ............................................................442
Moers...............................................................326
Mönchengladbach:

am Hbf........................................................341
am Bf. Rheydt ............................................215

Neuss ...............................................................560
Oelde ...............................................................250
Pulheim............................................................350
Recklinghausen ...............................................378
Remscheid .......................................................110
Rheda-Wiedenbrück........................................200
Rheinbach..............................................................
Siegburg ..........................................................632
Siegen ....................................................................
Solingen...........................................................530
Steinfurt ...........................................................300
Troisdorf..........................................................432
Viersen ............................................................320
Waltrop..................................................................
Warendorf........................................................300
Werl.......................................................................
Werne ....................................................................
Wesel...............................................................420
Wuppertal. .............................................................

Hinzu kommen noch Kommunen, die Überle-
gungen bzw. konkrete Planungen für Fahrradsta-
tionen im Zuge der Köln-Mindener-Eisenbahn als
IBA-Projekte betreiben:

Stadt Stellplätze
Bochum ...........................................................200
Dortmund ..............................................................
Essen-Altenessen.............................................170
Gelsenkirchen..................................................225
Gladbeck..........................................................300
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FAHRRADAKTIONSTAGE

Nachfolgend sind die mit Unterstützung des Lan-
des durchgeführten Fahrradaktionstage aufgelis-
tet:

1987
05.09.87 Düsseldorf

1988
02.07.88 Hamm
03.09.88 Köln

1989
20.05.89 Paderborn
26./27.05.89 Troisdorf
02.09.89 Rheine
15.09.89 Gladbeck
07.10.89 Essen

1990
05.05.90 Wesel
02.06.90 Emsdetten
04.08.90 Moers
10./11.08.90 Bochum
01.09.90 Dülmen

1991
24./25.05.91 Gelsenkirchen
01.06.91 Herne
14.06.91 Gladbeck
22.06.91 Hagen
06.07.91 Hilden
07.09.91 Herdecke
20./21.09.91 Dortmund

1992
05./06.06.92 Wuppertal
03./04.07.92 Aachen
10./11.07.92 Düsseldorf
17./18.09.92 Rheine
10.10.92 Leverkusen

1993
05.06.93 Ahlen
02./03.07.93 Bonn
27./28.08.93 Hamm
03./04.09.93 Bielefeld
24./25.09.93 Duisburg
11.09.93 Wetter

1994
11.06.94 Hamm

26./27.08.94 Essen
02./03.09.94 Mönchengladbach

1995
03.06.95 Oelde
01./02.09.95 Düren
08./09.09.95 Bottrop

1996
11./12.05.96 Lünen
17./18.05.96 Gelsenkirchen
31.05./01.06.96 Minden
06./07.09.96 Remscheid
20./21.09.96 Iserlohn

1997
30./31.05.97 Herne
20.06.97 Minden
29./30.08.97 Siegen
05./06.09.97 Hagen
12./13.09.97 Recklinghausen

1998
11./12.09.98 Warendorf

1999
03./04.9.99 Arnsberg
24./25.9.99 Kleve
08./09.10.99 Herford
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ÜBERSICHT RADWEGEBAU AN BUNDES- UND LANDESSTRAßEN

Jahr Bundesstraßen Landesstraßen Bundes- und Landesstra-
ßen gesamt

km Mio. DM km Mio. DM km Mio. DM

1978 37,8 8,0 21,3 1,9 59,1 9,9

1979 26,6 5,5 61,1 14,1 87,7 19,6

1980 33,9 4,5 89,6 20,0 123,5 24,5

1981 64,0 6,5 75,0 16,3 139,0 22,8

1982 56,8 12,6 78,4 17,9 135,2 30,5

1983 83,9 13,9 102,1 21,9 186,0 35,8

1984 98,3 18,6 99,0 20,9 197,3 39,5

1985 52,4 12,1 138,2 31,3 190,6 43,4

1986 38,2 7,2 130,6 32,0 168,8 39,2

1987 18,4 6,0 91,1 29,0 109,5 35,0

1988 46,8 18,4 72,9 25,8 119,7 44,2

1989 33,7 9,5 80,0 29,7 113,7 39,2

1990 23,5 8,3 59,5 18,8 83,0 27,1

1991 22,1 9,7 81,9 28,2 104,0 37,9

1992 52,8 18,8 94,6 27,1 147,4 45,9

1993 43,1 15,3 64,7 31,2 107,8 46,5

1994 36,0 10,5 65,2 14,8 101,2 25,3

1995 53,4 27,7 58,2 24,9 111,6 52,6

1996 38,2 12,4 49,8 25,4 88,0 37,8

1997 23,3 10,2 76,4 32,3 99,7 42,5

Summe 883,2 235,7 1589,6 463,5 2472,8 699,2

1989-97 326,1 122,4 630,3 232,4 956,4 354,8
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ÜBERSICHT RADWEGEBAU AN STRAßEN IN KOMMUNALER-
BAULAST

Jahr GVFG Sonderprogramm Kommunale
 Baulast gesamt

km Mio. DM km Mio. DM km Mio. DM

1978 68,4 17,5 0,9 1,5 69,3 19,0

1979 77,0 19,3 71,2 12,1 148,2 31,4

1980 80,1 21,5 111,9 24,7 192,0 46,2

1981 76,1 21,8 114,9 31,9 191,0 53,7

1982 85,7 25,7 120,7 33,2 206,4 58,9

1983 80,3 23,6 123,2 24,4 203,5 48,0

1984 67,3 21,5 197,2 32,3 264,5 53,8

1985 99,0 30,1 200,2 43,0 299,2 73,1

1986 98,9 37,7 211,9 38,7 310,8 76,4

1987 76,9 33,6 166,4 38,3 243,3 71,9

1988 88,1 26,2 103,2 33,0 191,3 59,2

1989 96,6 30,1 120,9 30,5 217,5 60,6

1990 85,3 28,4 102,4 34,4 187,7 62,8

1991 88,4 29,1 115,3 42,5 203,7 71,6

1992 92,2 33,8 114,5 31,6 206,7 65,4

1993 71,4 37,7 97,8 37,2 169,2 74,9

1994 81,7 38,3 109,1 40,1 190,8 78,4

1995 55,5 22,1 90,1 31,4 145,6 53,5

1996 54,6 30,6 80,0 30,4 134,6 61,0

1997 41,1 25,8 77,8 32,6 118,9 58,4

Summe 1564,6 554,4 2329,6 623,8 3894,2 1178,2

1989-97 666,8 275,9 907,9 310,7 1574,7 586,6
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FACHTAGUNGEN ZUSAMMEN MIT DEM ADFC NRW

Im Rahmen der Zusammenarbeit des Landes mit dem ADFC NRW wurden zahlreiche Fachtagungen
zu den unterschiedlichsten Themen der Radverkehrsförderung gemeinsam (und teilweise auch mit
Dritten) veranstaltet. Die wichtigsten hiervon sind:

Titel Ort Datum

Das Fahrrad als Wirtschaftsfaktor. Münster 23.08.89

Fahrradstraßen – Straßen mit Zukunft. Düsseldorf 10.07.92

Radverkehr an Hauptverkehrsstraßen. Düsseldorf 08.12.92

Kooperation im Umweltverbund – gemeinsame Planung
und Öffentlichkeitsarbeit für Fußgänger-, Fahrrad- und Öf-
fentlichen Verkehr

Düsseldorf 01.12.93

Sichere Radverkehrsnetze. Köln 15.06.94

Fahrradstationen an Bahnhöfen. Gelsenkirchen 15.05.96

Radverkehrsförderung in Zeiten knapper Kassen. Köln 11.09.97

5 Jahre Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen: ...und kein Ende des
Radwegs in Sicht!

Köln 01.10.98

Fahrradtourismus in der Stadt. Köln 23.09.99
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STADTBEZOGENE
DOKUMENTATION

Ungeachtet der zahlreichen Aktivitäten des Lan-
des ist es dennoch Intention des Programms
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
Nordrhein-Westfalen", in erster Linie die Akti-
vitäten auf kommunaler Ebene zu stimulieren.
Das Land gibt den rechtlichen Rahmen vor und
schafft über die aufeinander abgestimmten För-
dermöglichkeiten die finanziellen Grundlagen.
Haupthandlungsträger sind aber die Kommunen,
die innerhalb dieses weitgesteckten Rahmens
selbst für ihre Radverkehrsförderung verant-
wortlich sind.

Entsprechend der Möglichkeiten des Programms
sind die Handlungsansätze und Strategien der
einzelnen Kommunen höchst unterschiedlich.
Unterschiedliche Stadtstrukturen, Traditionen
und bereits vorhandene Radverkehrsinfrastruk-
tur bestimmen – neben den politischen Gege-
benheiten – Ziele und Vorgehensweise.

Nachfolgend werden die 19 Untersuchungs-
städte kurz vorgestellt. Dabei wird für die ein-
zelnen Städte zunächst jeweils die Struktur und
die Ausgangslage bei Projektbeginn dargelegt,
bevor Ziele, Umsetzungsstrategie und bisheriger
Projektablauf vorgestellt werden. Nach einer
schematischen Darstellung der Aktivitäten in
den einzelnen Handlungsbereichen und den
Handlungsschwerpunkten werden jeweils spe-
zielle Untersuchungen und Aktivitäten hervor-
gehoben. Abgerundet wird die Vorstellung
durch Informationen über Projektmanagement
und Finanzierung.

Im Schlussabschnitt wird eine Bewertung der
Umsetzung des Programms in der jeweiligen
Kommune vorgenommen, wobei die spezifi-
schen Bedingungen vor Ort entsprechend in die
Bewertung einbezogen werden.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Aachen liegt im äußersten Westen
Nordrhein-Westfalens unmittelbar an der
Grenze zu Belgien und zu den Niederlanden
(Dreiländereck). Mit 247.000 Einwohnern auf
161 km2 ist sie die westlichste Großstadt
Deutschlands.

Wie die Höhenlage von 125 m bis 410 m über
NN verdeutlicht, liegt Aachen in relativ beweg-
tem Gelände. Die Innenstadt befindet sich im
Talkessel, jedoch gibt es auch hier einige beach-
tenswerte Steigungen.

Aachens Straßennetz ist radial angelegt. Von in-
nen nach außen legen sich Grabenring, Alleen-
ring und Außenring als konzentrische Ringe um
die Innenstadt. Große Radialstraßen führen vom
Ringsystem zu den Außenbezirken und den
Nachbarkommunen auf deutschem, niederlän-
dischem und belgischem Gebiet.

Aachen ist Hochschulstadt. Rund 29.000 Studie-
rende an der Rheinisch-Westfälischen Techni-

schen Hochschule (RWTH) und ca. 10.000 Stu-
dierende an den Fachhochschulen bilden ein be-
sonderes Potenzial für den Radverkehr.

Die Aufnahme Aachens in die Arbeitsgemein-
schaft erfolgte im März 1995.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Der jüngste vorliegende Modal-Split-Wert da-
tiert auf 1991. Für den Gesamtverkehr ergibt
sich ein Radverkehrsanteil von 8 %; bei der
Verkehrsmittelwahl der Aachener Bürger liegt
der Anteil des Fahrrades bei 10 % (Quelle: So-
cialdata). Dies lag deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt von etwa 12 %.

Bei einer Gesamtlänge des Straßennetzes von
660 km bestanden bis 1990 in Aachen 133 km
Radwege in Form von Bordsteinradwegen oder
kombinierten Geh-/Radwegen außerhalb der In-
nenstadt (Alleenring). Bis zur Antragstellung im
März 1994 kamen durch ein Sofortprogramm
(Markierungen) und Umbaumaßnahmen weitere
11,6 km hinzu, so dass Aachen zu diesem Zeit-
punkt über rund 145 km Radverkehrsanlagen
verfügte. Hinzu kommen noch 104 km für den
Radverkehr freigegebene Wald- und Wirt-
schaftswege.

Bis zum Ende der 80er Jahre wurde das Fahrrad
als Verkehrsmittel und Planungsobjekt kaum
wahrgenommen. Ab 1992 wurde ein Radver-
kehrskonzept mit stufenweisem Umsetzungspro-
gramm erarbeitet. Erste Maßnahmen waren bei
der Aufnahme in das Modellvorhaben bereits
durchgeführt.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Mit Beschluss vom 14.12.1989 machten die
Mitglieder des Verkehrsausschusses der Stadt
Aachen konkrete Vorgaben für die Verkehrs-
entwicklungsplanung.

"…Wir wollen die Bedingungen für Fußgänger,
Radfahrer sowie den ÖPNV so verbessern, dass
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eine wirkliche Alternative zum Auto entsteht. …
Das Gebiet innerhalb des Grabenringes soll vor-
rangig für Fuß- und Radverkehr, Anwohner,
Vertragsdauerparker, ÖPNV sowie Anlieferer
und Sozialdienste zugänglich sein. … Zur Um-
setzung ist ein Verkehrsentwicklungsplan aufzu-
stellen, an den folgende Anforderungen gestellt
werden:

…

In der Stadt, besonders in der Innenstadt,
wird ein sicheres Radroutennetz ausgebaut.

Langfristig wird der MIV um mindestens
30 % bei Wahrung der Wirtschaftskraft re-
duziert."

Durch die Mitgliedschaft in der Arbeitsgemein-
schaft wollte man sich u. a. den Raum für Expe-
rimente und unkonventionelle Lösungen im Be-
reich der Radverkehrsplanung eröffnen, um eine
offensive Haltung gegenüber dem Thema ein-
nehmen zu können.

3.2 Umsetzungsstrategie

Die Stadt Aachen hat drei gleichwertige Ziele
als Grundsatz ihrer Radverkehrsplanung formu-
liert:

besserer Schutz und mehr Komfort für die
heutigen Radfahrer;

Verbesserung des Radfahrerimage und des
partnerschaftlichen Verkehrsverhaltens;

Umsteigen eines Teils der Autofahrer auf
das Fahrrad (jede sechste Autofahrt soll
durch das Fahrrad ersetzt werden).

Aus diesen Zielsetzungen wurden 7 Leitsätze
mit dazugehörigen Maßnahmenbündeln abgelei-
tet, die bei allen verkehrsstädtebaulichen Maß-
nahmen zu beachten sind:

Sicherheit für den Radverkehr auf allen
Straßen;

Natur erfahrbar machen;

Zügigkeit und kurze Wege;

Ausreichende Abstellmöglichkeiten;

Orientierungshilfen im Netz;

Mitnahmemöglichkeiten in öffentlichen
Verkehrsmitteln;

Imageverbesserung und Partnerschafts-
pflege.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

In Aachen sind seit Projektbeginn vor allem
Markierungsarbeiten durchgeführt worden, wo-
gegen der Anteil von neuen baulichen Radver-
kehrsanlagen stark zurückgegangen ist. Kosten-
intensiver Neubau wird nur außerhalb von
Ortslagen und bei wichtigen Freizeitrouten, die
gleichzeitig Verbindungscharakter haben,
durchgeführt ("Alte Vennbahntrasse"). Außer-
halb der bebauten Gebiete in Aachen wurden
rund 100 km Wald- und Wirtschaftswege für
den Radverkehr erschlossen. Innerhalb bebauter
Ortslagen wurden auf Hauptverkehrsstraßen
Radfahrstreifen markiert. Bestehende Radwege
wurden in ihrem baulichen Zustand verbessert.
Zum jetzigen Zeitpunkt verfügt Aachen über
237 km Radverkehrsanlagen, darunter 27 km
markierte Radfahrstreifen bzw. Schutzstreifen.
Weitere 10 km, darunter 6,5 km Radwege, ste-
hen unmittelbar vor der Ausführung.

Zur Schließung von Netzlücken und Hervorhe-
bung wichtiger Hauptradverkehrsverbindungen
wurden zudem die Möglichkeiten der StVO ge-
nutzt und durch die Einrichtung von Fahrrad-
straßen, die Öffnung von Einbahnstraßen für den
Radverkehr und die Freigabe von Teilen der
Fußgängerzonen, wichtige Netzverbindungen
für den Radverkehr in Aachen geschaffen. Aller-
dings wurden seit der Änderung der politischen
Mehrheitsverhältnisse im September 1999 be-
reits einige Elemente (z. B. Fahrradstraße) wie-
der aufgehoben.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Zunächst stand in Aachen die Bedarfsermittlung
im Vordergrund. Dabei wurde ein Idealnetz er-
mittelt, das erst im Rahmen der Realisierung auf
seine Umsetzbarkeit hin analysiert wurde.
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Die Radverkehrsmaßnahmen sind in ein Ge-
samtkonzept integriert, das zum Ziel hat, den
Verkehr in der Stadt in stadt- und umweltver-
träglichem Maß zu halten. Als integrierter Be-
standteil eines Verkehrsentwicklungsplanes
wurde ein separater Radverkehrsplan erarbeitet,
der sich in mehrere Teile untergliedert. Ein So-
fortprogramm umfasste zunächst Maßnahmen,
die mit geringem Aufwand zügig zu realisieren
waren. Als zentrales Arbeitsprogramm wurde
ein Maßnahmenkonzept erarbeitet, dass die zum
Netzschluss erforderlichen Wege beinhaltet. Das
Konzept spezifiziert verschiedene bauliche Ka-
tegorien, schlüsselt den Problemgehalt auf und
enthält Vorschläge für dringliche Maßnahmen.

Weitere Bestandteile des Radverkehrsplanes
sind ein Routennetz sowie die Konzeptionierung
von Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit wie
die Broschüre "10 Gründe das Fahrrad aus dem
Keller zu holen" und die City-Light-Plakat-
Kampagne "Fahrrad – fertig – los!"

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Ziel der Aachener Radverkehrsförderung ist es,
durch die Bereitstellung und Einrichtung von
Bike & Ride-Anlagen an wichtigen Verknüp-
fungspunkten von Bus und Fahrrad nicht nur die
Fahrradnutzung sondern auch die ÖPNV-Nut-
zung zu steigern. Vor allem an netzbedeutsamen
Bushaltestellen mit dichter Taktfolge werden
wettergeschützte Fahrradständer aufgestellt, die
somit auch dazu beitragen, die Verkehrsmittel-
kombination zu fördern und zu unterstützen.
Geplant sind insgesamt 33 Abstellanlagen, von
denen 12 erste Priorität genießen. Mittlerweile
existieren an 9 Haltepunkten Bike & Ride-Anla-
gen.

Parallel zur Erstellung dieser Bike & Ride-An-
lagen wird in Aachen an Wochenenden und zu
Zeiten geringer Fahrgastdichte die Fahrradmit-
nahme in Bussen erlaubt, um auch auf diesem
Wege eine engere Verbindung zwischen den
Verkehrsmitteln des Umweltverbundes herzu-
stellen.

Am Hauptbahnhof ist eine Fahrradstation mit
800 Stellplätzen geplant, deren Baubeschluss
allerdings durch die neue politische Mehrheit
wieder aufgehoben wurde.

4.3 Fahrradparken

Ziel der Stadt Aachen ist es, Fahrradabstellanla-
gen ähnlich wie Autoparkplätze als regelmäßi-
gen Bestandteil in das Straßenbild zu integrie-
ren. Grundsatz dabei ist "ein ausreichendes und
dezentrales Angebot von stabilen und sicheren
Fahrradabstellanlagen zu schaffen". Daher wer-
den grundsätzlich nur Fahrradbügel aufgestellt,
deren Einrichtung seit Erarbeitung des "Auf-
stellungsprogramms" bei allen Straßenneu- und
-ausbaumaßnahmen berücksichtigt wird.

Zum jetzigen Zeitpunkt sind im öffentlichen
Straßenraum dezentral über 1.000 Abstellbügel
installiert worden. Darüber hinaus werden bei
gegebenem Bedarf zusätzliche Mittel zur Ver-
fügung gestellt, um Fahrradbügel einzurichten.

4.4 Wegweisung

Die Wegweisung dient nach Auffassung der
Stadt vor allem dazu, Nebenstrecken, die selbst
vielen Aachenern nicht bekannt sind, den Rad-
fahrern aufzuzeigen und somit den Radverkehr
an möglichst vielen Stellen außerhalb der
Hauptverkehrsstraßen zu führen. Grundlage für
die Wegweisung ist ein Alltags- und Freizeit-
routennetz, das 17 Radial- und 2 Rundrouten
umfasst und alle bedeutenden überregionalen
Radwanderwege (Kaiser-Karl-Route, Zwei-
Länder-Route, Wasserburgen-Route, Fernrad-
weg Aachen-Trier, Lf 6 Aachen-Maastricht) be-
rücksichtigt. Ursprünglich war die Beschilde-
rung nach dem Muster des Kreises Neuss vorge-
sehen, doch mit der Entwicklung einer landes-
einheitlichen Radwegweisung wird die städti-
sche Wegweisung nun dieser folgen. Nach einer
Prioritätenliste sollen pro Jahr drei Routen be-
schildert werden. In diesem Zusammenhang ist
auch die Erarbeitung und Veröffentlichung der
Routenkarte zu sehen, die in Kombination mit
der Broschüre "Aachener Fahrradtourenpaket"
bereits in zweiter Auflage erhältlich ist.

4.5 Serviceangebote

Zusätzlich zu der oben genannten Routenkarte,
die verschiedene Radrouten durch das Aachener
Stadtgebiet vorstellt, hat die Stadt Aachen zu-
dem Faltblätter zu verschiedenen thematischen
Routen herausgebracht. Darin werden die ein-
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zelnen Routen ausführlicher beschrieben und die
Sehenswürdigkeiten und Besonderheiten entlang
der Strecke genauer vorgestellt. Jedes Jahr wird
dabei eine andere Route vorgestellt. Im Rahmen
von Fahrrad-Sommer-Aktionen werden diese
Routen z. T. durch geführte Fahrradtouren der
Öffentlichkeit nähergebracht.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Die Stadt Aachen vertritt die Meinung, dass
Radverkehrsplanung ohne begleitende Öffent-
lichkeitsarbeit nur sehr langsam zu dem ge-
wünschten Erfolg führt. Daher wurde Öffent-
lichkeitsarbeit bereits zu Beginn des Projektes
als eigenständiger Baustein angesehen, der
ebenso wichtig ist wie die Bereitstellung fahr-
radfreundlicher Infrastruktureinrichtungen. Bei-
spielsweise wurde die frühzeitige Freigabe von
Einbahnstraßen für den Radverkehr in Gegen-
richtung durch eine Informationskampagne –
auch für Autofahrer – begleitet. Ein Faltblatt zur
StVO-Novelle wurde erarbeitet und verteilt.
Trotzdem gab es keinen Ansatz zur Erarbeitung
eines eigenständigen und langfristigen Pro-
gramms für die Öffentlichkeitsarbeit. Dieses
entwickelt sich erst in jüngster Zeit. In Zukunft
wird der Bereich Public Relations daher in Aa-
chen auch einen der Schwerpunkte innerhalb des
Programms darstellen.

Momentan wird vor allem durch die Fahrrad-
sommeraktionen in Aachen versucht, das große
Potenzial des Fahrradfreizeitverkehrs zu mobili-
sieren um damit langfristig die Möglichkeiten

des Radverkehrs auch für die Alltagsnutzung zu
propagieren. Durch positive Erfahrungen in der
Freizeit soll die Wahl des Fahrrades als Ver-
kehrsmittel im Alltag erreicht werden. Daneben
wird das Thema "Fahrrad als Wirtschaftsfaktor"
(besonders im Bereich Tourismus) Bedeutung
erlangen.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Die Stadt Aachen möchte durch den Einsatz ver-
schiedener Radverkehrsanlagen nicht nur das
subjektive Sicherheitsgefühl der Radfahrer er-
höhen, sondern auch das objektive Sicherheits-
geschehen verbessern. Daher müssen regelmä-
ßig vom Radverkehr genutzte Straßen, nach An-
sicht der Stadtverwaltung, überall sicher befahr-
bar sein. An diesem Anspruch orientiert sich die
Entwicklung der verschiedenen Lösungen für
den Radverkehr in Aachen.

Außerdem war bereits im Leitantrag der wich-
tige Bereich der Schulwegsicherung auch für
radfahrende Schüler angesprochen worden. Un-
ter dem Motto " Jetzt mal langsam – Kinder un-
terwegs" werden seit 1998 mit Grundschulkin-
dern (3. und 4. Schuljahr) im Rahmen der Fahr-
radausbildung der Polizei, Verbesserungsmaß-
nahmen auf dem Schulweg und im Wohnviertel
erarbeitet, die die Verwaltung zeitnah umsetzen
soll. Das Fahrrad ist eine Woche lang Haupt-
thema im Unterricht. Die Kinder erarbeiten u. a.
selbständig eine Route durch ihr Wohnviertel.
Durch die Anlage von Querungshilfen soll mit
Hilfe eines gesonderten Maßnahmenprogramms
die Fahrradnutzung auf dem Schulweg unter-
stützt werden.
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5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

In Aachen ist im Rahmen einer Diplomarbeit die
"Attraktivität und Sicherheit von Angebotsstrei-
fen für den Radverkehr - Untersuchung an aus-
gewählten Fallbeispielen der Stadt Aachen" un-
tersucht worden. Die Ergebnisse dieser Arbeit,
die vor allem durch Videobeobachtungen und
Befragungen der Radfahrer das Thema angeht,
stehen der Stadt Aachen zur Verfügung.

Bei dieser Untersuchung wurde deutlich, dass
die Angebotsstreifen sehr hohe Annahmequoten
haben und von den Radfahrern überwiegend po-
sitiv bewertet werden. Diese subjektiv positive
Bewertung wird auch durch die objektiven Er-
kenntnisse gestützt. Insgesamt bewegen sich
Radfahrer wie Autofahrer "gebündelter"; d. h.,
die seitlichen Schwankungen nehmen ab. Die
Seitenabstände beim Überholen nehmen zu. Per
Saldo konnte ein wesentlich gleichmäßigeres
Fahrverhalten beobachtet werden. Die Untersu-
chung hat somit gezeigt, dass mit Radspuren
eine sinnvolle Lösung zur Führung der Radfah-
rer und zur Attraktivitätssteigerung der Straßen
für den Radverkehr zur Verfügung steht, die
deutliche Sicherheitsgewinne erwarten lässt. An-
dernorts durchgeführte Untersuchungen stützen
diese Ergebnisse.

Weitere Diplomarbeiten zum Thema Radver-
kehr haben sich mit der Evaluierung der Aache-
ner Fahrradstraßen und kleinräumigen Detail-
konzepten auseinandergesetzt. Im Rahmen der
Entwicklungsstudie "Fahrradtourismus in der
Euregio Maas-Rhein" wurde im Auftrag der
gleichnamigen Euregio die regionale touristi-
sche Einbettung der Stadt Aachen untersucht. In
Vorbereitung ist derzeit eine Wirkungsanalyse
Radverkehr, die die Entwicklung der vergange-
nen Jahre evaluieren soll.

Ein erstes Beispiel für die Stimulation privater
Dienstleistungsangebote durch das Projekt ist
das 1997 entstandene "Radhaus Aachen". Zwei
im sozialen Bereich tätige Vereine haben hier
Arbeitsplätze für benachteiligte Personengrup-
pen geschaffen, indem im zentral gelegenen
"Parkhaus Rathaus" bewachtes Fahrradparken,
Fahrradverleih und diverse andere Dienstleis-
tungen rund um´s Rad angeboten werden. Be-
sonders bemerkenswert ist die Tatsache, dass –

im Gegensatz zu vielen anderen derartigen An-
geboten – das Radhaus aus Eigeninitiative ohne
entsprechende Anstöße der Stadt entstand. Da
seit November 1999 hierfür keine ABM-Mittel
mehr gewährt wurden, musste das Projekt einge-
stellt werden.

In der Kernstadt (innerhalb des Grabenrings) ist
die Radverkehrsplanung in die Schleifenlösung
eingepasst. Die Kernstadt ist in Bereiche unter-
teilt, die nur über Schleifen von außen mit dem
Auto angefahren werden können. Aufgrund von
Netzsperren ist es nicht möglich unmittelbar mit
dem Auto in den Nachbarbereich einzufahren.
Radfahrer hingegen können sich ungehindert
bewegen, was auch noch dadurch erleichtert
wird, dass ausgewählte Abschnitte der Fußgän-
gerzone für den Radverkehr freigegeben sind.
Wie bereits die guten Erfahrungen aus Delft ge-
zeigt haben, wird dem Fahrrad so ein deutlicher
"Wettbewerbsvorteil" verschafft bei gleichzeiti-
ger Entlastung der Kernstadt vom Autoverkehr.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Einen besonderen Organisationsansatz in Form
einer Projektgruppe o. ä. innerhalb der Verwal-
tung gibt es in Aachen für das Programm "Fahr-
radfreundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen" nicht. Sehr bewährt hat sich
allerdings die Tatsache, dass durch interne Um-
strukturierungen keine anderen Ämter in die
Entscheidungen zum Radverkehr mit eingebun-
den werden müssen, so dass viele Entscheidun-
gen amtsintern auf dem kleinen Dienstweg ge-
troffen werden können. Insbesondere die in an-
deren Kommunen häufiger festzustellenden,
zeitraubenden und innovationshemmenden Dif-
ferenzen zwischen Planung und Anordnungsbe-
hörde (meist der Ordnungsbehörde zugeordnet),
entfallen hier, so dass eine zeitnahe Umsetzung
von Planungen erleichtert wird. Aufgrund er-
neuter Umstrukturierungen wurden diese Ar-
beitsbereiche wieder getrennt.

7 FINANZIERUNG

In Aachen wurde mit Beginn des Projekts kein
finanzieller Rahmen vorgegeben; als Richtgrö-
ßen galten die Ausgaben der vorangegangenen
Jahre. Seit Projektbeginn werden alle den fahr-
radfreundlichen Städten zur Verfügung stehen-
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den Förderprogramme genutzt. Grundsätzlich
sieht man innerhalb der Verwaltung keine Pro-
bleme im Bereich der Förderprogramme und bei
der Handhabung der Finanzierungsinstrumente.
Problematisch ist allenfalls der Bereich der Ei-
genmittelbereitstellung, denn hier treten immer
wieder Verzögerungen durch die angespannte
Haushaltssituation der Kommune auf. Aller-
dings konnten bisher alle für den Radverkehr
vorgesehenen Mittel eingesetzt werden.

Grundsätzlich ist man bei der Stadt Aachen der
Meinung, dass die Förderstrategie in ihren
Grundzügen durchaus gut handhabbar ist. So-
wohl bei der Antragstellung als auch bei der
Einhaltung der jeweiligen Fristen und Termine
treten kaum Probleme auf, so dass die Bewilli-
gung in den meisten Fällen nur eine Frage der
Zeit ist. Die Bagatellgrenze wird zwar als nicht
sinnvoll angesehen, grundsätzlich aber stellt sie
bei der Finanzabwicklung kein unlösbares Pro-
blem dar. Im Zusammenhang mit der Errichtung
der Fahrradstation sieht es die Stadt Aachen al-
lerdings als wünschenswert an, wenn auch Be-
triebskosten gefördert würden.

8 BEWERTUNG

Quantifizierte Zielvorgaben, die in Maß und
Zahl abgeglichen werden können, gibt es kaum.
Die im VEP formulierte langfristige (!) Zielvor-
gabe der Reduktion des MIV um 30 % ist si-
cherlich (noch) nicht erreicht worden. Dabei
sind natürlich neben dem Radverkehr auch noch
ÖV und Fußverkehr zu betrachten. Mit Projekt-
beginn wurde als Ziel festgelegt, jede sechste
Autofahrt durch eine Fahrt mit dem Rad zu er-
setzen. Bezogen auf den Modal-Split bedeutet
dies eine Reduktion des Pkw-Anteils von 51 %
(Erhebung von 1991) auf 42 % bis 43 %. Da
keine aktuellen Daten zum Modal-Split vorlie-
gen, ist ein unmittelbarer Vergleich nicht mög-
lich. Bezogen auf den "alten" Radverkehrsanteil
von 10 % würde dies aber eine Erhöhung auf
18 % bis 19 % bedeuten und somit einer Ver-
doppelung des Radverkehrsanteils nahe kom-
men. Ein solch großer Zuwachs des Radverkehrs
wäre auch "nach Augenmaß" zu beobachten, so
dass vermutet werden darf, dass dieses hochge-
steckte Ziel bislang noch nicht erreicht wurde.

Ein wesentliches "Etappenziel" ist die fahrrad-
freundliche Umgestaltung des Alleenrings, der

eine wichtige Verteilerfunktion für den Radver-
kehr besitzt. Der größere Teil ist bereits umge-
setzt; weitere Teile werden in Kürze folgen. Le-
diglich im Bahnhofsumfeld wird aufgrund der
geplanten Umgestaltung des gesamten Bahn-
hofsumfeldes die Umsetzung noch etwas mehr
Zeit in Anspruch nehmen.

Die als Ziel formulierten "Orientierungshilfen
im Netz" werden in Form von Wegweisern plan-
mäßig routenweise umgesetzt; allerdings ist hier
bislang nur ein kleiner Teil installiert.

Ein wesentliches Problem bei der Umsetzung
der Planungen war die Tatsache, dass aufgrund
des Haushaltssicherungskonzeptes über einen
Zeitraum von etwa 2 ½ Jahren keine investiven
Maßnahmen möglich waren, so dass das Projekt
deutlich verzögert wurde.

Obgleich die StVO-Novellierung viele fort-
schrittliche Regelungen nun auch auf eine
rechtliche Grundlage gestellt hat, führte diese
nicht immer zu Erleichterungen. Problematisch
sind die teilweise sehr eng gesteckten Einsatz-
kriterien. So werden aufgrund der guten Erfah-
rungen mit Schutzstreifen, auch auf hochbela-
steten Straßen, die Einsatzgrenzen der
VwV-StVO als deutlich zu niedrig angesehen.
Auch erscheint der geforderte hohe Untersu-
chungsaufwand für die Öffnung von Einbahn-
straßen angesichts der Erfahrungen mit vorher
geöffneten Einbahnstraßen als überzogen.

Als vorbildlich im Gesamtkonzept anzusehen ist
die konsequente Erhöhung der Erreichbarkeit
und Durchlässigkeit der Innenstadt für den Rad-
verkehr bei gleichzeitiger "sanfter" Zurückdrän-
gung des Autoverkehrs durch die "Schleifenlö-
sung", die dennoch den "notwendigen" Auto-
verkehr ermöglicht. Unterstützt wird die un-
komplizierte Umsetzung der entsprechenden
Planungen durch die Umstrukturierung der
Verwaltung, die eine zusammenhängende Bear-
beitung deutlich erleichtert.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Bonn liegt an der Grenze zwischen der
Kölner Bucht, die sich von Bonn aus nach Nor-
den erstreckt, und dem Rheinischen Schieferge-
birge im Süden, also am Übergang vom Mittel-
rheintal in den Niederrhein. Die Bonner Innen-
stadt liegt in dem sich öffnenden Trichter in die
Kölner Bucht, wogegen einige kleinere Stadt-
teile von Bonn, vor allem im Südwesten noch
auf dem Niveau der Ville liegen. Auf den Zwi-
schenstrecken sind daher teilweise größere Stei-
gungen im Straßennetz zu verzeichnen. Davon
ist allerdings nur ein eher kleinerer Teil des
Radverkehrs betroffen; der größte Teil der
Hauptradverkehrsbeziehungen verläuft in der
Ebene.

Insgesamt hat die Stadt Bonn bei einer Gesamt-
fläche von rund 141 km² ca.
306.000 Einwohner. Geprägt wird die Bevölke-

rungsstruktur durch den hohen Anteil von Be-
schäftigten im Dienstleistungssektor, in den öf-
fentlichen Verwaltungen und anderen (teils in-
ternationalen) Institutionen sowie den großen
Studentenanteil.

Im Bonner Stadtgebiet, besonders in der Innen-
stadt und in den Stadtteilen Beuel und Bad Go-
desberg, ist das Fahrrad ein alltägliches Ver-
kehrsmittel im Straßenraum. Auffällig ist dabei,
in bestimmten Bereichen (Innenstadt, Poppels-
dorf), die Dominanz des studentischen Radver-
kehrs. Für die Wege zwischen den einzelnen
Universitätsgebäuden, die über Innenstadt und
Poppelsdorf verstreut sind, ist das Fahrrad das
konkurrenzlos schnellste Verkehrsmittel. Etwas
schwieriger sind die Fahrradverhältnisse in eini-
gen höhergelegenen Stadtteilen (Hardtberg, Ve-
nusberg, Heiderhof und weitere kleinere Stadt-
teile).

Insgesamt hat die Stadt Bonn, in weiten Teilen
des Stadtgebietes, sehr gute Voraussetzungen
für die Gestaltung einer fahrradfreundlichen
Infrastruktur.

Die Aufnahme der Stadt in die Arbeitsgemein-
schaft erfolgte im März 1995.
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2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Es gab bereits Jahre vor Eintritt in das Pro-
gramm innerhalb der Verwaltung einen Fahr-
radbeauftragten und ein gut entwickeltes Rad-
wegenetz als Grundlage einer fahrradfreundli-
chen Infrastruktur in Bonn. Da Bonn aufgrund
seiner Struktur und Stadtgestalt für das Fahrrad
als Verkehrsmittel sehr gut geeignet ist und
durch die Universität das Fahrrad im Stadtbild
keine Neuheit war, herrschte in Bonn bereits vor
Projektbeginn ein relativ gutes Fahrradklima.

Mit Aufnahme in das Projekt "Fahrradfreundli-
che Städte und Gemeinden in Nordrhein-West-
falen" 1995 bestand in Bonn ein ausgewiesenes
Radverkehrsnetz von rund 220 km. Der Großteil
mit rund 100 km waren baulich angelegte Rad-
wege, wogegen Markierungen mit gut 24 km
nur einen sehr geringen Anteil des Netzes aus-
machten. Bezogen auf die Gesamtstraßenlänge
in Bonn verfügten damit 31% der Straßen über
Radverkehrsanlagen. Seit diesem Zeitpunkt hat
sich das vorhandene Radverkehrsnetz auf
243,4 km ausgeweitet, wobei seit Beginn der
Mitgliedschaft der Maßnahmenschwerpunkt bei
den Markierungen, vor allem bei der Einrich-
tung von Schutzstreifen liegt und die Zunahme
im Bereich der baulichen Radwege mit nur
knapp 4 km sehr gering ist.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Grundsätzliches Ziel der Stadt Bonn seit Beginn
des Projektes "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" ist es, den
Radverkehrsanteil (13 % 1991) erheblich zu
steigern. Vor allem Autofahrten im Kurz- und

Mittelstreckenbereich sollen möglichst durch
Fahrten mit dem Rad ersetzt werden. Der Rad-
verkehr soll innerhalb der ökologisch und städ-
tebaulich orientierten Verkehrsentwicklungspla-
nung einen wichtigen Baustein darstellen.

Bei Projektbeitritt war es daher vorrangiges Ziel,
ein Realisierungskonzept für die verschiedenen
Einzelmaßnahmen zu erarbeiten und das bereits
vorhandenen Radwegenetz sowohl quantitativ
als auch qualitativ weiter auszubauen, um die
Infrastruktur zu verbessern und die Öffentlich-
keitsarbeit zu intensivieren.

3.2 Umsetzungsstrategie

Die Stadt Bonn ist ohne Leitantrag in das Pro-
jekt "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden
in Nordrhein-Westfalen" aufgenommen worden.
Es liegt auch kein vorheriger Ratsbeschluss über
grundsätzliche Fragen und Vorgehensweisen bei
der Radverkehrsförderung vor.

Grundlagen der Radverkehrsförderung bilden
Jahresprogramme der Bezirksvertretungen. Sie
sehen neben der Realisierung eines Radwege-
hauptnetzes und der Schließung von Netzlücken
vor allem Maßnahmen in den Bereichen Fahr-
radparken und Öffentlichkeitsarbeit vor.

Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass auch
ohne konkrete Vorlagen aus Politik und Verwal-
tung die Stadt Bonn bisher zahlreiche Maßnah-
men und Projekte umgesetzt hat, die eine sichere
und komfortable Fahrradnutzung ermöglichen
und das Verkehrsmittels Fahrrad besonders im
Innenstadtbereich als echte Alternative zum
Auto präsentieren.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Da die Stadt Bonn mit Beginn der Mitglied-
schaft weder über einen detaillierten Leitantrag
mit Zieldefinitionen für die verschiedenen Bau-
steine einer fahrradfreundlichen Stadt, noch über
einen vorherigen Grundsatzbeschluss der Politik
verfügte, musste man das Projekt schrittweise
angehen.

Die Maßnahmen werden im Rahmen der o. g.
Jahresprogramme umgesetzt, die von den Be-
zirksvertretungen beschlossen werden. Die poli-
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tische Unterstützung ist häufig sehr stark maß-
nahmenabhängig. Zwischen Rat und Bezirks-
vertretungen (mit teilweise unterschiedlichen
politischen Mehrheiten) gibt es Meinungsver-
schiedenheiten über Einzelprojekte. Auch in der
Bevölkerung sind die Meinungen zu einigen
Projekten (z. B. Adenauerallee) geteilt, so dass
gewisse Schwierigkeiten in der Politik nachvoll-
ziehbar sind.

Dennoch konnte bis jetzt ein Großteil der ange-
dachten Maßnahmen umgesetzt werden, so dass
die Stadt Bonn mit dem bisherigen Programm-
ablauf grundsätzlich zufrieden ist.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Die Stadt Bonn verfügte bereits zu Projektbe-
ginn über ein Gesamtkonzept, das im Rahmen
der Programmmitgliedschaft in Form eines Rad-
verkehrshauptnetzes überarbeitet und erweitert
wurde. Gleichzeitig stand die Schließung von
Netzlücken, besonders durch die Öffnung von
Einbahnstraßen und ein Fahrradstraßenkonzept
im Vordergrund der Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Wegeinfrastruktur. Besonders wir-
kungsvoll war dabei die überwiegend zügige
Umsetzung des Schutzstreifenprogramms, wo-
durch insbesondere im Jahre 1997 Radverkehrs-
anlagen in großem Umfang geschaffen wurden.
Auf Basis der novellierten StVO wurde eine
Untersuchung der Einbahnstraßen vorgenom-
men und ein Stufenprogramm zur Öffnung aller
hierfür geeigneten Einbahnstraßen aufgestellt.
Ebenso werden weitere Fahrradstraßen unter-
sucht und empfohlen.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Im Juni 1997 gab es auf Bonner Stadtgebiet an
10 Haltestellen Bike & Ride-Anlagen, die ins-
gesamt 685 Stellplätze anbieten, von denen 100
Stellplätze überdacht sind, sowie je 12 Fahrrad-
boxen am Hauptbahnhof und am Beueler Bahn-
hof. Das vorhandene Angebot soll auch in den
nächsten Jahren erweitert werden, so dass an
weiteren schienengebundenen VRS-Haltestellen
wettergeschützt, platzsparend und sicher Fahrrä-

der abgestellt werden können. Insgesamt sollen
an 11 weiteren Haltepunkten rund 350 über-
dachte Stellplätze eingerichtet werden. Dieses
Angebot soll mit rund 50 Fahrradboxen an aus-
gesuchten Haltestellen des Schienenverkehrs er-
gänzt werden.

Außerdem wurde im Juni 2000 am Hauptbahn-
hof eine Fahrradstation mit zunächst 300 Fahr-
radstellplätzen eröffnet. Die Fahrradstation ist in
der von der DB zur Verfügung gestellten ehe-
maligen Expressgut-Abfertigung angesiedelt.
Betreiber ist die Caritas Bonn, die in der Fahr-
radstation mit einem Arbeitslosenprojekt eine
Servicestation rund ums Fahrrad aufbauen will.
Das Service-Angebot umfasst die Bewachung,
Reinigung und Pflege, Reparaturen, aber auch
touristische Beratung und Information in Zu-
sammenarbeit mit dem ADFC, Fahrradcodie-
rung und Spinde für Helme und Taschen. Die
300 Stellplätze werden allerdings als überhaupt
nicht ausreichend angesehen, so dass es schon
jetzt Überlegungen gibt, im Zuge der Neuord-
nung des Bahnhofsumfeldes in Bonn eine Fahr-
radstation mit bis zu 2.000 Stellplätzen einzu-
richten, wobei auch ein günstigerer Standort an-
gestrebt wird.

4.3 Fahrradparken

Die Stadt Bonn verfügt über insgesamt rund
4.400 Fahrradständer (Stand Mitte 2000). Bis
1994 wurden 3.250 Ständer durch eine Werbe-
firma aufgestellt. Danach erfolgte parallel
hierzu, die Aufstellung stadteigener Abstellanla-
gen.

Das Bestreben von privater Seite, Ständer aufzu-
stellen, scheitert oft an den hohen Kosten der
Aufstellung und Beschaffung (das Modell ist
von der Stadt einheitlich im gesamten Stadtge-
biet vorgeschrieben) bzw. der laufenden Unter-
haltung und Versicherung.

4.4 Wegweisung

In Bonn gab es bereits viele Jahre vor Projekt-
beginn zu einem Zeitpunkt, als Fahrradwegwei-
sung noch weitgehend unbekannt war, eine ei-
genständige Fahrradwegweisung, die allerdings
nicht mehr den heutigen Anforderungen an eine
"fahrradfreundliche" Wegweisung entspricht.
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Daher war es Ziel, bei Aufnahme in das Pro-
gramm, das vorhandene Beschilderungssystem
nach den aktuellen Erkenntnissen zu modifizie-
ren. Die wichtigste Änderung des Wegwei-
sungssystems bezieht sich in Bonn auf die
Schriftgröße. Da bereits größere Abschnitte mit
dem "alten" System ausgewiesen sind, versucht
man einen fließenden Übergang zwischen den
Wegweisungssystematiken zu finden, indem
man

die vorhandenen Schilder in das neue Sys-
tem integriert und

dabei die gewonnenen Erfahrungen anderer
Städte und Gemeinden berücksichtigt.

Der Hauptausschuss hat Ende des Jahres 1998
über die Realisierung der zukünftigen Fahrrad-
wegweisung (gemäß den neuen Empfehlungen
der Landesrichtlinien) einen entsprechenden Be-
schluss gefasst. Insgesamt werden bis 2000 neun
Hauptrouten für das Bonner Stadtgebiet ausge-
arbeitet, auf denen die neue Beschilderung um-
gesetzt wird. 1999 wurden die ersten beiden
Routen bereits mit der Wegweisung versehen.
Hierbei handelt es sich um die parallel zum
Rhein geführten Radwege, die gleichzeitig Be-
standteil des Erlebniswegs Rheinschiene sind.
Weitere Routen werden im Jahr 2000 umgesetzt.

4.5 Serviceangebote

Einen breiten Service für alle Angebote rund um
die Mobilität der Bonner und der Touristen bie-
tet seit 1999 die bei der "Bonn Information" an-
gesiedelte "Bonn Mobil". Zentral in der City
gelegen können sich hier Besucher rund um die
verschiedensten Service-Angebote des Umwelt-
verbundes informieren. Hier gibt es auch Fahr-
radkarten und Informationen rund ums Rad fah-
ren, u. a. auch in Zusammenarbeit mit dem
ADFC.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Durch die Öffentlichkeitsarbeit will man vor al-
lem das Klima für das Verkehrsmittel Fahrrad
verbessern und mehr Akzeptanz für die Maß-
nahmen und Projekte zu erreichen. Im Gegen-
satz zu vielen anderen Kommunen wird dabei
auch eine zu isolierte Betrachtung des Themas

Fahrrad vermieden und statt dessen der Um-
weltverbund in seiner Gesamtheit beworben.

Bis 1997 war die Öffentlichkeitsarbeit der Stadt
Bonn im Rahmen des Programms "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen" noch stark maßnahmengebun-
den. Neuerdings wird versucht, die Öffentlich-
keitsarbeit als eigenständigen Baustein innerhalb
des Projektes anzusehen und in das Konzept des
Umweltverbundes zu integrieren. Ein besonde-
rer Bestandteil der Bonner Öffentlichkeitsarbeit
ist die Vermarktung von modischen Acces-
soires, die mit dem Logo "Fahrradfreundliche
Stadt Bonn" versehen sind. Großen Wert legt
man dabei auf die Tatsache, dass hier nicht nur
der kurzfristige Werbeeffekt im Vordergrund
steht, sondern qualitativ hochwertige T-Shirts,
Kappen, Konferenztaschen und Ansteckpins, die
in der Tourist-Information verkauft werden, bei
denen die sichtbare Werbung für das Verkehrs-
mittel Fahrrad eher zurückhaltend ist.

Großer Beliebtheit bei der Bevölkerung erfreuen
sich auch die Fahrradfeste des ADFC, die in Zu-
sammenarbeit mit der Stadt, auf dem zentral
gelegenen Münsterplatz, mitten in der Fußgän-
gerzone stattfinden. Weiterhin unterstützte die
Stadt Bonn auch den Fahrradstadtplan des
ADFC und leistete somit einen Beitrag zur Ori-
entierung im Netz.

Neben diesen Angeboten, die sich vor allem an
die Bonnerinnen und Bonner richten, sind in
Bonn in den letzten Jahren auch zahlreiche tou-
ristische Angebote entwickelt worden, die das
Fahrrad als Freizeit- und Tourismusverkehrs-
mittel attraktivieren. Wichtigstes Element ist
hierbei der "Erlebnisweg Rheinschiene" zwi-
schen Bonn und Duisburg mit verschiedenen
Sehenswürdigkeiten: römische Siedlung, mo-
derne Industrieanlagen, Trinkwassergewinnung
oder sich wieder ansiedelnde Fischarten. Die
Stadt Bonn hat in diesem Projekt die Federfüh-
rung übernommen und gilt gemeinsam mit den
Städten Duisburg, Düsseldorf und Köln als Initi-
ator des fahrradtouristischen Vorhabens. In die-
sem Zusammenhang ist auch der neue Radrou-
tenplan zu nennen, der zusätzlich zwei neue tou-
ristische Rundrouten zu wichtigen Bonner Se-
henswürdigkeiten umfasst, und einen guten
Überblick über die fahrradfreundlichen Strecken
im Bonner Stadtgebiet gibt.
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4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Die Stadt Bonn hat das Thema Verkehrssicher-
heit vor allem in die Aktionswoche "Rund ums
Rad" zum dritten Bonner Fahrradkongress ein-
gebunden. An zahlreichen Grundschulen wurden
Fahrradschulen durchgeführt, die die Sicherheit
der Kinder im Straßenverkehr verbessern sollen
und sie über die neuen Regelungen, die das Rad-
fahren betreffen, informieren.

Bei der Sicherheitsarbeit zum Thema Radver-
kehr setzt die Stadt Bonn zudem auf eine enge
Kooperation mit dem Ortsverband des ADFC,
der seinerseits immer wieder Angebote zur Ver-
besserung der Verkehrssicherheit der radelnden
Verkehrsteilnehmer erarbeitet (Radfahrkurse,
Beleuchtungsaktionen etc.).

Weiterhin werden Themen zur Verkehrssicher-
heit rund ums Fahrrad auf dem jährlich stattfin-
denden Verkehrssicherheitstag in der Öffent-
lichkeit präsentiert. Hier werden insbesondere
Kinder angesprochen, die mit Theater und zahl-
reichen Mitmachaktionen für dieses Thema sen-
sibilisiert werden sollen.

Die Maßnahmen und Aktionen der Stadt Bonn
führen dazu, dass sich die positive Entwicklung
der Unfallzahlen seit 1990 kontinuierlich fort-
setzt. Bei den Radfahrern als auch bei den Fuß-
gängern reduzierte sich die Zahl der Verletzten
deutlich.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Spezielle Untersuchungen wurden in Bonn vor
allem über die Schutzstreifen für den Radver-
kehr entlang der Meckenheimer Allee und im
Bereich Oxfordstraße/Bertha-von-Suttner-Platz
zwischen Kasernenstraße und Wenzelgasse
durchgeführt. Da über diesen Themenbereich
zum Zeitpunkt der Bonner Untersuchungen noch
keine abgesicherten Aussagen vorlagen, galt be-
sonders die Einrichtung des Schutzstreifens
entlang der Meckenheimer Allee (bedeutende
Hauptachse sowohl für den Busverkehr als auch
für den studentischen Radverkehr) als eine Art
Versuchsphase, durch die Aussagen zu Auswir-
kungen, Akzeptanz und Verkehrssicherheit
möglich werden sollten. Die rundweg positiven

Ergebnisse waren Grundlage für den flächende-
ckenden Einsatz von Schutzstreifen in ganz
Bonn.

Als besondere Aktivitäten kann man in Bonn
sicherlich die Durchführung der Bonner Fahr-
radkongresse herausheben, die 1991 unter dem
Titel "Mensch-Umwelt: Fahrrad", 1993 unter
dem Motto "Vorfahrt für Bahn, Bus und Rad",
1997 mit dem Leitsatz "Fahrrad - Wege aus der
Immobilität" und 1999 mit dem Schwerpunkt
"Radverkehr fördern – Wirtschaft umweltge-
recht entwickeln" durchgeführt wurden. Auf den
zusammen mit ADFC und Landesministerien
veranstalteten Kongressen trugen hochkarätige
Fachleute aus dem In- und Ausland vor und
lockten so deutschlandweit Fachpublikum an.
Wegen des großen Erfolges ist vorgesehen, die
Bonner Fahrradkongresse zur festen Einrichtung
im Zweijahresrhythmus werden zu lassen.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Die Koordination der Einzelmaßnahmen im
Projekt "Fahrradfreundliches Bonn" wird von
einer Mitarbeiterin im Stadtplanungsamt wahr-
genommen, die auch als Ansprechpartnerin für
alle Belange des Radverkehrs zuständig ist.
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Außerdem gibt es eine Projektgruppe "Radver-
kehrsnetz Bonn", die alle Maßnahmen und Pro-
gramme stadtintern abstimmt.

Externe Teilnehmer am Entscheidungsprozeß
wie Polizei, Stadtwerke und Schulen, werden je
nach Einzelfall hinzugezogen und die Sach-
kenntnis des ADFC durch generelle Beteiligung
genutzt. Zumeist können mit allen Beteiligten
Kompromisse gefunden werden, so dass sich
diese Art der Zusammenarbeit aus Sicht der
Stadt Bonn bewährt hat.

7 FINANZIERUNG

Bei der Finanzierung der Maßnahmen im städti-
sche Haushalt gab es bisher keine Probleme.
Vielmehr traten häufiger Schwierigkeiten im
Bereich der Bewilligungsbescheide auf, da diese
oft zu spät kommen und die Einplanungsgesprä-
che einen zu langen Vorlauf brauchen. Dies
führte teilweise dazu, dass Maßnahmen nicht
zeitnah realisiert werden konnten.

8 BEWERTUNG

Wichtiges Ziel der Stadt Bonn ist eine deutliche
Erhöhung des Radverkehrsanteils (von 13 %
1991 auf ca. 20 % zum Abschluss der Projekt-
laufzeit). Eine Untersuchung im Jahre 1999 er-
gab einen Radverkehrsanteil von 17 %; d. h. gut
die Hälfte des abgestrebten Zieles ist bereits
jetzt erreicht. Im gleichen Zeitraum nahm der
ÖPNV-Anteil um zwei Prozentpunkte zu und
der Fußgängeranteil um zwei Prozentpunkte ab.
Berücksichtigen muss man noch die Tatsache,
dass die Einführung des Semestertickets auch
deutlich zu Lasten des studentischen Radver-
kehrsanteils gegangen sein dürfte (Untersuchun-
gen aus den Niederlanden legen diesen Schluss
nahe). Dies trug wesentlich zur Zunahme des
ÖPNV-Anteils bei. Der deutliche Zuwachs des
Radverkehrs erscheint unter diesen Umständen
besonders respektabel.

Das Ziel, den quantitativen und qualitativen
Ausbau des Radverkehrsnetzes verstärkt zu
betreiben, ist von der Stadt Bonn in weiten Be-
reichen bereits erreicht. Insbesondere das zügig
umgesetzte Schutzstreifenprogramm hat hierzu
einen wesentlichen Beitrag geleistet. Als vor-
bildlich ist sicherlich der Elan, mit der die Rad-

verkehrsförderung in der ersten Zeit nach Auf-
nahme in die Arbeitsgemeinschaft betrieben
wurde, zu nennen. Dabei setzte die Stadt Bonn
auch durchaus nicht unumstrittenen Maßnahmen
um, wie etwa die Markierung von großzügig
dimensionierten Radfahrstreifen auf der Ade-
nauerallee, einer wichtigen Nord-Süd-Verbin-
dung sowohl für den Radverkehr als auch für
den Kfz-Verkehr. Auch auf anderen Hauptver-
kehrsstraßen wurden teilweise großzügig be-
messene Markierungslösungen im Fahrbahn-
raum realisiert, wodurch gerade in besonders
schwierigen Problembereichen relativ kurzfristig
vernünftige Angebote hergestellt werden konn-
ten.

In letzter Zeit hat die Stadt Bonn auch interes-
sante Ansätze im Bereich der Öffentlichkeitsar-
beit entwickelt, wenngleich die – auch gegen-
über anderen Maßnahmen, die den Umweltver-
bund bevorrechtigen – nicht immer wohlwol-
lende Berichterstattung in Teilen der Lokal-
presse erschwerend wirkt. Der Öffentlichkeit
wird so oftmals das Gefühl vermittelt, dass die
Umsetzbarkeit, Nützlichkeit und Sicherheit der
Maßnahmen in Frage zu stellen sei. Hier wäre
sicherlich eine offensivere Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit angebracht, die die Planungen aus
Sicht der Stadt darstellt und Vorteile und Wirk-
samkeit der Maßnahmen aufzeigt und gleichzei-
tig auf konstruktive Kritik reagiert. Dass Inter-
esse an Veranstaltungen zum Thema Fahrrad in
Bonn besteht, zeigen die sehr gut besuchten Ak-
tionen im Rahmen der Fahrradaktionswochen.

Es bleibt abzuwarten, wie das Programm wei-
terläuft, nachdem die neue Ratsmehrheit vor der
Wahl den Rückbau wichtiger Radverkehrsinfra-
strukturelemente angekündigt und mittlerweile
auch begonnen hat (vgl. Maßnahmendokumen-
tation). Nachdem die neue Ratsmehrheit ur-
sprünglich auch die Entlassung der Fahrradbe-
auftragten angekündigt hatte, ist diese nun doch
nicht gekündigt worden; sie darf sich aber – ob-
schon weiter für Fragen des Radverkehrs zu-
ständig – nicht mehr "Fahrradbeauftragte" nen-
nen.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Brühl liegt linksrheinisch auf halbem
Wege zwischen Köln und Bonn an der DB-Stre-
cke Köln - Koblenz. Mit rund 43.500 Einwoh-
nen auf 36 qkm ist Brühl eine Mittelstadt mit der
Funktion eines Mittelzentrums in der Ballungs-
randlage von Köln und Bonn. Der größere Teil
des Stadtgebietes liegt in der Ebene der Köln-
Bonner-Bucht. Lediglich ein kleinerer Teil der
Fläche im Westen Brühls liegt am Anstieg zur
Ville, welcher durch früheren Braunkohleabbau
teilweise anthropogen überformt ist. Diese topo-
graphisch bewegten ehemaligen Abgrabungsflä-
chen liegen im Naturpark Kottenforst-Ville und
spielen somit nur im Freizeitverkehr eine Rolle.

Der größte Teil der Brühler Bevölkerung wohnt
im flachen Bereich des Rheintales, so dass die
Topographie für die allermeisten Wege im
Stadtgebiet kein Hindernis darstellt. Da Brühl
eine gewachsene Stadt ist, leben neun von zehn
Brühlern in nicht mehr als drei Kilometern Ent-
fernung vom Stadtkern, also in idealer Fahrrad-
entfernung. Der für die zahlreichen Pendler
wichtige Bahnhof befindet sich am Innenstadt-
rand und liegt damit ähnlich günstig.

Die Steigungsstrecken betreffen nur wenige
Wegebeziehungen; die Autobahn und die DB-
bzw. Stadtbahngleisanlagen haben zahlreiche
Querungsmöglichkeiten, so dass dem Radver-
kehr in Brühl keine nennenswerten Barrieren im
Wege stehen.

Insgesamt sind die Rahmenbedingungen für die
Fahrradnutzung in Brühl also recht günstig.

Die Stadt Brühl ist Gründungsmitglied (1993)
der AGFS.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Aufgrund der oben genannten günstigen Aus-
gangsbedingungen war das Fahrrad in Brühl
schon immer ein allgemein anerkanntes und
häufig genutztes Verkehrsmittel. In kleinerem
Maßstab wurde bereits seit den siebziger Jahren
der Radverkehr spürbar gefördert, ohne dass es
sich hierbei um ein zusammenhängendes Pro-
gramm gehandelt hat. Bundesweit bekannt
wurde Ende der siebziger Jahre Brühls Vorrei-
terrolle bei der Öffnung von Einbahnstraßen für
gegenläufigen Radverkehr. Auch bei der weite-
ren Förderung des Radverkehrs wurde häufig
auf seinerzeit neue Elemente zurückgegriffen
wie z. B. Radfahrstreifen und die Freigabe der
Fußgängerzone für den Radverkehr.

Im Rahmen des 1991 fertiggestellten Verkehrs-
entwicklungsplanes wurde dem Radverkehr be-
sondere Beachtung zuteil. Im eigenständigen
Teilbericht Radverkehr wurde ein gesamtstädti-
sches Radverkehrskonzept erstellt. Dieses um-
fasst, neben einem Netzkonzept, diverse Einzel-
maßnahmen sowie Begleitkomponenten.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Im Leitantrag der Stadt Brühl gibt es keine kon-
kreten Aussagen zu Zielvorstellungen bezüglich
des Modal Split-Anteils, den das Fahrrad nach
10 Jahren "Fahrradfreundliche Stadt Brühl" er-
reicht haben sollte.

Allgemeine Zielvorgabe ist die Gestaltung von
fahrradfreundlicher Infrastruktur möglichst im
ganzen Stadtgebiet und durch vielfältige Maß-
nahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit ei-
nen Beitrag zur Entwicklung eines fahrrad-
freundlichen Klimas zu leisten.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 16

3.2 Umsetzungsstrategie

Brühl hat sich mit fünf Jahren Projektlaufzeit
einen sehr engen Rahmen gesetzt, der aber auch
einen gewissen Handlungsdruck auf Politik und
Verwaltung ausübt und daher Entscheidungen
oftmals beschleunigt hat.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Durch Probleme bei der Projektabwicklung ist
es teilweise zu Verschiebungen innerhalb des
Zeitplanes gekommen, so dass sich der geplante
Zeithorizont von drei Jahren, auf fünf bis sechs
Jahre, ausgedehnt hat. Dennoch konnten alle ge-
planten Maßnahmen umgesetzt werden und mit
der im August 2000 eröffneten Fahrradstation
sind die Projekte im infrastrukturellen Bereich
größtenteils abgeschlossen.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

In Brühl wurde eine dreistufig hierarchisch ge-
gliederte Netzstruktur gewählt. Das tragende
Netz stadtteilverbindender Hauptachsen wird
durch Hauptsammelrouten und Erschließungs-
strecken verdichtet. Die Netzplanung ist abge-
schlossen.

Der Ausbau der einzelnen Routen erfolgt im we-
sentlichen entsprechend den Netzkategorien.
Dies bedeutet insbesondere, dass die Hauptach-
sen vorrangig behandelt werden und einen be-
sonders hohen Ausbaustandard erhalten. Der
Schwerpunkt des Maßnahmenkonzeptes für
Radverkehrsanlagen liegt bei markierungstech-
nischen Maßnahmen im Fahrbahnraum. Über-
wiegend handelt es sich hier um Schutzstreifen
für Radfahrer. Insgesamt wurden auf Gemein-
destraßen rund 7 km und auf Landesstraßen rund
13 km Radfahrstreifen und Schutzstreifen mar-
kiert. Um die Markierung auf den Landesstra-
ßen, die im Brühler Stadtgebiet wichtige Ver-
bindungen darstellen, zu ermöglichen, wurde
zwischen der Stadt Brühl und dem Landschafts-
verband Rheinland als zuständigem Baulastträ-
ger eine Verwaltungsvereinbarung getroffen, die
die Finanzierung der Markierungsarbeiten si-
cherstellte. Die Hauptachsen sind teilweise auch

als hochwertige freie Wege angelegt. Das
Hauptachsennetz ist weitgehend fertiggestellt.
Bei den untergeordneten Netzkategorien besteht
nur noch in Teilbereichen Bedarf an Radver-
kehrsanlagen; überwiegend verlaufen die Rou-
ten auf Strecken, an denen keine besonderen
Maßnahmen für den Radverkehr erforderlich
sind.

Als besonderen Maßnahmenkomplex hat die
Stadt Brühl bis Ende 1997 im gesamten Stadtge-
biet flächendeckend alle Einbahnstraßen geöff-
net, so dass für die Fahrradfahrer viele unnötige
Umwegfahrten entfallen und die Netzlücken in
der Innenstadt wirkungsvoll geschlossen werden
konnten.

Eine ungewöhnlich mutige Maßnahme ist die
Vorfahrtregelung im Zuge der Villebahn. Hier-
bei handelt es sich um eine selbständig geführte
Hauptachse des Radverkehrs auf einer aufgelas-
senen Bahntrasse. Weil unter Netzaspekten
diese Radverkehrsachse zwei zu querenden Ne-
benstraßen übergeordnet ist, erhielt der Radver-
kehr hier konsequenterweise auch den Vorrang.
Da diese Regelung baulich und gestalterisch
auch dem Kraftfahrzeugverkehr eindeutig ver-
mittelt wird hat sie sich in der Praxis bewährt.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Ziel ist die Ausstattung der beiden DB-Bahn-
höfe und aller Stadtbahnhaltestellen mit qualita-
tiv und quantitativ ausreichenden Bike & Ride-
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Anlagen um Verkehrsanteile auf den Umwelt-
verbund zu verlagern. Beide DB-Bahnhöfe wur-
den mit hochwertigen, überdachten Abstellanla-
gen ausgestattet, darüber hinaus erhielt der
Bahnhof Brühl noch Fahrradboxen. Diese wur-
den inzwischen durch eine bewachte Fahrrad-
station mit ca. 300 Stellplätzen ersetzt. Bis dahin
verfügte die erweiterte Bike & Ride-Anlage am
Bahnhof Brühl über 144 Fahrradabstellplätze
und 35 Fahrradboxen. Die Tatsache, dass die Er-
richtung dieser modernen Abstellanlage zu einer
Erhöhung der Zahl der abgestellten Räder um
137 % führte und die Anlage nach kurzer Zeit
überlastet war, macht deutlich, welch hohes
Bike & Ride-Potenzial in Brühl besteht.

Im Zuge der kürzlich erfolgten Modernisierung
und Erweiterung der Bike & Ride-Anlagen an
der Stadtbahnlinie 18 verfügen nunmehr alle
Haltestellen über diebstahlsichere, überdachte
Abstellanlagen, die teilweise noch um Fahrrad-
boxen ergänzt wurden.

4.3 Fahrradparken

Mit dem Fahrradabstellanlagenkonzept für
hochwertige Abstellanlagen soll insbesondere
der Anteil des Fahrrades im Einkaufsverkehr ge-
steigert werden. Daher wurden im Innenstadtbe-
reich (Fußgängerzone) eine Vielzahl dezentraler
Abstellanlagen möglichst zielnah geplant. Auch
die weiterführenden Schulen wurden mit hoch-
wertigen Abstellanlagen ausgestattet (sicherer
Halt, Diebstahlschutz, möglichst überdacht).
Das Fahrradabstellkonzept ist abgeschlossen.

Insgesamt wurden in der Brühler Innenstadt 573
Fahrradständer installiert. Der größere Teil der
Abstellanlagen an den Schulen ist überdacht; die
übrigen Ständer sind dezentral im Bereich der
Fußgängerzone verteilt. Hinzu kommen am

Bahnhof Kierberg 29 überdachte Fahrradständer
und 10 Fahrradboxen, sowie 25 wegen der star-
ken Nachfrage zusätzlich installierte Fahrrad-
boxen an der Bike & Ride-Anlage am Bahnhof
Brühl. Letztere wurden inzwischen im Zuge der
Errichtung der Fahrradstation auf die Stadtbahn-
haltestellen verteilt.

4.4 Wegweisung

Die Fahrradwegweisung soll Radfahrern den
kürzesten und besten Weg zum Ziel zeigen, wo-
bei dieser häufig von der Routenführung für den
Kfz-Verkehr abweicht. Die Schilder zeigen
Klartext (statt Routennummern) und sind gut
lesbar. Weiterhin wird vom Vorhandensein einer
Fahrradwegweisung ein Werbeeffekt für die
Fahrradnutzung erwartet. Das Fahrradwegwei-
sungskonzept wurde 1995 umgesetzt.

4.5 Serviceangebote

Die Diskrepanz zwischen den für Autofahrern
verfügbaren Dienstleistungen und denen, derer
sich Radfahrer bedienen können, soll abgebaut
werden. Wichtigster erster Schritt ist die Fahr-
radstation am Bahnhof (vgl. bike & ride), die
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über die Dienstleistung "Bewachung" hinaus
auch einen Reparaturservice, Fahrradvermietung
und andere fahrradbezogene Dienstleistungen
anbietet. Hinzu kommen noch Einzelmaßnah-
men wie z. B. das Angebot einer Fahrradwache
bei Großveranstaltungen.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Alle Maßnahmen die im Rahmen des Projektes
"Fahrradfreundliche Stadt Brühl" laufen stehen
unter dem Motto "Brühl - Stadt der kurzen
Wege", mit dem eine intensive Öffentlichkeits-
arbeit durchgeführt wird.

Neben der Erstellung von maßnahmenbezoge-
nen Faltblättern werden in Brühl im Rahmen der
Öffentlichkeitsarbeit auch zahlreiche Aktionen
und Veranstaltungen durchgeführt, die das Ver-
kehrsmittel Fahrrad mehr in den Mittelpunkt des
öffentlichen Interesses rücken sollen. Besonders
erfolgreich war dabei die Kilometerzähleraktion,
die allerdings schon vor Beitritt in das Pro-
gramm "Fahrradfreundliche Städte und Gemein-
den in Nordrhein-Westfalen" durchgeführt
wurde.

Daneben hat die Stadt Brühl an zahlreichen Ver-
anstaltungen (Verkehrssicherheitstage NRW,

Messestände der "Arbeitsgemeinschaft Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen", Velo-Regio-Kongress in
Troisdorf etc.) teilgenommen, die sich alle gro-
ßer Akzeptanz erfreuten und bei denen viele As-
pekte der Fahrradförderung erläutert und ver-
ständlich gemacht werden konnten.

Als Ergänzung zur Wegweisung wurde 1993 ein
Radfahrstadtplan herausgegeben. Neben einer
qualitativ bewerteten Netzdarstellung beinhaltet
der Plan auch weitergehende Informationen zum
Radverkehr, etwa zur Fahrradmitnahme in öf-
fentlichen Verkehrsmitteln sowie die Telefon-
nummer des Fahrradbeauftragten.

Im Rahmen des in Brühl eingeführten Mobili-
tätsmanagements spielt eine verstärkte Öffent-
lichkeitsarbeit für den Radverkehr eine beson-
dere Rolle. Neben der maßnahmenbezogenen
Öffentlichkeitsarbeit ist eine strategische Öf-
fentlichkeitsarbeit mit übergeordneter Zielset-
zung initiiert worden. Diese Arbeit soll in den
nächsten Jahren intensiviert werden.

Zu dieser strategischen Öffentlichkeitsarbeit ge-
hört das jährlich stattfindende Umweltverbund-
fest "Sympathie für neue Wege". In der Brühler
Innenstadt wird durch verschiedene Organisati-
onen u. a. das Fahrradfahren beworben. Ebenso
gehört zu dieser strategischen Öffentlichkeitsar-
beit der Vorbildcharakter der Verwaltung. Für
Dienstfahrten stehen mittlerweile 20 Dienstfahr-
räder und ein Lastenrad zur Verfügung. Diese
werden rege in Anspruch genommen. Ein ande-
res wesentliches Element der strategischen Öf-
fentlichkeitsarbeit ist die Mobilitätserziehung.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Auch in Brühl sind bereits mehrmals Verkehrs-
sicherheitstage gemeinsam mit dem ADFC or-
ganisiert worden. In den letzten Jahren stand der
Verkehrssicherheitstag unter dem Motto "Kinder
sehen es anders". Hauptmitveranstalter war der
Kinderschutzbund. Das Thema Radverkehr war
hierbei ein zentrales Thema.

1998 wurde eine Kinderunfallkommission mit
Vertretern von Kinderschutzbund, Polizei und
Verwaltung gegründet, die die Aufgabe hat,
Kinderunfälle auszuwerten und entsprechende
Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten. Bei
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drei Viertel der Kinderradfahrunfälle ist der er-
wachsene Unfallgegner Hauptverursacher. Da-
her wird derzeit eine Wanderausstellung erstellt,
in der u. a. die besonderen entwicklungspsy-
chomotorischen Voraussetzungen der Kinder
bezüglich der Verkehrsteilnahme dargestellt
werden. Diese Ausstellung, zu der auch Video-
spots gehören, soll in Einrichtungen mit starkem
Publikumsverkehr ausgestellt werden.

In den beiden letzten Jahren sind an allen wei-
terführenden Schulen in Brühl, in Zusammenar-
beit mit der Polizei, die Fahrräder auf Verkehrs-
sicherheit überprüft worden. Brühler Fahrrad-
händler haben kleinere Reparaturen vor Ort di-
rekt und für die Schüler kostenlos vorgenom-
men.

Für alle Schulen wurden Arbeitskreise zur Mo-
bilitätserziehung gegründet, in denen schulische
Verkehrssicherheitsbeauftragte, Kinderschutz-
bund, Polizei und Schulaufsicht, die schulische
Mobilitätserziehung koordinieren. Sie verfolgen
insbesondere das Ziel, Alternativen aufzuzeigen
und die Kinder aktiv in eine anzustrebende Ver-
änderung der Verkehrsumwelt einzubinden.
Über die Arbeitskreise erhalten die Schulen ver-
schiedenste Unterrichtsmaterialien, aufgrund de-
rer z. B. das Projekt "Fahrradwerkstatt" einge-
richtet wurde.

Des Weiteren werden in Brühl regelmäßige Be-
fahrungen des Radverkehrsnetzes durchgeführt,
an denen neben Mitarbeitern der Verwaltung
auch die Polizei, und die zuständigen Planer ei-
nes externen Ingenieurbüros teilnehmen. Wich-
tig für die Verkehrssicherheit ist die in diesem
Kontext durchgeführte Nachtbefahrung, die vor
allem die soziale Sicherheit der Radfahrer auf
den verschiedenen Strecken im Brühler Stadtge-
biet untersuchte. Dieser Aspekt der Verkehrssi-
cherheit von Radfahrern wird oftmals nicht be-
dacht oder in seiner Bedeutung für die Fahrrad-
nutzung unterschätzt. Von daher ist der Ansatz
durch Befahrungen, Mängel und Probleme zu
erkennen, sicherlich auch für andere Städte emp-
fehlenswert, zumal bei Dunkelheit oftmals Pro-
bleme deutlicher auftreten, die bei Tage nicht zu
erkennen sind.

5 SPEZIELLE UNTERSU-
CHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Wichtige Impulse für die Entwicklung von fahr-
radfreundlichen Fördermaßnahmen in Brühl
gingen von der Delft-Exkursion mit den zustän-
digen Mitarbeitern der Stadtverwaltung und ver-
schiedenen Ratsmitgliedern aus. Hier konnten
viele Anregungen für die Gestaltung einer fahr-
radfreundlichen Infrastruktur und die Förderung
eines guten Fahrradklimas gewonnen werden.
Viel wichtiger noch war aber die Motivation der
Handlungs- und Entscheidungsträger. Das "Er-
radeln" einer in der Entwicklung weiter fortge-
schrittenen "Fahrradstadt" bestärkte die Fort-
entwicklung der eigenen Radverkehrspolitik.

Eine ganz außergewöhnliche Maßnahme stellte
eine Nachtbefahrung dar. Ausgehend von der
Erkenntnis, dass Mängel bei der sozialen Si-
cherheit im öffentlichen Raum ein wesentliches
Hemmnis gegen die Fahrradnutzung darstellen,
wurden als problematisch angesehene Bereiche
bei einer Nachtbefahrung untersucht und vor Ort
Lösungsvorschläge entwickelt.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Bei der Stadt Brühl wird einmal im Jahr eine
Radverkehrsnetzbefahrung mit Vertretern der
Verwaltung, der Polizei, Mitgliedern von ADFC
und Kinderschutzbund sowie Politikern und
Fachplanern durchgeführt. Aufgrund der dabei
erfassten Mängel und Probleme wird ein Maß-
nahmenkatalog aufgestellt, der dann im Folgen-
den durch spezielle problemspezifische Maß-
nahmen abgearbeitet wird. Durch diese Handha-
bung ist gewährleistet, dass alle Beteiligten di-
rekt vor Ort und ohne großen Aufwand ihre An-
regungen und Bedenken äußern können und
gemeinsam eine Lösung erarbeitet wird, mit der
die verschiedenen Interessenvertreter zufrieden
sind. Durch die selbständige Befahrung werden
dabei auch Schwierigkeiten offenkundig, die
sich möglicherweise auf dem Plan nicht erken-
nen lassen, deren Lösung und Entschärfung
dann aber schnell vorangetrieben werden kann.

Innerhalb der Verwaltung steht der Fahrradbe-
auftragte als zentraler Ansprechpartner für alle
Fragen des Radverkehrs zur Verfügung. Durch
die Umstrukturierung der Verwaltung war die
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Anordnungsbehörde zeitweise der Planung zu-
geordnet, so dass die anderenorts häufigen dies-
bezüglichen "Reibungsverluste" weitestgehend
ausblieben und auch außergewöhnliche Planun-
gen unproblematisch umgesetzt werden können.
Im Zuge weiterer Umstrukturierungen wurde die
Anordnungsbehörde allerdings wieder dem
Fachbereich Ordnung zugeordnet.

1996 wurde der Aufgabenbereich des Mobili-
tätsbeauftragten geschaffen mit dem Ziel, ein
kommunales Mobilitätsmanagement zur Förde-
rung des Umweltverbundes in die Wege zu lei-
ten. Der Mobilitätsbeauftragte führt innerhalb
der Verwaltung die unterschiedlichen mobili-
tätsrelevanten Zuständigkeiten zusammen. Er ist
die zentrale Anlauf- und Beschwerdestelle für
alle Verkehrsteilnehmer, Kontaktperson für die
Verkehrsbetriebe und zuständig für eine zielge-
richtete Öffentlichkeitsarbeit.

7 FINANZIERUNG

Für das Projekt ist ein Gesamtvolumen von
3 Mio. DM vorgesehen, das sich nach der Pla-
nung zu Projektbeginn mit jeweils einer Mio.
DM auf die Jahre 1994 bis 1996 verteilen sollte.
Durch Verzögerungen bei der Umsetzung wur-
den die ersten Mittel aber erst im Jahr 1995 ab-
gerufen, so dass man gegenüber der ursprüngli-
chen Zeitplanung um ein Jahr verschoben ist.
Dies bedeutet aber auch, dass ab 1999 keine
weiteren Mittel für Neubaumaßnahmen vorgese-
hen sind (Ausnahme: Fahrradstation).

Die Stadt Brühl nutzt im Rahmen des Pro-
gramms "Fahrradfreundliche Stadt Brühl" alle
zur Verfügung stehenden Fördermöglichkeiten,
wobei die Mittelplanung als immer problemati-
scher angesehen wird.

8 BEWERTUNG

Da bei der Stadt Brühl schon lange vor Beginn
des Projektes "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" viel für
den Fahrradverkehr getan wurde, war auch das
Klima für solche fahrradspezifischen Maßnah-
men in Brühl besonders gut. Sowohl bei Ver-
waltung und Politik als auch in der Öffentlich-
keit war man mit dem Thema vertraut. Beson-
ders hilfreich ist dabei die fraktionsübergrei-

fende Befürwortung der Radverkehrsförderung
(die Beantragung der Mitgliedschaft in der Ar-
beitsgemeinschaft und zahlreiche andere wich-
tige Grundsatzentscheidungen zur Radverkehrs-
förderung wurden einstimmig beschlossen), so
dass auch politische Wechsel während der Pro-
jektlaufzeit das Modellvorhaben nicht beein-
trächtigt haben.

Die Zielvorgabe der Herstellung einer in sich
vollständigen Fahrradinfrastruktur kann als
weitgehend erreicht angesehen werden. Nur
etwa ein Zehntel des Hauptnetzes (1. und 2.
Netzhierarchieebene) ist noch nicht fahrrad-
freundlich, wobei hier auch Abschnitte enthalten
sind, für die angesichts der Platzverhältnisse und
konkurrierender Nutzungsansprüche keine Lö-
sung absehbar ist. Das Netz ist durch die Weg-
weisung auch für Ortsfremde auffindbar. Durch
ein flächendeckendes Abstellanlagenprogramm
in der Innenstadt und an den weiterführenden
Schulen liegen gute Angebote zum Fahrradpar-
ken vor. Die Bahnhöfe und Stadtbahnhaltestel-
len sind mit guten Bike & Ride-Anlagen ausge-
stattet; die Fertigstellung der Fahrradstation
steht bevor.

Verbunden mit einem hohen Maß an Innovati-
onsbereitschaft ist das wahrscheinlich wichtigste
Kriterium für den großen Erfolg des Projektes in
Brühl die große Kontinuität mit der in Brühl die
Radverkehrsförderung bereits seit vielen Jahren
konsequent betrieben wird und somit einen
selbstverständlichen Platz einnimmt. Eine sol-
che, von Selbstverständlichkeit geprägte Vorge-
hensweise dürfte langfristig weitaus erfolgrei-
cher sein als kurzfristige, isolierte Großaktionen
mit zeitlich begrenzter Wirkung.

Probleme ergeben sich inzwischen allerdings
aufgrund der angespannten Haushaltslage mit
der Finanzierung. Verbunden mit Engpässen bei
der Landesförderung könnten ggf. einzelne
Netzlücken aus rein finanziellen Gründen noch
längerfristig bestehen bleiben.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Essen zählt mit seinen rund
620.000 Einwohnern zu einer der größten Städte
in der Arbeitsgemeinschaft der fahrradfreund-
lichen Städte und Gemeinden. Mit der zentralen
Lage im Ruhrgebiet liegt sie darüber hinaus in
einem der größten europäischen Ballungsräume.
Die Stadt befindet sich zur Zeit in einem
Wandlungsprozess von der Industrie- zu einer
Dienstleistungsstadt.

Innerhalb des rund 210 km² großen Stadtgebie-
tes gibt es deutliche topographische Schwan-
kungen. Im Süden sind es die Ausläufer des
Bergischen Landes, die zu Höhen von bis zu
über 200 m über NN führen, während im Nor-
den der tiefste Punkt bei rund 26 m über NN
liegt. Hieraus ergibt sich für den Radverkehr,
dass innerhalb des Stadtgebietes unterschiedli-
che Voraussetzungen für die entsprechende
Nutzung vorliegen. Die guten topographischen
Voraussetzungen im Norden werden durch eine
kompakte Siedlungsstruktur begünstigt.

Seit März 1995 gehört Essen der Arbeitsge-
meinschaft an.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Noch 1991 hat Essen als Zeichen für ein im
bundesweiten Städtevergleich unzureichendes
Angebot für den Radverkehr die "Rostige Spei-
che" durch den ADFC verliehen bekommen.
Dies kann als Indiz dafür gewertet werden, dass
die Ausgangsbedingungen für eine fahrrad-
freundliche Stadt besonders ungünstig waren, da
im Gegensatz zu zahlreichen anderen Städten in
der AGFS noch keine Infrastruktur in nennens-
wertem Umfang vorhanden war und auch an-
dere wesentliche Bausteine der Radverkehrsför-
derung nicht existierten.

Mit der Verleihung der "Rostigen Speiche"
nahm der Druck der Verbände auf Politik und
Verwaltung zur aktiven Radverkehrsförderung
in starkem Umfang zu. So wurde 1992 ein Rad-
verkehrskonzept vorgelegt, in dem zeitlich ge-
stuft die zukünftigen Handlungsschwerpunkte
der Radverkehrsförderung festgelegt wurden.
Dieses Konzept wurde beschlossen und gemein-
sam mit dem Leitantrag für die Aufnahme in die
Arbeitsgemeinschaft eingereicht.

Der Radverkehrsanteil in Essen betrug bei Pro-
jektbeginn 5 %.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Entsprechend der Radverkehrskonzeption von
1992, die mit Sicht auf die Aufnahme in die
AGFS konzipiert wurde, beabsichtigt die Stadt
ein Hauptroutennetz für den Radverkehr zu rea-
lisieren. Dieses Netz soll die Verbindung der
Stadtteile untereinander verbessern. Darüber
hinaus ist als zentraler Bestandteil der Radver-
kehrsplanung "die Konzeption für Abstellanla-
gen und Bike & Ride-Anlagen sowie die Ent-
wicklung eines entsprechenden Wegweisungs-
leistsystems" vorgesehen (Radverkehrskonzep-
tion Stadt Essen, S. 1, 1992). Weiterhin sollen
Barrieren wie Einbahnstraßen, Sackgassen oder
Abbiegever- und -gebote möglichst für den
Radverkehr freigegeben werden, um das Fahr-
rad durch Vorteile gegenüber dem Kfz als All-
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tagsverkehrsmittel attraktiver zu machen und so
eine echte Alternative zum Kfz anbieten zu
können.

Als Zielvorgaben der Politik wurde durch die
Mehrheitsfraktion eine Steigerung des Radver-
kehrs von 5 % zu Beginn des Projektes auf 9 %
zum Abschluss formuliert.

Weiter sieht Essen eine besondere Zielsetzung
in der Verknüpfung von "Fahrradfreundlichkeit"
und "Kinderfreundlichkeit". Hierfür wird eine
enge Zusammenarbeit mit Schulen angestrebt
und die Gesamtkonzeption zum Radverkehr hin-
sichtlich der kindspezifischen Belange geprüft.

3.2 Umsetzungsstrategie

Es ist nach der Radverkehrskonzeption von
1992 beabsichtigt, das Hauptroutennetz von ca.
170 km in einem Zeitraum von 10 Jahren zu re-
alisieren. "Darauf aufbauend sollen durch suk-
zessiv durchzuführende Netzergänzungen Ver-
dichtungen in bestimmten Siedlungsbereichen
vorgenommen werden" (Radverkehrskonzeption
Stadt Essen, S. 1, 1992).

Zum Netz zählen neben Radwegen und Rad-
fahrstreifen entlang von Hauptverkehrsstraßen
auch selbständige Wegeverbindungen entlang
von Grün- und Gewässerzügen sowie zahlreiche
Abschnitte im Erschließungsstraßennetz.

Die Öffnung von Einbahnstraßen und die Ein-
richtung von Fahrradstraßen sind ebenfalls für
das Netz vorgesehen.

Ergänzt werden die Maßnahmen zum Netzaus-
bau durch eine eigenständige Wegweisung und
unterschiedliche Angebote im Bereich Fahrrad-
parken. Hier sind - außer in der Innenstadt - Ab-
stellanlagen an öffentlichen Einrichtungen wie
Schulen, sowie ein umfassendes Bike & Ride
Angebot vorgesehen.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Neben dem Radverkehrskonzept hat Essen be-
reits vor der Aufnahme in die AGFS einige
Bausteine zur Radverkehrsförderung bearbeitet.
So wurden in der Zeit von 1993 bis 1994 von
den rund 480 Einbahnstraßen der Stadt ca. 30
geöffnet. Hierbei wurden sowohl echte Ein-

bahnstraßen durch den Bau oder die Markierung
von Radverkehrsanlagen für den Radverkehr
freigegeben als auch unechte Einbahnstraßen
eingerichtet. Die ersten Fahrradstraßen wurden
bereits 1994 eröffnet.

An Knotenpunkten und Einmündungen wurden
besondere Sicherungsmaßnahmen wie etwa
Markierungen geplant, um den Radverkehr hier
sicherer zu führen. Weiter wurden selbständig
geführte Wegeverbindungen, wie z. B. auf still-
gelegten Gleisstrecken oder entlang der Ruhr
zwischen den Stadtteilen Kettwig und Werden
als Routenbestandteile ausgebaut. Mit der Rea-
lisierung der Wegweisung wurde 1998 begon-
nen.

Im Bereich des Fahrradparkens wurden u. a.
umfangreiche Verbesserungen der Parkmög-
lichkeiten an Schulen und in der Innenstadt vor-
genommen sowie zahlreiche Fahrradboxen an S-
Bahnhöfen aufgestellt. Darüber hinaus wurde
Ende 1999 eine Radstation im Essener Haupt-
bahnhof eröffnet.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Entsprechend dem Hauptroutennetz - bestehend
aus acht Radialrouten und einigen Ringverbin-
dungen - werden zunächst die Radverkehrsanla-
gen entlang dieser Trassen verbessert. Vorgese-
hen sind soweit möglich Markierungslösungen.
Allerdings sind im Zuge der Realisierung Pro-
bleme aufgetreten, die in Zusammenhang mit
der Kostenübernahme zu sehen sind.
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Diskutiert wird derzeit die Einrichtung weiterer
Fahrradstraßen sowie die Öffnung zusätzlicher
Einbahnstraßen.

Als besonderes Problem wird die Situation der
Radverkehrsführungen an den signalisierten
Knotenpunkten gesehen, da die Vorstellungen
der jeweils zuständigen Ämter und Abteilungen
über sichere und rechtlich zulässige Radver-
kehrsführungen hier voneinander abweichen.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Verknüpfungen mit anderen Verkehrsmitteln
sind vorrangig durch den Ausbau der Fahrrad-
parkmöglichkeiten für Langzeitparker an wich-
tigen S-Bahnhöfen geschaffen worden. Bisher
wurden 80 Fahrradboxen aufgestellt, weitere
rund 100 sind geplant (vgl. Teil II; Maßnah-
mendokumentation, Nr. 26).

Geplant ist neben der realisierten Fahrradstation
am Hauptbahnhof mit einer Kapazität für
428 Fahrräder eine weitere am Bahnhof Essen-
Altenessen.

4.3 Fahrradparken

Einen Schwerpunkt in der Radverkehrsförde-
rung sieht Essen in der Schaffung anspruchsge-
rechter Abstellmöglichkeiten für das Fahrrad.
Hier sind nicht nur im innerstädtischen Bereich
und an Schulen alte Vorderradklemmen durch
VRR-Bügel ersetzt worden, sondern auch im
Zuge von Rastplätzen entlang der Routenab-
schnitte, die auch Freizeit- und Erholungswert
aufweisen, wie etwa die Achsen entlang der
Grünzüge. Darüber hinaus werden zzt. Boxen
für Kurzzeitparker in der Essener Innenstadt
aufgestellt.

4.4 Wegweisung

Eine routenorientierte Radverkehrswegweisung
steht kurz vor der Realisierung. Nachdem 1998
bereits erste Routenabschnitte ausgewiesen
worden sind, wird angestrebt, die Wegweisung
deutlich auszubauen. Für 2000 ist die Umset-
zung der stadtgebietsweiten Radverkehrsverbin-
dungen in Auftrag gegeben.

In Anlehnung an die in Nordrhein-Westfalen
häufiger verwandte Ausgestaltung der Wegwei-
ser wurden weiße Tafeln mit roter Schrift
(Schriftgröße 65 mm) aufgestellt.
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4.5 Serviceangebote

Weitergehende Serviceangebote für den Rad-
verkehr werden von der Stadt Essen bisher nicht
angeboten, sind aber im Zusammenhang mit den
Fahrradstationen vorgesehen.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Für den Bereich der Öffentlichkeitsarbeit wurde
eine ABM-Stelle geschaffen. Dies ist vor allem
dadurch bedingt eingerichtet worden, dass der
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit von der Aus-
wahlkommission als großes Defizit in Essen ge-
sehen wurde und hier entsprechend hohen
Handlungsbedarf eingefordert hat. Zurzeit wird
die Möglichkeit geprüft, diese Stelle in eine
Dauerstelle umzuwandeln.

Neben Faltblättern zur Einrichtung von Fahrrad-
straßen und zur Aufstellung von Fahrradboxen
an S-Bahnhöfen wurde 1998 eine Fotoausstel-
lung als Wanderausstellung konzipiert.

Viele Maßnahmen wurden aber auch direkt
durch den Radverkehrsbeauftragten erläutert, so
z. B. bei Veranstaltungen an Schulen.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Verkehrssicherheitsarbeit wird in Essen sehr
hoch bewertet, da das Ziel vom "kindgerechten
Verkehr" verfolgt wird. Deshalb erhalten in al-
len planerischen Entscheidungen die Bedürf-
nisse der Kinder im Stadtverkehr einen beson-
ders hohen Stellenwert. Aus diesem Grund wer-
den zu bestimmten Planungen ggf. auch Stel-
lungnahmen von Verkehrspsychologen einge-
holt. Aufklärungsarbeit erfolgt darüber hinaus
durch regelmäßig stattfindende Verkehrssicher-
heitstage.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Begleitet wurden die Öffnung der Einbahnstra-
ßen und die Einrichtung der ersten Fahrradstra-
ßen mit eigenen Untersuchungen. Für die Fahr-
radstraßen konnten Zunahmen des Radverkehrs
ermittelt werden. Eine Befragung ergab, dass
das Sicherheitsgefühl der Radfahrer deutlich ge-
stiegen ist. Bei den Kfz-Geschwindigkeiten
wurde ein leichter Rückgang ermittelt und die
Zahl der Unfälle ist rückläufig, so dass eine ins-
gesamt positive Bilanz gezogen werden konnte.

Die Begleituntersuchung zu den Einbahnstraßen
ergab eine hohe Sicherheit für den Radverkehr
in den geöffneten Einbahnstraßen, da keine Un-
fälle registriert wurden.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Die Federführung im Projekt "Fahrradfreundli-
che Stadt Essen" hat das Tiefbauamt. Die Stadt
hatte bereits vor der Aufnahme in die AGFS die
Stelle eines Radverkehrsbeauftragten einge-
richtet. Mit dieser Stelle waren sowohl Pla-
nungs- wie auch konzeptionelle Aufgaben ver-
bunden. Im Zusammenhang mit dem angestreb-
ten höheren Stellenwert der Radverkehrsförde-
rung wurden die Planungsaufgaben im Grünflä-
chen- und Tiefbauamt verteilt. Die Stelle des
Radverkehrsbeauftragten sollte demgegenüber
stärker die konzeptionelle Arbeit übernehmen.

Begleitet wird die Radverkehrsförderung von
zwei Arbeitskreisen. Der eine befasst sich mit
den Radverkehrsbelangen im öffentlichen Stra-
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ßenraum im Zuständigkeitsbereich des Tiefbau-
amtes. Der andere begleitet die Radverkehrsför-
derung innerhalb der Freiflächen im Zuständig-
keitsbereich des Grünflächenamtes. Die Ar-
beitskreise tagen regelmäßig viermal jährlich.
Mitglieder in den Arbeitskreisen sind neben den
verschiedenen Ämtern, der Verkehrsbehörde
und der Polizei auch Vertreter von ADFC, VCD
und EFI (Essener Fahrrad Initiative). Bei be-
stimmten Themen nehmen auch Ratsmitglieder
an den Arbeitskreissitzungen teil.

7 FINANZIERUNG

Für die Realisierung des Hauptroutennetzes, das
in den 10 Jahren der angestrebten Mitgliedschaft
in der AGFS umgesetzt werden soll, wurden im
Vorfeld Gesamtkosten von rund 53 Mio. DM
kalkuliert.

Laut Beschluss vom 28.09.1994 hat der Rat der
Stadt Essen die Absicht erklärt, dem Radwege-
bau in Essen besondere Priorität einzuräumen,
und unter Berücksichtigung der jeweiligen
Haushaltslage jährlich Mittel in Höhe von
2,25 Mio. DM zu etatisieren.

Für die Jahre 1995-1998 ergab sich so ein Fi-
nanzvolumen von 9,0 Mio. DM. Auf Essener
Stadtgebiet wurden während dieses Zeitraumes
insgesamt 8,5 Mio. DM verausgabt. Diese
Summe beinhaltet Ausgaben in Höhe von
655.000 DM von Seiten des KVR. Für das Jahr
1999 war eine Vergabesumme von insgesamt
11,0 Mio. DM vorgesehen. Hierin enthalten sind
Maßnahmen des KVR in Höhe von
5,0 Mio. DM.

Darüber hinaus sind für das Jahr 2000 weitere
GVFG-Maßnahmen beabsichtigt, zusätzlich ist
ein Antragsvolumen für den Bereich der Stadt-
erneuerungsgebiete in Höhe von 735.000 DM
eingeplant.

Teilweise erfolgte die Finanzierung der umge-
setzten Maßnahmen durch Eigenmittel oder
auch Städtebauförderung. GVFG-Mittel wurden
nur bedingt in Anspruch genommen, da diesbe-
züglich Probleme bei den zuständigen Antrag-
stellern - vorrangig in Zusammenhang mit Mar-
kierungslösungen - auftraten, so dass entspre-
chende Anträge nicht eingereicht wurden.

8 BEWERTUNG

Seit Aufnahme in die AGFS konnten nur wenige
Bausteine der Radverkehrsförderung, wie sie
mit der Radverkehrskonzeption 1992 beschlos-
sen wurden, realisiert werden. Hier sind insbe-
sondere Zeitverluste durch die Trennung von
Konzeption und Planung in verschiedene Zu-
ständigkeiten mit unterschiedlichen Prioritäten
als Ursache anzunehmen. Eine Regelung, die
sich - zumindest in Essen - nicht bewährt hat.
Auch z. T. voneinander abweichende Zielvor-
stellungen und verschiedene Interpretationen der
gesetzlichen Grundlage innerhalb der Ver-
waltung tragen zu zeitlichen Verlusten bei der
Umsetzung von Maßnahmen bei und führen bei
Kompromisslösungen ggf. auch zu teureren
Maßnahmen als planerisch erforderlich.

Ebenso ist die Beantragung von Fördergeldern
in Essen besonders aufwendig, da die Planer
selber keine Anträge stellen können, sondern
diese von einer eigenen Abteilung bearbeitet
werden, so dass auch hier wieder Zeitverluste
durch hohen Abstimmungsbedarf zu verzeich-
nen sind. Hinzu kommen ggf. noch voneinander
abweichende Einschätzungen bei der Förder-
möglichkeit von Maßnahmen.

Wie die Analyse in Kapitel 5.1 ergeben hat, ist
die Verkehrssicherheitsarbeit in Essen bisher
noch nicht erfolgreich. Insbesondere die tenden-
ziell wieder steigenden Zahlen der Schwerver-
unglückten belegen den Handlungsbedarf.

Positiv ist das Engagement Essens beim Fahr-
radparken zu werten. Insbesondere die Erfah-
rungen mit den Fahrradboxen sollten auch an-
dere Städte zur Nachahmung anregen. Ebenso
sind aber auch die Neuerungen der Fahrradhal-
ter an Schulen sowie die Ausstattung von Rast-
plätzen mit anspruchsgerechten Haltern positiv
zu sehen.

Essen tut sich somit auf dem Weg zu einer fahr-
radfreundlichen Stadt schwerer als viele der an-
deren Mitgliedsstädte in der AGFS, wenn auch
die eingangs erläuterten schlechten Ausgangs-
bedingungen zu berücksichtigen sind. Inwieweit
das Ziel der Erhöhung der Radverkehrsanteile
auf 9 % bis zum Jahr 2005 erreicht werden
kann, bleibt abzuwarten. Erforderlich ist hierfür
aber auf jeden Fall eine intensivere zielführende
Radverkehrsförderung im Sinne einer schnelle-
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ren Umsetzung von Maßnahmen als in den ers-
ten Jahren der Mitgliedschaft.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Euskirchen ist Kreisstadt und Mittel-
zentrum im ländlichen Raum und verbindet
städtischen Lebensstil mit landwirtschaftlich ge-
prägter Umgebung.

Euskirchen liegt im Mittelpunkt des Städtedrei-
ecks Köln-Bonn-Aachen im Bereich der Zülpi-
cher Börde und ist damit abgesehen von den
südlichsten Stadtteilen, die die nördliche Ostei-
fel tangieren, weitestgehend eben. Mit knapp
140 km² Fläche ist Euskirchen eine Flächen-
kommune, die zum einen durch eine kompakt
bebaute Innenstadt zum anderen aber auch durch
ein ausgedehntes Umland mit sehr unterschied-
lichen Strukturen gekennzeichnet ist. Insgesamt
besteht Euskirchen aus 20 Ortsteilen, die bis zu
7 km von der Kernstadt entfernt liegen, welche
durch eine mittelalterliche Stadtstruktur mit ei-
nem Straßennetz aus Ring- und Radialstraßen
geprägt ist.

Die Erschließung der Kernstadt, in der etwa
53% der rund 52.000 Einwohner wohnen, bietet
von der Stadtstruktur her wenig Probleme, da
alle Ziele in einem Umkreis von 3 km liegen.
Schwierigkeiten treten diesbezüglich dagegen
im weiteren Umland auf.

In das Projekt "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" aufge-
nommen wurde Euskirchen im April 1995.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Bei der Darstellung der Ausgangslage zu Beginn
der Mitgliedschaft muss zwischen Euskirchen
selbst, den einzelnen Ortsteilen und den zwi-
schenörtlichen Verbindungen differenziert wer-
den.

Der Kernstadtbereich Euskirchens ist vor allem
durch ein dichtes System von Einbahnstraßen
gekennzeichnet, die die Durchlässigkeit für den
Radverkehr stark beeinträchtigten. Durch die
neuzeitlichen Stadterweiterungen führen teil-
weise hochbelastete Hauptverkehrsstraßen, die
größtenteils ohne Radverkehrsanlagen waren, so
dass das Radfahren in diesen Bereichen unat-
traktiv und auch gefährlich war.

Insgesamt verfügte die Stadt Euskirchen zwar
über vereinzelte Radverkehrsanlagen (vor allem
kombinierte Geh-/Radwege); sie waren aber
nicht in ein zusammenhängendes Netz einge-
bunden und oftmals geprägt durch schlechte
Ausführung und Gestaltung. Hinzu kommt, dass
sich die Fahrradförderung in Euskirchen in den
80er Jahren tendenziell eher dem Freizeitverkehr
widmete und relativ wenig auf den Alltagsrou-
ten getan wurde.

Nachdem aber der Antrag auf Mitgliedschaft in
das Programm "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" gestellt
war, begann man in Euskirchen mit der Erarbei-
tung eines umfangreichen Markierungspro-
gramms und eines Konzeptes zur Öffnung der
Einbahnstraßen, um so Ansätze eines Radver-
kehrsnetzes zu installieren.

Grundsätzlich spielte das Fahrrad bis zum Be-
ginn der Mitgliedschaft keine große Rolle im
Straßenverkehr und es erfuhr auch nur wenig
Akzeptanz von den anderen Verkehrsteilneh-
mern. Bedingt wird dies sicherlich durch den
sehr hohen Motorisierungsgrad (90 % der Haus-
halte verfügen über mindestens ein Auto), der
mit dazu beiträgt, dass das Fahrrad auch auf kur-
zen Strecken für viele Verkehrsteilnehmer nicht
als echte Alternative erkannt wird.
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3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Im Leitantrag der Stadt Euskirchen sind keine
konkreten Modal Split-Zielvorgaben angegeben,
sondern es werden mehr allgemein die Erhö-
hung der Sicherheit für die Fahrradfahrer und
die Förderung des Umweltverbundes als Ziele
definiert. Potenziale für den Umweltverbund
werden dabei vor allem in den hohen Pendler-
zahlen nach Bonn und Köln gesehen.

Sowohl in der kompakt bebauten Kernstadt als
auch in den verstreut liegenden Ortsteilen und
entlang deren Verbindungen soll alles getan
werden, um das vorhandene Radverkehrspoten-
zial in Euskirchen bestmöglich auszuschöpfen.

3.2 Umsetzungsstrategie

Der Planungsansatz in Euskirchen ist angebots-
orientiert, was bedeutet, dass die Netzentwick-
lung das Ziel verfolgt, möglichst günstige
Quelle-Ziel-Beziehungen herzustellen. Die Aus-
wahl der Strecken und die Planung der Netzele-
mente orientiert sich dabei vor allem an den
Kriterien Zusammenhang, Direktheit, Attrakti-
vität, Sicherheit und Komfort. Durch die seit
1999 veränderten politischen Mehrheiten haben
sich Änderungen ergeben, die u. a. eine Überar-
beitung des Radverkehrskonzeptes (Anpassun-
gen an Tempo 30-Konzeption und an neue
Baumaßnahmen wie z. B. Ortsumgehung) be-
deuten.

Neben dem Alltagsradverkehr wird dem Radtou-
rismus im Programm "Fahrradfreundliche Stadt
Euskirchen" ein hoher Stellenwert zugedacht, da
Euskirchen oft als Ausgangspunkt für Radtouren
in die nähere und weitere Umgebung genutzt
wird. Dieses Potenzial will man in Euskirchen
nutzen und bindet daher – ungeachtet des Vor-
rangs des Alltagsverkehrs - die Belange des
Fahrradtourismus möglichst in alle Radver-
kehrsplanungen mit ein (insbesondere außerhalb
der Kernstadt).

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Aufgrund der besonderen Gegebenheiten in
Euskirchen in Bezug auf Fläche und Struktur
des Stadtgebietes hat man sich bei der Stadt
Euskirchen dazu entschlossen, den Planungs-
raum aufzuteilen. Die Bestandsaufnahme und
die Netzplanung sind für das gesamte Stadtge-
biet durchgeführt worden, das Sofortmaßnah-
menprogramm bezog sich zunächst aber nur auf
die Kernstadt, innerhalb des Stadtringes. Das
Sofortmaßnahmenprogramm setzt sich vor allem
aus den schnell und kostengünstig umsetzbaren
Maßnahmenpunkten Markierungen im Straßen-
raum und StVO-Maßnahmen (hauptsächlich
Öffnung von Einbahnstraßen) zusammen. Dar-
über hinaus enthält das überarbeitete Radver-
kehrskonzept nunmehr auch konkrete Maßnah-
men in den Ortslagen.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

In Euskirchen ist das Radverkehrsnetz unter
Anwendung einer dreistufigen Netzhierarchie-
struktur mit Hauptachsen, Hauptsammelrouten
und Erschließungsrouten erarbeitet worden. Da-
bei wurde überwiegend auf bauliche Maßnah-
men verzichtet und mit "einfacheren" Maßnah-
men Lösungen gefunden. Im Gebiet der kom-
pakten und verwinkelten Innenstadt wurden vor
allem "Stadtlösungen" umgesetzt, wie die Öff-
nung von Einbahnstraßen, die Freigabe der Fuß-
gängerzone und ein umfangreiches Markie-
rungsprogramm. Inzwischen haben sich hier al-
lerdings einige Änderungen ergeben: Durch die
mittlerweile flächendeckende Einrichtung von
Tempo 30-Zonen sind einige Schutzstreifenpla-
nungen hinfällig geworden. Die Freigabe der
Fußgängerzone für den Radverkehr wurde von
der neuen politischen Mehrheit wieder aufgeho-
ben.

Auf den Ring- und Radialstraßen der Kernstadt
wurden in einem umfangreichen Sofortmaß-
nahmenprogramm zunächst als Versuch Schutz-
streifen markiert. Mittlerweile sind die Markie-
rungen auf den teilweise sehr stark befahrenen
Bundesstraßen zu unverzichtbaren und bewähr-
ten Dauerlösungen geworden. Hierzu zählen
u. a. die nördliche Ringstraße (Bundesstraße)
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und drei hochbelastete Radialstraßen; auf einem
weiteren innerörtlichen Bundesstraßenabschnitt
befinden sich Schutzstreifen in der Umsetzung.

Ein großer Teil der Außerortsstraßen ist dem
klassifizierten Straßennetz zuzuordnen und so-
mit nicht in der Baulast der Stadt Euskirchen.
Insbesondere das RSBA Euskirchen hat sich
hier beim Bau von Außerortsradwegen in er-
heblichem Umfang engagiert. Auf einem länge-
ren Teilabschnitt der B 51 wurde sogar ein
großzügig gestalteter Radweg zu Lasten der
vorher recht üppig dimensionierten Fahrbahn
hergestellt.

Bei den Ortsteilen und den zwischenörtlichen
Verbindungen ist die Zielsetzung, die Ortsteile
über fahrradtaugliche Wirtschaftswege oder
straßenbegleitende Radverkehrsanlagen als so-
zial verträglichen Routen mit der Kernstadt zu
verbinden. Ein besonderer Schwerpunkt liegt
dabei auf dem Bau von Radwegen entlang der
klassifizierten Straßen, von denen insgesamt
26 km gebaut wurden, wodurch mittlerweile 14
der 20 Ortsteile fahrradfreundlich an die Kern-
stadt angebunden sind.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Im Rahmen des vor einiger Zeit fertiggestellten
Fahrradabstellkonzeptes wurden auch B & R-
Anlagen geplant. So sollen alle DB-Bahnhöfe
und Haltepunkte B & R-Anlagen erhalten (mit
einer Ausnahme alle überdacht). Für die in der
Umsetzungsphase befindlichen Haltestellen der
SVE (Stadtverkehr Euskirchen GmbH; betreibt
Stadtbussystem) in den Ortschaften außerhalb
der Kernstadt wurde eine kleine, gestalterisch
hierauf abgestimmte, überdachte Standardab-
stellanlage entworfen, die an geeigneten Halte-
stellen aufgestellt werden soll.

Für den Bahnhof Euskirchen wurde im Rahmen
der Radverkehrskonzeption zunächst nur für den
rückwärtigen Teil eine Erweiterung der B & R-
Anlage geplant, da das Grundkonzept des Fahr-
radparkens im vorderen Teil aufgrund der ge-
planten Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes
noch nicht klar war. Zwischenzeitliche Überle-
gungen für eine Fahrradstation wurden nach
langer und intensiver Diskussion fallen gelassen.
84 überdachte und weitere 30 nicht überdachte

Fahrradständer auf dem Bahnhofsvorplatz sollen
das Fahrradparkbedürfnis befriedigen. Darüber
hinaus sollen im Rahmen eines Programms
"Fahrradboxen an Bahnhöfen" des Verkehrsver-
bund Rhein-Sieg (VRS) an sämtlichen Euskir-
chener Bahnhöfen Fahrradboxen aufgestellt
werden.

Ein deutlicher Hinweis für das Bedürfnis nach
nicht nur diebstahlgesichertem sondern auch
vandalismusgeschütztem Fahrradparken ist die
Tatsache, dass die 24 am Bahnhof Euskirchen
vorhandenen Fahrradboxen ausgebucht sind und
eine Warteliste besteht.

4.3 Fahrradparken

Die Erstellung eines Fahrradabstellkonzeptes für
die Gesamtstadt ist einer der wichtigen Pro-
grammschwerpunkte, da geeignete Abstellanla-
gen ein bedeutsamer Aspekt bei der Entschei-
dung für das Fahrrad als Verkehrsmittel sind.
Neben den zuvor genannten B & R-Anlagen be-
schränkt sich das Abstellkonzept zunächst auf
die Kernstadt. Im Bereich der Fußgängerzone,
wurden zahlreiche dezentral angeordnete, kleine
Abstellanlagen bis hin zu einzelnen Ständern in
unmittelbarer Zielnähe aufgestellt. Hinzu kom-
men im Bereich der erweiterten Kernstadt grö-
ßere Abstellanlagen an Sportstätten und an an-
deren wichtigen Zielen.

Nach Umsetzung des innerstädtischen Abstell-
konzeptes erhalten im folgenden Arbeitsschritt
auch die Ortslagen Abstellanlagen. Der Mangel
an geeigneten Abstellanlagen und die hohe Ak-
zeptanz der neuen Anlagen war Anlass für das
o. a. Fahrradabstellkonzept.

4.4 Wegweisung

In Euskirchen ist die Erstellung eines Wegwei-
sungssystems für das Fahrrad besonders wichtig,
da das dichte Netz land- und forstwirtschaftli-
cher Wege kaum überschaubar ist, für den Rad-
verkehr aber teilweise sehr komfortable, abgas-
arme und schnelle Verbindungen bereitstellt. In
Euskirchen hat man sich für eine zielorientierte
Wegweisung entschieden, die sowohl die Be-
lange des Alltags- als auch des Freizeitverkehrs
berücksichtigt.
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Die Planung ist abgeschlossen; aufgrund der
neuen landeseinheitlichen Systematik ist aber
eine Anpassung erforderlich. Dabei gilt es auch
die Umsetzung des Radverkehrsnetzes NRW
und den geplanten weiteren Ausbau der Kreis-
wegweisung (ebenfalls nach der vereinheitlich-
ten Systematik) zu berücksichtigen. Im Rahmen
der Aktivitäten zur Lokalen Agenda bearbeitet
der Arbeitskreis "Harmonisierung der Fahrrad-
wegweisung" dieses Thema.

4.5 Serviceangebote

Als besonderen Service organisiert die Stadt
Euskirchen jedes Jahr im Sommer die "Burgen-
fahrt", die sich nicht nur an die Euskirchener
wendet sondern auch die Erholungssuchenden,
die Euskirchen als Ausgangspunkt für Radtou-
ren in die reizvolle Landschaft von Zülpicher
Börde und Nordeifel nutzen, ansprechen soll.
Jedes Jahr werden die umliegenden Burgen über
eine andere interessante und abwechslungsrei-
che Streckenführung miteinander verbunden und
als Burgenfahrt vorgestellt. Ergänzend wurde im
Rahmen der Wasserburgenroute eine "Euskir-
chener Runde" eingerichtet, beschildert und u. a.
mit Hilfe eines Faltblatts vermarktet.

Weiterhin wurde für Geschäfte, Betriebe und
Privatleute planerische Hilfestellung bei der Lö-
sung von Fahrradparkproblemen angeboten.
Leider war die Resonanz eher schwach; offen-
sichtlich besteht ungeachtet zweifellos vorhan-

dener Probleme noch keine entsprechende Sen-
sibilisierung der Zielgruppen.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Die Öffentlichkeitsarbeit wird als eigenständiger
Baustein im Radverkehrskonzept der Stadt Eus-
kirchen angesehen und richtet sich nicht nur an
die Euskirchener Bürger sondern auch an die
Meinungsbildner und Entscheidungsträger aus
Politik, Wirtschaft, Verwaltung und Medien.

Da bis zum jetzigen Zeitpunkt noch kein eigen-
ständiges Konzept für die Öffentlichkeitsarbeit
vorliegt, beschränkt sie sich größtenteils auf
maßnahmenbezogene Faltblätter und Poster
(Einbahnstraßenöffnung, Fahrradparken, Öff-
nung der Fußgängerzone). Zukünftig soll ver-
sucht werden, mit einer stärkeren, in ein zu-
sammenhängendes Konzept eingeordneten Öf-
fentlichkeitsarbeit, den Bürgern die Fahrradnut-
zung näher zu bringen.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Ein wichtiges Kriterium bei der Festlegung der
Handlungsschwerpunkte zu Beginn des Projek-
tes war in Euskirchen die Verkehrssicherheit.
Besonderes Augenmerk wurde dabei auf den In-
nenstadtbereich (nach der Unfallanalyse traten
hier die meisten Radverkehrsunfälle auf) und
den besonders schutzbedürftigen Schülerver-
kehr, der in der Euskirchener Innenstadt über-
durchschnittlich hoch ist, gelegt.
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Ein weiterer Programmschwerpunkt liegt bei der
Schaffung straßenbegleitender Radwege in Au-
ßerortsbereichen an höherbelasteten und/oder
schnellbefahrenen Straßen. Hier liegt in Euskir-
chen oftmals das Problem vor, dass die ortsteil-
verbindenden Straßen über keine Nebenanlagen
verfügen und gleichzeitig ein hohes Geschwin-
digkeitsniveau vorliegt, so dass hier für den
Radverkehr gesonderte Anlagen geschaffen
werden müssen, um sicheres Rad fahren zu ge-
währleisten. Maßnahmen an diesen Straßen
zählen daher zur Verkehrssicherheitsarbeit der
Stadt Euskirchen, da sie einen wesentlichen
Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit der
Radfahrer im Straßenverkehr beitragen.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Im Rahmen einer großangelegten, bundesweiten
Untersuchung der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen wurden anhand von ausgewählten Beispie-
len aus ganz Deutschland die Einsatzgrenzen für
Schutzstreifen untersucht. In Euskirchen wurde
u. a. der Schutzstreifen im Zuge der Ringstraße
untersucht. Die Kfz-Belastung der Ringstraße
liegt ganz erheblich über den Werten, die die
neue VwV-StVO angibt. Es kann gesagt wer-
den, dass sich die Schutzstreifen auf der Ring-
straße bewährt haben und von daher die Grenz-
werte der VwV-StVO in ihrer derzeitigen pau-
schalen Form als deutlich zu niedrig angesehen
werden können. Als erfreulicher Nebeneffekt
wurde festgestellt, dass – offenbar durch die op-
tische Einengung des Fahrbahnraumes – die Un-
fallrate des Kfz-Verkehrs deutlich gesunken ist
und die Unfallkostenrate nunmehr deutlich unter
der vergleichbarer Straßen liegt.

Die routinemäßigen Unfallanalysen der Polizei
ergaben für den "Gerberkreisel" einige Unfälle
mit Radfahrern, bei denen aus dem Kreisver-
kehrsplatz herausfahrenden Autofahrer mit im
Kreisel verbleibende Radler kollidierten ( Un-
fallursache: "schneiden"). Aufgrund zum Zeit-
punkt der Errichtung dieses Kreisverkehrsplat-
zes noch nicht vorliegender Erkenntnisse, ist
dieser eigentlich zu groß bemessen. Wegen der
Unfälle wurde der Außendurchmesser des Kreis-
verkehrsplatzes mit mobilen Elementen proviso-
risch verkleinert. Seither sind keine der oben be-
schriebenen Unfälle mehr aufgetreten. Nach Ab-

schluss der Beobachtungsphase soll die proviso-
rische Verkleinerung dann dauerhaft ausgeführt
werden.

6 PROJEKTMANAGEMENT

In Euskirchen werden Planungsfragen zum Pro-
gramm "Fahrradfreundliche Stadt Euskirchen"
in der "Arbeitsgemeinschaft Radverkehr" ämter-
und behördenübergreifend sowie mit Mitarbei-
tern von Polizei, ADFC und beauftragten Pla-
nungsbüros behandelt. Diese AG-Rad trifft sich
nach Bedarf und kann auf direktem und unkom-
plizierten Wege Planungen in die Wege leiten,
die dem Radverkehr dienlich sind. Die unmittel-
bare Absprache in der AG-Rad ermöglicht es,
der Politik abgestimmte und entscheidungsreife
Vorlagen zu liefern, die entsprechend schnell
auf den Weg gebracht werden können. Auf po-
litischer Ebene wurde der Radverkehrsaus-
schuss, der sich ausschließlich mit Fragen der
Radverkehrsförderung befasst, mit Beginn der
Mitgliedschaft im Programm "Fahrradfreundli-
che Städte und Gemeinden in Nordrhein-West-
falen" ins Leben gerufen. Dieser war Nachfolger
des schon seit 1992 bestehenden entsprechenden
Unterausschuss zum Tiefbauausschuss. Im Zuge
der Umstrukturierungen (Reduzierung der Zahl
der Ausschüsse) nach der Kommunalwahl 1999
wurde der Radverkehrsausschuss aufgelöst.
Radverkehrsangelegenheiten werden jetzt im
Bauausschuss behandelt.

In der Verwaltung sind die beiden Fahrradbe-
auftragten für die Bearbeitung der Planungen
und den Kontakt, bei Fragen, Kritik oder Anre-
gungen, zur Öffentlichkeit zuständig.

Durch diese enge Zusammenarbeit aller Betei-
ligter auf Verwaltungs- und Politikebene konnte
eine zügige Bearbeitung und - soweit keine an-
deren Hindernisse wie z. B. Warten auf Bewilli-
gungsbescheide vorlagen - Umsetzung der ein-
zelnen Maßnahmen erreicht werden, was wie-
derum positive Auswirkungen auf die Akzep-
tanz des Programms "Fahrradfreundliche Stadt
Euskirchen" hat.

7 FINANZIERUNG

Die Stadt Euskirchen hatte zu Beginn der Mit-
gliedschaft in dem Programm "Fahrradfreund-
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liche Städte und Gemeinden in Nordrhein-West-
falen" ein Gesamtvolumen von 6 Mio. DM vor-
gesehen, das auf fünf Jahre verteilt werden
sollte. Momentan hat sich allerdings ein Pla-
nungsstau ergeben, so dass die veranschlagten
1,2 Mio. DM pro Jahr derzeit nicht ausgegeben
werden.

Da viele der Maßnahmen gemeinsam mit dem
RSBA Euskirchen und dem Kreis abgewickelt
und finanziert werden, ist es problematisch ge-
naue Kosten für die einzelnen Maßnahmen zu
ermitteln.

Bis auf einige Ausnahmen bekam die Verwal-
tung bis jetzt fast alle ihre Maßnahmen von den
zuständigen Ausschüssen genehmigt. Es ist aber
nie ganz absehbar, wie auf einzelne Projekte von
der Politik reagiert wird. Konventionelle Maß-
nahmen sind in Euskirchen vergleichsweise
leichter zu finanzieren als schwierige Themen,
wie Fahrradstation oder Radverkehrswegwei-
sung.

8 BEWERTUNG

Eine scharf in Maß und Zahl abgegrenzte Ziel-
definition für das Modellprojekt gibt es in Eus-
kirchen nicht. Allgemein besteht die Zielvor-
gabe aber in der Gewährleistung der Sicherheit
durch ein geschlossenes, angebotsorientiertes
Radverkehrsnetz. Dieses Ziel ist ungeachtet der
Tatsache, dass schon etliche Streckenabschnitte
fahrradfreundlich umgestaltet wurden, sicher
derzeit noch nicht erreicht. Da jedoch hieran
kontinuierlich weitergearbeitet wird, ist mit ei-
ner weitgehenden Netzkomplettierung in abseh-
barer Zeit zu rechnen; lediglich besondere
Schwierigkeiten wie etwa Liegenschaftsprob-
leme und die Koppelung an andere, größere
Bauprojekte werden punktuell noch zu Verzöge-
rungen führen.

Als weiteres Ziel wurde die größtmögliche Aus-
schöpfung des Radverkehrspotenzials bis hin zu
einem Modal-Split-Anteil in der Größenordnung
von 20 % genannt. Zwar liegen hierzu keine
Untersuchungen vor, doch ist "nach Augenmaß"
davon auszugehen, dass der Radverkehrsanteil
derzeit noch deutlich kleiner ist. Angesichts der
für eine Stadt wie Euskirchen sehr ambitionier-
ten (Fern-) Zielvorgabe kann auch nicht erwartet
werden dieses Ziel so schnell zu erreichen, so

dass hierin keinesfalls ein Misserfolg zu erken-
nen ist.

Probleme gab und gibt es bei Maßnahmen, die
unter Anwendung der Experimentierklausel von
engeren Verwaltungsvorschriften etc. abweichen
sollen. Überwiegend seitens Polizei und Anord-
nungsbehörde werden insbesondere bei der Öff-
nung von Einbahnstraßen häufiger enge Ausle-
gungen der rechtlichen Vorgaben eingefordert.
Nachteilig ist hier insbesondere die Trennung
zwischen Planung und Anordnungsbehörde,
wenngleich der "verkürzte Dienstweg" der in-
ternen Diskussionen in der AG-Rad vielfach
Probleme auszuräumen vermag.

Etwas vernachlässigt fühlen sich die dörflich
geprägten Ortschaften außerhalb der Kernstadt.
Bisher konzentrierten sich die Radverkehrsmaß-
nahmen auf die Kernstadt. Die – politisch und in
der Öffentlichkeit – nicht leicht zur vermittelnde
Schwierigkeit liegt in der Tatsache der in den
Ortschaften fehlenden Handlungsansätze. Maß-
nahmen für den Radverkehr sind in den Ortsla-
gen außerhalb der Kernstadt im allgemeinen nur
auf den Ortsdurchfahrten nötig. Diese sind aber
ganz überwiegend durch die alte Baustruktur so
eng, dass der Raum für Schutzstreifen oder gar
Radwege in aller Regel fehlt. Helfen kann hier –
wenn überhaupt – nur ein aufwendiger Kom-
plettumbau, der meist wegen der verkehrlichen
Funktion (klassifizierte Straßen) und der enor-
men Kosten kaum in Betracht kommt. Die übri-
gen Straßen im dörflich geprägten Umfeld sind
zumeist so gering vom Kfz-Verkehr belastet,
dass hier Maßnahmen für den Radverkehr weder
nötig noch sinnvoll sind.

Als vorbildlich anzusehen sind die durchgehen-
den Schutzstreifen im Zuge der Ringstraße. Un-
geachtet der enormen Kfz-Verkehrsbelastung
wurden hier in einem mutigen Schritt durch das
RSBA Euskirchen Schutzstreifen angelegt, die
sich bisher sehr bewährt haben und somit den
Einsatzbereich von Schutzstreifen als weitaus
größer als bislang angenommen erscheinen las-
sen. Hilfreich war hier sicherlich auch die
räumliche Nähe des RSBA (an der Ringstraße
gelegen), die auch in anderen Fragen eine enge
Kooperation erleichtert. Überhaupt profitiert das
Projekt stark davon, dass das RSBA Euskirchen
im Vergleich zu anderen Straßenbauämtern als
sehr fahrradfreundlich und außerordentlich in-
novationsfreudig einzustufen ist. So sind auch
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aufgrund dieses Vorbildes Schutzstreifenlösun-
gen auf hochbelasteten städtischen Hauptver-
kehrsstraßen in Euskirchen ein völlig selbstver-
ständliches Führungselement des Radverkehrs.

Insgesamt gibt es in Euskirchen sicherlich noch
einiges zu tun. Nach Umsetzung der in Planung
und Vorbereitung befindlichen Infrastruktur-
maßnahmen dürfte Euskirchen über eine ziem-
lich geschlossene Radverkehrsinfrastruktur ver-
fügen, die sich durchaus nicht nur auf das We-
genetz beschränkt. Wesentlich ist jetzt eine in-
tensive Öffentlichkeitsarbeit, um auf dieser
Grundlage die bisher eher autoorientierten Ge-
wohnheiten der Bevölkerung in einen entspre-
chend höheren Radverkehrsanteil umzusetzen.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Das Mittelzentrum Gladbeck liegt in unmittel-
barer Nähe zum Oberzentrum Essen, am nördli-
chen Rand des Ruhrgebiets, im Übergang zum
Münsterland. Das Stadtgebiet (36 km²) ist eben
und die Entfernungen der Wohngebiete zum
Zentrum liegen überwiegend unter 3 km und
bieten somit für die 80.000 Einwohner ideale
Voraussetzungen für den Radverkehr.

Gladbeck war bis Anfang der 70er-Jahre stark
vom Bergbau geprägt, musste sich mit Schlie-
ßung der Zechen aber umorientieren. Im Rah-
men der Internationalen Bauausstellung Em-
scher Park wurde auf dem ehemaligen Zechen-
gelände ein neuer Gewerbepark errichtet, der
Arbeitsplätze geschaffen hat. Insgesamt arbeiten
heute noch knapp 10 % der Bevölkerung im
Bergbau, während der Hauptanteil der Beschäf-
tigten mit jeweils ca. 25 % im verarbeitenden
Gewerbe und in der Dienstleistungsbranche tätig
ist, daneben sind 16 % im Handel beschäftigt.

Seit 1989 zählt Gladbeck zu den fahrradfreund-
lichen Städten in NRW.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Gladbeck verfügt aufgrund seiner topographi-
schen Lage und der geringen Entfernungen der
Wohngebiete zum Zentrum über günstige Vor-
aussetzungen für den Radverkehr. Seit Mitte der
achtziger Jahre beschäftigte sich die Stadt mit
systematischen planerischen Überlegungen zum
Aufbau einer attraktiven Radverkehrsinfra-
struktur. Bereits 1987 wurde ein Radwegenetz-
plan aufgestellt. Der Radwegebestand (Radwege
bzw. kombinierte Geh- und Radwege) betrug
35,5 km (vgl. Modellprojekt zur Förderung des
Radverkehrs in Gladbeck, 1988, S. 3). Seit 1989
werden Maßnahmen aus dem Radwegenetzplan
umgesetzt. Der Radverkehrsanteil (Binnenver-
kehr) lag bei Projektbeginn 1989 bei 14 %.

Ein zentrales Problem der Radverkehrsförde-
rung in Gladbeck war die Erreichbarkeit und
Querungsmöglichkeit der Innenstadt, die neben
dem Fußgängerzonenbereich durch eine Viel-
zahl von Einbahnstraßen und darüber hinaus li-
nienhafte Barrieren wie etwa groß dimensio-
nierte Hauptverkehrsstraßen für den Radverkehr
denkbar schlechte Voraussetzungen bot.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Die Steigerung des Radverkehrsanteils von
14 % auf 20 % bis zum Jahr 2000 wird als Ziel
für die Radverkehrsförderung benannt. Erreicht
werden soll dieses Ziel durch die Errichtung ei-
nes lückenlosen Netzes "aus verkehrssicheren
und komfortabel zu befahrenden Fahrradrouten
für Alltags- und Freizeitfahrten" (VEP 1990,
S. 153).

Entlang der Hauptrouten von den Stadtteilen ins
Gladbecker Zentrum sollen leistungsfähige und
verkehrssichere Radverkehrsanlagen geschaffen
werden.

Der Ausbau der Radwege sollte von 35,5 km auf
123,3 km erfolgen, wobei rund 50 km dieser
neuen Wege dem Freizeitradverkehr zuzuordnen
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sind (Modellprojekt zur Förderung des Radver-
kehrs in Gladbeck, 1988, S. 3).

Neben dem Alltagsradverkehr sind so auch drei
überregionale Radwanderrouten und weitere
städtische Freizeitrouten Bestandteil der Rad-
verkehrsförderung.

3.2 Umsetzungsstrategie

Aufgrund der ungünstigen Erreichbarkeit und
fehlenden Querungsmöglichkeit der Innenstadt
erhielt die Schließung von Netzlücken im inner-
städtischen Bereich oberste Priorität. Folgende
Bausteine der Radverkehrsförderung sind dabei
zum Einsatz gekommen:

Freigabe von Teilbereichen der Fußgän-
gerzone für den Radverkehr,

Einrichtung von Fahrradstraßen im in-
nerstädtischen Bereich,

Öffnung von Einbahnstraßen,

Markierungen von Schutzstreifen,

Umgestaltung von stark belasteten Kno-
tenpunkten und

fahrradfreundliche Verkehrsberuhigung
innerstädtischer Straßen.

Darüber hinaus wurde großer Wert auf ein aus-
reichendes Angebot an dezentralen Abstellanla-
gen in der Innenstadt gelegt und auch dem As-
pekt der Öffentlichkeitsarbeit von Beginn an be-
sondere Bedeutung beigemessen.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

In den letzten 10 Jahren konnten durch den
Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur deutliche
Verbesserungen für den Radverkehr erreicht
werden.

Eine vollständige Bearbeitung des Programms
und ein kompletter Radwegenetzschluss ist je-
doch noch nicht erreicht. Ein Projekt mit mehr-
jähriger Laufzeit und einem gesamtstädtischen
Bezug bringt es nach Einschätzung der Ver-
waltung mit sich, dass Kursänderungen eintreten
(z. B. durch veränderte politische Mehr-

heitsverhältnisse), neue Themen angegangen
werden und veränderte Schwerpunkte gesetzt
werden.

Die Umsetzung der in Kapitel 3.2 genannten
Bausteine der Radverkehrsförderung konnte,
soweit es sich um Zuständigkeiten der Stadt
handelt, weitestgehend realisiert werden. Die
Anlage von Radverkehrsanlagen an Straßen, die
in der Baulast anderer liegen, erweist sich dage-
gen als problematisch, was zum einen an der
Prioritätssetzung und zum anderen an der Fi-
nanzierung liegt.

Das Thema Radverkehr ist dennoch weiterhin
ein wichtiger Bestandteil der städtischen Ver-
kehrsplanung.

Durch den Umbau einer Vielzahl von inner-
städtischen Hauptverkehrsstraßen im Stadtgebiet
wurden auch attraktive Radwege geschaffen, die
maßgeblich zu weiteren Netzschlüssen
beigetragen haben.

Neue Führungsformen an Knotenpunkten wur-
den ebenfalls realisiert. Von der Bevölkerung
sind innovative Führungen jedoch zuerst skep-
tisch aufgenommen worden. Insgesamt herrscht
aber nach Einschätzung der Verwaltung ein po-
sitives Meinungsbild zum Radverkehr in Glad-
beck.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Ziel ist es, ein flächendeckendes Radverkehrs-
netz aufzubauen, das das gesamte Siedlungsge-
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biet abdeckt und Anschlüsse zu allen wichtigen
inner- und überörtlichen Zielen herstellt.

Da die Innenstadt ein wichtiger Zielpunkt des
Radverkehrs ist und von zahlreichen städtischen
Radverkehrsrouten gekreuzt wird, war ein erster
Handlungsschwerpunkt sowohl die Durchläs-
sigkeit der Innenstadt für den Radverkehr zu er-
höhen als auch die City als Zielpunkt für den
Radfahrer zu attraktivieren. Hierzu wurden we-
niger stark frequentierte Teile der Fußgänger-
zone ganz für den Radverkehr freigegeben, wäh-
rend die Hauptgeschäftsstraßen innerhalb der
Fußgängerzone nur außerhalb der Ladenöff-
nungszeiten befahren werden dürfen. Daneben
wurden einzelne innenstadtnahe Erschließungs-
straßen in Fahrradstraßen umgewandelt.

Im Zuge der Hauptrouten wird der Radverkehr
hauptsächlich auf Radwegen oder Schutzstreifen
entlang der Hauptverkehrsstraßen geführt. 1988
wurden im Rahmen eines Verkehrsversuchs in
der Tunnelstraße Schutzstreifen markiert, wobei
im Bereich der Mittelinseln Umfahrungen für
den Radverkehr gebaut wurden. Zu diesem
Zeitpunkt war die Realisierung des Radwege-
Grundnetzes bereits in einem fortgeschrittenen
Stadium.

Um Sicherheit und Komfort des Radverkehrs an
Knotenpunkten zu erhöhen, wurden an Kreu-
zungen separate Aufstellflächen für linksabbie-
gende Radfahrer angelegt. Der Radverkehr wird
bereits vor dem Knoten vom Radweg auf die
Fahrbahn geleitet und so in den allgemeinen
Verkehrsfluss integriert. Zudem wurden für den
Radfahrer eigene Signale und Kontaktstreifen an
Lichtsignalanlagen eingerichtet.

4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Am Bahnhof Gladbeck West, der in den näch-
sten Jahren zur S-Bahnstation ausgebaut wird,
entstand 1999 eine Radstation. An das beste-
hende Bahnhofsgebäude wurden zwei anspre-
chend gestaltete Baukörper angebaut, die Platz
für eine Fahrradwerkstatt und die Abstellanla-
gen in doppelstöckiger Anordnung für insge-
samt 300 Fahrräder bieten. Die Station wird von
der Arbeiterwohlfahrt (AWO) des Kreises
Recklinghausen betrieben, die bereits in anderen
Städten ähnliche Aufgaben übernommen hat.
Neben Serviceleistungen, wie Bewachung und
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Verleih von Fahrrädern sowie Kurierdienst, be-
absichtigt die AWO zusätzlich den Service der
Bahnagentur anzubieten. Eventuell wird zu-
künftig noch eine Cafeteria betrieben werden.

4.3 Fahrradparken

Um die Attraktivität der Innenstadt für den
Radverkehr zu erhöhen, entwickelte die Ver-
waltung ein spezielles Parkraumkonzept für die-
sen Bereich. Rund um die Fußgängerzone sowie
innerhalb der Zone wurden zunächst an zehn
Standorten qualitativ hochwertige Abstellanla-
gen errichtet, die mit Rankgittern in auffällig
roter Farbe umgeben wurden. In den darauffol-
genden Jahren wurde das Angebot mehrfach
ausgeweitet, wobei auch weniger aufwendige
Anlagen realisiert wurden. Mittlerweile stehen
in der Innenstadt Abstellanlagen mit Platz für
550 Fahrräder zur Verfügung (vgl. Band II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 32).

Um die Errichtung von privaten Abstellanlagen
zu fördern, prüft die Stadt, ob die Abstellanla-
gen bei zu geringem Raum auf dem Privat-
grundstück und privater Finanzierung auch im
öffentlichen Raum aufgestellt werden können.
Des Weiteren wurde mit der kommunalen Ar-
beitsförderungsgesellschaft GAFÖG ein günsti-
ges Angebot für Interessierte ausgearbeitet, um
zu gewährleisten, dass qualitativ hochwertige
Typen, wie Anlehn- und Einstellbügel verwen-
det werden.

4.4 Wegweisung

Ein gesamtstädtisches Wegweisungssystem für
den Radverkehr wird im Frühjahr 2000 instal-
liert werden. Neben dem Zentrum und den
Stadtteilen werden auch wichtige Einzelziele im
Stadtgebiet in die Ausweisung aufgenommen.

4.5 Serviceangebote

1992 hat die Stadtverwaltung 10 Dienstfahrräder
angeschafft, um so die Vorbildfunktion zu
verdeutlichen und gleichzeitig zu dokumentie-
ren, welche Bedeutung der Radverkehrsförde-
rung beigemessen wird.

1996 wurde in unmittelbarer Nähe zur Fußgän-
gerzone angrenzend an das Rathaus eine Fahr-
radwache eingerichtet, die auch kleinere Ser-
viceleistungen wie Reparatur, Wartung und Co-
dierung anbietet. Betrieben wird sie von der
kommunalen Arbeitsförderungsgesellschaft
GAFÖG. Zusammen mit dem Angebot der Rad-
station am Bahnhof stehen den Bürgern somit
zwei Serviceeinrichtungen für das Fahrrad zur
Verfügung.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Zu Beginn des Projekts war die Öffentlichkeits-
arbeit, deren Anteil an den Gesamtkosten mit
10 % veranschlagt worden war, ein zentrales
Handlungsfeld. Eigens dafür wurden von 1990
bis 1994 zwei Mitarbeiter eingestellt, die über
die Verbesserungen der Radverkehrsinfrastruk-
tur durch regelmäßige Pressemitteilungen, den
Druck von Broschüren und Plakaten und Aktio-
nen rund um das Fahrrad informierten. Eine
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systematisch aufgebaute Werbestrategie stellt
drei Aspekte in den Vordergrund:

"Steigerung der Popularität und Nut-
zung des umweltfreundlichen und ge-
sunden Verkehrsmittels;

die durch Initiativen des Programms
verbesserte Infrastruktur für die Benut-
zer des Fahrrades;

die Beseitigung der Frontstellung Auto-
fahrer kontra Radfahrer"

Mit dem Auslaufen der öffentlichen Förderung
für die Stellen endete die intensive Öffentlich-
keitsarbeit. Die aktuelle Öffentlichkeitsarbeit
zum Radverkehr beschränkt sich auf gelegentli-
che Pressemitteilungen und die Durchführung
einzelner Aktionen (Verkehrssicherheitstage,
Fahrradaktionstage). Ferner wird von der Ver-
waltung positiv hervorgehoben, dass die AGFS
in den letzten Jahren eine verstärkte Öffentlich-
keitsarbeit (Broschüren, Plakatserien) betreibt.
Durch ihre Mitgliedschaft kann die Stadt Glad-
beck daran partizipieren.

Ein Radwegeplan liegt für Gladbeck bereits seit
längerem vor und wird in Kürze durch eine
Neuauflage ersetzt werden. 1998 wurden dar-
über hinaus nach dem Kölner Vorbild verschie-
dene thematische Tourenangebote für Gladbeck
ausgearbeitet, die in Form von Faltblättern ver-
marktet werden.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

In den Wohngebieten wurden Tempo-30-Zonen
angelegt, in denen für den Radverkehr nur in
Ausnahmefällen spezielle Radverkehrsanlagen
realisiert wurden. Besondere Untersuchungen
zur Verkehrssicherheit bzw. umfassende be-
gleitende Unfallanalysen liegen für Gladbeck
nicht vor. Entsprechend den Ergebnissen aus
Kapitel 5.1 kann die Stadt aber auf eine positive
Bilanz hinsichtlich der Radverkehrssicherheit
schauen.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

In Zusammenhang mit dem Projekt Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in NRW hat
Gladbeck eine Reihe von Begleitforschungen zu
konkreten Maßnahmen und zu dem Gesamtpro-
gramm durch externe Büros durchführen lassen:

"Public-Awareness-Untersuchung"
(1989, SOCIALDATA)

Verkehrsanalysen Beethovenstraße/
Händelstraße (Vorher-, Nachherunter-
suchung: Anlage von Schutzstreifen)
(1994 und 1999, BiS-Bonn)

Verkehrsanalyse Hegestraße (Wirksam-
keitsanalyse: Anlage eines Schutzstrei-
fens) (1997, BiS-Bonn)

Verkehrsanalysen Gildenstraße (Vorher-
, Nachheruntersuchung: Anlage eines
Schutzstreifens) (1997, BiS-Bonn)

Wirkungsanalyse – Verhalten und Einschätzun-
gen – Nachheruntersuchung (1998,
SOCIALDATA)

6 PROJEKTMANAGEMENT

Für die Abwicklung der planerischen Maßnah-
men des Projekts "Fahrradfreundliches Glad-
beck" wurde im damaligen Planungsamt ein
Projektmanagement eingerichtet. Es bestand aus
einer Ingenieurstelle, ihr war die Steuerung der
Arbeiten zugeordnet, den bereits erwähnten
Mitarbeiterstellen für Öffentlichkeitsarbeit und
einer Zeichnerstelle. Die speziell für das Projekt
geschaffenen Stellen waren zeitlich befristet und
sind nach knapp 10 Jahren nicht mehr neu
besetzt worden.

Während der intensiven Planungs- und Arbeits-
phase des Projekts wurde zusätzlich eine Ar-
beitsgruppe "Fahrradfreundliche Stadt" einge-
richtet. In ihr erfolgte die ämterübergreifende
Koordination jeweils projekt- bzw. themenbe-
zogen mit den zuständigen Fachämtern der
Verwaltung unter Hinzuziehung der Polizei und
Vertretern des Trägers des ÖPNV.
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Das Projektmanagement ist integriert in das
Sachgebiet Verkehrsplanung des Amtes.

Es wird darüber hinaus versucht, den ADFC bei
Aktionen oder speziellen Aufgaben wie der Er-
arbeitung der Wegweisung zu integrieren.

7 FINANZIERUNG

Für die Radverkehrsförderung in Gladbeck sind
folgende finanziellen Mittel aufgebracht wor-
den:

Maßnahme Zeitraum/

Umsetzung

Programm¹ Kosten in

DM

Projektmanagement 89-98 St 1.100.000

Mitarbeiter f. Öffent-

lichkeitsarbeit

90-94 St 470.000

Begleitforschung 89-99 St 510.000

Planungskosten 89-99 St 300.000

Mittel Öffentlichkeits-

arbeit

89-99 St 260.000

Baumaßnahmen Innen-

stadt

90-91 St/RW 1.230.000

Hegestraße 92-93 GVFG 2.940.000

Gildenstraße 96 GVFG 825.000

Beethoven-/

Händelstraße

97 St 475.000

Buerschestr./

Humboldtstr.

95 GVFG 200.000

Kreuzung Schultenbrü-

cke

98 St 170.000

Engstelle Kampstraße 96 St 100.000

Wegweisung 2000 RW 150.000

Radweg Nordpark 98-99 Öko 150.000

Sofortprogramm 92-95 städt. 350.000

Fahrradwache 96 St 115.000

Radstation 98-99 St/GVFG 1.100.000

Abstellanlagen Rat-

hauspark

97 St 55.000

Radwegekarte 2000 St 12.000

gesamt 10.512.000

¹St=Stadterneuerung GVFG=Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz

Öko=Ökologieprogramm NRW RW=Radwegeprogramm NRW

Quelle: Angaben der Stadt

Tab. 7-1: Finanzierung Fahrradfreundliches
Gladbeck

Die Tabelle enthält ausschließlich Maßnahmen,
die direkt dem Projekt "Fahrradfreundliches
Gladbeck" zugeordnet worden sind und für die
die Stadt Gladbeck Straßenbaulastträger ist. Zu-
sätzliche Verbesserungen für den Radverkehr
wurden auch beim Gesamtumbau von Straßen
erreicht.

Für Instandsetzungsarbeiten und kleinere Ar-
beiten sind Gelder aus dem städt. Instandset-
zungsprogramm mit einem jährlichen Volumen
von 100.000 DM bis 300.000 DM verfügbar.

Zwischen 1992 und 1995 wurden jährlich So-
fortprogramme aufgelegt, um speziell die
Hauptverbindungen auf einen zeitgemäßen
Standard zu bringen und um kurzfristig Mängel
zu beseitigen. Hierfür standen jährlich ca.
100.000 DM zur Verfügung.

Im Zusammenhang mit dem Umbau von Haupt-
verkehrsstraßen im Stadtgebiet konnten viele
Hauptrouten des Radverkehrs mit neuen Rad-
wegen versehen werden.

Für die meisten Maßnahmen des Projekts "Fahr-
radfreundliches Gladbeck" wurden öffentliche
Fördermittel in Anspruch genommen. Der städt.
Fördersatz lag hierbei zwischen 80 % und 90 %.
Es kamen überwiegend Mittel aus der Stadter-
neuerung und dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) zum Einsatz.

8 BEWERTUNG

Für die Stadt Gladbeck wurde eine Nachherun-
tersuchung in Form einer Wirkungsanalyse für
Mobilitätsverhalten und Einschätzungen zum
Thema Mobilität und Verkehr durchgeführt.
Danach ist der Radverkehrsanteil von 1989 bis
1997 von 14 % auf 17 % gestiegen. Damit kann
die Stadt einen deutlichen Erfolg ihrer Radver-
kehrsförderung verzeichnen, hat aber noch nicht
ihr gestecktes Ziel den Radverkehrsanteil auf
20 % zu steigern erreicht. Aufgrund bereits sehr
weitgehender Realisierung wesentlicher Bau-
steine der geplanten Radverkehrsförderung ist
dieses Ziel kurzfristig vermutlich nicht mehr zu
erreichen.

Innovative neue Radverkehrsführungen, z. B. an
Knotenpunkten werden von der Gladbecker Be-
völkerung kritisch betrachtet. Hier könnte sich
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eine erneute Intensivierung der Öffentlichkeits-
arbeit in Zukunft positiv auf das Stimmungsbild
auswirken, so dass die innovativen Ansätze der
Verwaltung auch das gewünschte positive Echo
in der Bevölkerung finden.

Die aufwendige bauliche Ausgestaltung von
Schutzstreifen wie Gladbeck sie in der He-
gestraße realisiert hat (vgl. Kap. 4.1.2), ist nach
den heute vorliegenden Erkenntnissen zu Ver-
kehrssicherheit und Verkehrsfluss nicht erfor-
derlich. Vielmehr ist die deutlich kostengünsti-
gere Markierung der Schutzstreifen zu empfeh-
len.

Aussagen hinsichtlich der Verkehrssicherheit
für den Radverkehr und insbesondere eine ent-
sprechende Entwicklung im Zeitraum der
AGFS-Zugehörigkeit sind dem Kapitel 5.1 zu
entnehmen. Insgesamt kann Gladbeck eine dies-
bezüglich positive Bilanz ziehen. Bei steigen-
dem Radverkehrsanteil entwickelte sich die Un-
fallbelastung rückläufig.

Gladbeck hätte nach eigenen Angaben auch
ohne Teilnahme an dem Landesprogramm und
an der AGFS zahlreiche Maßnahmen für den
Radverkehr umgesetzt. Doch die Mitgliedschaft
hat vieles erleichtert, vor allem was die Finan-
zierung und deren Rechtfertigung im Rat und in
der Bevölkerung betrifft. Auch der Erfahrungs-
austausch im Rahmen der Treffen der AGFS
wurde vor allem in der Anfangsphase als sehr
gewinnbringend angesehen.
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Hamm:
Fahrradfreundliche Stadt

1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Hamm mit 181.000 Einwohnern liegt
an der Lippe in der westfälischen Tieflandbucht.
Sie ist mit 226 km² eine der zehn flächengrößten
Städte in Deutschland. Die kreisfreie Großstadt
wurde 1975 aus sieben bis dahin eigenständigen
Gemeinden, die teilweise aus mehreren Ortstei-
len bestehen, gegründet. Durch diese Entwick-
lung des heutigen Stadtgebietes ergibt sich ein
stark dezentraler Siedlungscharakter von Hamm,
der noch dadurch verstärkt wird, dass Hamm
nicht nur durch den Datteln-Hamm Kanal und
die Lippe sondern auch von fünf überregionalen
Eisenbahnstrecken durchschnitten wird.

Die einzelnen Stadtteile weisen sehr unter-
schiedliche Strukturen in Bezug auf Siedlungs-
und Geschäfts- bzw. Dienstleistungszentren auf,
so dass auch die Verkehrssituation in den einzel-
nen Stadtteilen sehr differenziert betrachtet wer-
den muss. Grundsätzlich kann man sagen, dass
die Stadtbezirke teilweise in sehr großer Entfer-

nung zur Innenstadt liegen, so dass sich in
Hamm ein mit 521 Pkw/1000 Einwohnern
(1998) für großstädtische Verhältnisse über-
durchschnittlicher Motorisierungsgrad ergeben
hat.

Gleichzeitig bietet die dezentrale Stadtstruktur
Hamms der Bevölkerung auch die Möglichkeit,
die täglichen Besorgungen in den nahegelegenen
Stadtbezirkszentren zu tätigen, die meistens in
der fahrradgünstigen Entfernung von max. 3 km
liegen.

Besondere Bedeutung wird in Hamm dem not-
wendigen Strukturwandel im Montansektor bei-
gemessen. Um dieses Ziel zu erreichen, muss
sich Stadt- und Wirtschaftsförderungspolitik an
sozialen und ökologischen Gesichtspunkten aus-
richten und die Erstellung einer umweltfreund-
lichen Verkehrsinfrastruktur gefördert werden.
Unterstützend wirkt hier auch das Pilotprojekt
"Ökologische Stadt der Zukunft". In diesem
Kontext ist auch zu sehen, dass Hamm von der
Deutschen Umwelthilfe zur Bundeshauptstadt
für Natur- und Umweltschutz des Jahres 1998
gekürt wurde.

Einen wichtigen Beitrag dazu kann die Förde-
rung des Radverkehrs im Rahmen des Pro-
gramms "Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen" leisten. In das
Förderprogramm aufgenommen wurde die Stadt
Hamm als eines der Gründungsmitglieder im
Oktober 1993. Seit 1995 stellt sie deren stell-
vertretenden Vorsitzenden.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

In Hamm war das Auto bedingt durch die be-
sondere Stadt- und Verkehrsstruktur mit rund
60 % aller zurückgelegten Wege das dominie-
rende Verkehrsmittel. Aufgrund der Stadtstruk-
tur und der fahrradfreundlichen Topographie der
westfälischen Tieflandbucht bietet Hamm posi-
tive Voraussetzungen für eine starke Fahrrad-
nutzung. Probleme für den Radverkehr ergeben
sich zum einen durch die starke Zerschneidung
des Stadtgebietes durch Lippe und Datteln-
Hamm-Kanal sowie die umfangreichen Bahn-
anlagen zum anderen durch den zu Beginn des
Projektes nicht vorhandenen Netzcharakter der
Radverkehrsanlagen.
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Seit Mitte der 80er Jahre verfolgt man bei der
Stadt Hamm das Ziel, eine qualifizierte Radwe-
geplanung durchzuführen, die für das gesamte
Stadtgebiet Radverkehrsanlagen bereitstellt oder
bereits vorhandene weiter verbessert. Das
Hauptaugenmerk lag hierbei auf dem Bau von
Radwegen.

Der Verkehrsentwicklungsplan von 1993, der
als allgemeines Ziel setzt, den Autoanteil bis
zum Jahr 2005 unter 50% zu drücken, dient für
heutige Planungen als Grundlage und Hand-
lungsleitfaden. Erreicht werden soll dieses Ziel
des VEP vor allem durch eine intensive Förde-
rung und Verbesserung der Fahrradinfrastruktur.

Zu Beginn der 90er Jahre verfügte die Stadt
Hamm bereits über rund 90 km selbständige und
straßenbegleitende Radwege und führte schon
maßnahmenbegleitende, öffentlichkeitswirk-
same Aktionen durch. Dennoch war der Radver-
kehr in Hamm sowohl bei der Bevölkerung als
auch innerhalb der Verwaltung kein "Tages-
thema". Ein bedeutender Impuls ging erst von
der Aufnahme in das Projekt "Fahrradfreundli-
che Städte und Gemeinden in Nordrhein-West-
falen" aus, dessen örtliche Umsetzung unter dem
Titel "Fahrradfreundliches Hamm" das Fahrrad
stärker in den Mittelpunkt des Interesses von
Politik, Bürgern und Medien rückte.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Zielvorgabe des VEP der Stadt Hamm ist es, den
Radverkehrsanteil von 12 % (entspricht dem
Bundesdurchschnitt) zu Beginn des Projektes
"Fahrradfreundliche Stadt Hamm" auf 18 % zu
steigern. Damit einhergehend sollte der Umwelt-
verbund 50 % des Verkehrsanteils tragen und
somit den Autoanteil von 60 % auf 50 % bis
zum Jahr 2005 reduzieren.

3.2 Umsetzungsstrategie

Mit Beginn der Mitgliedschaft in dem Förder-
programm "Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen" wurde ein
Konzept erarbeitet, das die verschiedenen Maß-
nahmen zur Radverkehrsförderung koordiniert.
Mit besonderer Priorität ist die Entwicklung und
Umsetzung eines Hauptroutennetzes angesehen
worden, das vor allem die Anbindung an die In-
nenstadt gewährleisten soll. Kernpunkt sind da-
bei die 11 Hauptrouten von allen Stadtteilen in
die Innenstadt.

In einem zweiten Maßnahmenpaket sollen dann
in allen sieben Stadtbezirken Radverkehrsnetze
realisiert werden, die neben der Beseitigung von
Gefahrenpunkten besonders Verbesserungen in
der Radverkehrsführung durch Schließung von
Netzlücken umfassen. Vorrang hat hierbei die
Innenstadt, da hier die meisten und wichtigsten
Ziele des Radverkehrs liegen.

Parallel zu den Stadtteilnetzen werden ein Frei-
zeitnetz und ein Radtourismuskonzept entwor-
fen, sowie eine flächendeckende Wegweisung
und ein Abstellanlagenkonzept erarbeitet und
umgesetzt.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Weitgehend abgeschlossen ist in Hamm die
"Fahrrad-Promenade", die ringförmig um die In-
nenstadt läuft und alle aus den Stadtteilen kom-
menden Hauptrouten verknüpft; ein sehr kurzes
noch fehlendes Teilstück wird in Kürze gebaut.
In seinen wichtigsten Teilen ist auch das Haupt-
routennetz mittlerweile erstellt. Ebenso sind be-
reits alle Radverkehrskonzepte für die Stadtbe-
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zirke Hamm-Mitte, Bockum-Hövel, Pelkum und
Herringen erarbeitet worden, die sich z. T. in der
Umsetzungsphase befinden.

Momentan werden Radverkehrskonzepte für
drei weitere Stadtbezirke fertiggestellt, die bis
zum Jahr 2003 baulich realisiert werden sollen.
1998 wurde die Fahrradstation am Hauptbahn-
hof fertiggestellt, die als erster Schritt der um-
fangreichen Bahnhofsvorplatzumgestaltung ge-
baut wurde.

Ein wesentlicher Bestandteil des Hammer Kon-
zeptes ist die Öffentlichkeitsarbeit, die mit eige-
nem Personal und Sachmitteln ausgestattet ist
(vgl. Abschnitt 4.6).

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

In Hamm wird eine hierarchisch aufgebaute
Netzstruktur für den Radverkehr angestrebt, die
auf den Hauptverbindungen den höchsten Aus-
baustandard erhält und durch Sammel- und Ne-
benstrecken verdichtet wird. Neben der gesamt-
städtischen Ausstattung mit beschilderten
Hauptrouten und der Realisierung der Fahrrad-
Promenade werden in Hamm stadtteilbezogen
Radverkehrsnetze umgesetzt.

Innerhalb der Netze werden dabei alle Möglich-
keiten zur Erhöhung der Netzdichte für die Rad-
fahrer (Öffnung von Einbahnstraßen, Fahrrad-
straßen, fahrradfreundliche Umgestaltung von
Kreuzungen und Einmündungen etc.) sowie er-
gänzende Elemente (Abstellanlagen, Wegwei-
sung, zusätzliche Serviceleistungen etc.) ge-
nutzt.

Das Hauptroutennetz soll möglichst unabhängig
von Hauptverkehrsstraßen verlaufen, doch es
werden auch weiterhin Radwege an Hauptver-
kehrsstraßen realisiert. Auch wenn viele Stadt-
teilverbindungen abseits des Hauptstraßennetzes
realisiert werden können, ist man der Meinung,
dass zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf
diesen Straßen Radverkehrsanlagen notwendig
und sinnvoll sind, nicht zuletzt auch aufgrund
der Vielzahl von Zielen an Hauptverkehrsstra-
ßen.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Bike & Ride wird in Hamm als ein wichtiges
Mittel angesehen, um den Umweltverbund mit
Hilfe des Radverkehrs zu fördern. Es gibt daher
an allen wichtigen Haltestellen des ÖPNV und
an den Bahnhöfen in Hamm Abstellanlagen. Be-
sonders zu erwähnen ist die Fahrradstation am
Hauptbahnhof, die als eine der ersten im Rah-
men des Programms "100 Fahrradstationen in
NRW" eröffnet wurde. Mit 500 Einstellplätzen
und einem umfangreichen Serviceprogramm
wird diese Anlage auch längerfristig eine der
größten Fahrradstationen in NRW bleiben.

4.3 Fahrradparken

In Hamm wurde eine Abstellanlagenkonzeption
erarbeitet und weitestgehend umgesetzt, die für
das gesamte Stadtgebiet 1300 Ständer umfasst.
Neben der angesprochenen Verknüpfung von
Radverkehr und ÖPNV wird das Rad zuneh-
mend auch als Verkehrsmittel für den Einkauf
entdeckt. In Hamm fördert man daher besonders
die Aufstellung von Abstellanlagen in unmittel-
barer Nähe zu Einkaufszentren und in der Innen-
stadt. Dabei werden nicht nur Fahrradständer
aufgestellt, sondern es wurde auch die "erste
Fahrradgarage" in Hamm eingerichtet, indem
vier Autoparkplätze in einem Parkhaus in 28
Fahrradabstellplätze umgewandelt wurden, die
kostenfrei genutzt werden können. Diese einge-
gitterten Fahrradstellplätze sind im Sichtbereich
des Personals, so dass eine optimale Diebstahlsi-
cherheit gewährleistet ist.
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4.4 Wegweisung

In Hamm ist erstmalig in NRW ein integriertes
Stadtleitsystem entwickelt worden, das die
Wegweisung für Rad- und Autofahrer kombi-
niert und nur an Strecken, an denen der Radver-
kehr separat vom Kfz-Verkehr geführt wird, ge-
sonderte Radverkehrsbeschilderungen benötigt.
Auf den anderen Strecken wird mit Hilfe von
Symbolen auf den Hinweistafeln die Verknüp-
fung von Kfz- und Radverkehrswegweisung den
Verkehrsteilnehmern deutlich gemacht. Die
Wegweisung bezieht sich dabei nicht nur auf
Einzelziele sondern verbindet über die neuen
Radhauptrouten auch die einzelnen Stadtteile
miteinander. Durch die individuelle, von gängi-
gen Systemen abweichende Gestaltung ist ein
hoher Wiedererkennungseffekt der Wegweisung
gesichert.

4.5 Serviceangebote

Die Fahrradstation bietet neben sicherem und
geschütztem Fahrradparken auch ein komplettes
Servicepaket rund um`s Rad. Um die Fahrrad-
station zu einem attraktiven Zentrum für Fahr-
radnutzer zu entwickeln, wird, neben dem An-
gebot von vielfältigen Informationen zum
Thema Radfahren, ein Reparaturservice ange-

boten, man kann Fahrradwerkzeuge und -teile
kaufen und es besteht die Möglichkeit, Fahrrä-
der zu mieten. Vor kurzem wurde ein Fahrrad-
kurierdienst eingerichtet, der die verkehrsgün-
stige Innenstadtlage des Bahnhofs als Standort-
vorteil nutzt und darüber hinaus problemlos in
der Lage ist, Kombileistungen mit IC-Kuriergut
anzubieten.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Die Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen des Pro-
jektes "Fahrradfreundliche Stadt Hamm" läuft
unter dem eigenständigen Programm "Mobil in
der Stadt" und betrifft alle Verkehrsarten. Im
Vordergrund steht die Werbung für den Um-
weltverbund mit den Schwerpunkten Radver-
kehr und ÖPNV. Die Stadt Hamm versucht
durch zahlreiche Kooperationen mit den Me-
dien, Vereinen und Institutionen (IBA, Bahn-
hofsmanager, ADFC etc.) sowie Tageszeitung
und Lokalradio eine möglichst große Bandbreite
zu gewährleisten, die das Fahrrad als Verkehrs-
mittel in allen seinen Facetten dokumentiert.

Ein besonderes "Highlight" stellen die jährlichen
Fahrradaktionstage dar, die sowohl bei den teil-
nehmenden Ausstellern als auch bei den Bür-
gern immer beliebter werden und immer mehr
Interesse auf das Thema Fahrrad lenken. Durch
die Kooperation mit einer großen Lokalzeitung
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kann eine breite Öffentlichkeit ausführlich ange-
sprochen werden, so dass nicht nur die Besu-
cherzahlen von Jahr zu Jahr steigen, sondern
auch die Anfragen zu Teilnahmemöglichkeiten
aus dem Bereich der Wirtschaft zunehmen. Die
Einbindung bekannter ortsansässiger Künstler in
die Veranstaltungen erhöht das Ansehen der
Aktionen und schlägt eine Brücke zum Kultur-
programm

Durch Aktionen rund um die Entstehung der
Hammer Radstation wurde schon lange Zeit vor
der Fertigstellung und Eröffnung das Interesse
der Bürger und Medien auf dieses Vorhaben ge-
zogen und so große Zustimmung für dieses
Projekt erreicht.

Weitere Aktionen, wie etwa die Teilnahme am
Bahnhofsfest, Leseraktionen mit der Lokal-
presse und die IBA-Präsentation 1999 entlang
des durch Hamm führenden IBA-Radweges,
runden das Bild einer durchdachten und konse-
quent umgesetzten Öffentlichkeitsarbeit ab.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Die Stadt Hamm bindet in ihre Verkehrssicher-
heitsarbeit die sehr erfolgreichen jährlich statt-
findenden Radaktionstage ein. So gab es bei den
Fahrradtagen seit 1994 verschiedene Aktionen,
die das Thema Verkehrssicherheit auf ganz un-
terschiedliche Art und Weise behandelten. Ne-
ben einer Mängelradaktion des ADFC wurden
auch Radfahrtrainings mit Grundschülern
durchgeführt und Geschicklichkeits-Parcours
aufgebaut, an denen jeder seine Radfahrfähig-
keiten testen konnte. Aufgrund der aktuell be-
sorgniserregenden Unfallsituation wurde 1999
von mehr als 20 örtliche Organisationen unter
Federführung der Stadt und der Polizei die
"Verkehrssicherheitsbörse Hamm" gegründet.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Die Hammer Verkehrsplanung arbeitet seit eini-
gen Jahren mit einem rechnergestützten Ver-
kehrssimulationsprogramm für den motorisier-
ten Individualverkehr und den ÖPNV. Mit die-

sem Modell ist es möglich, Verkehrsverlagerun-
gen durch Veränderungen im Hauptverkehrs-
straßennetz und im Angebot von Bus und Bahn
zu prognostizieren.

Ein wesentlicher Bestandteil der Hammer Fahr-
radplanung ist die Schaffung eines leistungsfä-
higen Hauptroutennetzes von der Innenstadt in
alle Stadtteile. Diese Hauptrouten zeichnen sich
durch einen besonders hohen Ausbaustandard
aus und werden im Rahmen des Stadtleitsystems
ausgeschildert. Um eine Überprüfung der Wirk-
samkeit dieser oft aufwändigen Maßnahmen zu
ermöglichen, wird in Hamm erstmalig in
Deutschland gemeinsam mit dem Softwareent-
wickler ein Simulationsprogramm für den Rad-
verkehr als weiterer Baustein des Verkehrssi-
mulationsprogramms entwickelt.

Zur Ermittlung des Ist-Zustandes im Radver-
kehrsnetz wurde deshalb 1999 eine Radver-
kehrsstärkenzählung mit über 80 Zählstellen
durchgeführt, die zusammen mit den 120 Zähl-
stellen aus der Landesverkehrszählung lückenlos
alle wichtigen Routen des Radverkehrs abbildet.
Derzeit werden belastbare Hochrechnungsfakto-
ren entwickelt, um die Ergebnisse der Verkehrs-
zählung für die Eichung einer Radprognose-
matrix nutzbar zu machen.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Bei der Stadt Hamm wurden bei Projektbeginn
Grundsatzbeschlüsse auf Ratsebene gefasst, die
grundlegende Regelungen für Planungen von
Maßnahmen im Programm "Fahrradfreundliche
Stadt Hamm" festlegen und als Willensentschei-
dung für den Radverkehr angesehen werden
können. Gleichzeitig wurden Grobkonzepte für
die verschiedenen Einzelthemen erarbeitet, die
zwischen Verwaltung und Politik abgestimmt
wurden und somit als Handlungsrahmen für alle
Beteiligten dienen. Für die Radverkehrsplanung
und das Projektmanagement ist eine Verkehrs-
planerin im Planungsamt fest angestellt. Die
Kampagne "Mobil in Hamm" wird ebenfalls im
Planungsamt durch eine Mitarbeiterin betreut
(Zeitvertrag). Im "Arbeitskreis Rad", an dem je
nach Bedarf Vertreter nicht nur der Ämter son-
dern auch von Polizei, Stadtwerken etc. teil-
nehmen, werden Projekte abgestimmt.
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7 FINANZIERUNG

Vor Beginn der Programmmitgliedschaft stan-
den für die Schaffung von Radverkehrsanlagen
Baumittel in Höhe von 100 TDM im Jahresetat
der Stadt Hamm zur Verfügung, dieser Wert
wurde mit der Aufnahme in das Programm
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
Nordrhein-Westfalen" zunächst mehr als ver-
sechsfacht, 1997 wurde ein Gesamtvolumen von
3 Mio. DM angesetzt.

Bei der Bewilligung von Zuwendungen treten in
Hamm inzwischen Probleme auf. Die weitere
Förderung sowohl der Radnetzplanung als auch
der Öffentlichkeitsarbeit durch das Land ist un-
gewiss. Für 1998 wurde außerdem die Förde-
rung von 60 % der angemeldeten Radwegebau-
projekte zurückgestellt.

8 BEWERTUNG

Als Zielvorgabe war die Steigerung des Radver-
kehrsanteils von 12 % (Erhebung im Rahmen
des VEP 1993) auf 18 % bis zum Jahr 2005 ge-
nannt. Stichprobenartige Verkehrszählungen
und Verkehrsprognosen lassen die Schätzung
zu, dass der Radverkehrsanteil inzwischen auf
15 % gestiegen ist und somit die Zielvorgabe
bereits zur Hälfte erreicht wurde. Auch bei den
Fahrradständern im Innenstadtbereich ist eine
zunehmende Belegung festzustellen. Am Bahn-
hof hat die Zahl der abgestellten Fahrräder seit
Eröffnung der Fahrradstation um 16 % zuge-
nommen.

Mit der fast vollständigen Fertigstellung der
Fahrradpromenade ist ein wesentlicher Teil der
innerstädtischen Netzinfrastruktur hergestellt.
Auch für die noch bestehenden Lücken im in-
nerstädtischen Radverkehrsnetz ist die baldige
Umsetzung vorgesehen, so dass der wichtigste
Teilbereich des Radverkehrsnetzes alsbald fer-
tiggestellt sein dürfte.

Weniger weit fortgeschritten sind die teilweise
sehr langen Hauptrouten in die Stadtteile. Hier
ist etwa die Hälfte umgesetzt. Mit einer Aus-
nahme liegen für alle übrigen Routen konkrete
Planungen vor.

Auch wenn keine speziellen Untersuchungen
vorliegen darf davon ausgegangen werden, dass

das Ziel, das Fahrrad zu einem allgemein in der
Öffentlichkeit akzeptierten Verkehrsmittel zu
machen, erreicht wurde. Deutliche Hinweise er-
geben sich aus der großen Beliebtheit öffent-
lichkeitswirksamer Maßnahmen zum Fahrrad-
verkehr; ein klarer Beleg für den Wert einer gu-
ten und intensiven Öffentlichkeitsarbeit.

Etwas erschwert wird die Fahrradförderung in
Hamm durch die teilweise längeren zurückzule-
genden Entfernungen, was sich bereits in den
großen, im Sinne einer fahrradfreundlichen Pla-
nung zu bearbeitenden Streckenlängen nieder-
schlägt.

Eine weitere Erschwernis ergibt sich aus der
Tatsache, dass die politischen Mehrheitsverhält-
nisse in der Gesamtstadt nicht mit allen Bezirks-
vertretungen übereinstimmen, so dass im Über-
schneidungsbereich von Zuständigkeiten gele-
gentlich Verzögerungen aus dem politischen
Raum eine kontinuierliche Bearbeitung er-
schweren. Auch hat sich die räumliche Nähe zu
Münster mit seiner stark radwegeorientierten
Radverkehrspolitik insofern im politischen Mei-
nungsbild niedergeschlagen, dass andere Maß-
nahmen wie insbesondere Markierungslösungen
im Fahrbahnraum mit einer gewissen Zurück-
haltung und Skepsis betrachtet werden.

Als besonders gelungene Maßnahme ist sicher-
lich die Fahrradpromenade anzusehen, die den
Radlern sowohl eine zügige Innenstadtumfah-
rung ermöglicht, als auch komfortable Verteiler-
funktion für die Innenstadt übernimmt.

Vorbildlich sind die kontinuierlichen Aktivitäten
der intensiven Öffentlichkeitsarbeit, die nicht
zuletzt auch dem Programm zu einem hohen
Bekanntheitsgrad verholfen haben und die Ak-
zeptanz des Verkehrsmittels Fahrrad erhöhen.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Das Stadtgebiet der gut 1.200 Jahre alten Stadt
Herford mit ihren rund 65.000 Einwohnern wird
von den Flussläufen der Werre und der Aa
durchzogen. Die Stadtfläche dehnt sich auf
knapp 80 km² aus. Wirtschaftliche Standbeine
des Mittelzentrums sind Industrieansiedlungen
aus den unterschiedlichsten Branchen, wobei
traditionell Möbel- und Textilbranchen von Be-
deutung sind.

Besonders günstige Voraussetzungen für den
Radverkehr bietet die Stadtstruktur aufgrund der
großen Nähe des Bevölkerungsschwerpunktes
zum mittelalterlichen Stadtkern, denn rund 75 %
der Bevölkerung leben in einem Umkreis von
nur 3 km zum Zentrum.

Das Stadtgebiet gliedert sich neben der Kern-
stadt in acht weitere Stadtteile. Aufgrund der
Topografie sind die Voraussetzungen für den
Radverkehr je nach Stadtteil sehr unterschied-
lich, denn insgesamt weist Herford Höhenunter-
schiede zwischen 56 m und 240 m über NN auf.
Während der Innenstadtbereich eher eben und
somit radverkehrsfreundlich ist, sind vor allem
die östlichen Stadtteile durch die Ausläufer der
angrenzenden Gebirgszüge eher weniger attrak-
tiv für den Radverkehr.

Herford zählte 1988 zu den neun Gründungs-
mitgliedern fahrradfreundliche Städte NRW und
ist seit Gründung der AGFS im Jahre 1993 de-
ren Mitglied.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Bereits vor Beginn des Programms förderte Her-
ford aktiv den Radverkehr. Hierfür lag eine po-
litische Willenserklärung vor. Darüber hinaus
tagte schon vor 1988 regelmäßig eine Radwege-
kommission unter Teilnahme von Polizei,
ADFC, Verkehrsausschuss, Radsportverein,
Kinderschutzbund und den jeweiligen Ämtern.

1988 - also ungefähr zeitgleich mit der Auf-
nahme in das Programm - wurde im Rahmen
des Verkehrsentwicklungsplanes ein Anteil des
Radverkehrs am Gesamtverkehr von 9 % ermit-
telt. Im Zuge von Befragungen bei Radfahrern
und Nicht-Radfahrern in der City (1989) wurde
ein mögliches zusätzliches Radfahrerpotenzial
von 4-8 % unter den damals erfassten Kraftfah-
rern festgestellt.

Diese bereits vorliegenden Aktivitäten und der
Beschluss, den Radverkehr aktiv zu fördern,
wird von der Verwaltung als Voraussetzung ge-
sehen, dass Herford von Beginn an zu den Mo-
dellstädten zählte.

Weiterhin sind aufgrund der für weite Teile der
Bevölkerung günstigen Stadtstrukturen hin-
sichtlich Topographie und Entfernungen zum
Stadtzentrum gute Voraussetzungen für eine ef-
fektive Radverkehrsförderung gegeben.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Entsprechend dem Gutachten zum Radver-
kehrsnetz von 1989 ist als vordringliches Ziel
"die Entwicklung eines Radverkehrsgrundnetzes
unter Berücksichtigung der vorhandenen Rad-
wege zur Abdeckung der wichtigsten Radver-
kehrsrelationen in Herford, zu nennen" (Endbe-
richt Radverkehrsnetz Herford, Juni 1989, S. 2).
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Darüber hinaus soll das Netz durch Ergänzungs-
routen verdichtet werden und auch Alternativ-
routen sollen entwickelt werden.

Im Verkehrsentwicklungsplan von 1991 wird
weiterhin ausdrücklich die Förderung der Ver-
kehrsmittel des Umweltverbundes als Ziel defi-
niert.

Grundsätzlich wurden eine Steigerung der Rad-
verkehrsanteile am Gesamtverkehrsaufkommen
sowie Image und Attraktivitätssteigerung des
Verkehrsmittels Fahrrad angestrebt.

3.2 Umsetzungsstrategie

Herford setzte entsprechend seiner Zielsetzung
zeitgleich auf die Verbesserung der Infrastruktur
und auf eine großangelegte Kampagne zur
Imageverbesserung des Fahrrades. Erreicht wer-
den sollten die Ziele durch:

Neuanlage von Radverkehrsanlagen und
Schließung von Lücken im Radwege-
netz.

Öffnung von Einbahnstraßen für den
gegengerichteten Radverkehr.

Ausweisung von Fahrradstraßen.

Ausweisung von Fahrradrouten mit ei-
ner speziellen Wegweisung für den
Radverkehr.

Verbesserung der vorhandenen Radver-
kehrsanlagen.

Verbesserte Angebote von Fahrradab-
stellanlagen.

Verbesserte Führung des Radverkehrs
an signalisierten Knotenpunkten.

Öffentlichkeitsarbeit und Marketing für den
Radverkehr.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Das Radverkehrsnetz in Herford ist - soweit es
die Zuständigkeit der Stadt betrifft - fast kom-
plettiert. Alle Elemente der heutigen Radver-
kehrsführung sind innerhalb des Netzes zum

Einsatz gekommen. Neben Radwegen und Rad-
fahrstreifen wurden Schutzstreifen markiert,
Einbahnstraßen für den Radverkehr in Gegen-
richtung geöffnet, Fahrradstraßen ausgewiesen
und selbständig geführte Wege in das Netz in-
tegriert.

Das Kommunikations- und Marketingkonzept
wurde mit Ausnahme der Schlussphase umge-
setzt. Auf diese letzte Phase wurde aufgrund der
Kritik aus Politik und Öffentlichkeit ersatzlos
verzichtet.

Begleitet wurde das gesamte Förderprogramm
von einer Wirkungsstudie, die den Erfolg der
einzelnen Maßnahmenbausteine ermittelte und
Anhaltspunkte für den zukünftigen Weg der
Herforder Radverkehrsförderung lieferte.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Im Zusammenhang mit der Netzkomplettierung
und der Routenplanung wurde jeweils Wert auf
eine anspruchsgerechte Radverkehrsführung
gelegt. In vielen Fällen wurde den Markie-
rungslösungen der Vorrang gegenüber dem
Neubau von Radwegen gegeben.

Insgesamt wurden zwischen 1988 und 1999

9.240 m Radwege gebaut,

7.625 m Radfahrstreifen und

380 m Schutzstreifen markiert sowie
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9.760 m gemeinsame Geh- und Rad-
wege realisiert und

2.380 m des Straßennetzes als Fahrrad-
straßen ausgewiesen.

Darüber hinaus sind zahlreiche Einbahnstraßen
in unechte Einbahnstraßen umgewandelt wor-
den.

Drei Fahrradstraßen und ein Abschnitt mit
Schutzstreifen sind nach der StVO-Novellierung
von 1997 wieder aufgegeben worden. Sie sind
in den obigen Zahlen nicht enthalten.

4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Gezielte Maßnahmen zur Förderung der Ver-
knüpfung mit anderen Verkehrsmitteln sind vor-
rangig im Hinblick auf die Erreichbarkeit des
Bahnhofs und eine geplante Erweiterung der
dortigen anspruchsgerechten Fahrradabstellan-
lagen zu verzeichnen. Durch eine in Planung be-
findliche Radstation soll eine weitergehende
Attraktivierung erfolgen. Die geplante Kapazität
für die Fahrradstation liegt bei 284 Einstellplät-
zen. Derzeit werden 170 Stellplätze am Bahnhof
für den Radverkehr angeboten, von denen 130
überdacht sind.

4.3 Fahrradparken

In der Innenstadt sind bereits an unterschiedli-
chen Standorten qualitativ hochwertige Abstell-
anlagen errichtet worden, die z. T. auch über-
dacht sind. Neben den Abstellmöglichkeiten im
Bahnhofsbereich sind im Stadtgebiet
413 Stellplätze geschaffen worden, von denen
88 überdacht wurden (vgl. Band II; Maßnah-
mendokumentation, Nr. 33). Die Abstellanlagen
sind auf mehrere kleinere Anlagen verteilt. Da-
mit sind alle geplanten Maßnahmen zum Fahr-
radparken umgesetzt.

4.4 Wegweisung

1994 hat Herford damit begonnen, eine Radver-
kehrswegweisung zu installieren. Ein Jahr später
waren alle zur Ausweisung vorgesehenen
Routen beschildert. Mit der Wegweisung hat
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Herford einen wichtigen Baustein seiner Rad-
verkehrsförderung schnell und mit großem Er-
folg realisiert (höchste Zuwächse des Radver-
kehrs auf diesen Routen, hoher Bekanntheits-
grad der Beschilderung bei gleichzeitig positiver
Bewertung durch die Bevölkerung), auch wenn
die Schilder- und Schriftgröße nach heutigen
Kenntnisstand größer sein sollten (vgl. Band II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 37).

4.5 Serviceangebote

Bisher sind umfassende Serviceangebote in Her-
ford nicht realisiert worden. Hier werden erste
Angebote im Zusammenhang mit der geplanten
Fahrradstation erfolgen. Vorgesehen sind u. a.
Fahrradverleih und -reparatur sowie Verkauf
von Zubehör.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Einen besonderen Schwerpunkt hat Herford auf
die Öffentlichkeitsarbeit gelegt. Bereits parallel
zu den Maßnahmen, die der Verbesserung der
Infrastruktur dienen, wurde eine große Kam-
pagne gestartet, die für die Nutzung des Fahr-
rades warb und dem Verkehrsmittel Fahrrad zu
einem besseren Image verhelfen sollte. Es sind
verschiedenste Bausteine der Öffentlichkeitsar-
beit zum Einsatz gekommen:

Plakate

Faltblätter

Verlosung

Foto- und Malwettbewerbe

Kinospot

Aufkleber/Anstecker

Aktionstage.

Die Kampagne ist in mehreren Phasen durchge-
führt worden, wobei die letzte Phase aufgrund
zunehmender Kritik aus Bevölkerung und Poli-
tik hinsichtlich einer zu intensiven Werbung
nicht mehr in vollem Umfang realisiert wurde
(vgl. Band II; Maßnahmendokumentation,
Nr. 52).

Bei größeren Aktionen im Bereich Radverkehr
wird von Seiten der Stadt die gezielte Pressear-
beit betrieben. So wurde z. B. im Zusammen-
hang mit der Ergebnispräsentation der Begleit-
untersuchung zu einer Pressekonferenz eingela-
den, in deren Rahmen auch eine Verlosung
durchgeführt wurde.

Darüber hinaus liegt in Herford ein Radfahrer-
stadtplan vor. Aktuell wird eine Broschüre er-
stellt, die die Situation des Radverkehrs in Her-
ford anschaulich dokumentieren soll.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Die Verkehrssicherheitsarbeit ist schon immer
ein wichtiger und kontinuierlicher Baustein der
Verkehrsplanung in Herford gewesen. Im Rah-
men der Wirkungsstudie von 1997 wurde eine
umfassende Unfallanalyse durchgeführt, die
auch einen Vergleich zu einer zu Beginn des
Programms durchgeführten Unfallanalyse be-
inhaltete. Die wichtigsten Ergebnisse einer
Auswertung der polizeilichen Unfalldaten über
10 Jahre sind:

Im Mittel verunglücken etwa 80 Radfahrer pro
Jahr. Die Anzahl der Unfälle mit Radfahrerbe-
teiligung ist zwischen 1987 und 1996 relativ
konstant geblieben. Der Anteil der Schwerver-
letzten ging sogar zurück. In der Zeit von 1994-
1996 verunglückte kein Radfahrer tödlich.
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81 % aller polizeilich erfassten Unfälle mit Rad-
fahrerbeteiligung finden mit Kfz statt, wobei die
Kfz-Führer zu rund zwei Drittel Hauptunfall-
verursacher sind.

Das Unfallgeschehen hat sich seit 1988 örtlich
verlagert. Strecken mit aktuellen Maßnahmen
zur Radverkehrsförderung und -sicherung wei-
sen im wesentlichen eine positive Unfallent-
wicklung auf.

Kritische Unfallhäufungen sind in den letzten
Jahren vor allem auf verkehrsbelasteten Stra-
ßenzügen festzustellen. Auf diesen Hauptver-
kehrsstraßen hat auch der Radverkehr zuge-
nommen.

Detailliertere Informationen zur Verkehrssi-
cherheit in Herford sind dem Kapitel 5.1 zu ent-
nehmen.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Herford hat verschiedene Untersuchungen im
Zusammenhang mit der Radverkehrsförderung
durchgeführt. Bereits erwähnt wurden die Un-
fallanalysen von 1988 und 1997, die Ansatz-
punkte für die Beseitigung von Sicherheitsmän-
geln lieferten. Auch eine Befragung bei Pas-
santen in der Innenstadt lieferte Anhaltspunkte
für die weitergehende Radverkehrsförderung.

Mit dem umfassenden Marketing- und Kommu-
nikationskonzept wurde eine weitere grundle-
gende Arbeit in Auftrag gegeben.

Besondere Bedeutung hat die das Projekt fahr-
radfreundliche Stadt Herford begleitende Wir-
kungsstudie, die im Einzelnen aufgezeigt hat,
welche Maßnahmen als erfolgreich einzustufen
sind und in welchen Bereichen noch Defizite zu
erkennen sind, die wiederum Ansatzpunkte für
die weitere Förderung sind. Auf der Basis dieser
Ergebnisse können Erfolge gemessen und die
weitergehenden Schritte definiert werden.

6 PROJEKTMANAGEMENT

In Herford ist die Radverkehrsförderung im we-
sentlichen Aufgabe der Tiefbauabteilung. Auf

die Schaffung einer Stelle eines Fahrradbeauf-
tragten wurde verzichtet, so dass die Abteilung
die Aufgaben insgesamt wahrnimmt.

Bis 1993 gab es die Radwegekommission, die
aber im Zuge des allgemeinen Strebens nach
Straffung der Verwaltungsstrukturen und Redu-
zierung der Gremien aufgelöst wurde. Die Auf-
gaben werden nun vom Verkehrsausschuss
übernommen. Den Interessenverbänden wird in
den Sitzungen ein Rederecht zugestanden, in
dem sie die Anregungen und Bedenken zu den
relevanten Planungen äußern können. Aufgrund
der Besonderheit Herfords, dass neben dem
ADFC auch zwei konkurrierende Radsportver-
eine Anspruch auf Mitspracherecht erheben,
wurde auf ihre weitergehende Einbeziehung in
Arbeitskreise verzichtet.

Von Seiten der Verwaltung wird die Zusam-
menarbeit unter den verschiedenen Dienststellen
positiv gewertet.

7 FINANZIERUNG

Von 1988-1997 wurde in Herford ein Gesamt-
volumen von rund 5 Mio. DM für Planung und
Realisierung der Radverkehrsförderung einge-
setzt.

Für die Verbesserung der Wegeinfrastruktur
sind gut 4 Mio. DM eingesetzt worden, das ent-
spricht rund 80 % der bis dahin eingesetzten
Mittel. Dadurch ist einem der von Beginn an
wichtigsten Bausteine der Radverkehrsförde-
rung in Herford auch der mit Abstand höchste
finanzielle Rahmen zugekommen.

Für die Realisierung der Wegweisung sind
120.000 DM erforderlich gewesen.

Der Mitteleinsatz für die Verbesserung der
Fahrradparksituation liegt für die Zeit von 1988-
1999 bei rund 290.000 DM (bis 1997
160.000 DM). Hierin sind die Mittel für die
Fahrradstation nicht enthalten.

Das Gesamtvolumen für die bisherige Öffent-
lichkeitsarbeit liegt bei 360.000 DM, dies ent-
spricht 7 % der bisherigen Gesamtausgaben zur
Fahrradförderung.

Die Förderung des umfassenden Marketing- und
Kommunikationskonzeptes einschließlich Um-
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setzung wurde mit 80 % gefördert, obwohl Öf-
fentlichkeitsarbeit im Grundsatz nicht förderfä-
hig war. Dies wird als besonderer Vorteil der
Mitgliedschaft in der AGFS gesehen, da neue
Ideen und Innovationen erprobt werden können
und die Erfahrungen an andere Städte weiterge-
ben werden.

Die Erfahrungen mit den Finanzierungsinstru-
menten wurden aus Sicht der Stadt Herford
durchweg positiv bewertet. Es sind alle vorge-
sehenen Fördergelder bewilligt worden, ohne
dass es zu zeitlichen Verzögerungen gekommen
ist. Die Förderhöhe liegt in Herford im Regelfall
bei 80 %.

Als Problem wurde in Herford dagegen benannt,
dass die Stadt zum einen ihre Mitgliedschaft in
der AGFS auch so versteht, innovative neue
Wege in der Radverkehrsförderung zu gehen,
wie es bei dem Kommunikations- und Marke-
tingkonzept der Fall war, zum anderen aber
Fördergelder so gebunden sind, dass über einen
langen Zeitraum der Bestand der geförderten
Maßnahme geschützt wird. Hieraus leitet sich
für Herford die Notwendigkeit ab, nur solche
Maßnahmen zu realisieren, deren Erfolg garan-
tiert ist bzw. die zumindest einen möglichen
Misserfolg ausschließen können, um nicht zum
einen Fördergelder zurückzahlen zu müssen und
gleichzeitig einen eventuellen Rückbau aus ei-
genen Mitteln finanzieren zu müssen. Dies steht
dem Auftrag der innovativen kreativen Radver-
kehrsförderung aus Sicht der Planer zum Teil
entgegen.

8 BEWERTUNG

Entsprechend den Ergebnissen der Begleitunter-
suchung kann Herford auf einen erfolgreichen
Verlauf der bisherigen Radverkehrsförderung
zurückblicken. Dies heißt, der Weg der be-
schritten wurde, ist erfolgreich, das Ziel nach
Einschätzung von Bevölkerung und Verwaltung
aber noch nicht vollständig erreicht.

Die Anstrengungen und Investitionen der Stadt
zur Förderung des Radverkehrs sind insgesamt
positiv zu bewerten, da mehr Herforder mit dem
Rad fahren. Herford hat durchaus das Potenzial
für eine weitere Zunahme des Radverkehrs.

Die ausgewiesenen Fahrradrouten werden sehr
gut angenommen, wie die begleitenden Zählun-
gen ergeben haben.

Im Verhältnis zur stärkeren Fahrradnutzung ist
das Rad fahren auch sicherer geworden. Wie
Kapitel 5.1 gezeigt hat, ist hier aber noch weite-
rer Handlungsbedarf zu sehen, um einen Sicher-
heitsstandard zu erreichen wie er etwa in Trois-
dorf erreicht wurde.

Zwei wesentliche zukünftige Handlungsschwer-
punkte für die nächsten Jahre sind die qualita-
tive Verbesserungen der Wegeinfrastruktur in
Verbindung mit einer verbesserten Führung des
Radverkehrs an Knotenpunkten. Insbesondere
durch verbesserte Führung des Radverkehrs an
den Knotenpunkten kann die Sicherheit der
Radfahrer erhöht werden.

Als ein - über die erwähnten zukünftigen
Handlungsschwerpunkte der Stadt hinausgehen-
der - Baustein der Radverkehrsförderung ist die
Netzkomplettierung in den Abschnitten zu for-
cieren, die nicht im Zuständigkeitsbereich der
Stadt sondern beim Straßenbauamt liegen. Für
den Radverkehr, der keine diesbezügliche Un-
terscheidung in Zuständigkeiten trifft, bleiben
die Lücken im Netz der Radverkehrsanlagen
z. T. wohl eher unverständlich, besonders, wenn
es sich um zentrale innerstädtische Achsen han-
delt. Darüber hinaus sind diese Lücken auch
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit
kritisch zu bewerten.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Köln ist mit rund einer Million Einwohnern und
über 400 km² Fläche die größte Stadt in Nord-
rhein-Westfalen und somit auch in dem Projekt
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden".
Die "Dom-Metropole" hat als Wirtschafts- und
Kulturzentrum Einfluss und Bedeutung für ein
Einzugsgebiet von über 2,5 Millionen Men-
schen. Köln selbst ist für etwa 500.000 Men-
schen Arbeitsstandort und bietet rund 100.000
Studenten einen Studienplatz.

Köln liegt im Süden der Köln-Bonner Bucht und
bietet somit aufgrund seiner topographischen
Lage aber auch durch seine kompakte Sied-
lungsstruktur und die starke Nutzungsmischung
in der Innenstadt sehr gute Voraussetzungen für
den Fahrradverkehr, zumal viele der wichtigen
Ziele relativ dicht und somit in günstiger Rad-
entfernung zueinander liegen. Diese Nutzungs-
mischung sorgt jedoch gleichzeitig für zahlrei-
che Probleme, da es bei der Flächenverteilung in
den Straßenräumen naturgemäß zu erheblichen
Nutzungskonkurrenzen kommt.

2 AUSGANGSLAGE BEI PRO-
JEKTBEGINN

Zu Beginn des Projektes (1993) betrug der Mo-
dal-Split-Anteil des Fahrrades in Köln rund
11 %, damit hatte Köln im Vergleich zu anderen
Großstädten in Deutschland einen der höchsten
Radverkehrsanteile bei einer geschätzten Anzahl
von rund 850.000 Fahrrädern.

Obwohl Köln schon vor Projektstart über einen
recht guten Radverkehrsanteil verfügte, zählte
Köln nicht zu den traditionellen Hochburgen des
Radverkehrs, da dem Fahrradverkehr zu viele
Hemmnisse im Straßenraum entgegenstanden.
Neben zahlreichen Straßen mit sehr hohem
Kraftverkehrsaufkommen sind hier insbesondere
die rund 2.000 Einbahnstraßen zu nennen, von
denen zu Projektbeginn nur eine Handvoll für
gegenläufigen Radverkehr freigegeben war.

Insgesamt verfügte Köln im Jahr 1990 über
217 km einseitige Radwege, 153 km Straßen mit
beidseitigem Radweg sowie 71 km eigenständig
geführte Radwege.

Oftmals wurde das Fahrrad als Verkehrsmittel
nur im Freizeitbereich genutzt und gar nicht als
Möglichkeit für den Alltag angesehen, obwohl
die Kölner Innenstadt geprägt ist durch eine re-
lativ kompakte Struktur, die aufgrund der relativ
geringen Distanzen zwischen Wohnungen, Ver-
sorgungseinrichtungen und Arbeitsplätzen
günstigste Voraussetzungen für das Verkehrs-
mittel Fahrrad bietet.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Im Leitantrag der Stadt Köln zur Aufnahme in
das Programm "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" ist das Ziel
festgelegt, den Radverkehrsanteil von 11 % auf
15 % zu steigern. Gleichzeitig soll über die
Radverkehrsförderung eine umweltverträgliche
und wohnumfeldgerechte Integration des Ver-
kehrs ermöglicht werden.

3.2 Umsetzungsstrategie

Die Stadt Köln will möglichst kurzfristig die
vorhandenen Potenziale des Fahrradverkehrs
mobilisieren und setzt daher nicht nur die not-
wendigen baulichen und infrastrukturellen Ein-
zelmaßnahmen um, sondern entwickelt im
Rahmen des Programms "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen"
auch eigenständige Wege der Bürgerberatung
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und Öffentlichkeitsarbeit. Im Mittelpunkt der
Überlegungen stehen dabei immer die Ansprü-
che der Nutzer und weniger das technisch Um-
setzbare.

Der Leitantrag setzt sich aus 26 Bausteinen zu-
sammen, für die vorab ein Zeit- und Finanzrah-
men festgelegt wurde, womit gleichzeitig eine
Prioritätensetzung erfolgte. Das Maßnahmen-
programm Radverkehr konkretisiert die Vorga-
ben des Leitantrages und füllt dessen Rahmen-
vorgaben mit kleinräumig zu lokalisierenden In-
halten.

Die Prioritätenreihung orientiert sich an den
Kriterien:

Vorgaben im Leitantrag von 1993

Maßnahmen Dritter

Beteiligung Dritter (z. B. bei Grunderwerb)

Radverkehrsnetzplanung

Netzschlusswirkung

günstiges Kosten-Nutzen-Verhältnis

Beschlusslage

Planungsstand

Finanzmittel (Förder- und Eigenmittel).

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Die Stadt Köln sieht mit dem bisherigen Pro-
grammablauf ihre Erwartungen im Wesentlichen
erfüllt. Es ist nicht nur gelungen durch die breit
angelegte Öffentlichkeitsarbeit große Zustim-
mung und Akzeptanz bei den Bürgern zu errei-
chen, sondern der Komplex Radverkehr konnte
auch mit anderen Themen wie Umweltverbund,
Umweltschutz und Verkehrssicherheit im öf-
fentlichen Meinungsbild verknüpft werden.

Die Fahrradförderung konnte durch die Mit-
gliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in NRW" auf
eine breite Basis gestellt werden und die Mehr-
zahl der Maßnahmen findet sowohl bei den Bür-
gern als auch bei den Politikern große Zustim-
mung.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

In Köln wird ein Radverkehrsnetz angestrebt,
das in einem abgestuften Netz von der Veloroute
bis zum durchlässigen Viertelsnetz alle wichti-
gen Quell- und Zielpunkte über gut ausgebaute
Hauptachsen und Ergänzungsstrecken miteinan-
der verknüpft. Grundzüge des Hauptachsennet-
zes verlaufen in Nord-Süd- und West-Ost-
Richtung sowie ringförmig (z. B. Erschließung
der Innenstadt über die Wälle). Die Ergänzungs-
strecken dienen vor allem der Netzverdichtung
und der unmittelbaren Erschließung von Einzel-
zielen.

Durch die vorgenommene Prioritätenreihung
können die Netzschlüsse nach ihrer Dringlich-
keit und somit Bedeutung für das Gesamtnetz
umgesetzt werden. Wichtig erschien es daher
gerade zu Beginn der Projektes "Fahrradfreund-
liches Köln" die Durchlässigkeit der zahlreichen
Einbahnstraßen im Innenstadtbereich zu ge-
währleisten, um so schnell eine hohe Netzdichte
innerhalb der Ringe zu realisieren.

Zu Beginn des Programms "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen"
lag der Schwerpunkt darin, eine sichere Radver-
kehrsführung auf der Fahrbahn ohne Separation
zu gewährleisten. Maßnahmen lagen vor allem
in den Bereichen

Öffnung von Einbahnstraßen für den Rad-
verkehr in Gegenrichtung;

fahrradfreundliche Hauptverkehrsstraßen;

Radfahren in Einkaufsbereichen;

Sanierung vorhandener Radwege.

Neben den klassischen baulichen Radwegen
wurden schwerpunktmäßig verkehrstechnische
Lösungen umgesetzt, die durch Markierungen
und ergänzende Beschilderungen sichere Rad-
verkehrsführungen gewährleisten sollen (z. B.
Radfahrstreifen, Schutzstreifen etc.).

Ein besonderes Schwerpunktthema ist seit 1998
die Umsetzung der Velorouten. Die erste Velo-
route wurde 1999 auf den Innenwällen einge-
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richtet. Die Veloroute von Deutz nach Thie-
lenbruch ist politisch beschlossen; weitere Velo-
routen befinden sich in der Planung.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Für die Jahre 1997 bis 2000 ff. liegt einer der
Schwerpunkte der konzeptionellen Planungen
auf dem Baustein "Haltestellen- und
Bike & Ride-Programm".

Im Stadtbahnbereich werden zu den bereits vor-
handenen Abstellanlagen in den nächsten Jahren
zahlreiche überdachte Abstellanlagen neu einge-
richtet, wobei das Kriterium "direkte Nähe zum
Einstieg" neben den Aspekten Sicherheit und
Komfort als ganz wesentlich angesehen wird.
Zudem werden Konzepte für zwei Fahrradstati-
onen (Köln Hauptbahnhof und Köln-Süd) erar-
beitet, deren Realisierung in den nächsten Jahren
angestrebt ist.

Ebenso gibt es Ansätze für die Etablierung des
Fahrrades als Nachtransportmittel an S-Bahn-
Stationen besonders bei neu zu erschließenden
Gewerbegebieten, wo eine enge Zusammenar-
beit mit den ansässigen Firmen angestrebt wird.

Bei Eintritt in das Programm wurde ein Bike &
Ride-Konzept erarbeitet, das die Planung von
rund 12.660 neuen Abstellplätzen insgesamt im
Kölner Stadtgebiet vorsieht. Die 10.500 Abstell-
plätze an Haltestellen mit Bike & Ride-Funktion
sowie die rund 2.160 Abstellplätze an Halte-
stellen ohne Bike & Ride-Funktion verteilen
sich über das gesamte Stadtgebiet und orientie-
ren sich an der Potenzialabschätzung und dem
daraus ermittelten vorhandenen Nachfragedruck.
Der ermittelte Bedarf von 10.500 Abstellplätzen
an Haltestellen mit Bike & Ride-Funktion um-
fasst neben 1.636 überdachten Rahmenhaltern
und 12 Fahrradboxen, die aus dem Bestand
übernommen werden, 2.273 umgebaute Abstell-
plätze aus dem Bestand (2.173 Rahmenhalter
und 100 Boxen) und 6.579 neue Bike & Ride-
Plätze (4.891 überdachte Rahmenhalter und
1.688 Fahrradboxen).

Die Verknüpfung von Fahrrad und ÖPNV soll
verstärkt auch im Nachtransport gefördert wer-
den, da eine attraktive ÖPNV-Erschließung der

Gewerbegebiete nur mit sehr hohem finanziellen
Aufwand möglich wäre.

Für den Hauptbahnhof ist die Einrichtung einer
Fahrradstation mit 1.000 Stellplätzen geplant;
die Realisierung ist kurzfristig vorgesehen. Am
Bahnhof Köln-Süd (Uni-Nähe) soll langfristig
eine Station mit ebenfalls bis zu 1.000 Stellplät-
zen entstehen (zwei Baustufen mit je 500 Stell-
plätzen). Die erforderlichen Abstimmungen mit
allen Beteiligten sind hierfür jedoch noch nicht
abgeschlossen.

4.3 Fahrradparken

Fahrradparken wird als einer der schwerpunkt-
mäßigen Handlungsbereiche angesehen und
wird daher in den nächsten Jahren einen noch
größeren Stellenwert einnehmen, da durch die
Erhöhung der Abstellsicherheit für Fahrräder
auch die Bereitschaft, diese zu nutzen, steigt.

Dabei wird in diesem Bereich nicht nur über si-
chere Abstellanlagen im öffentlichen Raum (vor
allem in den Einkaufsbereichen) nachgedacht, es
werden auch Lösungen für wohnungsbezogenes
Parken erarbeitet und private und öffentliche
Projekte zur Schaffung von Abstellanlagen un-
terstützt und gefördert. So wurde z. B. eine Un-
tersuchung zum wohnungsbezogenen Fahrrad-
parken durchgeführt, da man erkannt hatte, dass
gerade in Altbauvierteln das Fehlen sicherer und
dennoch leicht zugänglicher Fahrradabstellmög-
lichkeiten ein wesentliches Hemmnis gegen eine
verstärkte Fahrradnutzung darstellt.

Für die öffentlichen Flächen, vor allem im In-
nenstadtbereich hat die Stadt Köln einen haar-
nadelförmigen Anschließbügel entwickelt, der
der Gestaltungsqualität im übrigen Straßenraum
entspricht und besonders für kurzzeitiges An-
schließen gut geeignet ist.

4.4 Wegweisung

Die Wegweisung in Köln ist routenorientiert
und richtete sich lange Zeit nach den "Hinwei-
sen für die Wegweisung auf Radwanderwegen".
Diese Beschilderung hat sich aber im Straßen-
raum als zu klein und unleserlich erwiesen, so
dass eine großstädtische Modifikation nötig ist,
wie sie vom neuen Merkblatt zur wegweisenden
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Beschilderung für den Radverkehr empfohlen
wird. Grundsätzlich wird der Fahrradwegwei-
sung eine große Bedeutung zugemessen, da sie
als permanente Werbung für das Verkehrsmittel
Fahrrad angesehen wird und auch den Autofah-
rern verdeutlicht, dass sie mit Fahrradfahrern
rechnen müssen.

4.5 Serviceangebote

Vor allem im Bereich der Abstellanlagen steht
der Service- und Komfortgedanke im Vorder-
grund, da er ein wichtiges Kriterium für die
Nutzung des Fahrrades ist. So wird in Baustein
16 des Leitantrages angeregt, die Kombination
von Fahrradabstellanlagen und weitergehenden
Serviceeinrichtungen, wie Schließfächer für die
Einkäufe, besonders in Geschäftsstraßen zu
betreiben.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Der Öffentlichkeitsarbeit wird enorme Bedeu-
tung und daher auch großer Raum im Projekt
"Fahrradfreundliches Köln" eingeräumt und es
wird Jahr für Jahr in diesen Sektor investiert.
Von der Öffentlichkeitsarbeit erwartet man, dass
sie die Ziele des Programms den Bürgern aber
auch den Meinungsbildnern und Politikern vor-
stellt und gleichzeitig gezielt für das Programm
wirbt. Dabei geht es nicht nur um die Erläute-
rung von speziellen Einzelmaßnahmen durch
Faltblätter und Plakate, Ziel ist es auch, die Be-
deutung des Radverkehrs für die Linderung und
Lösung der Verkehrsprobleme vor allem in den
Innenstädten herauszuarbeiten.

Dabei wird ein Konzept verfolgt, das jedes Jahr
unter ein besonderes Motto stellt und somit den
"Überbau" für die projektbezogene Öffentlich-
keitsarbeit darstellt. Es ist das Bestreben der
Stadt, das Thema Fahrradverkehr immer in der
Öffentlichkeit zu halten und mit seinen ver-
schiedenen Möglichkeiten darzustellen. Daher
wird der Slogan "Steig um - steig auf" mit ent-
sprechenden Zusätzen ergänzt, die jeweils einen
thematischen Arbeitsschwerpunkt ansprechen.

Bei der Öffentlichkeitsarbeit in Bezug auf Ein-
zelmaßnahmen verfolgt die Stadt Köln eine in-
novative Strategie, indem sie sich zu einem sehr
frühen Planungszeitpunkt bereits an die betroffe-
nen Bürger wendet und somit frühzeitig deren
Bedenken und Anregungen in die Planungen
miteinbezogen werden können. Bei diesen Ver-
anstaltungen vor Ort können besonders durch
persönliche Gespräche viele Ängste der Bürger
abgebaut und die Maßnahmen mit direktem
Ortsbezug vorgestellt werden, so dass die mög-
lichen Auswirkungen für alle Interessierten
deutlich werden. Dieses offensive Herangehen
an die Betroffenen hat sich bei der Stadt Köln
als sehr erfolgreich erwiesen, da eventuelle Be-
denken der Bürger direkt aufgenommen werden
können und nicht über Leserbriefe an die breite
Öffentlichkeit getragen werden.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Die Stadt Köln verfolgte von Anfang an das
Ziel, die Radverkehrsförderung mit dem Thema
Verkehrssicherheit eng zu verknüpfen, und dies
auch gegenüber der Öffentlichkeit zu vertreten.
Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit sind daher
unter dem Titel "Verkehrssicherheit in Köln –
wir informieren!" und "Mehr Verkehrssicherheit
– wenn alle mittun!" mehrere Informationsblät-
ter herausgegeben worden, die sich nicht nur auf
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den Radverkehr (z.B. "Radfahren in Einbahn-
straßen", "Neue Regeln für den Radverkehr"),
sondern auch auf Maßnahmen der Schulwegsi-
cherung ("Sichere Wege für uns Pänz") und
Verkehrsregelungen wie Tempo 30 beziehen.

Daneben hat die Stadt Köln in Zusammenarbeit
mit Vertretern von ADAC, ADFC, ACE, Poli-
zei, TÜV, VCD sowie der Verkehrswacht Ver-
kehrssicherheitstage und –aktionen mit ver-
schiedenen Schwerpunktthemen zum Radver-
kehr durchgeführt. Seit 1998 finden im Rahmen
der neu geschaffenen ordnungspartnerschaftli-
chen Kooperation zwischen der Kölner Polizei
und der Stadt Köln ebenfalls gemeinsame Info-
Veranstaltungen vor Ort statt, an denen sich
auch der ADFC seit Anfang 2000 beteiligt. Da-
bei wird nicht nur auf mögliche Gefahren hin-
gewiesen, sondern auch die Folgen unbedachten
oder regelwidrigen Verhaltens aufgezeigt und
Ideen, Tipps und Hinweise zur Gefahrenabwehr
gegeben (z. B. "Tote-Winkel-Aktion").

Zusätzlich zu diesen öffentlichkeitswirksamen
Aktionen werden in Köln auch ganz konkrete
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit von Radfahrern umgesetzt. Durch die
Ermittlung der Unfallschwerpunkte und zusätz-
liche Verkehrsbeobachtungen und Konfliktana-
lysen werden u. a. auch Lösungen für die Ent-
schärfung von kritischen Bereichen für den
Radverkehr angestrebt. Ziel der Stadt Köln ist
es, möglichst schnell und unmittelbar reagieren
zu können, wenn neue Unfallschwerpunkte im
Stadtgebiet bekannt werden. Dabei hat man oft-
mals die Erfahrung gemacht, dass sich eine
Vielzahl der auftretenden Probleme schon durch
einfache Maßnahmen entschärfen lassen.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Eine Besonderheit unter den fahrradfreundlichen
Städten stellt in Köln sicherlich die starke Beto-
nung der begleitenden Forschungen zu den
Maßnahmen dar, die sogar als Bestandteile des
Leitantrages formuliert sind.

Mit diesen "Bausteinen" untersucht die Stadt
Köln während der Projektlaufzeit die Umset-
zung und Wirkung der verschiedenen Einzel-
maßnahmen und erlangt somit Erkenntnisse über

die Folgen und Auswirkungen und sinnvolle
Modifikationen der Aktionen und Handlungs-
richtlinien. Ziemlich einmalig in Deutschland
dürfte die Untersuchung zum wohnungsbezoge-
nen Fahrradparken sein, die sich der weitver-
breiteten Problematik der fehlenden Abstell-
möglichkeiten für Bewohner von Altbauvierteln
widmet.

1998 wurde nach fünf Jahren Projektlaufzeit
eine Zwischenbilanz gezogen, bei der nicht nur
durchgeführte Projekte dargestellt wurden, son-
dern auch Wirkungen analysiert und Empfeh-
lungen gegeben wurden.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Bei der Stadt Köln gibt es seit 1992 einen Fahr-
radbeauftragten, der ausschließlich mit der För-
derung des Verkehrsmittel Fahrrad betraut ist.
Die Arbeit verteilt sich auf eine Reihe von spe-
zialisierten Mitarbeitern der Verwaltung, die
ihre Schwerpunktaufgaben haben, so dass der
Fahrradbeauftragte mehr die Rolle eines Koor-
dinators und Managers übernimmt, der die ver-
schiedenen Projekte koordiniert und die Verbin-
dung und Abstimmung mit der politischen
Ebene aufrechterhält.

Aufgabe der Verwaltung ist es, durch eine of-
fensive Öffentlichkeitsarbeit innerhalb der Be-
völkerung aber auch bei den politischen Ent-
scheidungsträgern einen großen Rückhalt für das
Programm "Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen" und somit die
Radverkehrsförderung in Köln zu erreichen. Um
diese Unterstützung auch innerhalb der Ver-
waltung zu bekommen, werden bei der Stadt
Köln u. a. auch regelmäßig Mitarbeiterschulun-
gen durchgeführt, um die Akzeptanz für das
Programm zu stärken.

Die Abstimmung mit externen Beteiligten und
Kooperationspartnern wie Polizei und ADFC
erfolgt in der Regel in Köln zu einem sehr frü-
hen Zeitpunkt innerhalb der Planung, so dass die
Möglichkeit besteht, Anregungen und Vor-
schläge noch in die Planung einzuarbeiten.
Diese maßnahmenbezogenen Abstimmungsge-
spräche werden teilweise vor Ort abgehalten,
wogegen grundsätzliche Themen der Radver-
kehrsförderung in der verwaltungsinternen Ar-
beitsgruppe "Velorunde" behandelt werden, die
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sich aus Vertretern der Ämter für Stadtentwick-
lungsplanung, Stadtsanierung und Baukoordina-
tion, Straßen und Verkehrstechnik sowie Land-
schaftspflege und Grünflächen zusammensetzt
und unter der Leitung des Fahrradbeauftragten
mehrmals im Jahr tagt.

Diese Treffen der Arbeitsgruppe dienen vor al-
lem der internen Abstimmung von Projekten, die
von den im Bereich Fahrradverkehr tätigen
städtischen Ämtern durchgeführt werden. Da
das Amt für Straßen und Verkehrstechnik
gleichzeitig Anordnungsbehörde ist, können Ab-
stimmungsprobleme bereits im Vorfeld gelöst
werden.

7 FINANZIERUNG

Die Radverkehrsförderung basiert in Köln auf
einem breiten politischen Konsens. Trotz der
angespannten Haushaltslage der Stadt Köln
konnten daher in den letzten Jahren die ange-
meldeten Radverkehrsmaßnahmen im Haus-
haltsentwurf in voller Höhe berücksichtigt wer-
den.

Als problematisch bei der Antragstellung wird
die Bagatellgrenze bei Fördermaßnahmen ange-
sehen, da sie die Umsetzung von kleinen und
einfachen Maßnahmen, die aber oft für die
Schließung von Netzlücken und somit für die
Akzeptanz des gesamten Programms sehr be-
deutsam sind, erschwert. Die Stadt Köln schlägt
daher vor, durch Pauschalförderung die "Besei-
tigung von 1000 Kleinigkeiten" zu ermöglichen
und diese "Optimierungszuwendungen" mit nur
einem Förderantrag zu bearbeiten.

Grundsätzlich ist man bei der Stadt Köln der
Meinung, dass die Förderung für die Akzeptanz
des Programms allgemein sehr wichtig ist.
Würde die Förderung entfallen, so würde si-
cherlich auch der Radverkehr in der Prioritäten-
reihung nach hinten rutschen.

8 BEWERTUNG

Die Stadt Köln hat als die einzige Millionenstadt
in Nordrhein-Westfalen und damit auch in dem
Projekt "Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen" einen beson-
deren Stand. Man war daher auch gezwungen,

eigene Ansätze zu erarbeiten, die der Struktur
und den Anforderungen einer Millionenstadt ge-
recht werden. Bereits durch die Erarbeitung ei-
nes sehr detaillierten und maßnahmenbezogenen
Leitantrages hat die Stadt Köln ihre Bereitschaft
deutlich gemacht, den Radverkehr mit allen zur
Verfügung stehenden Mitteln zu fördern.

Vor allem mit der offensiv und professionell
gestalteten Öffentlichkeitsarbeit hat die Stadt
Köln einen wichtigen Baustein innerhalb des
Programms "Fahrradfreundliches Köln" schon
von Beginn der Mitgliedschaft an gefördert und
dessen Bedeutung frühzeitig erkannt.

Als eines der Hauptziele wurde die Erhöhung
des Radverkehrsanteils von 11 % (Stand 1992)
auf 15 % angegeben. Obschon keine aktuelle
Modal-Split-Untersuchung vorliegt, deuten ei-
nige Ergebnisse auf einen deutlichen Anstieg.
Zählungen des Radverkehrs in der Innenstadt
haben durchweg eine Erhöhung der Radver-
kehrsstärken um 15 % bis 20 % seit 1990 erge-
ben. Der Anteil derjenigen, die im Kölner Mik-
rozensus das Fahrrad als am häufigsten genutz-
tes Verkehrsmittel angeben, liegt 1996/97 bei
16 % und hat sich damit seit Ende der 80er Jahre
verdoppelt. 29 % aller Kölner und sogar 39 %
der Bewohner des in der Innenstadt gelegenen
"Belgischen Viertels" geben an, häufig das Fahr-
rad zu nutzen. Auffällig ist dabei, dass in den
80er Jahren in den Außenbezirken deutlich mehr
Rad gefahren wurde als in der Innenstadt, wäh-
rend die Verhältnisse sich inzwischen genau
umgekehrt haben. Hier ist deutlich abzulesen,
dass der räumliche Schwerpunkt der bisherigen
Radverkehrsförderung in der Innenstadt lag, so
dass das Fahrrad hier gegenüber dem Auto
deutliche Vorteile verbuchen kann.

Betrachtet man das Hauptnetz des Radverkehrs,
so ergibt sich, dass bereits vor Projektbeginn gut
drei Viertel des Netzes als vorhanden anzusehen
sind. Nicht übersehen werden darf aber dabei,
dass es sich hierbei in weiten Abschnitten um
Radwege handelt, die – insbesondere im inner-
örtlichen Bereich - modernen Anforderungen
oftmals nicht oder nur unzureichend gerecht
werden können. Hier ist langfristig sicherlich
noch ein erheblicher Aufwand für Nachbesse-
rungen oder gar komplette Umbauten erforder-
lich. Ungefähr 7 % des Hauptnetzes (das sind
etwa 30 % der noch fehlenden Netzlänge) wur-
den seit Projektstart umgesetzt; davon etwa ein
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Drittel als Markierungslösungen im Fahrbahn-
raum und zwei Drittel baulich (i. d. R. Rad-
wege). Rund 16 % dieses Hauptnetzes bedürfen
nach Auffassung der Stadt noch der Umsetzung.

Probleme ergeben sich regelmäßig aus der star-
ken Flächenkonkurrenz in Straßen mit groß-
stadttypischen starken Nutzungsüberlagerungen.
Dies ist sicherlich auch einer der Gründe für die
intensive Öffentlichkeitsarbeit, da nur so der
Radverkehr sich angemessenen Raum "erkämp-
fen" kann.

Trotz der Aufnahme der Öffnung echter Ein-
bahnstraßen in die StVO ergeben sich hieraus
für die Stadt Köln Schwierigkeiten. Einerseits ist
die Öffnung als echte Einbahnstraße in Köln be-
sonders wünschenswert, andererseits lässt der
Verordnungsgeber diese Lösung nur als ultima
ratio zu. Schwerer wiegt noch der geforderte
sehr hohe Untersuchungsaufwand, der aus Sicht
der Planungspraktiker in den meisten Fällen als
überzogen anzusehen ist. Da die Öffnung von
Einbahnstraßen ein zentrales Element der Rad-
verkehrsförderung in Köln ist und es somit gilt,
möglichst viele der rund 2.000 Einbahnstraßen
zu öffnen, entsteht ein enormer Erhebungsauf-
wand.

Viele Altanlagen der Radwegeinfrastruktur kön-
nen nicht mehr ohne weiteres als benutzungs-
pflichtige Radwege ausgewiesen werden. Soweit
entsprechende Nachbesserungen überhaupt
möglich sind (Platzprobleme) sind diese meist
aufwändig und somit nur langfristig umsetzbar.
Die Umwandlung in "andere Radwege" wirft
insbesondere bei jüngeren Maßnahmen Akzep-
tanzprobleme beim autoorientierten Teil der Be-
völkerung auf.

Eine – erfolgreiche – Besonderheit der Kölner
Vorgehensweise liegt im Ansatz, neue Maß-
nahmentypen mit besonders schwierigen Pro-
jekten zu beginnen. Hierbei wird eine sehr inten-
sive Öffentlichkeitsarbeit (insbes. auch "vor
Ort") betrieben, bei der Sinn und Zweck der
Maßnahme sehr ausführlich dargelegt werden.
Ziel dieser Vorgehensweise ist es, Akzeptanz für
einen Maßnahmentyp (z. B. Schutzstreifen auf
hochbelasteten Straßen) zu erlangen. Ist diese
Akzeptanz erreicht, so ist die Durchsetzung der
übrigen gleichartigen Maßnahmen in den zu-
meist einfacheren Fällen in der Regel unproble-
matisch.

Im Vergleich mit anderen Städten ist die Öf-
fentlichkeitsarbeit der Stadt Köln sehr umfas-
send und überaus professionell. Auf den ver-
schiedensten Ebenen wird unter Einsatz vielfäl-
tigster Medien eine positive Grundstimmung
transportiert. Der Schwerpunkt liegt nicht nur in
der projektbezogenen Information, sondern auch
sehr stark in der Präsentation des Verkehrsmit-
tels Fahrrad. Ungeachtet der guten Öffentlich-
keitsarbeit, die sogar so aufwendige Medien wie
"Mega-Lights" einschließt, ist der Bekanntheits-
grad des Projektes in der Bevölkerung eher
schwach ausgeprägt. Die Ursache hierfür ist si-
cherlich in der Tatsache zu suchen, dass sich
Werbemaßnahmen in einer Millionenstadt auf-
grund des Konkurrenzdrucks naturgemäß nur
weitaus schwieriger durchsetzen können als in
Klein- und Mittelstädten.

Eine nachahmenswerte Besonderheit der Kölner
Öffentlichkeitsarbeit ist die Öffentlichkeitsarbeit
nach innen. Durch den Fahrradbeauftragten fin-
den auch Mitarbeiterschulungen innerhalb der
Stadtverwaltung statt. Hierdurch können enorme
Wirkungen erzielt werden, da es viele Möglich-
keiten der Fahrradförderung gibt, die von
scheinbar "unzuständigen" Dienststellen ausge-
hen (z. B. Einrichtungen für Radler bei Errich-
tung bzw. Umbau städtischer Hochbauten).
Hierfür ist es aber erforderlich möglichst viele
Verwaltungsmitarbeiter für das Thema Fahrrad
zu sensibilisieren. Ein weiterer Effekt ist die
Schaffung einer "Corporate Identity" dahinge-
hend, dass das Projekt von der gesamten Ver-
waltung mitgetragen und nach außen vorgelebt
wird.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Krefeld liegt am Niederrhein und ist
durch eine relativ kompakte Siedlungsstruktur
gekennzeichnet mit nur wenigen in unmittelba-
rer Nähe zum Stadtzentrum liegenden Stadttei-
len.

Diese kompakte Stadtstruktur bedingt, dass von
den auf 138 km² lebenden bald 250.000 Krefel-
der Einwohnern 60 % in einem Umkreis von nur
15 Fahrradminuten zum Zentrum wohnen.

Zusammen mit den günstigen topographischen
Voraussetzungen – keine Steigungen - bietet
Krefeld somit besonders gute Bedingungen für
eine intensive Nutzung des Fahrrades als All-
tagsverkehrsmittel.

Die Aufnahme der Stadt in die Arbeitsgemein-
schaft erfolgte im Oktober 1993.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Das Fahrrad hat in Krefeld eine lange Tradition
und wurde daher als Verkehrsmittel sowohl im
Alltags- als auch im Freizeitverkehr akzeptiert.

Die Krefelder Bevölkerung sieht das Fahrrad als
Ausdruck von Effizienz und Individualität an
und auch bei politischen Entscheidungen wur-
den bei Neubaumaßnahmen die Belange des
Radverkehrs schon frühzeitig mitberücksichtigt.
Hilfreich stellt sich auch der parteiübergreifende
Konsens über die Wichtigkeit der Radverkehrs-
förderung dar.

Die Bedeutung des Fahrrades im Alltagsverkehr
wird nicht zuletzt durch die große Zahl von
Fahrrädern in Krefeld belegt, denn die rund
250.000 Einwohner besitzen mindestens
200.000 Fahrräder, so dass es nicht verwundert,
dass der Radverkehrsanteil bereits vor Beginn
des Projektes "Fahrradfreundliches Krefeld" bei
gut 20 % lag. Dieser extrem hohe Wert konnte
erreicht werden, obwohl die bereits bestehenden
straßenbegleitenden Radwege teilweise große
Netzlücken aufwiesen.

Daneben ergaben sich in Krefeld auch Probleme
für den Radverkehr durch die kompakte Sied-
lungsstruktur, die vor allem im Innenstadtbe-
reich durch begrenzte Flächenkapazitäten und
dadurch bedingte starke Flächenkonkurrenz für
Komplikationen bei der Netzplanung sorgte.
Eine sichere Führung des Radverkehrs war aber
gerade hier besonders wichtig, da sich in der
Kernstadt die Unfallschwerpunkte mit Radfah-
rerbeteiligung konzentrierten.

Grundsätzlich verfügt Krefeld für großstädtische
Verhältnisse über recht günstige Ausgangsbe-
dingungen und eine Vielzahl planerischer Vor-
leistungen, die einen schnellen Einstieg in das
Programm und in die Umsetzung von Einzel-
maßnahmen ermöglichten.
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3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Ziel der Stadt Krefeld ist es, den Anteil des
Umweltverbundes am Modal-Split auch durch
die Förderung des Fahrradverkehrs von 45 %
auf 55 % zu steigern. Der Radverkehrsanteil soll
dabei auf einem hohen Niveau (zwischen 24 %
und 27 %) stabilisiert werden.

3.2 Umsetzungsstrategie

In Krefeld versteht man Radverkehrsförderung
nicht als Addition von punktuellen Maßnahmen
sondern als Instrument, das auf breiter Basis
greifen muss, wenn man langfristige Erfolge er-
zielen will.

Die Verwaltung hat daher ein 12-Punkte-Pro-
gramm aufgesetzt, durch das fahrradfreundliche
Aspekte in der Verkehrsplanung festgelegt wer-
den sollen (verkürzte Darstellung).

Der Anteil des Umweltverbundes am Mo-
dal-Split soll zu Lasten des Autoverkehrs
von 45 % auf 55 % gesteigert werden.

Radverkehrsinvestitionen sollen hohe Prio-
rität genießen.

Bei Konfliktsituation mit dem Autoverkehr
sollen grundsätzlich Lösungen zugunsten
des Radverkehrs angestrebt werden.

60 Einbahnstraßen sollen möglichst geöffnet
werden.

Es wird ein Netz aus neun Velorouten von
den Vororten in die Innenstadt geschaffen.

Die Förderung von Bike & Ride genießt
höchste Priorität.

Fahrradabstellanlagen müssen qualitative
Mindestanforderungen erfüllen.

An Kreuzungen bekommen Radwege zu-
künftig Null-Absenkung.

Radwege über Nebenstraßeneinmündungen
werden durchgepflastert.

Straßenbegleitende Radverkehrsanlagen er-
halten eine Mindestbreite von 1,60m.

Niveaugleiche Fuß- und Radwege werden
mit Noppenpflaster getrennt.

In Tempo 30-Zonen werden keine Radwege
mehr gebaut.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Zu Beginn der Mitgliedschaft im Programm
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
NRW" wurde teilweise noch konventioneller
Radwegebau geplant. Aufgrund der positiven
Erfahrungen an anderen Orten fanden in Krefeld
Markierungsmaßnahmen recht bald Eingang in
die Radverkehrsplanung.

Für den Stadtteil Hüls konnten bereits im ge-
samten Stadtteilgebiet Maßnahmen zur Gestal-
tung einer fahrradfreundliche Infrastruktur um-
gesetzt werden. Diese flächendeckende Förde-
rung der Radverkehrsbedingungen lief in Hüls
als ein "Pilotprojekt" in Krefeld, da hier über-
wiegend das Repertoire der markierungstechni-
schen Maßnahmen zum Einsatz kam.

Ziel war es dabei vor allem, die Durchlässigkeit
für den Radverkehr im historischen Zentrum zu
verbessern und die Häufung der Unfälle mit
Radfahrerbeteiligung in der Kernstadt abzu-
bauen. Hierzu wurden zahlreiche Einbahnstra-
ßen für gegenläufigen Radverkehr freigegeben,
Fahrradstraßen eingerichtet, durchlässige Sack-
gassen gekennzeichnet, Fußgängerzonen und
Parks teilweise freigegeben etc.

Neben diesem Gesamtansatz sind im Krefelder
Zentrum aber bis zum jetzigen Zeitpunkt auch in
anderen Stadtteilen zahlreiche, zumeist schnell
und einfach umzusetzende, Maßnahmen durch-
geführt worden. Diese sollten vor allem dazu
beitragen das in Ansätzen bereits vorhandene
Radnetz zu komplettieren und Netzlücken zu
schließen.
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4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Zum einen sind in Krefeld bisher zahlreiche
kleinteilige Netzverbesserungen durchgeführt
worden wie die Öffnung von Einbahnstraßen,
die Kennzeichnung von fahrraddurchgängigen
Sackgassen, die teilweise Öffnung der Fußgän-
gerzonen und die Aufhebung von Abbiegever-
boten für Radfahrer, sofern dies möglich ist.
Zum anderen wurden flächendeckend an gefähr-
lichen Kreuzungen fahrradfreundliche Umges-
taltungen vorgenommen, die die Verkehrssi-
cherheit der Radfahrer deutlich erhöhen sollen.

Daneben wurde für die Innenstadt ein eigen-
ständiges Radverkehrsprogramm erarbeitet, um
auch eine Verbindung der neun neugeschaffenen
Radverkehrsachsen mit dem Zentrum zu errei-
chen.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

In Krefeld mit einem traditionell hohen Radver-
kehrsanteil und einem relativ geringen ÖV-An-
teil kann die Förderung von Rad und ÖPNV nur
im Rahmen des Umweltverbundes und nicht in
Konkurrenz zueinander erfolgen.

Auch in Krefeld sieht man die Möglichkeit,
durch die Schaffung von funktionellen
Bike & Ride-Anlagen, die Nutzung des Fahrra-
des im Vor- und Nachtransport zu attraktivieren.
In einer speziellen Untersuchung wurde daher
das Potenzial in der gesamten Region Krefeld
ermittelt, wobei besonders die Einpendler aus
den Vororten und Umlandgemeinden berück-
sichtigt wurden.

Um dieses Potenzial für den Radverkehr und
damit den Umweltverbund zu mobilisieren sind
zahlreiche Bike & Ride-Anlagen an allen wich-
tigen Haltepunkten des ÖPNV geplant.

Flaggschiff der Bike & Ride-Förderung ist die
geplante Fahrradstation am Hauptbahnhof. Hier
sollen 400 Fahrräder abgestellt werden können.
In Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer-Institut
Dortmund wird die Möglichkeit eines teilauto-
matisierten Betriebes geprüft.

4.3 Fahrradparken

In Krefeld sind bereits zahlreiche Fahrradparker
im Stadtgebiet aufgestellt worden, es besteht
aber immer noch ein großer Bedarf an flächen-
deckend aufgestellten diebstahlsicheren und
komfortablen Abstellanlagen. Dieser soll in den
nächsten Jahren für das gesamte Stadtgebiet ab-
gebaut werden und sowohl im Straßenraum als
auch an öffentlichen und privaten Zielen Fahr-
radabstellanlagen in ausreichender Zahl instal-
liert werden.

4.4 Wegweisung

In Krefeld ist die Beschilderung der Radver-
kehrsachsen nach dem Vorbild der Stadt Neuss
geplant. Neben den Hauptachsen sollen auch die
wichtigen Verbindungen im Neben- und Frei-
zeitnetz ausgewiesen werden.

Bis zum jetzigen Zeitpunkt sind sieben Rad-
wanderrouten nach einem routenorientierten
Wegweisungssystem ausgewiesen.

Für die nächsten Jahre ist die Ausweisung der
Hauptachsen geplant, es liegt aber noch kein
fertiges gesamtstädtisches Konzept für die
Wegweisung vor.
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4.5 Serviceangebote

Die geplante Fahrradstation am Hauptbahnhof
wird neben der Bewachung die üblichen
Dienstleistungen wie Fahrradreparatur und Fahr-
radvermietung sowie Verkauf von Ersatzteilen
und Zubehör anbieten.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

In Krefeld wird nur ein geringer Aufwand für
die Öffentlichkeitsarbeit im Projekt "Fahrrad-
freundliches Krefeld" betrieben, da man davon
ausgeht, dass das Programm ein Selbstläufer ist
und gar keine projektspezifische Öffentlich-
keitsarbeit notwendig ist. Hintergrund dieser
Einschätzung ist die Tatsache, dass das Fahrrad
im Bewusstsein der Krefelder traditionell veran-
kert ist und einen vergleichsweise hohen Stel-
lenwert und Ansehen genießt. Die in den meis-
ten anderen Kommunen erforderlichen Image-
kampagnen für das Fahrrad dürften somit in
Krefeld in weiten Bereichen wenn nicht ent-
behrlich, so doch weniger bedeutsam sein.

Grundsätzlich gehen die Überlegungen dahin,
dass die Öffentlichkeitsarbeit auf jeden Fall als
eigenständiger Baustein zu entwickeln ist und
nicht nur maßnahmenbezogen durchgeführt
werden sollte. Momentan wird dieser Bereich in
Krefeld aber eher als Randthema behandelt.
Maßnahmen werden allenfalls im Tourismusbe-
reich durchgeführt.

Besonders erfolgreich und daher für die nächs-
ten Jahre auch wieder geplant ist der "Nieder-
rheinische Radwandertag", der zusammen mit
70 Kommunen bis über die Niederländische
Grenze hinweg durchgeführt wurde und über-
regionales Interesse erweckte. Mittlerweile ge-
hört diese Veranstaltung bundesweit zu den
ganz großen "Fahrradevents".

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Ziel der Stadt Krefeld ist die kontinuierliche
Umsetzung von sicherheitstechnischen Detail-
verbesserungen an Knoten und Strecken vor al-
lem im Bereich des Hauptnetzes. Dabei werden
hauptsächlich Führungshilfen, Einfädelspuren
(sog. Radlerschleusen) sowie Knotenumgestal-
tungen eingesetzt. Damit das Hauptnetz in Kre-

feld möglichst schnell einen durchgehenden und
gleichwertigen Sicherheitskomfort für die Rad-
fahrer bietet, wurde zunächst axial gearbeitet
und erst danach punktuell noch Verbesserungen
durchgeführt.

Daneben gibt es in Krefeld bereits seit mehreren
Jahren an den Schulen Verkehrssicherheitstrai-
nings, die von der Krefelder Polizei durchge-
führt werden und von den Schülern mit einem
sogenannten Fahrradpass abgeschlossen werden.
Darin eingebunden ist ebenfalls eine Sicher-
heitsüberprüfung von Fahrrädern und Ausrüs-
tung (siehe Maßnahmendokumentation "Fahr-
radführerschein Krefeld").

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Eine seit langem durchgeführte Maßnahme ist in
Krefeld der Erwerb des "Fahrradführerschein",
die als Verkehrssicherheits-Pflichttraining mit
den Schülern aller Krefelder Schulen durchge-
führt wird. Dabei wird in regelmäßigen Abstän-
den gleichzeitig eine sicherheitstechnische
Überprüfung der Fahrräder vorgenommen.
Durchgeführt werden diese Veranstaltungen von
der Krefelder Polizei, die sich sehr stark auf dem
Sektor Radverkehr engagiert.

Die Polizei ist auch verantwortlich ist für das
computergestützte Erfassungssystem von Fahr-
raddiebstählen, welches zu einer spürbaren Er-
höhung der Aufklärungsquote geführt hat.

Als besondere Untersuchung ist die Wirkungs-
analyse der Maßnahme "Friedrich-Ebert-Straße"
anzusehen, die in einer Vorher-Nachher-Unter-
suchung die Wirkungen der neu eingerichteten
Schutzstreifen auf das Verhalten der Ver-
kehrsteilnehmer, den Verkehrsablauf und die
Verkehrssicherheit analysiert. Da die Einrich-
tung der Schutzstreifen bei dem vorhandenen
Straßenquerschnitt seinerzeit gegen die gängi-
gen Empfehlungen erfolgte, erschien eine ent-
sprechende Begleitung dieses Versuches ange-
zeigt. Die Ergebnisse waren positiv, so dass die
Maßnahme beibehalten wurde und der Weg frei
war für die Markierung weiterer Schutzstreifen.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 64

6 PROJEKTMANAGEMENT

Die Federführung beim Projekt "Fahrradfreund-
liches Krefeld" liegt beim Tiefbauamt, Abtei-
lung Straßenplanung und Verkehrswesen.

Gleichzeitig wurde in Krefeld mit Beginn der
Mitgliedschaft eine regelmäßig tagende, ämter-
übergreifende Arbeitsgruppe (alle 6 Wochen)
eingerichtet, die sich mit allen anfallenden Fra-
gen zum Thema "Radverkehr" beschäftigt. In ihr
sind Vertreter vom Liegenschaftsamt, Straßen-
verkehrsamt, Umweltamt, Planungsamt, Tief-
bauamt, Grünflächenamt, Polizeipräsidium und
den Städtische Werke AG (Busverkehr).

Der ADFC erhält lediglich die Tagesordnung
der Arbeitsgruppentreffen und kann Anregungen
einbringen, er ist jedoch kein Teilnehmer der
Sitzung.

Dieser Arbeitskreis hat sich aus Sicht der Stadt
Krefeld sehr gut bewährt, da er durch die kurzen
Entscheidungswege, den direkten Austausch von
Meinungen sowie die gemeinsame Lösungsfin-
dung zu einer Beschleunigung des Planungspro-
zesses beiträgt.

Vor politischen Entscheidungen werden die ein-
zelnen Fraktionen über die Planungen infor-
miert, die sich somit ein umfassendes Bild von
der Situation und den geplanten Veränderungen
machen können und erst danach ihre Entschei-
dung treffen müssen.

7 FINANZIERUNG

Bei der Stadt Krefeld sind bei Beginn des Pro-
gramms die Pauschalhaushaltsstellen "Radwe-
geneubau" und "Beseitigung von Unfallschwer-
punkten" eingerichtet worden, aus denen stadt-
eigene Mittel für Projekte der Fahrradförderung,
insbesondere die Beseitigung von Unfall-
schwerpunkten, freigemacht werden können.
Dabei müssen diese Mittel bei der Haushaltsbe-
antragung noch nicht projektbezogen angegeben
werden und auch im Nachhinein kann innerhalb
der Haushaltsstellen "geschoben" werden, so
dass kurzfristig auf Probleme reagiert werden
kann, ohne zeitraubende Antragstellungen und
Bewilligungszeiträume.

Bei den Förderprogrammen des Landes für den
Radverkehr wird dagegen immer wieder als
großer Nachteil angeführt, dass die Bewilligung
der Gelder häufig viel zu lange dauert und dass
der Zeitpunkt, zu dem die Gelder dann der Stadt
zur Verfügung stehen nicht absehbar oder kal-
kulierbar ist.

Ebenso wie die Zusammenlegung der Förderzu-
ständigkeiten von MASSKS und MWMTV auf
ein Ministerium fordert die Stadt Krefeld auch
eine Vereinheitlichung der Förderprogramme
und die Förderung der Planungskosten.

Als Gesamtvolumen stehen der Stadt Krefeld
43,6 Mio. DM zur Verfügung, woraus sich für
die Jahre 1999 bis 2003 ein jeweiliger Jahresetat
von 1,25 Mio. DM ergibt.

8 BEWERTUNG

Als eines der wichtigsten Projektziele war ge-
nannt worden, den Radverkehr auf hohem Ni-
veau zu stabilisieren und insgesamt den Anteil
des Umweltverbundes um zehn Prozentpunkte
zu erhöhen. Es liegen keine aktuellen Daten zur
Verkehrsmittelwahl in Krefeld vor. Die alltäg-
liche Erfahrung mit dem stark im Straßenbild
vertretenen Radverkehr lässt die Annahme zu,
dass durchaus von einer Stabilisierung auf ho-
hem Niveau ausgegangen werden kann.

Weitere Ziele waren im 12-Punkte-Programm
genannt:

Der häufige Einsatz von Fahrradstraßen
lässt eine deutliche Priorisierung des Rad-
verkehrs gegenüber dem Autoverkehr er-
kennen. Besonders bemerkenswert ist die
DB-Unterführung Alte Gladbacher Straße.
Aufgrund der Enge der Unterführung war
der ansonsten gute und komfortable Radweg
hier unterbrochen. Der Radweg ist inzwi-
schen in gutem Ausbauzustand durchgezo-
gen worden; der Platz wurde durch signalge-
regelten wechselweisen Einrichtungsbetrieb
für den Kraftfahrzeugverkehr gewonnen.

Die meisten der 60 Einbahnstraßen sind in-
zwischen geöffnet.

Mit den konkreten Planungen für die Fahr-
radstation am Hauptbahnhof wird der Förde-
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rung von Bike & Ride ein hoher Stellenwert
verschafft.

Als besonders großer Erfolg ist die Tatsache
zu werten, dass die Zahl der bei Unfällen
verletzten Radfahrer in den letzten Jahren
um ein Viertel zurückgegangen ist. Hieran
sind sicherlich die auffällig gestalteten Rad-
verkehrsführungen in den Knotenpunkten
ganz wesentlich beteiligt.

Die Mitbenutzung von Busspuren durch
Radfahrer und die Ausweisung von "Um-
weltspuren" sogar entgegen der Einbahn-
richtung sind sicherlich nachahmenswert.

Wesentliches, für Krefeld typisches Element
markierungstechnischer Lösungen sind die zahl-
reichen flächenhaften Einfärbungen in praktisch
allen Bereichen, in denen sich die Wege von
Radlern und Kraftfahrern kreuzen. Allerdings ist
dieser Ansatz insofern sicherlich nicht unum-
stritten, als dies im Umkehrschluss dazu führen
könnte, dass Autofahrer an nicht eingefärbten
Stellen nicht mehr mit Radverkehr rechnen. Ein
weiteres Konfliktfeld können in einigen Berei-
chen die Belange der Stadtgestaltung und des
Denkmalschutzes sein.

Eine nur langfristig abzuarbeitende "Altlast"
stellen viele Radwege älteren Datums dar. Die
Tatsache, dass in Krefeld die Fahrradförderung
auch in den Jahren der "autogerechten Stadt"
nicht aus den Augen verloren wurde bedingt,
dass zahlreiche Radwege aus dieser Zeit existie-
ren, die den heutigen Anforderungen und Er-
kenntnissen in weiten Teilen nicht entsprechen.
Hier angemessene Änderungen vorzunehmen
erfordert erheblichen planerischen und vor allen
Dingen finanziellen Aufwand.

Gewiss ist auch eine intensivere, konzeptionell
zusammenhängend angelegte Öffentlichkeitsar-
beit erforderlich. Zwar hat Krefeld sicherlich
bezüglich der Akzeptanz des Fahrrades einen
"Traditionsvorsprung"; um diesen Vorsprung zu
halten und möglichst noch auszubauen bedarf es
aber kontinuierlicher Anstrengungen.
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LEVERKUSEN

1 KURZCHARAKTERISTIK

Leverkusen hat 162.300 Einwohner bei einer
Fläche von 79 km² und liegt rechtsrheinisch
zwischen den Großstädten Köln und Düsseldorf.
Das heutige Leverkusen wurde erst im Jahre
1930 zur Stadt ernannt, womit man der raschen
Entwicklung der einzelnen Dörfer Rechnung
trug, die in Abhängigkeit vom Aufschwung des
Bayer-Werkes in relativ kurzer Zeit städtische
Strukturen entwickelten.

Auch heute noch findet man in Leverkusen das
Nebeneinander von Urbanität und dörflichen ei-
genständigen Strukturen. Diese polyzentrische
Struktur wird auch durch das städtebauliche
Drei-Zentren-Konzept widergespiegelt, das die
Entwicklung der Leverkusener City und der
Stadtteile Schlebusch und Opladen in gleicher
Weise fördert. Hierdurch kann von fast jedem
Punkt des Stadtgebietes aus mindestens eines
dieser leistungsfähigen Mittelbereichszentren in
optimaler Fahrradentfernung von nicht mehr als
3 km erreicht werden.

Die topographischen Bedingungen in Leverku-
sen sind unterschiedlich. Während der größere
Teil des Stadtgebietes in der Ebene der Nieder-
rheinischen Bucht liegt und somit praktisch
keine Steigungen aufweist, ist der Osten des
Stadtgebietes bereits dem Rand des Bergischen
Landes zuzurechnen, so dass hier auch ein paar
Steigungen anzutreffen sind. Der größte Teil der
Leverkusener Bevölkerung lebt aber im flachen,
radverkehrsgünstigen Teil des Stadtgebietes.

Die Aufnahme Leverkusens in die Arbeitsge-
meinschaft erfolgte im März 1995.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Das Fahrrad ist in Leverkusen als Verkehrsmit-
tel relativ gut im öffentlichen Bewusstsein ver-
ankert, was nicht zuletzt auf die große Anzahl
von Bayer-Werksrädern zurückzuführen ist, die
von Beginn an, das Stadtbild Leverkusens ent-
scheidend mitgeprägt haben. Ungeachtet der
Motorisierungswelle erfreut sich das Fahrrad im
Berufsverkehr des Bayer-Werkes mit einem
Anteil von 35 % nach wie vor großer Beliebt-
heit; eine Tatsache, die sicherlich wesentlich zur
hohen Wertschätzung des Fahrrades in der Ge-
samtbevölkerung beiträgt. Im Verkehrsent-
wicklungsplan von 1990 wird der Anteil des
Radverkehrs mit 10 % angegeben, was ungefähr
dem Landesdurchschnitt entspricht, wobei her-
vorzuheben ist, dass die Bereiche Arbeits- und
Ausbildungsverkehr innerhalb Leverkusens die
höchsten Radverkehrsanteile haben. Eine neuere
Untersuchung von Herbst 1995 – also ungefähr
Projektbeginn – weist sogar einen Radverkehrs-
anteil von 12 % aus.

Bedingt wird die Fahrradnutzung in Leverkusen
auch durch die fahrradfreundliche Stadtstruktur.
Nicht nur, dass die bedeutsamen Mittelbereichs-
zentren Opladen, Schlebusch und Wiesdorf in
fahrradgünstiger Entfernung zum Stadtzentrum
liegen; zwischen den verschiedenen Stadtteilen
haben sich auch oft Grünzüge erhalten, die teil-
weise bereits in der Vergangenheit mit Radwe-
gen ausgestattet und zudem durch eine Fahrrad-
wegweisung kenntlich gemacht wurden.

Es gibt aber auch zahlreiche Hemmnisse, so
dass man Leverkusen nicht mit anderen traditio-
nellen Fahrradhochburgen wie z. B. Münster
vergleichen kann. Von Bedeutung sind vor al-
lem die vielen Zwangslinien (Autobahnen, DB),
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die das Stadtgebiet durchschneiden, das Fehlen
einer einprägsamen Stadtstruktur und die Domi-
nanz von autofreundlichen großen Verkehrsstra-
ßen.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Mit Hilfe des Programms "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen"
und einer darüber hinaus gehenden effizienten
Förderung des Umweltverbundes sollen Voraus-
setzungen geschaffen werden, um dem zentralen
Ziel der Leverkusener Verkehrspolitik, der
Vermeidung von verkehrsbedingten Umweltbe-
lastungen, näherzukommen.

Ziel der Stadt Leverkusen ist es, den Radver-
kehrsanteil auf 20 % zu erhöhen und damit ein-
hergehend den Anteil des Umweltverbundes von
derzeit 37 % auf 60 % zu Lasten des MIV-An-
teils zu steigern.

3.2 Umsetzungsstrategie

Die Stadt Leverkusen hat sich bei der Umset-
zung des Programms "Fahrradfreundliches Le-
verkusen" für einen integrierten, gebietsbezoge-
nen Ansatz entschieden, der die Maßnahmen,
die im Rahmen des Programms umgesetzt wer-
den, in den Kontext der Umweltverbundförde-
rung stellt. Dabei werden gleichzeitig mit den
Maßnahmen des Handlungsprogramms "Fahr-
radfreundliches Leverkusen" auch neue Rege-
lungen für die Bereiche ÖPNV, Verkehrsberu-
higung, ruhender Verkehr und Fußgängerver-
kehr getroffen.

Zu den Themenfeldern des integrierten, stadtbe-
zogenen Ansatzes gehören:

Ausführungsplanung und Bürgerinfor-
mation;

Ordnung des ruhenden Verkehrs;

Umgestaltung von Verkehrskno-
ten/Abbau von Signalanlagen;

Umgestaltung von Hauptverkehrsstra-
ßen;

ÖV-Beschleunigung;

Optimierung der Stadtteilnetze für den
Radverkehr;

Abstellanlagen und ergänzende Infra-
struktur;

Wartehallenprogramm an Haltestellen.

Daneben werden stadtübergreifende Aktivitäten
im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, drängende
Vorsorge- und innovative Sondermaßnahmen
angegangen und in einem stadtweit laufenden
Programm werden zudem die Themenfelder
Ausweisung von Tempo 30-Zonen, Fahrrad-
wegweisung, rechnergestütztes Betriebsleitsys-
tem zur ÖPNV-Bevorrechtigung, Zentralsteue-
rung von Lichtsignalanlagen und Wartehallen
mit Werbeträgern behandelt.

Begleitet werden alle Maßnahmen während der
gesamten Projektlaufzeit durch kontinuierliche
Begleitforschung, Mängelanalyse und Projekt-
koordination.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

In Leverkusen ist bis zum jetzigen Zeitpunkt ein
Stadtteil nach dem Prinzip des gebietsbezoge-
nen, integrierten Ansatzes bearbeitet worden.
Dabei wurde mit dem "Planwagen" eine offen-
sive Öffentlichkeitsarbeit betrieben, die stark auf
die Bedenken und Anregungen von den Bürgern
eingeht. Diese Öffentlichkeitsarbeit hat auch
dazu beigetragen, dass die Umsetzung der ver-
schiedenen Maßnahmen schnell und problemlos
verlief, da die Anwohner bereits über den Ab-
lauf und die durchgeführten Maßnahmen infor-
miert waren.

Dieser – an sich recht schlüssige – Ansatz kann
allerdings aufgrund von fördertechnischen
Problemen (Ansatz passt nicht auf Fördersyste-
matik) nicht weiter geführt werden.
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4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Ziel der Maßnahmen ist ein flächendeckendes
Radverkehrsnetz, das durch Abmarkierungen
von Radfahrstreifen und Schutzstreifen für den
Radverkehr auch bei Hauptverkehrsstraßen eine
sichere Führung ohne Separation oder durch
Teilseparation ermöglicht. Daneben werden vor
allem in den Tempo 30-Zonen Einbahnstraßen
geöffnet, Fahrradstraßen eingeführt, Schutzstrei-
fen markiert und an Kreuzungen aufgeweitete
Radfahraufstellstreifen angelegt.

Neben den gesamtstädtischen Maßnahmen zur
Erstellung eines Routennetzes sowie den Opti-
mierungsmaßnahmen in verkehrsberuhigten Be-
reichen werden besonders entlang der stadtteil-
verbindenden Grünzüge aber auch an Straßen in
Gewerbegebieten und Außerortsstraßen, die für
den Radverkehr in Leverkusen von Bedeutung
sind, Planungen umgesetzt. Hier soll z. B. durch
die Beseitigung von Barrieren oder Bordsteinab-
senkungen ein dichteres Radverkehrsnetz ge-
währleistet werden.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Zu Beginn der Mitgliedschaft Leverkusens in
dem Modellprojekt "Fahrradfreundliche Städte
und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" lag ein
Gesamtbestand von 801 Bike & Ride-Plätzen an
den Leverkusener Bahnhöfen vor. Rund die
Hälfte (465) der Abstellplätze sind Anlehnbügel,
so dass man die Fahrräder am Rahmen anschlie-
ßen kann, zusätzlich dazu werden am Bahnhof
Opladen von den 111 Abstellplätzen 32 als
Fahrradboxen angeboten. Bemerkenswert ist die
Tatsache, dass in Opladen bereits von der relativ
neuen Möglichkeit Gebrauch gemacht wurde,
diese Anlage (hier: teilweise) mit Stellplatzablö-
segeldern zu finanzieren.

In einer ersten Erweiterungsstufe, die als So-
fortmaßnahme zu verstehen ist und im Oktober
1996 erarbeitet wurde, sind insgesamt 1.648
neue Bike & Ride-Stellplätze vorgesehen. Da-
von sind 710 als Fahrradstellplätze an den
Bahnhöfen und zusätzliche 198 Stellplätze an
insgesamt 12 Bushaltestellen vorgesehen. Hinzu

kommen an den verschiedenen Bahnhöfen 140
Fahrradboxen und 600 Stellplätze in Fahrrad-
parkhäusern. In der zweiten Stufe, die von ei-
nem stärker mobilisierten Bike & Ride-Potenzial
ausgeht, sind an den Bahnhöfen nochmals 828
Stellplätze, 240 Fahrradboxen und 900 Fahrrad-
parkhausplätze geplant.

4.3 Fahrradparken

Neben den oben genannten Planungen zu
Bike & Ride-Plätzen in Leverkusen ist auch ein
Konzept für die Einrichtung von Fahrradabstell-
anlagen erarbeitet worden, das neben soge-
nannten "harten" Maßnahmen durch eine Reihe
von "weichen" Maßnahmen hauptsächlich auf
dem Feld der Öffentlichkeitsarbeit begleitet
werden soll.

Fahrradabstellanlagen sind für alle Bezirks- und
Nahbereichszentren, für die Mehrzahl der wei-
terführenden Schulen sowie für die Schwer-
punktbereiche des Freizeit- und Besucherver-
kehrs vorgesehen. Daneben werden Ansätze er-
arbeitet, die die Errichtung bedarfsgerechter Ab-
stellanlagen an Wohngebäuden fördern und In-
formationen und Anregungen für die Gestaltung
von Stellplätzen am Arbeitsplatz geben. Auf-
gabe der Stadt Leverkusen ist es in diesem
Punkt vor allem, mit gutem Beispiel voranzuge-
hen und für die eigenen Mitarbeiter benutzer-
freundliche und ansprechende Abstellanlagen in
ausreichender Menge zur Verfügung zu stellen.

Das große Feld der Nachfrage nach Abstellanla-
gen in Einkaufsbereichen hat die Stadt Leverku-
sen in einer eigenen Untersuchung behandelt,
die die verschiedenen Bezirke und Ortsteile dif-
ferenziert betrachtet und Planungskonzepte vor-
stellt.

4.4 Wegweisung

Bereits Ende der 80er Jahre (1986/87) ist für die
Stadt Leverkusen ein Gesamtkonzept zur Fahr-
radwegweisung erarbeitet worden. Das Wegwei-
sungsnetz ist routenorientiert und besteht aus
acht Teilnetzen, die nacheinander umgesetzt
werden sollen. Ziel ist, ein flächendeckendes
Radverkehrsnetz aufzubauen, das auch dem
Ortsunkundigen die fahrradfreundlichen Stre-
cken aufzeigt.
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Die Teilnetze 1-4 sind umgesetzt, Route 5 be-
findet sich in der Umsetzung und die drei ande-
ren Bereiche sind für die folgenden Jahre vor-
gesehen, so dass mit Abschluss des Projektes im
Jahr 2002 auch die Fahrradwegweisung flächen-
deckend installiert sein wird.

Neben der reinen Wegweisung durch Schilder
und der Herstellung weiterer Informationsme-
dien in Form von Infotafeln mit Fahrradstadt-
plänen, läuft in Leverkusen zeitgleich mit der
Beschilderung der Routen ein Programm mit
baulichen Maßnahmen, die als Bestandteil der
Wegweisung angesehen werden und folgende
Bereiche umfassen:

Ausbau von Wegen, insbesondere in
Außenbereichen;

Umgestaltung von Knoten, insbesondere
Markierungsmaßnahmen wie Aufstell-
spuren;

Bau von Querungshilfen;

Absenkung von Borden;

kleinere Änderungen an Signalanlagen;

Beseitigung oder Verbesserung von
Umlaufsperren/Drängelgittern.

4.5 Serviceangebote

Bei der Auswahl der zukünftig zu nutzenden
Fahrradabstellanlagen, die die Stadt Leverkusen
in Abstimmung mit dem ADFC ausgewählt hat,
standen neben dem Witterungsschutz beim Fahr-
radparken vor allem der Diebstahl- und Vanda-
lismusschutz im Vordergrund.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Großer Beliebtheit erfreut sich die 1997 bereits
in zweiter Auflage erschienene Leverkusener
Fahrradkarte (genau genommen ein Fahrrad-
stadtplan). Die Radtourenkarte "Leverkusen mit
dem Fahrrad entdecken" mit vier Rundtouren
zwischen Rhein und Bergischem Land konnte
durch eine drucktechnisch einfache Darstellung
kostengünstig erstellt werden, so dass es mög-

lich war, die Karte an alle Leverkusener Haus-
halte zu schicken.

Besonders erfolgreich und innovativ ist der
"Planwagen" in Leverkusen, in dem interessierte
Bürger die geplanten Maßnahmen schon lange
vor deren Umsetzung kennenlernen und eigene
Anregungen und Ideen in den laufenden Pla-
nungsprozess mit einbringen können. Hierbei
handelt es sich um einen ehemaligen Bauwagen,
der als mobiles Bürgerbeteiligungsbüro vor Ort
eingesetzt wird und die Schwellenangst stark re-
duziert.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Beim integrierten gebietsbezogenen Ansatz der
Stadt Leverkusen wird bei der Bearbeitung der
einzelnen Stadtteile auch die Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit in die Überlegungen mit einbe-
zogen. Unter dem Stichwort Vorsorgemaßnah-
men wird die Beseitigung von Unfallschwer-
punkten als wichtiger Baustein des Handlungs-
konzeptes genannt.

Ein gutes Beispiel für den Leverkusener Ansatz
ist die Sicherung des Schülerverkehrs der Lise-
Meitner-Schule entlang der Straße "Am Stadt-
park". Hier konnte durch die Schaffung einer
Engstelle direkt vor dem Eingangsbereich der
Schule auf Höhe der Schulbushaltestelle und die
Einrichtung einer Fahrradstraße zwischen den
benachbarten Schulgebäuden eine deutliche
Verbesserung für alle Schüler erreicht werden.
Die Situation verbesserte sich sowohl für Rad-
fahrer, ihnen steht nun die ganze Straßenbreite
zur Verfügung und sie können im Pulk neben-
einander fahren, für Fußgänger, sie können wie-
der den gesamten Fußweg nutzen, und für
Schüler, die die Schulbuslinien nutzen, denn sie
können die Straße ohne Gefahren überqueren, da
der Schulbus den Straßenquerschnitt bei Ein-
und Aussteigevorgängen komplett belegt.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Die Stadt Leverkusen hat von einem externen
Planungsbüro eine umfangreiche "Konzeption
zum Fahrradparken in Leverkusen" erstellen las-
sen, die neben stadtteilbezogenen Aussagen zu
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Fahrradabstellanlagen und Bike & Ride-Anla-
gen vor allem Aussagen zu den notwendigen
Voraussetzungen und Möglichkeiten bei den
verschiedenen Fahrradnutzungen macht. Interes-
sant ist dabei vor allem die kurze Analyse der
Situation "Fahrradparken in Wohngebieten", die
zwar für die Fahrradnutzung ausgesprochen
wichtig ist, von vielen Städten aber dennoch
kaum beachtet wird. Hier werden exemplarische
Lösungsvorschläge für verschiedene Siedlungs-
typen erarbeitet, die in Grundzügen auch auf an-
dere Städte übertragen werden können.

Im Herbst 1995, also kurz nach Aufnahme in die
Arbeitsgemeinschaft wurden auf Basis von
Haushaltsbefragungen "Einschätzungen und
Einstellungen zur Mobilität in Leverkusen" er-
hoben. Bemerkenswert ist die Tatsache, dass be-
reits zu diesem Zeitpunkt 58 % der Leverkuse-
ner bekannt ist, dass Leverkusen am Projekt
Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
NRW teilnimmt. Dabei befürworten 99 % die
Bemühungen der Stadt, fahrradfreundlicher zu
werden. Bei der Bewertung (analog Schulnoten)
der Verkehrsmittel Auto versus Fahrrad fällt auf,
dass das Auto beim persönlichen Nutzen um
eine Note besser abschneidet; beim allgemeinen
Nutzen liegt das Fahrrad aber um fast drei Noten
vor dem Auto. Das Fahrrad genießt also in Le-
verkusen einen "edlen" Ruf, der aber noch deut-
licher auf das persönliche Verhalten übertragen
werden muss.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Im Rahmen der Umsetzung des integrierten, ge-
bietsbezogenen Ansatzes finden Abstimmungs-
gespräche mit Teilnehmern von ADFC, Schul-
verwaltungsamt, Tiefbauamt, Polizei, Grünflä-
chenamt, Kraftverkehr Wupper-Sieg, Straßen-
verkehrsamt und Umweltamt statt. Bei großen
Einzelprojekten finden diese Abstimmungsge-
spräche auch außerhalb der Reihe statt und wer-
den dann je nach Bedarf einberufen. Im übrigen
orientiert sich das Projektmanagement an den
üblichen Verwaltungsstrukturen.

Neben dieser Einbeziehung von unterschiedli-
chen Interessenvertretern beinhaltet die Umset-
zung des integrierten, gebietsbezogenen Ansat-
zes auch eine intensive Bürgerbeteiligung mit
den unterschiedlichsten Aktionen und Veran-
staltungen.

7 FINANZIERUNG

In Leverkusen wurde von Beginn des Projektes
"Fahrradfreundliches Leverkusen" an ein kos-
tenneutraler Ansatz gefahren, so dass keine zu-
sätzliche städtischen Mittel veranschlagt werden
mussten, sondern die Leistungen für das erste
Mitgliedsjahr aus bereits veranschlagten Haus-
haltsmitteln umgeschichtet werden konnten. Der
für die nächsten Jahre vorgesehene Haushaltsan-
satz für das Programm "Fahrradfreundliches Le-
verkusen" beläuft sich auf einen städtischen
Anteil in Höhe von 30.000 DM pro Jahr, so dass
inklusive der Fördermittel ca. 150 TDM pro Jahr
zur Verfügung stehen.

8 BEWERTUNG

Im Leitantrag wird das im VEP formulierte Ziel
genannt, bis zum Jahr 2000 den Anteil des Um-
weltverbundes von 37 % (Stand 1989) auf 60 %
zu erhöhen, wobei dem Fahrrad ein Anteil von
20 % zukommt. Bereits die neueren Zahlen von
Herbst 1995 weisen einen Anteil des Umwelt-
verbundes von 45 % aus, wobei der Fahrradan-
teil bei 12 % liegt. Neuere Untersuchungen lie-
gen nicht vor. Die hier dargelegte Entwicklung
zeigt aber, dass die (Fahrrad-) Verkehrspolitik in
Leverkusen auf dem richtigen Weg ist. Es ist
allerdings fraglich, ob das sehr hochgesteckte
Ziel eines Radverkehrsanteils von 20 % wie
vorgesehen bereits im Jahr 2000 erreicht wurde,
oder ob hierfür ein längerer Zeitraum angesetzt
werden muss.

Das Ziel, die Radverkehrsförderung als integ-
rierten Bestandteil der Förderung des Umwelt-
verbundes einzusetzen, kann wohl als gelungen
angesehen werden. Insbesondere der deutliche
Ausbau der Bike & Ride-Kapazitäten ist hierfür
ein deutliches Indiz.

Als etwas problematisch hat sich in Leverkusen
die Tatsache dargestellt, dass kommunale Rad-
verkehrsförderung derzeit vielfach von enga-
gierten Einzelpersonen abhängt. Hier haben
Umstrukturierungen und andere personelle Ver-
änderungen die Kontinuität der Radverkehrsför-
derung spürbar gestört. Dies lässt sich zuverläs-
sig nur dann vermeiden, wenn alle Verwal-
tungsmitarbeiter, unabhängig vom aktuellen
Einsatzbereich, Radverkehrsförderung als ge-
meinsame Aufgabe verstehen und akzeptieren.
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Von daher stellt die zeitweise betriebene Öf-
fentlichkeitsarbeit nach innen in Form von Fort-
bildungen von Mitarbeitern sicherlich einen gu-
ten Ansatz dar.

Der integrierte gebietsbezogene Ansatz stellt
eine deutliche Weiterentwicklung der isolierten
Fahrradförderung dar. Hier ist eine Gesamtschau
des Verkehrs an die Stelle von parallelen, iso-
lierten Entwicklungen unterschiedlicher Träger
des Umweltverbundes getreten, bei denen bis-
weilen auch z. B. Radverkehr und ÖPNV ge-
geneinander ausgespielt werden. Dabei sind so-
wohl bei der Planung als auch bei der Umset-
zung erhebliche Einsparungspotenziale gegeben.

Äußerst nachahmenswert erscheint auch die in-
tensive Öffentlichkeitsarbeit in Form einer un-
mittelbaren Bürgerbeteiligung vor Ort mit dem
Planwagen. Auf diesem Wege werden die Be-
troffenen recht unmittelbar angesprochen. Wei-
terhin werden Bevölkerungsgruppen erreicht,
die sich bei den üblichen Verfahren kaum arti-
kulieren, so dass ein weitaus repräsentativeres
Meinungsbild zu Stande kommt. Darüber hinaus
fühlen die Bürger sich nicht übergangen, wo-
durch die Akzeptanz von Maßnahmen deutlich
erhöht wird.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Stadt Lünen liegt am nordöstlichen Rand
des Ruhrgebietes im Übergang zum Münster-
land. Die Wirtschaft war lange Zeit durch Ze-
chen und Schwerindustrie geprägt. Mit der Aus-
richtung der Landesgartenschau 1996, der Teil-
nahme an der Internationalen Bauausstellung
Emscherpark und dem Technologiezentrum
LÜNTEC hält Lünen Anschluss an den Struk-
turwandel des Ruhrgebietes. 93.000 Einwohner
verteilen sich auf drei große Stadtteile im Ab-
stand von maximal 7 km zueinander und eine
Vielzahl kleinerer Ortsteile. Die dicht bevöl-
kerten Stadtteile sind weitgehend eben.

Lünen zählt seit 1988 zu den fahrradfreundli-
chen Städten in NRW.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Mit seiner Lage am Rand des Münsterlandes hat
Lünen teil an dessen Fahrrad-Tradition. Das
Fahrrad war im Bewusstsein der Bevölkerung
stets präsent. Dies ist auch damit zu belegen,
dass bei einer repräsentativen Befragung 1989
für 84  % der Bürger das Fahrrad eine (sehr)
große kommunale Bedeutung hatte und sogar
86 % "auf jeden Fall" für einen Ausbau der
Fahrradinfrastruktur gewesen sind.

Der Radverkehrsanteil lag bereits 1988 mit
15 % deutlich über dem Landesdurchschnitt und
über den Werten vergleichbarer Städte.

Radwege waren an vielen Hauptverkehrsstraßen
vorhanden. Die Radwegnetzlänge betrug zum
Zeitpunkt der Antragstellung 37 km.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Ziel der Verkehrsentwicklung ist die Förderung
des Umweltverbundes und die möglichst um-
weltverträgliche Abwicklung des motorisierten
Verkehrs im Stadtgebiet. Durch Entlastung der
Straßen vom Kfz-Verkehr in sensiblen Berei-
chen soll ermöglicht werden, Radfahrer wieder
verstärkt auf der Fahrbahn fahren zu lassen.

Angestrebt sind Modal-Split-Veränderungen
zugunsten des Radverkehrs, die einer Steigerung
der Radverkehrsmenge um 20 % entsprechen.
Auch eine Reduzierung der Unfallzahlen soll
erreicht werden, wobei dies Ziel nicht durch
Zahlenangaben konkretisiert wurde.

3.2 Umsetzungsstrategie

Ein Radverkehrsnetz, das die Kernstadt und die
11 Stadtteile miteinander lückenlos, sicher und
auf kurzem Weg verbindet, sollte durch entspre-
chende Umbauten geschaffen werden. Dabei
war neben der Bestandssicherung vorhandener
Radwege auch der Totalumbau von Straßen so-
wie die Neuanlage von Radwegen und eigenen
"Fahrradtrassen" - die nach heutigem Sprach-
gebrauch als Velorouten bezeichnet werden
können - (mit insgesamt 15 km Streckenlänge)
vorgesehen.

Begleitende Infrastruktureinrichtungen, wie Ab-
stellanlagen und Servicestationen sowie ein
Leitsystem, sollen das Angebot ergänzen.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Ratsbeschlüsse, die den Radverkehr betrafen,
sind meist einstimmig gefällt worden.

Der Leezenpatt, eine hochwertige Fahrradtrasse
in Nord-Süd-Richtung quer durch das Stadtge-
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biet und die Innenstadt ist fertiggestellt. Die flä-
chenhafte Verkehrsberuhigung im Stadtteil
Brambauer und der Umbau einiger Geschäfts-
straßen mit Berücksichtigung des Radverkehrs
sind ebenfalls abgeschlossen.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Das Gesamtprogramm umfasste die Bestandssi-
cherung von Radwegen, den Umbau von Ver-
kehrsstraßen, den Bau separat geführter Rad-
wege und von Fahrradtrassen. Daneben waren
auch begleitende Infrastruktureinrichtungen und
Öffentlichkeitsarbeit sowie Begleitforschung
vorgesehen.

Als ein wesentlicher Punkt ist die Bestands-
pflege an vorhandenen Radverkehrsanlagen zu
sehen. Daneben sind neue Radverkehrsanlagen
insbesondere beim Umbau einzelner Hauptver-
kehrsstraßen geschaffen worden.

Hierbei kommen neben Radwegen auch Rad-
fahrstreifen und Schutzstreifen zum Einsatz.
Abseits von Hauptverkehrsstraßen sind flächen-
deckend Tempo-30-Zonen eingerichtet worden.
Umgesetzt wurde die flächendeckende Öffnung
von Einbahnstraßen in Tempo-30-Zonen (18
Straßen).

Der Leezenpatt ist als die Stadt von Nord nach
Süd durchquerende autofreie oder autoarme
Veloroute mit hohem Standard ausgebaut. Die
Strecke wird an Hauptverkehrsstraßen auf Rad-
verkehrsanlagen geführt, zu einem großen Teil
ist sie als Fahrradstraße ausgewiesen und (rela-
tiv) aufwendig gestaltet (beidseits rötlich einge-
färbte Breitstrich-Markierung). Knotenpunkte
mit untergeordneten Straßen sind mit Vorfahrt
für den Radverkehr ausgeschildert und gestaltet.
An Hauptverkehrsstraßen sind gesicherte Über-
querungsstellen geschaffen worden. An einem
signalisierten Knotenpunkt ist ein Grüner Pfeil,
der nur für Radfahrer gilt, eingerichtet worden
(vgl. Band II; Maßnahmendokumentation, Nr. 3
und 20). Geplant ist der Ausbau einer Ost-West-
Verbindung, mit einem geringerem Standard als
beim Leezenpatt.

4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Es gibt Fahrradstationen an zwei Bahnhöfen, an
denen bereits heute Fahrräder bewacht unterge-
stellt und gemietet werden können. Sie werden
von der Arbeiterwohlfahrt (AWO) betrieben.
Außerdem gibt es am Hauptbahnhof 29 Fahr-
radboxen zur festen Miete und am Preußen-
bahnhof 116 überdachte Stellplätze.

Eine weitere Fahrradstation ist am Verkehrshof
Brambauer, der Endstation einer Stadtbahnlinie
aus Dortmund, eingerichtet worden.

4.3 Fahrradparken

Im Stadtkern und in den Nebenzentren sind de-
zentral insgesamt 1.000 Stellplätze zum Kurz-
zeitparken an Fahrradbügeln und 520 qualitativ
hochwertigere Langzeit-Stellplätze für Räder
geschaffen worden.

Überdachte Abstellanlagen wurden an zwei
Stellen in der Innenstadt geschaffen. 40 Abstell-
plätze liegen im offen zugänglichen Erdge-
schoss eines Parkhauses.

In der Innenstadt gibt es ebenfalls eine Fahrrad-
station mit Service-Angebot.

4.4 Wegweisung

Bisher ist nur der Leezenpatt mit zielorientierter
Wegweisung versehen worden.
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4.5 Serviceangebote

In den Fahrradstationen an den Bahnhöfen ste-
hen Fahrräder zur Ausleihe bereit. Auch klei-
nere Reparaturen werden dort vorgenommen
(vgl. Band II; Maßnahmendokumentation,
Nr. 29). Diese Angebote gibt es auch in der In-
nenstadt. Dort sind auch Gepäckschließfächer
vorhanden.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Ein umfassendes Public-Awareness-Konzept
wurde entwickelt, auf dem die Öffentlichkeits-
arbeit aufbaut. Dabei wurden u. a. eine Exkur-
sion für Politiker, Planer und Journalisten nach
Holland und ein Namenswettbewerb für den
Leezenpatt durchgeführt.

Im Zeitraum der Verkehrsentwicklungsplanung
gab es eine besondere Öffentlichkeitsarbeit zum
Thema Verkehr, mit einem Schwerpunkt beim
Radverkehr, von Seiten des inzwischen wieder
geschlossenen Verkehrsinformationsbüro (VIB).
Dazu gehörte beispielsweise die Aktion "Lüner
Promis testen das andere Verkehrsmittel".

Im Rahmen eines Stadtjubiläums fand 1991 die
Bundeshauptversammlung des ADFC sowie ein
"Kommunalpolitischer Kongress Fahrrad" in
Lünen statt.

Zur Öffnung von Einbahnstraßen und zur Ein-
führung des Grünen Pfeils für Radfahrer wurde
je ein Faltblatt veröffentlicht. 1999 ist ein Rad-

fahrerstadtplan veröffentlicht worden, der in
großer Auflage kostenlos, u. a. an Schulklassen,
verteilt worden ist. Im Vergleich zu vielen
Stadtplänen für Radfahrer in anderen Städten
sind hier alle Informationen vollständig bei-
sammen, die für Radfahrer von Interesse sind,
wie z. B. Schiebestrecken, Qualitätsangaben zu
Radwegen, Drängelgitter oder die Standorte von
Fahrradwerkstätten. In Vorbereitung ist die
Neuauflage einer Radtourenkarte, die erstmals
1994 von der Stadt Lünen herausgegeben wur-
de. Sie enthält Vorschläge zu 12 Radtouren in
Lünen und Umgebung mit Hinweisen zu ört-
lichen Besonderheiten und Sehenswürdigkeiten.
Beide Veröffentlichungen wurden vom Land fi-
nanziell unterstützt.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Bei der Einführung des Leezenpatts gab es z. T.
heftige Diskussionen über die Führung des Rad-
verkehrs durch einen Teilabschnitt der Fußgän-
gerzone sowie über Stellen, an denen der Rad-
verkehr Vorfahrt vor kreuzenden Erschließungs-
straßen bekommen hat. Durch Zählungen und
Konfliktbeobachtungen, die durch das Ver-
kehrsinformationsbüro vorgenommen wurden,
sind die Diskussionen über die negativen Aus-
wirkungen dieser Maßnahmen auf die Verkehrs-
sicherheit mit Fakten unterlegt worden und
konnten dadurch versachlicht werden.

In einer Hauptschule ist ein Aktionstag "Schüler
und Verkehr" mit einem breit gefächerten An-
gebot durchgeführt worden. Darüber ist u. a. ei-
ne Video-Dokumentation erstellt worden, die
auch andere Schulen zu ähnlichen Aktivitäten
anregen will.

Im Frühjahr 2000 hat sich ein Arbeitskreis zu
Kinderunfällen gebildet, in dem neben der Ver-
waltung und Polizei auch ADAC und ADFC
sowie Schulen und Kindergärten vertreten sind.
Anlass war eine Besorgnis erregende Entwick-
lung bei den Unfallzahlen von u. a. auch Rad
fahrenden Kindern.
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5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

In Lünen sind Vorher-Nachher-Befragungen
zum Mobilitätsverhalten und zu Einstellungen
zur Mobilität durch externe Büros erfolgt.

Kennziffern der Mobilität (1988,
SOCIALDATA)

Empirische Begleitforschung: Nachher-Unter-
suchung und Wirkungsanalyse (1995,
SOCIALDATA)

6 PROJEKTMANAGEMENT

Der für den Radverkehr zuständige Mitarbeiter
ist in der Abteilung Stadtplanung angesiedelt
und auch für andere Verkehrsplanungen zustän-
dig.

Bei der Erarbeitung des VEP wurde eine Ar-
beitsgruppe gebildet, in der die Fraktionen, Po-
lizei und ADFC beteiligt waren. Diese AG trifft
waren sich seit etwa drei Jahren nicht mehr, weil
von Seiten der Mitglieder kein Bedarf an-
gemeldet wird und die Verwaltung diesen im
Moment ebenfalls nicht sieht. Zur jüngsten Er-
gänzung des VEP gab es eine begleitende Ar-
beitsgruppe, bei der auch der ADFC vertreten
war, deren Arbeit inzwischen abgeschlossen ist.
Zurzeit ist eine Arbeitsgruppe Verkehr mit
Blickpunkt auf Stadtmarketing in der Ab-
schlussphase, bei der Verkehrsthemen mit stär-
ker ganzheitlichem Bezug diskutiert worden
sind.

Abstimmungsprobleme gab es früher fallweise
mit der Verkehrsbehörde. Diese Schwierigkeiten
treten nicht mehr auf, seit verkehrsbezogene
Abteilungen eine gemeinsame Verwaltungsfüh-
rung haben.

7 FINANZIERUNG

Lünen hat erhebliche Mittel in die Radverkehrs-
förderung gesteckt. Neben Geldern, die aus-
drücklich für Maßnahmen für den Radverkehr

verausgabt wurden, sind weitere Mittel nicht
genau zuzuordnen, z. B. beim Umbau von Stra-
ßen, bei denen auch Radverkehrsanlagen herge-
stellt wurden. Diese sind bei der unten aufge-
führten Aufstellung der Haushaltsansätze nicht
berücksichtigt - die tatsächlichen Ausgaben, die
dem Radverkehr zu Gute kommen, liegen also
höher.

Jahr Ausgaben [Tsd. DM]

1989 420

1990 788

1991 711

1992 1.094

1993 596

1994 843

1995 775

1996 205

1997 265

1998 200

1999 200

gesamt 6.097
davon allein 160.000 Tsd. DM für
Nachher-Untersuchung

Quelle: Angaben der Stadt

Tab. 7-1: Haushaltsansätze in Lünen (Baukosten
Radverkehrsförderung)

Zusätzlich werden seit 1997 jährlich 5.000 DM
für Öffentlichkeitsarbeit im Haushalt bereitge-
stellt.

Daneben werden bestimmte Radverkehrsmaß-
nahmen auch in Zusammenarbeit mit dem
"Umwelthaus" finanziert. Dabei erhält das Um-
welthaus, das mit ABM-Kräften besetzt ist, die
Förderungen aus dem GVFG, und die Finanzie-
rung des Eigenanteils erfolgt nicht aus dem
Budget für Verkehr, sondern aus Titeln der Be-
schäftigungsförderung.

8 BEWERTUNG

Die Entwicklung des Radverkehrsanteils, mit
einer Steigerung des Radverkehrs um ein Fünf-
tel, ist positiv zu bewerten, zumal diese Steige-
rung mit einer leichten Abnahme des Kfz-Ver-
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kehrs-Anteils einherging. Besonders positiv ist
dabei hervorzuheben, dass trotz gestiegenen
Radverkehrsanteils die Zahl der verunglückten
Radfahrer nicht gestiegen, bei den schwer Ver-
unglückten sogar zurückgegangen ist.

In dieser Hinsicht sind also zählbare Erfolge zu
vermelden. Bei der Effizienz der Maßnahmen
muss allerdings Kritik geübt werden.

Lünen hat im Rahmen des Programms viele sehr
aufwendige Maßnahmen umgesetzt:

Totalumbau von Geschäftsstraßen

Umgestaltung von Knotenpunkten, auch im
Erschließungsstraßennetz

Ausbau des Leezenpatts als Veloroute.

Teilweise sind dabei überzogene Standards ver-
wendet worden, wie die durchgehende Mar-
kierung von Breitstrichen in den neu eingerich-
teten Fahrradstraßen. Demgegenüber sind einfa-
che Maßnahmen, wie die Öffnung von Einbahn-
straßen für den Radverkehr in Gegenrichtung
oder die "einfache" Herrichtung von Velorouten
und deren Wegweisung erst spät vorgenommen
worden oder noch gar nicht erfolgt. So gibt es
noch große Bereiche des Stadtgebietes, die -
 trotz Potenzial - noch nicht fahrradfreundlich
hergerichtet sind. Mit weniger Aufwand an ein-
zelnen Stellen hätte mit dem gleichen Geld mehr
geschaffen werden können. An Hauptver-
kehrsstraßen mit Radwegen gibt es noch weit
abgesetzte Führungen und bis zu dreimaliges
Warten zur einfachen Überquerung eines Kno-
tens. Bei der ÖPNV-Beschleunigung wurden die

Chancen der systematischen Eingriffe in die
Lichtsignalregelung nicht zugunsten des Rad-
verkehrs genutzt, z. T. ergaben sich daraus sogar
deutliche Verschlechterungen. Eine der wichti-
gen Kreuzungsstellen des Leezenpatts mit einer
Hauptverkehrsstraße hat eine Fußgänger-Licht-
signalanlage mit unnötig langen Wartezeiten für
Radfahrer, so dass die Vorteile eines schnellen
Vorankommens damit z.T. wieder aufgehoben
werden.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Marl liegt am nördlichen Rand des Ruhrgebie-
tes. Die vergleichsweise junge Stadt (Stadtrechte
seit 1935) hat sich von einem kleinen Heidedorf
schnell zu einer wichtigen Industriestadt mit gut
90.000 Einwohnern entwickelt. Dominiert wird
die Wirtschaftsstruktur Marls von der Chemie
(Chemiepark Marl, vormals Hüls AG) und dem
Steinkohlebergbau. Beide Zweige zusammen
haben rund 20.000 Beschäftigte, das entspricht
etwa der Hälfte aller Marler Arbeitsplätze.

Trotzdem genießt die Stadt den Ruf einer In-
dustriestadt im Grünen, denn von dem 88 km²
großen Stadtgebiet sind rund 40 % landwirt-
schaftliche Nutzfläche und ca. 30 % Grünflä-
chen und Waldgebiete, die der Naherholung
dienen. Etwa 7 % der Fläche sind Verkehrsflä-
chen, wobei besonders typisch für das Marler
Stadtbild ist, dass der Alleecharakter der Straßen
- auch der Hauptverkehrsstraßen - dominiert.

Günstige Voraussetzungen für den Radverkehr
bietet Marl aufgrund seiner zahlreichen kurzen
Wege. Viele der relevanten Quelle-Ziel-Ver-
flechtungen sind maximal 3 km lang. Daneben
trägt die radfahrerfreundliche Topographie der
Stadt zu einem fahrradfreundlichen Klima bei.

Zur AGFS gehört Marl seit Oktober 1993.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Als Radfahrerstadt hat Marl eine lange Tradi-
tion. Dies hängt eng mit der Bedeutung als
Chemiestandort zusammen, da es den Ange-
stellten von Chemieunternehmen aus Sicher-
heitsüberlegungen heraus grundsätzlich nicht
gestattet ist, das Werksgelände mit dem privaten
Pkw zu befahren. Aufgrund der Weitläufigkeit
der Werksgelände hat deshalb das Fahrrad nie
an Bedeutung verloren. Schon mit der Gründung
des Chemiewerkes vor rund 50 Jahren wurden
an die Arbeiter Werksräder ausgegeben, die
z. T. privat genutzt werden konnten. Heute sind
es noch 3.200 Werksräder, die teilweise auch im
Stadtgebiet unterwegs sind.

Entsprechend den günstigen Voraussetzungen
für den Radverkehr ist der Radverkehrsanteil in
Marl mit 24 % bereits vor der Mitgliedschaft in
der AGFS im Vergleich zu anderen Städten er-
freulich hoch (zum Vergleich: der Bundes-
durchschnitt liegt bei 12 %) (VEP Marl - Ver-
kehrssicherheitsprogramm Fußgänger und Rad-
fahrer, 1993).

Das Radwegenetz beträgt bei einem 500 km
langen Straßennetz 150 km.
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3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Zielgrößen hinsichtlich einer Steigerung des
Radverkehrsanteils wurden nicht formuliert.
Auch wurden mit der Aufnahme in die AGFS
keine neuen Ziele der Radverkehrsförderung ge-
setzt, vielmehr war die Förderung schon immer
ein zentraler Baustein der Verkehrsplanung.
Dementsprechend wurden bereits 1991 im Rad-
verkehrskonzept Marl - "100 Sofortmaßnah-
men" - Ziele benannt. Hierzu zählen Maßnah-
men, die dazu beitragen,

ein geschlossenes Netz für den Radverkehr zu
schaffen,

die Sicherheit der Radfahrer zu erhöhen,

Mobilitätswünsche nicht motorisierter Ver-
kehrsteilnehmer zu erfüllen,

kombinierte Fahrten mit Fahrrad und öffentli-
chen Verkehrsmitteln anzuregen,

kurze Fahrten im Kraftfahrzeug durch Radfahr-
ten, längere durch kombinierte Fahrten mit
Fahrrad und öffentlichen Verkehrsmittel zu er-
setzen,

Rad fahren als Freizeitinhalt und zur Erholung
zu steigern,

Verbesserung der Umwelt und Energieeinspa-
rungen herbeizuführen.

3.2 Umsetzungsstrategie

In Marl wird von der Verwaltung verstärkt ein
situativer Ansatz verfolgt. Das bedeutet konkret,
dass nicht ein vorgegebenes längerfristiges
Konzept innerhalb eines festgelegten Zeitraumes
abgearbeitet wird, sondern vielmehr alle rele-
vanten Bausteine der Radverkehrsförderung für
die tägliche Arbeit präsent sind und kurzfristig
entschieden wird, welche Maßnahmen aktuell
eine Realisierungschance haben, da bei-
spielsweise das politische Klima dafür derzeit
geeignet ist.

Dementsprechend ist auch das Radverkehrskon-
zept der Stadt aufgebaut. Hier sind anhand von
konkreten Örtlichkeiten "100 Sofortmaßnah-
men" benannt, die von Verwaltung, Politik und
Bevölkerung als Schwachstellen oder Problem-
bereiche für den Radverkehr erkannt wurden.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Entsprechend den Ausführungen zur Umset-
zungsstrategie ist auch der bisherige Projektab-
lauf weniger konkret zu fassen als in anderen
Städten. Das Sofortmaßnahmenprogramm wird
als Arbeitsprogramm gesehen und somit konti-
nuierlich weitergeführt; d. h. es werden Mängel
beseitigt und neue dokumentiert.

Neben diesen im Regelfall infrastrukturellen
Maßnahmen werden zahlreiche Ideen im Be-
reich Öffentlichkeitsarbeit und Marketing um-
gesetzt.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Bei der Umsetzung des Radverkehrskonzeptes
erhalten Maßnahmen, die der Netzkomplettie-
rung und der Verbesserung der Wegeinfra-
struktur dienen, einen hohen Stellenwert.

Traditionell wird der Radverkehr in Marl auf
Radwegen geführt. Radfahrstreifen sind demge-
genüber nur in Ausnahmefällen realisiert wor-
den. Aufgrund der guten Erfahrungen mit den
Radwegen wird diese Führungsform auch zu-
künftig favorisiert werden.
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4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Die Fahrradmitnahme im Bus ist nur sehr einge-
schränkt, am Samstag nach 14.00 Uhr und am
Sonntag, möglich.

Geplant sind zwei Fahrradstationen, von denen
eine in Marl-Mitte im Zusammenhang mit der
Umgestaltung des S-Bahnhofbereiches vorgese-
hen ist und eine am Bahnhof Marl-Sinsen. Beide
Stationen sollen Kapazitäten für ca.
200 Fahrräder erhalten. Optional wird noch ü-
berlegt, ob für Marl-Mitte nicht auch ein Fahr-
radparkhaus eine gute Alternative zur Fahrrad-
station darstellt. Als Betreiber der zukünftigen
Fahrradstationen ist ein gemeinnütziger Träger
vorgesehen. Die bisherigen positiven Erfahrun-
gen in der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen
Trägern sollen hier fortgesetzt werden.

4.3 Fahrradparken

Mit der Fahrradabstellsatzung, die der Rat der
Stadt Marl am 25.09.1997 beschlossen hat, ist
ein weiterer wichtiger Baustein der Fahrradför-
derung gelegt worden. In der Satzung werden
Vorgaben für die bereitzuhaltenden Abstellka-
pazitäten bei Neubauten sowie bestimmte An-
forderungsmerkmale an die Halter für Fahrräder
benannt. Ausgenommen aus der Satzung sind
z. B. Ein- und Zweifamilienwohnhäuser (vgl.
Band II; Maßnahmendokumentation, Nr. 36).

4.4 Wegweisung

Die Realisierung einer eigenständigen Radver-
kehrswegweisung ist absehbar nicht vorgesehen,
wird aber langfristig angestrebt.

4.5 Serviceangebote

Eine Fahrradwache, die durch einen privaten
Betreiber organisiert ist, befindet sich im Be-
reich des Marler Sterns als zentralem Einkaufs-
bereich. Sechs weitere an weiterführenden
Schulen werden von der Stadt Marl betrieben.
Die Fahrradwachen auf dem Schulgelände sind
u. a. zum Diebstahlschutz entstanden: früher
wurden jährlich rund 150 Räder an Marler
Schulen gestohlen und heute geht die Anzahl

gegen Null. Sie bieten aber auch kleinere Repa-
raturen an, so dass damit ein wichtiger Bereich
der Verkehrssicherheit und hier insbesondere
die Sicherheit von Kindern im Straßenverkehr
gefördert wird (vgl. Band II; Maßnahmendoku-
mentation, Nr. 44).

Als weiteres wichtiges Serviceangebot ist dar-
über hinaus das Fahrradbüro zu nennen, welches
gemeinsam von ADFC und der Stadt eingerich-
tet und betrieben wird. Es ist als Anlaufstelle für
alle Fragen rund um das Fahrrad zu sehen. Ne-
ben Beratung zu technischen Dingen können
hier Kartenmaterialien erworben, Tourenbera-
tung eingeholt oder auch verkehrspolitische
Fragen diskutiert werden. Das Fahrradbüro ist
innerhalb des Stadtgebietes günstig zu erreichen
und hat von Dienstag bis Samstag zwischen
zwei und vier Stunden geöffnet. Alle wichtigen
Informationen zum Fahrradbüro sind in einem
Faltblatt veröffentlicht (vgl. Band II; Maßnah-
mendokumentation, Nr. 41).

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Öffentlichkeitswirksame Maßnahmen zur Rad-
verkehrsförderung sind für Marl ein wesentli-
cher Baustein des gesamten Förderprogramms.
Hierbei werden nicht nur bekannte und be-
währte Bausteine der Öffentlichkeitsarbeit auf-
gegriffen, sondern auch kreative neue Wege ge-
sucht. Großes bundesweites Interesse hat in die-
sem Zusammenhang z. B. die Markierung von
Damenfahrrädern als Piktogramm hervorgeru-
fen.

Aus einer Ferienaktion für Schüler ist ein weite-
res Beispiel für erfolgreiches Marketing ent-
standen, das Drahteselbiegen. Aus einfachem
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60 cm langen Drahtenden wurden Fahrräder ge-
bogen. Aufgrund des großen Anklangs wurde
diese Aktion zu anderen Gelegenheiten wieder-
holt und aus der Vielzahl origineller Entwürfe
ist die nächste Idee entstanden: eine gezielte
Auswahl der Drahtesel als Postkarten drucken
zu lassen und so einen weiteren Baustein für die
Werbung als fahrradfreundliche Stadt zu haben.

Darüber hinaus sind Tourenangebote unter-
schiedlichster Art erarbeitet worden. Zum einen
werden den Radfahrern zwei Kunsttouren ange-
boten, die an verschiedenen Skulpturen und
Plastiken im Stadtgebiet vorbeiführen. In einem
Faltblatt werden die wichtigsten Informationen
zu den jeweiligen Kunstobjekten bereitgehalten.
Auch ein Routenangebot zu Movie World, ei-
nem erlebnisorientierten Freizeitzentrum in
Bottrop, gehört zu den ausgearbeiteten Touren-
vorschlägen (vgl. Band II; Maßnahmendoku-
mentation, Nr. 48), sowie eine Themenroute, die
sich mit dem Wasser beschäftigt.

Einmal im Jahr wird darüber hinaus der "Marler
Fahrradtag" mit Radtourismus-Börse und einem
Gebraucht-Fahrrad-Markt  veranstaltet. Der
Fahrradtag bietet neben zahlreichen Informati-
onsmöglichkeiten - insbesondere zum Fahrrad-
tourismus - auch eine Vielzahl von Attraktionen,
wie etwa eine Fahrradtour über das Gelände des
Chemieparks Marl. Die Veranstaltung, die auf
dem Chemiepark-Gelände stattfindet, wurde
erstmals 1991 durchgeführt. Während die erste
Veranstaltung noch auf die alleinige Initiative
der Stadtverwaltung zurückging, beteiligen sich
heute darüber hinaus der ADFC, die ansässigen
Fahrradhändler und Unternehmen aus dem
Chemiepark.

Über diese größeren Aktionen hinaus werden zu
einer Vielzahl von relevanten Themen im Be-
reich Radverkehr Faltblätter erstellt. Aufgrund

eines einheitlichen Layouts besitzen sie einen
hohen Wiedererkennungswert und weisen einen
Radverkehrsbezug auf. Schließlich ist 1997
auch ein Fahrradstadtplan realisiert worden und
in einer Auflage von 15.000 gedruckt worden.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Wesentlicher Baustein der Verkehrssicherheits-
arbeit ist die Ausweisung von Tempo 30 in
Wohngebieten. Aufgrund der knappen Haus-
haltslage der Stadt wurde hier der ungewöhnli-
che, aber erfolgreiche Weg beschritten, dass die
Bevölkerung selber zur Finanzierung dieser
Maßnahmen beitrug. Aufgrund der Eigenfinan-
zierung durch die Bevölkerung - 55.000 DM
konnten durch Spenden für diese Maßnahmen
zusammen getragen werden - ist die Einhaltung
von Tempo 30 nach Einschätzung der Stadt ü-
berdurchschnittlich gut.

Im Rahmen des Verkehrsentwicklungsplanes
wurde 1993 ein eigener Band zur Verkehrssi-
cherheit von Radfahrern und Fußgängern ver-
fasst, da der Verkehrssicherheit dieser Ver-
kehrsteilnehmer ein besonders hoher Stellenwert
beigemessen wurde und wird. In diesem Band
werden ergänzend zu einer Problem- und Un-
fallanalyse Anforderungen und konkrete Maß-
nahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in
Marl dokumentiert.

Darüber hinaus gibt es in Marl eine Arbeits-
gruppe Unfallverhütung, der auch die Polizei
angehört. Diese Arbeitsgruppe trifft sich regel-
mäßig, um wichtige Fragen der Verkehrssicher-
heit zu erläutern. So ist auch der Umgang mit
der StVO-Novelle von 1997 Gegenstand der Be-
ratungen der Arbeitsgruppe gewesen.

Um insbesondere auch den Schülerverkehr si-
cherer zu gestalten, wurden in Zusammenarbeit
mit der AWO Fahrradwachen an Schulen einge-
richtet, die jetzt durch die Stadt getragen wer-
den. Während der Unterrichtszeiten werden ne-
ben der Bewachung der Räder auch kleinere
Wartungen, wie etwa Reparatur von Bremsen
und Beleuchtung, übernommen.

Entsprechend den Ergebnissen aus Kapitel 5.1
kann Marl eine positive Entwicklung bzgl. der
Verkehrssicherheit bescheinigt werden.
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5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Die Untersuchung "Empfehlungen für die Anla-
ge von Umlaufschranken" ist eine eigene Unter-
suchung des Planungsamtes in Zusammenarbeit
mit dem ADFC Marl. Hier wurde im Praxistest
ermittelt, wie die Anordnung von Um-
laufschranken radverkehrsfreundlich gestaltet
werden kann.

Die Freigabe von Gehwegen für den Radverkehr
war Gegenstand eines bundesweiten For-
schungsvorhabens des BMV. Hier wurden auch
Untersuchungsabschnitte in Marl berücksichtigt.
Ähnlich sind auch in einem bundesweiten For-
schungsvorhaben zu Schutzstreifen Untersu-
chungsabschnitte in Marl berücksichtigt.

Eigene Begleituntersuchungen zu einzelnen
Maßnahmen oder auch umfassende Wirkungs-
studien werden demgegenüber bisher nicht
durchgeführt.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Ein spezielles Projektmanagement gibt es in
Marl nicht. Das Stadtplanungsamt übernimmt
alle anfallenden Aufgaben und beteiligt die je-
weiligen Ämter an den Planungen. Daneben ist
die "Arbeitsgruppe Unfallverhütung" mit Auf-
gaben der Verkehrssicherheit auch für den Rad-
verkehr betraut.

7 FINANZIERUNG

Aufgrund des situativen Ansatzes greift Marl
bei der Finanzierung der Maßnahmen oft zu un-
gewöhnlichen Wegen, da Fristen für Förderan-
träge nicht mit der kurzfristigen Umsetzung der
Maßnahmen in Einklang gebracht werden kön-
nen. Hier werden z. T. Sponsoren geworben,
wie es z. B. für den Postkartendruck geschehen
ist. Auch die Finanzierung der Ausweisung von
Tempo 30 ist wohl als eher einmalig anzusehen.
Hier wurde - wie bereits ausgeführt - die Bevöl-
kerung zu Spenden aufgerufen, um diese Maß-
nahme finanzieren zu können.

Maßnahmen, die im Zusammenhang mit ande-
ren Baumaßnahmen zu sehen sind, werden aus
den laufenden Haushalten des Tiefbauamtes o-
der des Grünflächenamtes finanziert. Aus die-
sem Grunde werden spezielle Fördertöpfe für
den Radverkehr nicht in Anspruch genommen.

Die Öffentlichkeitsarbeit, die früher aus ver-
schiedenen Haushalten finanziert wurde, hat seit
1994 einen eigenen Haushalt. Der Haushaltsan-
satz für 1997 betrug 15.000 DM. Dieser Ansatz
wurde auch für 1998 bereitgestellt. 1999 wurde
die Summe auf 40.000 DM aufgestockt, was im
Zusammenhang mit dem Kommunalwahltermin
zu sehen ist. Für 2000 sind 25.000 DM bereitge-
stellt worden.

8 BEWERTUNG

Dass Marl zu Recht zu den fahrradfreundlichen
Städten zu zählen ist, wird allein schon durch
die Präsenz der Radfahrer im Stadtbild an-
schaulich verdeutlicht. Als traditionelle Radfah-
rerstadt sind die Ausgangsbedingungen für Marl
im Vergleich zu anderen Städten jedoch durch
die bereits vorhandene Infrastruktur sowie die
fahrradfreundliche Einstellung der Bevölkerung
als günstig anzusehen gewesen.

Seit der Mitgliedschaft in der AGFS hat sich die
Entwicklung bei den verunfallten Radfahrern
bzgl. schwerer und leichter Verletzung positiv
entwickelt, so dass die Mitgliedschaft auch unter
dem Aspekt der Verkehrssicherheit positiv zu
bewerten ist (vgl. Kap. 5.1).

Aufgrund des nach Einschätzung der Stadt zu
erkennenden Erfolges der Radverkehrsförderung
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wird der eingeschlagene Weg auch in Zukunft
als der Richtige angesehen. Die Übertragbarkeit
dieses Weges auf andere Städte ist nur schwer
möglich, da er stark geprägt wird von einem
sehr engagierten und kreativen Planungsteam,
so dass Erfolge nicht zuletzt auch auf die betei-
ligten Personen zurückgeführt werden müssen.

Inwieweit die gesetzten Ziele, wie etwa die
Verlagerung von Kfz-Fahrten auf das Fahrrad,
auch tatsächlich erreicht werden konnten, muss
spekulativ bleiben, da aufgrund fehlender Erhe-
bungen und Datengrundlagen keine Rück-
schlüsse möglich sind. Gleiches gilt für die an-
gestrebten Energieeinsparungen. Ob Zielsetzun-
gen, deren Erfolge nicht gemessen werden, hilf-
reich und sinnvoll sind, bleibt fraglich. Trotz
dieser Einschränkung ist Marl insgesamt be-
trachtet sicherlich zu den erfolgreichen fahrrad-
freundlichen Städten zu zählen.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die kreisfreie Stadt Münster erstreckt sich über
eine Fläche von gut 300 km² konzentrisch um
die Altstadt. Sie ist mit ca. 280.000 Einwohnern
(davon 57.000 Studierende) das Oberzentrum
des Münsterlandes. Als Arbeitsplatz-, Ausbil-
dungs-, Versorgungs- und Kulturstandort ist
Münster somit Einpendlerzentrum für eine Re-
gion mit 1,5 Millionen Einwohnern. Die meisten
Arbeitsplätze sind in der Dienstleistungsbranche
angesiedelt, während nur 16 % der Münsteraner
im verarbeitenden Gewerbe tätig sind.

Rund 200.000 Einwohner erreichen die Innen-
stadt innerhalb von 6 km, also einer Distanz, die
für das Fahrrad durchaus geeignet ist. Auch die
flache Topographie trägt zu den günstigen Vor-
aussetzungen für den Radverkehr bei.

Münster darf sich laut einer Umfrage der
Verbraucherzeitschrift "Test" aus dem Jahr 1997
"Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands"
nennen. Zu den fahrradfreundlichen Städten in
Nordrhein-Westfalen gehört Münster seit
September 1988.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Der Radverkehr besaß in Münster schon immer
außergewöhnliche Bedeutung. Dies ist das Re-
sultat einer systematischen Radverkehrsplanung,
die auf einen Verkehrsplan aus dem Jahre 1947
(Radwege an allen Hauptverkehrsstraßen) ba-
siert. Die Radverkehrsplanung wurde auch in
den 60er- und 70er-Jahren nicht vernachlässigt,
was zur Folge gehabt hat, dass Münster bereits
vor 1988 viele in anderen Städten noch als in-
novativ angesehene Lösungen für den Radver-
kehr realisiert hatte. Auch das Radwegenetz,
dessen zentrale innerstädtische Achse die Pro-
menade ist, war zu diesem Zeitpunkt schon flä-
chenhaft ausgebaut und das Stadtbild durch die
Vielzahl der Radfahrer nachhaltig geprägt.

Der Radverkehrsanteil an allen Wegen betrug
1982 23,9 %. Bei ausschließlicher Berücksichti-
gung des Binnenverkehrs erhöhte sich der Rad-
verkehrsanteil auf 29,2 %.
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3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Das übergeordnete Ziel ist die Veränderung der
Verkehrsmittelwahl zugunsten von ÖV, Fuß-
und Radverkehr. Insbesondere die Kfz-Anteile
in der Innenstadt und den Stadtteilzentren sollen
dabei reduziert werden, ohne die Erreichbarkeit
des Oberzentrums zu gefährden.

Laut Generalverkehrsplan von 1986 sollen

die Radverkehrsverbindungen in der Innen-
stadt, auch abseits der Hauptverkehrsstra-
ßen, verbessert,

Bike & Ride Anlagen gebaut,

Sonderverkehrsregelungen für Radfahrer
eingeführt und

es soll der Berufsverkehr mit dem Rad ge-
fördert werden.

Erweitert wurde die Förderung des Radverkehrs
durch den Verkehrsbericht Münster aus dem
Jahr 1993. Demzufolge lauteten die Aufgaben
für die Altstadt:

die Durchfahrbarkeit für Radfahrer deutlich
zu verbessern,

durch gezielte Angebote attraktive Abstellmög-
lichkeiten für Fahrräder anzubieten und hier-
durch die Problematik zu entschärfen.

3.2 Umsetzungsstrategie

Münster ist 1988 vom Ministerium gebeten
worden, sich an dem Programm FFSG zu betei-
ligen, um zu verdeutlichen, dass trotz der hohen
Radverkehrsanteile eine weitere Steigerung am
Verkehrsaufkommen möglich ist - Radverkehrs-
förderung also weiterhin lohnend ist.

Aufgrund der langen Radfahrertradition war das
Radverkehrsnetz Ende der 80er-Jahre bereits
sehr gut ausgebaut, so dass - anders als in den
meisten anderen Städten - der Schwerpunkt

vieler Maßnahmen der Folgezeit stärker auf
Verbesserungen der Radverkehrsführung und
eher im Hinblick auf eine attraktive Abwicklung
der großen Radverkehrsströme gelegt wurde.
Entsprechend setzte Münster zunehmend auf
Maßnahmen, die noch nicht zu den Standard-
formen der Radverkehrsführung gezählt wurden,
wie etwa gemeinsame Führung von Bus- und
Radverkehr auf einer Spur (vgl. Teil II; Maß-
nahmendokumentation, Nr. 9), Radverkehr in
unechten Einbahnstraßen oder verbesserte Rad-
verkehrsführung an Knotenpunkten (vgl. Teil II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 21).
Gleichzeitig mit diesen neuen und innovativen
Maßnahmen wurden vielfach begleitende Unter-
suchungen hinsichtlich Akzeptanz und Ver-
kehrssicherheit durchgeführt und die Ergebnisse
auch veröffentlicht, so dass andere Städte von
den Münsteraner-Erfahrungen profitieren kön-
nen.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Entsprechend der Zielsetzung wurden die Alt-
stadt und angrenzende Stadtteile radfahrer- und
fußgängerfreundlich umgestaltet. Die fahrrad-
freundliche Umgestaltung erfolgte mit Hilfe

der Einrichtung unechter Einbahnstraßen,

der Öffnung der Fußgängerzone für den
Radverkehr außerhalb der Geschäftszeiten,

der flächenhaften Ausweitung von Tempo-
30-Zonen,

der Führung von Bus- und Radverkehr auf
einer Spur,

der Einrichtung von Radfahrschleusen an
signalisierten Knotenpunkten,

der Schaffung einer "Grünen Welle" für
Radfahrer,

der Freigabe für den rechtsabbiegenden
Radverkehr an signalisierten Knotenpunkten
und

der stufenweisen Umsetzung des Konzeptes
zur Planung von Fahrradstraßen.

Weiterhin wurde der Umstieg von Fahrrad auf
öffentliche Verkehrsmittel mit Errichtung von
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überdachten Abstellanlagen und Fahrradboxen
an Bahnhöfen und Bushaltestellen (Mobilstatio-
nen) gefördert (vgl. Teil II; Maßnahmendoku-
mentation, Nr. 27).

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Das Radverkehrsnetz Münsters basiert auf dem
Verkehrsplan von 1947, dem Generalverkehrs-
plan von 1986 und dem Verkehrsbericht von
1993 sowie konzeptionellen Planungen, wie
Fahrradstraßen, ruhender Verkehr und Fahrrad-
wegweisung.

Traditionell besitzt Münster entlang der Haupt-
verkehrsstraßen hauptsächlich Radwege. Seit
einigen Jahren werden nach Abwägung der Vor-
und Nachteile aber auch Radfahrstreifen und
Schutzstreifen markiert. Ein Spezifikum des
Radwegenetzes Münsters ist die Promenade, ein
Ring um die Altstadt, der nur von Radfahrern
und Fußgängern benutzt werden kann. Die hohe
Akzeptanz dieses Angebots wird durch eine
Querschnittsbelastung von bis zu 1.200 Radfah-
rern pro Stunde und über 10.000 Radfahrern am
Tag unterstrichen. Die Vervollständigung des
Netzes erfolgt durch kostengünstige Mehrfach-
nutzungen, wie die gemeinsame Nutzung einer
Spur von Bus- und Radverkehr und durch die
Einrichtung von Fahrradstraßen und unechten
Einbahnstraßen.

Als Besonderheit der Netzstruktur ist die Ver-
besserung der Durchfahrbarkeit der Altstadt für
den Radverkehr zu nennen. Durch verkehrsre-
gelnde Maßnahmen in den die Altstadt umge-
benden Innenstadtquartieren, wie die flächige
Einrichtung von "unechten" Einbahnstraßen, ist
die Möglichkeit geschaffen worden, die meisten
Ziele auf direktem Weg zu erreichen. Die Situa-
tion des Radverkehrs wurde darüber hinaus
durch eine Reihe von Restriktionen für den MIV
verbessert. So werden bis auf Haupterschlie-
ßungsstraßen alle übrigen Straßen als verkehrs-
arme Straßen ausgewiesen. Hier wird der Ver-
kehr auf Lieferverkehr, Zufahrt zu privaten
Stellplätzen, Taxen, Radverkehr, Behinderte und
ggf. Busse beschränkt.

Attraktive Achsen des Radverkehrs verbinden
das Zentrum mit den einzelnen Stadtteilen. Um
diese in der Bevölkerung publik zu machen,
wurden aufwändig gestaltete Faltblätter heraus-
gegeben, die im wesentlichen für den Freizeit-
radverkehr hohe Relevanz aufweisen.

Bereits 1990 hat Münster eine Wohnstraße mit
wichtiger Erschließungsfunktion für den Bahn-
hof als Fahrradstraße ausgewiesen. Die Straße
wurde umgebaut, so dass die Begegnung
Rad/Pkw noch möglich ist, die von Pkw/Pkw
aber nur noch eingeschränkt. Dennoch sollte der
Kfz- Verkehr im Gegensatz zu in anderen Städ-
ten realisierten Fahrradstraßen in beide Rich-
tungen zugelassen bleiben. Nach Fertigstellung
der Maßnahme ließ die Stadt eine Begleitunter-
suchung erstellen, die hauptsächlich die Ver-
kehrssicherheit, den Anstieg der Radverkehrs-
mengen und die "Spielräume" der anderen Ver-
kehrsteilnehmer untersuchte. Aufgrund des po-
sitiven Resultats wurden weitere Fahrradstraßen
eingerichtet.
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Die erste unechte Einbahnstraße wurde in
Münster bereits Mitte der 60er-Jahre eingerich-
tet, bis 1992 stieg die Zahl auf über 60. Heute
sind die Einbahnstraßen fast flächendeckend für
den gegengerichteten Radverkehr geöffnet.
Durch diese Maßnahme ist die Durchlässigkeit
der Wohnquartiere in der Innenstadt erheblich
gesteigert worden. Auch hierzu wurde eine Be-
gleituntersuchung in Auftrag gegeben, die zu
einer positiven Bewertung der Maßnahme kam.
Nicht zuletzt auch aufgrund dieser langen posi-
tiven Erfahrungen ist die Öffnung von Einbahn-
straßen für den gegengerichteten Radverkehr
auch in die neue StVO aufgenommen worden.

Der Führung von Radfahrern an signalisierten
Knotenpunkten ließ Münster in Form einer Un-
tersuchung im Rahmen des Programms Fahrrad-
freundliche Stadt Münster unter dem Gesichts-
punkt rechtliche Situation, Verkehrssicherheit,
Verkehrsfluss und Begreifbarkeit für den Rad-
fahrer untersuchen (vgl. Teil II; Maßnahmen-
dokumentation, Nr. 21).

4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Münster sieht in der Realisierung von Bike &
Ride-Anlagen eine wichtige Aufgabe der Rad-
verkehrsförderung, dazu zählen

das Aufstellen von Fahrradboxen an Bahnhöfen,

die Einrichtung von Mobilstationen und

die Errichtung von überdachten Fahrradständern
an wichtigen Bushaltestellen.

Als erfolgreiches Beispiel für die gelungenen
Verknüpfung zwischen den Verkehrsmitteln
kann hier die Mobilstation am Haltepunkt Zent-
rum Nord genannt werden. Sie ist ein Verknüp-
fungspunkt des Umweltverbundes und des Pkw.
Pendler können hier einen der 35 kostenlosen
Parkplätze nutzen bzw. einen der 160 über-
dachten Abstellplätze mieten. Vergleichbare
Mobilstationen sind zwischenzeitlich auch in
anderen Stadtteilen eingerichtet worden (vgl.
Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr. 27).

Mit der Mobilstation Weseler Straße wurde der
Versuch gestartet, Berufs- und Ausbildungs-
pendlern eine Alternative zur innerstädtischen
Pkw-Nutzung zu bieten. Autofahrer können ih-
ren Pkw an der Mobilstation abstellen, um mit
Rad oder Bus in die Innenstadt zu gelangen.
Dazu wurde eine aufwändig gestaltete Anlage
errichtet, die Raum für 109 Pkw-Parkplätze,
32 Fahrradboxen und 42 überdachte Fahrradab-
stellplätze bietet. Der erhoffte Erfolg blieb je-
doch aus. Die Auslastung der Anlage ist gerin-
ger als 50 %. Begleitende Serviceeinrichtungen,
wie Kiosk und Fahrradverleih, mussten auf-
grund zu geringer Nachfrage wieder schließen
(vgl. Teil II; Maßnahmendokumentation,
Nr. 27).

Am Hauptbahnhof begann man 1997 mit dem
Bau der größten Fahrradstation in Deutschland,
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die eine Kapazität für 3000 Fahrräder aufweist.
Im Juni 1999 konnte diese als Tiefgarage ge-
baute Fahrradstation unter großem öffentlichen
Interesse eröffnet werden.

4.3 Fahrradparken

Münster hat bereits 1995 eine Fahrradabstellsat-
zung eingeführt, da das Abstellen der Vielzahl
der Räder immer wieder zu Problemen führte.
Die Satzung gilt bei Errichtung und wesentli-
cher Änderung von baulichen Anlagen, bei de-
nen Radverkehr zu erwarten ist.

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit hat Müns-
ter das Heft "Wohin mit dem Rad?- Abstellan-
lagen für Fahrräder, Tips und Ideen für Hausei-
gentümer und Arbeitgeber" herausgegeben, in
dem es auf grundlegende Fragen zu Abstellplät-
zen eingeht. Zudem hat die Stadt Münster
Hausbesitzern angeboten, bei der Planung von
Abstellplätzen auf dem eigenen Grundstück
oder im Haus behilflich zu sein. Da dort nicht
immer zufriedenstellende Lösungen gefunden
werden konnten, wurde das Angebot geschaffen,
im öffentlichen Verkehrsraum kostenlos
Flächen zur Verfügung zu stellen. Lediglich die
Kosten für die Fahrradständer sind vom Hausei-
gentümer zu tragen (vgl. Teil II; Maßnahmen-
dokumentation, Nr. 35).

Innerhalb des Stadtgebiets gibt es eine Vielzahl
von Abstellmöglichkeiten für die Fahrräder,
aber auch hier gilt wieder das Hauptaugenmerk
der Massenbewältigung, so dass nicht flächen-
deckend Rahmenhalter aufgestellt werden, son-
dern aus Kosten- und Platzgründen einfachere
Systeme überall im Stadtgebiet anzutreffen sind.

Um den Problemen mit "wild" abgestellten Rä-
dern speziell am Hauptbahnhof zu begegnen, hat
Münster schon vor einigen Jahren Kurzparkzo-
nen eingerichtet, die durch regelmäßige Kon-
trolle auch den gewünschten Erfolg aufwiesen.

4.4 Wegweisung

Münster hat bereits seit langem eine eigenstän-
dige Radverkehrswegweisung, die aber als nicht
mehr anforderungsgerecht angesehen wurde und
nun auf der Basis eines neuen Konzeptes in
Größe und Ausgestaltung der Wegweiser ent-
sprechend den aktuellen "Hinweisen zur weg-
weisenden Beschilderung für den Radverkehr"
(FGSV, 1998) realisiert werden soll. Münster
ließ zu diesem Zweck ein flächendeckendes
Wegweisungskonzept, welches über eine Ge-
samtlänge von 344 km ausgerichtet ist, konzi-
pieren. In diesem werden alltags- und nicht all-
tagstaugliche Strecken unterschieden. Außer-
dem werden Aspekte wie tangentiale und radiale
Verbindungen, Verknüpfungen mit den Um-
landgemeinden, Nah- und Fernziele, variable
Integration von zusätzlichen Wegweisungssys-
temen und Formen und Farben der Wegweiser
berücksichtigt. Die Realisierung ist für 2000
vorgesehen.
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4.5 Serviceangebote

Am 5.3.1998 eröffnete das Service-Zentrum für
clevere Verkehrsnutzung "mobilé". Bürger er-
halten hier Auskünfte zu allen Verkehrs- bzw.
Mobilitätsfragen, die sowohl verkehrsmittel- als
auch unternehmens- und städteübergreifend
sind. Zum Thema Radverkehr erhalten die Bür-
ger u. a. eine EDV-gestützte Radwegeauskunft
und Radtourenplanung. Die Trägerschaft setzt
sich aus der Stadt Münster, Stadtwerke Münster
GmbH und Beteiligung von weiteren Verkehrs-
anbietern und Institutionen zusammen (vgl.
Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr. 42).

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Die Öffentlichkeitsarbeit spielt in Münster eine
zentrale Rolle. Neben einer Reihe von Begleit-
forschungen, die veröffentlicht wurden, und die
vor allem für andere Städte und Gemeinden bei
deren eigenen Planungen eine Hilfe sind, gibt es
in Münster verschiedene Faltblätter, die die
Bürger informieren sollen. Zudem gibt es Ver-
anstaltungen, die sowohl auf die Fachwelt als
auch auf die Bevölkerung ausgerichtet sind. Die
Vorbildfunktion Münsters in der Radverkehrs-
planung zieht Fachleute, Politiker und Journa-
listen aus dem In- und Ausland an, um sich mit
dem Thema Radverkehrsplanung auseinander zu
setzen und um Anregungen zu erhalten. 1991
hat Münster in dem Fahrradfilm "Münster für
das Fahrrad" wesentliche Bausteine der Münste-
raner-Radverkehrsförderung anschaulich ver-
mittelt.

Die Öffentlichkeitsarbeit hat in Münster eine
eigene Haushaltsstelle über 30.000 DM/Jahr
(früher 50.000 DM/Jahr).

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

An der Verkehrssicherheit wird in Münster
kontinuierlich gearbeitet, begünstigt wird dies
durch die enge Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Verwaltung. Auch in den Begleitunter-
suchungen zu den unterschiedlichsten Themen-
gebieten ist Verkehrssicherheitsarbeit ein wich-
tiger Untersuchungsgegenstand.

Das Bemühen um eine möglichst hohe Ver-
kehrssicherheit spiegelt sich auch in der Unfall-

analyse wider. Sowohl bei den Leicht- als auch
bei den Schwerverletzten liegt die Bilanz
Münsters deutlich besser als im Landestrend
(vgl. Kap. 5.1).

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Münster veranstaltete jährlich Fahrradtage, die
sich in einen Kongress- sowie Aktionsteil und
Messe gliederten und aus denen im Jahr 1996
erstmals eine Synthese aller Verkehrsarten unter
dem Oberbegriff "mensch.mobil" entstand. Die
Stadt wollte unter Berücksichtigung münster-
spezifischer Verkehrscharakteristika ein Messe-
profil entwickeln, das die Themenschwerpunkte
neue verkehrsmittelübergreifender Themenfel-
der mit der Akzentuierung auf umwelt- und
stadtverträglicher Mobilitätsentwicklung bein-
haltet. Für dieses Projekt wurden für 1999 Zu-
schüsse in Höhe von 504.000 DM bewilligt.

Daneben hat Münster auch Wettbewerbe wie
"Das fahrradfreundlichste Haus" und "Der fahr-
radfreundlichste Arbeitgeber" initiiert.

Da Münster bereits viele neue Formen der Rad-
verkehrsförderung vor anderen Städten erprobt
hat, übernahm die Stadt die Aufgabe, verschie-
dene, innovative radverkehrsfördernde Maß-
nahmen zu untersuchen. In der Schriftenreihe
"Stadtplanung - Information- Dokumentation"
entstanden Broschüren zu den Themen:

"Programm fahrradfreundliche Stadt Müns-
ter"

"Wohin mit dem Rad?"

"Abstellanlagen für Fahrräder"

In der Schriftenreihe "Beiträge zur Stadtfor-
schung - Stadtentwicklung - Stadtplanung"
wurden folgende Broschüren veröffentlicht:

"Radfahrer in unechten Einbahnstraßen"
(PGV)

"Verkehrsmittelwahl im Berufsverkehr" (In-
genieurgruppe für Verkehrsplanung)
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"Zeitbudget und Verkehrsteilnahme" (HHS)

"Verkehrsmittelwahl im Einkaufsverkehr"
(ADFC)

"Fahrradstraße Schillerstraße" (Planungsbüro
Richter/ Richard)

"Radverkehr in Fußgängerzonen" (VCD;
BiS)

"Gemeinsame Benutzung von Sonderfahr-
streifen durch Bus- und Radverkehr" (BiS)

"Optimierung für den Radverkehr an Licht-
signalanlagen" (PGV)

"Verbesserung der Radverkehrinfrastruktur
im Universitätsbereich/ Innenstadtbereich
Münster" (ADFC)

"Promenade Münster "Fahrradfreundliche
Querungsstellen" (PBS)

"Wegweisung für Radfahrer in Münster"
(VIA)

6 PROJEKTMANAGEMENT

In Münster gibt es projektbezogene Arbeits-
gruppen für die verschiedenen Planungsaufträge
und Begleituntersuchungen. In diesen Arbeits-
gruppen sind Vertreter der Polizei, des Ord-
nungsamtes, des Tiefbauamtes, der Verkehrs-
planung, des Amtes für Grünflächen und Natur-
schutz tätig. Daneben sind bei bestimmten Pro-
jekten auch Vertreter der Denkmalschutzbe-
hörde, des Liegenschaftsamtes, des ADFC und
des VCD integriert. Eine Arbeitsgruppe für
Verkehrsfragen, die im Turnus von vier Wochen
zusammentrifft, befasst sich intensiver mit dem
Thema Radverkehr.

Sowohl die Zusammenarbeit innerhalb der
Verwaltung, als auch die Einbeziehung externer
wird von den zuständigen Radverkehrsplanern
insgesamt als positiv beschrieben. Hervorzuhe-
ben ist der gute und konstruktive Erfahrungs-
austausch der verschieden Ämter und der Poli-
zei. Dadurch können auch bei Themen, bei de-
nen die Meinungen auseinandergehen, von allen
getragene Kompromisse gefunden werden.

Mit dem ADFC findet ein Meinungsaustausch
statt, wobei die Maximalforderungen des ADFC
aus Verwaltungssicht zwar Anregungen bieten,
aber nicht immer umgesetzt werden können. Die
Angebote, die der ADFC im Zusammenhang
mit Service und Tourismus entwickelt hat,
werden von der Verwaltung begrüßt.

7 FINANZIERUNG

Die Kontakte zu den Fördergebern, v. a. zum
Landschaftsverband und zu der Bezirksregie-
rung sind bedingt durch die räumliche Nähe sehr
gut. Jedoch werden für die fahrradfreundlichen
Städte hinsichtlich der Förderungen keine Vor-
teile gesehen; sie müssen wie alle anderen
Städte gewisse Fristen einhalten. Dies wird aber
auch positiv gesehen, da sie eine Vorlaufzeit
von einem Jahr bedingen, in der baurechtliche
und landesplanerische Punkte sowie der Grund-
erwerb geklärt werden können.

Als größtes Problem wird die Bagatellgrenze
genannt, die die Städte dazu veranlasst, Bünde-
lungen vorzunehmen, die einen räumlichen Zu-
sammenhang haben müssen. U. U. werden dann
höhere Kostenvoranschläge eingereicht als tat-
sächlich nötig wären. Mit Inkrafttreten der För-
derrichtlinie Stadtverkehr ist dies Problem weit-
gehend beseitigt. Einzig für reine Markierungs-
arbeiten ist die Bagatellgrenze nach Einschät-
zung der zuständigen Sachbearbeiter auch wei-
terhin zu hoch.

Insgesamt wird durch die Schaffung der Förder-
richtlinie Stadtverkehr eine Vereinfachung des
Förderwesens erreicht, weil nunmehr alle An-
träge nach einer Förderrichtlinie behandelt wer-
den können und nicht mehr Rücksicht auf ver-
schiedene Töpfe genommen werden muss.
Diese Erleichterung wurde von Seiten der Stadt
sehr begrüßt.

Das Gesamtvolumen der förderfähigen Maß-
nahmen betrug bis zu 15 Mio. DM pro Jahr.
Derzeit ist es geringer, da Münster kaum mehr
Großprojekte realisiert. Die Aufwendungen für
Radverkehrsanlagen lagen bis 1993 bei
2 Mio. DM pro Jahr. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass die Verkehrsberuhigungsmaßnahmen,
der Rückbau / Umbau von Hauptverkehrsstra-
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ßen und auch ÖPNV-Fördermaßnahmen dem
Radverkehr besonders zugute kommen.

8 BEWERTUNG

Der Anteil des Radverkehrs am Gesamtverkehr
konnte weiter gesteigert werden, so dass trotz
eines bereits hohen Anteils 1988 noch Zu-
wächse durch weitergehende Förderungen er-
zielt wurden. Dies verdeutlicht, dass Radver-
kehrsförderung nicht mit dem Erreichen eines
definierten Anteils am Gesamtverkehrsaufkom-
men aufhören muss, sondern das Potenziale
auch darüber hinaus mobilisiert werden können,
wenn entsprechende Anreize geschaffen wer-
den.

Inwieweit das Ziel erreicht wurde, insbesondere
die Innenstadt und die Stadtteilzentren vom Kfz-
Verkehr zu entlasten oder auch die angestrebten
Zuwächse beim Radverkehr im Berufsverkehr
zu erzielen, kann aufgrund fehlender Daten-
grundlagen nicht bewertet werden. Allerdings
sind eine Vielzahl der Fördermaßnahmen gezielt
auf das Erreichen dieser Ziele ausgerichtet ge-
wesen.

Die Zusammenarbeit in der AGFS wird als sehr
wichtig angesehen. Hatte sie sich zu Anfang
hauptsächlich auf Erfahrungsweitergabe von
Seiten Münsters konzentriert, so hat sie sich
mittlerweile zu einem echten Erfahrungsaus-
tausch gewandelt. Doch auch die Rolle als
Ideengeber war für Münster nach eigener Ein-
schätzung sehr gewinnbringend.

Durch die Begleitforschungen, die ein überwie-
gend positives Resultat aufwiesen, wurde die
Motivation innerhalb der Verwaltung fortwäh-
rend gestärkt, weiterzumachen und neue Dinge
auszuprobieren. Hier haben demnach alle deut-
lich profitieren können. Es bleibt deshalb zu
wünschen, dass auch andere Städte die Vorteile
der Begleitforschung erkennen und entspre-
chend aufgreifen.

Das Hauptproblem Münsters in Bezug auf die
Radverkehrsplanung liegt im Umgang mit den
Massen, die im fließenden und ruhenden Rad-
verkehr abzuwickeln sind, da Radverkehrsanla-
gen auch bei richtliniengerechtem Ausbau oft-
mals keine hinreichende Breite aufweisen bzw.

Aufstellflächen zu gering bemessen sind. Die
zukünftigen Handlungsschwerpunkte werden
dem zur Folge neben der Umsetzung der Weg-
weisung und der Komplettierung des Netzes, in
dem Ausbau der Radverkehrsanlagen gemäß der
Radverkehrsdichte (u. a. Fahrradstraßen) und
der Schaffung von weiteren Abstellanlagen ge-
sehen. Um die Mengen des ruhenden Radver-
kehrs zu bewältigen, sind weitere Abstellanla-
gen sowohl in der Innenstadt, als auch im ge-
samtstädtischen Bereich geplant. Ferner soll ein
Konzept für ein Verbot von Fahrradparken, ins-
besondere im Bahnhofsbereich erarbeitet wer-
den, welches gleichzeitig auch die Auslastung
der neuen Fahrradstation positiv beeinflussen
kann.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die heutige Stadt Pulheim wurde bei der Ge-
bietsreform im Jahre 1975 aus zwölf Ortschaften
zusammengefasst und ist seit 1981 Stadt. Sie ist
mittlere, dem Erftkreis angehörige Stadt und
liegt im nordwestlichen Einzugsgebiet der Groß-
stadt Köln. Pulheim beherbergt auf einem Ge-
biet von 72 km2 rund 52.000 Einwohner.

Bedingt durch die polyzentrische Struktur, gibt
es in Pulheim relativ viele Zwischenortsstre-
cken, die die historischen Ortskerne miteinander
verbinden. Da die übrigen Orte größtenteils in
Entfernungen von 2 - 6 km vom Hauptort Pul-
heim liegt und rund 90 % der Bevölkerung in
einem Umkreis von 4,5 km vom Pulheimer
Stadtkern leben, bietet sich Pulheim ideal als
Radfahrerstadt an, zumal der größte Bereich des
Stadtgebietes relativ unbewegtes Gelände ist,
abgesehen von Regionen im Nordwesten des
Stadtgebietes.

In das Programm "Fahrradfreundliche Städte
und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" aufge-
nommen wurde Pulheim im Oktober 1992.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Bereits vor Projektbeginn verfügte Pulheim über
größtenteils qualitativ und quantitativ ausrei-
chende Verbindungen zwischen den Ortsteilen.
Diese sind zumeist als einseitige kombinierte

Zweirichtungsgeh-/Radwege ausgebaut. Weiter-
hin stehen zahlreiche gut ausgebaute Wirt-
schaftswege zur Verfügung. Probleme bei der
Verbindungsqualität gab es vor allem entlang
der innerörtlichen Hauptverkehrsstraßen, die in
Bezug auf den Radverkehr große Defizite auf-
wiesen.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Schon im Jahr 1989 hatte die Stadt Pulheim be-
schlossen, den Radverkehr in stärkeren Maße zu
fördern, um somit den Autoverkehrsanteil auf
ein stadtverträgliches Maß zu reduzieren und
gleichzeitig die Sicherheit der Radfahrer im
Straßenverkehr zu erhöhen.

Mit Beitritt in das Förderprogramm "Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen" wurde diese Zielsetzung nicht
weiter spezifiziert, und es gilt weiterhin die all-
gemein gefasste Aussage, durch die Schaffung
einer entsprechend fahrradfreundlichen Infra-
struktur den Radverkehrsanteil zu steigern.

3.2 Umsetzungsstrategie

Die Stadt Pulheim orientiert sich bei der Umset-
zung der Programmmaßnahmen an dem zu Be-
ginn des Projektes "Fahrradfreundliche Stadt
Pulheim" erarbeiteten Netzkonzept. Neben dem
Netzplan sind verschiedene, ergänzende Ein-
zelmaßnahmen erarbeitet worden, die flächen-
deckend alle Routen des Radverkehrs berück-
sichtigen. Sie setzen sich aus folgenden Baustei-
nen zusammen:

markierungstechnische und kleinere bauli-
che Maßnahmen;

Änderungen der Ampelschaltungen;

Öffentlichkeitsarbeit;

flächendeckende Tempo 30-Zonen;

eigenständige Fahrradwegweisung;
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Abstellanlagenkonzept;

Radfahrerstadtplan.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Der bei Programmbeginn von der Stadt Pulheim
erarbeitete Planungshorizont konnte nicht ein-
gehalten werden und es ist bei der Projektumset-
zung zu teilweise größeren Verzögerungen ge-
kommen. Diese bedingen sich vor allem aus
Schwierigkeiten im Planungs-, Abstimmungs-
und Politikvorlauf und waren so für die Stadt-
verwaltung nicht absehbar.

Auf politischer Ebene traten immer wieder
Schwierigkeiten bei einzelnen Maßnahmen-
punkten auf und oftmals wurde die Bedeutung
von einzelnen Programmpunkten in ihrer Wir-
kung auf die Bürger nicht richtig eingeschätzt.
Nach Realisierung von fahrradfreundlichen
Maßnahmen gab es kaum Probleme. Lediglich
im Zusammenhang mit der Fahrradwegweisung
gab es in einem Ortsteil punktuelle Konflikte
mit der Landwirtschaft, die sich durch Schilder-
pfosten behindert fühlte.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Das Pulheimer Netzkonzept hat als Ziel, im in-
nerstädtischen Raum aber auch in angrenzenden
Bereichen wichtige Quell- und Zielpunkte mit-
einander zu verbinden. Die einzelnen Strecken
übernehmen unterschiedliche Netzfunktionen,
so dass sich ein aus Haupt-, Sammel- und Er-
gänzungsrouten abgestuftes Netzmodell ergibt.
Die Hauptrouten, die die Hauptströme des Schü-
ler-, Berufs- und Einkaufsverkehrs tragen und
Verbindungen zwischen den Ortsteilen herstel-
len, bilden das Grundgerüst für das Radver-
kehrsnetz. Sie haben daher die höchste Priorität
und sollten einen möglichst hohen fahrrad-
freundlichen Ausbaustandard erreichen.

Eine zentrale Maßnahme zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur war die Umgestaltung der
L 183 im Zuge der Ortsdurchfahrt Pulheim. Mit
einem DTV von bis zu 12.000 Kfz ist diese eine
hochbelastete Hauptverkehrsstraße, auf der sich

zahlreiche weitere Nutzungen überlagern: zent-
rale Einkaufsbereiche, öffentliche Einrichtun-
gen, Hauptroute des Radverkehrs (u. a. auch im
Schülerverkehr) etc. Durch die Abmarkierung
von Schutzstreifen, Radfahrstreifen, teilweise
auch Radwegebau und zahlreiche Maßnahmen
im Bereich der Knotenpunkte (Aufgeweitete
Radfahraufstellstreifen, vorgezogene Halteli-
nien, eigene Abbiegespuren etc.) konnte die Si-
cherheit für den Radverkehr weiter erhöht wer-
den.

Weitere wichtige Maßnahmen zur Verbesserung
der Wegeinfrastruktur insbesondere im inner-
örtlichen Bereich sind die Ausweisung von
Fahrradstraßen, die Öffnung von Einbahnstraßen
und die flächendeckende Umsetzung von
Tempo 30 in Wohngebieten.

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

In Pulheim sind an den beiden Bahnhöfen in
Stommeln und in Pulheim Bike & Ride-Anlagen
eingerichtet worden, die in Stommeln 100 Stell-
plätze, davon 88 Fahrradständer und 12 Fahr-
radboxen, und in Pulheim 477 Stellplätze, davon
27 Boxen und 450 neue Fahrradständer, bereit-
stellen.

4.3 Fahrradparken

Die Möglichkeit, das Fahrrad am Zielort kom-
fortabel, sicher und stabil parken zu können,
wird von den Pulheimern als ein wichtiger An-
reiz zur Nutzung des Fahrrades im Alltagsver-
kehr angesehen. Diesen Ansprüchen genügend
wurden Standorte festgelegt, die sich für Ab-
stellanlagen im öffentlichen Raum anbieten.
Insgesamt wurde ein Abstellanlagenkonzept für
372 Fahrradparkplätze erarbeitet, die sich auf 31
Standorte in den verschiedenen Stadtteilen ver-
teilen.

4.4 Wegweisung

In Pulheim ist ein zweigliedriges System von
Alltags- und Freizeitwegweisern installiert wor-
den, das zum einen den Ortskundigen mögli-
cherweise kürzere oder autoärmere Strecken
aufzeigen soll und dem Ortsunkundigen helfen
kann, seine Ziele schneller und einfacher zu fin-
den.
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Gleichzeitig erhofft sich die Stadtverwaltung
durch die ständige Präsenz der Wegweiser im
gesamten Stadtgebiet erhöhte Aufmerksamkeit
und Sensibilität auf Seiten der Autofahrer und
somit einen Sicherheitsgewinn für die Radfah-
rer.

4.5 Serviceangebote

Die Stadt Pulheim hat mit Beginn der Mitglied-
schaft in dem Projekt "Fahrradfreundliche
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen"
einen Fahrradbeauftragten ernannt, der über das
Pulheimer Fahrradtelefon jederzeit für die Bür-
ger erreichbar ist und ihre Anregungen und Kri-
tik entgegennimmt.

Zudem unterhält die Stadtverwaltung in Rathaus
und Bauhof mehrere Diensträder, damit sie
selbst ihrer Vorbildfunktion gerecht wird und
die Mitarbeiter ihre innerstädtischen Wege um-
weltfreundlich zurücklegen.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Öffentlichkeitsarbeit wurde von der Stadt Pul-
heim immer als ein ganz besonders wichtiger
Baustein des Projektes "Fahrradfreundliche
Stadt Pulheim" angesehen.

Als eine der ersten Maßnahmen im Rahmen der
Mitgliedschaft ließ die Stadt ein Logo entwer-
fen, dass auf allen Projektpublikationen er-
scheint und zudem als Poster und Aufkleber in
der Stadt verteilt wird. Damit wurde eine Mög-
lichkeit entwickelt, das Projekt "Fahrradfreund-
liche Stadt Pulheim" auch unabhängig von spe-
ziellen Einzelmaßnahmen den Bürgern immer
wieder ins Gedächtnis zu rufen.

Außerdem wurde gleich zu Beginn des Projektes
mit Entscheidungsträgern aus Stadtverwaltung,
Kommunalpolitik und Medien eine Fahrradex-
kursion nach Delft durchgeführt, um den Ver-
antwortlichen einen Eindruck über die Möglich-
keiten einer konsequenten Radverkehrsförde-
rung zu vermitteln.

Daneben hat man im Laufe der Mitgliedschaft
zu allen wichtigen Themen der Radverkehrsför-
derung Faltblätter herausgegeben, die Sinn und
Zweck der einzelnen Maßnahmen den Bürgern
darstellen. Auch hat man zahlreiche öffentlich-
keitswirksame Aktionen und Veranstaltungen
durchgeführt, die die Akzeptanz für das Ver-
kehrsmittel Fahrrad stärken. Besonders großen
Zuspruch hat die Aktion "666 km für die Um-
welt" erhalten, die vielen der Teilnehmer ein-
drucksvoll die individuellen und allgemeinen
Verkehrsleistungen des Fahrrades gezeigt hat.
Hierbei erhielten die Teilnehmer kostenlos einen
Kilometerzähler und verpflichteten sich im Ge-
genzug, innerhalb eines bestimmten Zeitraumes
666 km mit dem Fahrrad zurückzulegen und
hierüber Buch zu führen.

Sehr erfolgreich war die Herausgabe des Rad-
fahrstadtplanes. Dieser stellt qualitativ differen-
ziert im Netzzusammenhang die Möglichkeiten
zum Radfahren in Pulheim sowie die Übergänge
zu den Nachbarkommunen dar. Durch die diffe-
renzierte Darstellung können sich die unter-
schiedlichsten Nutzergruppen leicht den für sie
günstigsten Weg heraussuchen. Der Plan konnte
kostenlos bei der Stadtverwaltung abgeholt wer-
den. Innerhalb von nur einem dreiviertel Jahr
wurden so 6.500 Pläne verteilt. Die Herausgabe
des Radfahrstadtplanes erfolgte zielgerichtet
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etwa gleichzeitig mit der Installation der Weg-
weisung, weswegen bei den auf der Rückseite
enthaltenen Informationen nicht nur z. B. die
Möglichkeiten der Fahrradmitnahme im ÖPNV
dargestellt werden; es wird auch die Pulheimer
Fahrradwegweisung dargestellt und erläutert.

Dennoch sind die Mehrzahl der Maßnahmen im
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit ausschließlich
maßnahmenbezogen. Aus Mangel an personel-
len Ressourcen innerhalb der Verwaltung laufen
momentan nur noch wenige Aktionen.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

In Pulheim hatten von Beginn an Sicherungs-
maßnahmen absoluten Vorrang vor allen ande-
ren Maßnahmen. Daher ist bei allen in Pulheim
durchgeführten Maßnahmen ein wichtiger An-
lass bzw. Zielsetzung die Erhöhung und Verbes-
serung der Verkehrssicherheit von Radfahrern.
Besonders trifft dies auf Strecken des Schüler-
radverkehrs zu, die vor allem dadurch gekenn-

zeichnet sind, dass sie eine kurzzeitige aber
recht hohe Nutzungsfrequenz von einer Nutzer-
gruppe aufweisen, die als besonders schutzbe-
dürftig gilt (siehe Maßnahmendokumentation
"Fahrradstraße Bussardweg in Pulheim").

Daneben werden unabhängig von der geplanten
Netzfunktion alle Bereiche gesondert betrachtet,
bei denen erhebliche Sicherheitsprobleme (Un-
fallhäufungspunkte) auftreten. Hier entwickelt
die Stadt Pulheim Lösungen, die sich den spe-
ziellen Gegebenheiten anpassen und auf die be-
sonderen Probleme eingehen (siehe Maßnah-
mendokumentation "Linksabbieger Steinstraße
in Pulheim").

5 SPEZIELLE UNTERSU-
CHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Besonders interessant ist sicherlich die Kilome-
terzählaktion (s. o.), die einen nicht erwarteten
Zuspruch erfahren hat und ein ganz beachtliches
Ergebnis erzielte. Die Stadt Pulheim hat hier mit
einfachen Mitteln und relativ geringem Auf-
wand eine breite Öffentlichkeit angesprochen
und für das Verkehrsmittel Fahrrad interessiert.
Die Gestaltung der Aktion in Form eines Wett-
bewerbes hat sich in Pulheim als sehr wirksam
und erfolgreich erwiesen.

Ein interessanter Ansatz ist die flächenhafte
Ausweisung von Fahrradstraßen. In einem eher
noch dörflich strukturierten kernstadtnahen
Wohngebiet mit sehr engen verwinkelten Stra-
ßen wurde ein zusammenhängendes Netz von
Fahrradstraßen ausgewiesen, da die straßen-
räumliche Situation keine anderen Maßnahmen
für den Radverkehr zuließ. Damit wurde nicht
nur die Sicherheit und Durchlässigkeit (Ein-
bahnstraßenöffnung) für den Radverkehr ver-
bessert. Profitiert haben auch die Anwohner, da
durch die Einrichtung der Fahrradstraßen auch
eine gewisse Verkehrsberuhigung erreicht
wurde.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Zu Beginn des Projektes "Fahrradfreundliche
Stadt Pulheim" war innerhalb der Verwaltung
ein Unterausschuss ins Leben gerufen worden,
der sich ausschließlich mit Fragen des Radver-
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kehrs auseinander setzte. Dieser Ausschuss ist
allerdings aus Kostengründen abgesetzt worden,
so dass Planungen zur Radverkehrsförderung
den normalen Abstimmungsverlauf innerhalb
der Verwaltung haben.

Bei Einzelmaßnahmen werden unter Umständen
neben der Polizei und Mitarbeitern der Straßen-
verkehrsbehörde auch der ADFC in die Ent-
scheidungsfindung miteingebunden.

7 FINANZIERUNG

Normalerweise ergeben sich bei der Finanzie-
rung keine großen Probleme, wenn auch der ge-
forderte Umfang der Planungsunterlagen bei
Antragstellung als sehr unflexibel angesehen
wird, zumal der Zeitraum zwischen Beantragung
und Bewilligung häufig sehr lang ist.

Bei der Bereitstellung der Eigenmittel gibt es
kaum Schwierigkeiten, wenn geklärt ist, dass die
Maßnahme bezuschusst wird. Die Zuschüsse für
die Radverkehrsförderung werden als wichtiges
Motivationselement angesehen.

Als schwierig und hinderlich gerade für eine
kleine Verwaltung wie Pulheim erweist sich im-
mer wieder die starke Förderdifferenzierung, die
die Antragstellung unnötig kompliziert gestaltet.

8 BEWERTUNG

Daten zur Verkehrsmittelwahl in Pulheim liegen
weder für die Zeit vor Aufnahme in das Pro-
gramm noch für einen späteren Zeitpunkt vor.
Belegbare Aussagen zu dem im Radverkehrs-
konzept formulierten Ziel der Erhöhung des
Radverkehrsanteils sind somit nicht möglich.

Bilanziert man die Umsetzung des Radverkehrs-
netzes (nur Hauptachsen und Sammelrouten, da
die Ergänzungs- und Nebenrouten ohnehin
i. d. R. keiner Maßnahmen bedürfen) so ergibt
sich folgendes Bild: 66 % des Netzes bedurften
von vornherein keiner Maßnahmen. Dabei han-
delt es sich zum kleineren Teil um ruhige Stra-
ßen in Tempo 30-Zonen. Überwiegend sind hier
straßenbegleitende Außerortsradwege und gut
ausgebaute, weitestgehend autofreie Wirt-
schaftswege zu finden. 3 % des Netzes wurden
markierungstechnisch bzw. durch Verkehrsre-

gelung fahrradfreundlich gestaltet, 9 % wurden
durch bauliche Maßnahmen (Radwegebau, ver-
kehrsberuhigender Rückbau) fahrradfreundlich
gemacht und 22 % sind (noch) nicht fahrrad-
freundlich umgestaltet worden.

Bei undifferenzierter Betrachtung erscheinen die
Umsetzungszahlen zunächst eher klein. Bemer-
kenswert ist jedoch die Tatsache, dass der
Schwerpunkt der Maßnahmen in den besonders
problematischen innerstädtischen Abschnitten
liegt. Hier ist insbesondere die durchgehende
Umgestaltung der durch starke Nutzungskonkur-
renzen geprägten L 183 zu nennen. Im Ender-
gebnis ist in der Innenstadt ein praktisch lü-
ckenloses Radverkehrsnetz vorhanden, das auch
schwierige Teilstücke nicht ausklammert. Da
hier am meisten geradelt wird, ist der Nutzen für
den Radverkehr entsprechend groß. Die relativ
große Zahl der noch nicht umgestalteten Stre-
cken beinhaltet zum einen längere Außerorts-
strecken ohne Radweg, die aber überwiegend
von untergeordneter Bedeutung für den Radver-
kehr sind. Zum anderen sind hier teilweise dörf-
liche Ortsdurchfahrten enthalten, in denen Maß-
nahmen für den Radverkehr sicherlich wün-
schenswert sind, wo aber teilweise aus Platz-
gründen und aufgrund der vielfältigen Nut-
zungsansprüche realistischerweise keine Hand-
lungsspielräume zu erkennen sind. Teilweise
sind Maßnahmen geplant. Die Umsetzung ist in
Vorbereitung. In einem Fall (Sinnersdorf) soll-
ten erst die Auswirkungen einer neuen Umge-
hungsstraße abgewartet werden. Zusammenfas-
send kann gesagt werden, dass dort "wo es dar-
auf ankommt", nämlich im Innenstadtbereich,
ein zusammenhängendes, sicheres und komfor-
tables Radverkehrsnetz angeboten wird.

Gewisse Schwierigkeiten ergeben sich aus den
bindenden Vorgaben der VwV-StVO für die
Breiten von Schutzstreifen und den dazugehö-
renden Kernfahrbahnen. Hierdurch sind einzelne
Planungen nunmehr nicht umsetzbar. Andere,
bereits umgesetzte (bewährte) Maßnahmen ent-
sprechen nun nicht mehr den Regularien

Problematisch für die Kontinuität der Öffent-
lichkeitsarbeit sind personelle Engpässe, durch
die bisweilen andere Prioritäten gesetzt werden
müssen. Hier wäre die Vorhaltung entsprechen-
den Personals sicherlich äußerst hilfreich.
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Nachahmenswert ist das Vorgehen bei der
L 183. Aufgrund der Bedeutung der Ortsdurch-
fahrt der L 183 für den Radverkehr wurde
größter Wert auf eine lückenlos fahrradfreundli-
che Umgestaltung gelegt, auch wenn dies mit
Einschränkungen für den motorisierten Indivi-
dualverkehr verbunden war. Diese Maßnahme
stellt das zentrale Element des praktisch lü-
ckenlosen innerstädtischen Radverkehrsnetzes
dar.

Ein bemerkenswerter Ansatz ist sicherlich die
zonenähnliche Ausweisung von Fahrradstraßen
die von den Vorgaben des Verordnungsgebers
(nur auf Hauptachsen, auf denen der Radverkehr
vorherrschende Verkehrsart ist) deutlich ab-
weicht. Diese Ausweisung stellt neben der Rad-
verkehrsförderung ein verkehrsberuhigendes
Element dar, dass die relativ große Lücke zwi-
schen Tempo 30-Zone und Verkehrsberuhigtem
Bereich (Schritttempo) sinnvoll auszufüllen
vermag.

Ausgesprochen fortschrittlich ist das ansatz-
weise systematische Vorgehen bei der Öffent-
lichkeitsarbeit. Gleichzeitig mit der Installation
der Wegweisung (die bereits für sich auch als
Maßnahme der Öffentlichkeitsarbeit angesehen
werden kann) wurden alle Haushalte mit einem
attraktiv gestalteten Faltblatt über die Funktion
des Wegweisungssystems informiert. In diesem
Faltblatt wurde außerdem der etwa gleichzeitig
erschienene Radfahrstadtplan weiter bekannt
gemacht und somit ein weiterer Baustein der Öf-
fentlichkeitsarbeit zur Orientierung im Netz ge-
setzt.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die alte Hansestadt Soest liegt inmitten der
weitgehend ebenen Soester Börde. Die Kreis-
stadt hat 50.000 Einwohner, von denen 40.000
im 3-km-Radius um die historische Altstadt
wohnen. Allein 8.000 Einwohner leben in der
Altstadt selbst, die sich etwa kreisförmig mit ei-
nem Radius von 600 m um das Rathaus er-
streckt. Soest ist Mitglied in der "Arbeitsge-
meinschaft Historische Stadtkerne in NRW".

Das besondere Potenzial für den Radverkehr er-
gibt sich aus den geringen Entfernungen inner-
halb der Kernstadt.

Das Siedlungsgefüge der Kernstadt ist konzen-
trisch angelegt. Die historische Altstadt ist durch
wenige Radiale und eine Vielzahl von
verwinkelten kleinen Straßen und Gassen ge-
kennzeichnet. Der Ring wird vom Durchgangs-
Kfz-Verkehr als innerörtliche Umgehungsstraße
genutzt.

Soest wurde im Oktober 1993 in die AGFS auf-
genommen.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Soest ist keine traditionelle Fahrradstadt, wenn
auch in der Kernstadt das Fahrrad immer im
Verkehrsgeschehen präsent war.

Umfassende Daten zum Modal-Split liegen
nicht vor. Ersatzweise werden hier Einzel-Er-
gebnisse aufgeführt: die Radverkehrsanteile im
binnenstädtischen Berufsverkehr zu zwei Ge-
werbegebieten lagen bei der Volkszählung 1987
bei 11 bzw. 16 %, bei einzelnen Quell-Ziel-Be-
ziehungen erhöht sich der Anteil auf 19 %. Bei
einer Befragung der Rathausbediensteten erga-
ben sich Radverkehrsanteile von 17 % im Win-
ter und 31 % im Sommer.

Auch wenn diese Erhebungen keinen vollstän-
digen Modal-Split ergeben, kann davon ausge-
gangen werden, dass Soest bereits vor der Auf-
nahme in die Arbeitsgemeinschaft einen über-
durchschnittlichen Radverkehrsanteil hatte.

Seit Mitte der 80er Jahre existiert ein Radwege-
plan als Grundlage städtischer Maßnahmen zur
Radverkehrsförderung. Vorher gab es Radwege
nur an den klassifizierten Straßen.

Anfang der 90er Jahre wurde ein Verkehrsent-
wicklungsplan (VEP) erarbeitet. Der Radwege-
plan wurde dabei kritisch überprüft. Das Maß-
nahmenrepertoire wurde im VEP um Markie-
rungslösungen, Fahrradstraßen und die Öffnung
von Einbahnstraßen erweitert. Die Einführung
von Fahrradstraßen war zum Zeitpunkt der An-
tragstellung bereits beschlossen. Zum Zeitpunkt
der Aufnahme in die AGFS waren etwa 40 %
der Maßnahmen des VEP im Bereich Radver-
kehr umgesetzt.
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Die Wohngebiete und die Altstadt waren bereits
flächendeckend als Tempo-30-Zone ausgewie-
sen, die Altstadt ist außerdem durch weitgehend
von Kfz-Durchfahrtsverkehr frei.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Im Rahmen des VEP hat sich der Rat u. a. fol-
gende Ziele gesetzt:

"Wiederherstellung der räumlichen Nähe
der Daseinsgrundfunktionen Wohnen, Ar-
beiten, Einkauf-/Besorgungen und Freizeit

Verlagerung des Verkehrs auf die Verkehrs-
mittel des Umweltverbundes

Erhöhung der Verkehrssicherheit und Ver-
besserung des Wohnumfeldes durch Ver-
kehrsberuhigung"

Als Ziele speziell für den Radverkehr sind ge-
nannt:

Vervollständigung des Radverkehrsnetzes
unter Berücksichtigung von Qualitätskrite-
rien bei Sicherheit, Leichtigkeit und Be-
quemlichkeit

Schaffung ausreichender Fahrradabstellan-
lagen

Wegweisung für den Alltags- und Freizeitver-
kehr

3.2 Umsetzungsstrategie

Der Lückenschluss im Radverkehrsnetz, vorran-
gig mit einfachen und kostengünstigen Maß-
nahmen wie Markierungen, Öffnung von Ein-
bahnstraßen, Ausweisung von Fahrradstraßen
und Velorouten, meist über vorhandene Wege,
in die Ortsteile, hat Priorität vor aufwändigeren
Maßnahmen. Ergänzend werden Abstellanlagen
und Wegweisung ausgebaut.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Die speziell auf den Radverkehr bezogenen
Maßnahmen sind ohne große Konflikte in Ver-
waltung, Politik oder Öffentlichkeit umgesetzt
worden. Heftige Diskussionen gab es dagegen
bei restriktiven Maßnahmen gegenüber dem
Kfz-Verkehr wie der Sperrung des zentralen
Marktplatzes.

Bis 1998 sind etwa 80 % der Maßnahmen, die
im VEP vorgesehen waren, umgesetzt worden.

Die Prioritätensetzung bei anderen Baulastträ-
gern erweist sich demgegenüber für den Rad-
verkehr als problematisch. So wird der Umbau
einer Bundesstraßen-Ortsdurchfahrt, die bisher
keine Radverkehrsanlagen hat, von Seiten des
Bundes immer wieder aufgeschoben.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Das Netzkonzept besteht aus drei wesentlichen
Bestandteilen:

Erhöhung der Durchlässigkeit der Altstadt
für den Radverkehr durch Öffnung von Ein-
bahnstraßen, bei Reduzierung der Kfz-Be-
lastung im Stadtkern durch Straßensperrun-
gen,

Netzschluss an Hauptverkehrsstraßen, vor-
rangig mit einfachen Mitteln (Markierun-
gen) sowie durch Radwegebau,
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Velorouten abseits von Hauptverkehrsstra-
ßen zu Ortsteilen, z. T. mit Wegweisung
(u. a. Lückenschluss, Überquerungshilfen an
Hauptverkehrsstraßen).

Durch die Öffnung einer Vielzahl von Einbahn-
straßen in der Altstadt wurde die Durchlässig-
keit des Straßennetzes deutlich verbessert. Zum
Einsatz kamen dabei verschiedene Verfahren:

meist Ausweisung als unechte Einbahnstraße,
oft aber auch in Gegenrichtung verlaufende
Radfahrstreifen oder Radwege (vgl. Teil II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 23). In Einzel-
fällen sind dabei auch Fahrradstraßen ausgewie-
sen worden.

Die eigentliche Fußgängerzone ist zwischen
18.30 Uhr und 8.30 Uhr für den Radverkehr
freigegeben. Der zentrale Marktplatz ist ganz-
tags freigegeben.

Das Netz von Radverkehrsanlagen an Hauptver-
kehrsstraßen ist erheblich ausgeweitet worden
(vgl. Tabelle 4-1). Neben dem Neubau von
Radwegen sind dabei auch Radfahrstreifen und
Schutzstreifen markiert worden. Zum Teil sind
Lichtsignalanlagen an die besonderen Bedürf-
nisse der Radfahrer angepasst worden (vgl.
Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr. 12, 16,
19). In Abstimmung mit den Blindenverbänden
wird an Furten eine taktil spürbare grobe Pflas-
terung vor dem Fahrbahnrand verwendet.

Zur Anbindung der äußeren Bereiche der Kern-

Radverkehrsanlagen 1986 1992
(Eintritt in die

AGFS)

1993 - 1999 Gesamt-
summe

Anteil wäh-
rend Zuge-

hörigkeit zur
AGFS

Radweg (km) 23,0 40,0 + 6,8 46,8 15 %

Radfahrstreifen (km) 0 0,7 + 7,5 8,2 91 %

Schutzstreifen (km) 0 1,2 + 5,4 6,6 82 %

Fahrradstraße (km) 0 0 + 1,0 1,0 100 %

Tempo 30-Zonen (An-
zahl) 1 12 12 24 48 %

Einbahnstraßen für Rad-
verkehr geöffnet (An-
zahl)

0 0 45 45 100 %

Fahrradabstellanlagen
(Anzahl Standorte Alt-
stadt)

0 9 + 18 27 66 %

Fahrradabstellanlagen
(Anzahl Plätze Altstadt)

0 70 + 126 196 64 %

Quelle: Angaben der Stadt
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stadt und der dörflichen Ortsteile sind Velorou-
ten eingerichtet worden. In deren Verlauf wur-
den Fahrradstraßen ausgewiesen, Einbahnstra-
ßen geöffnet und Überquerungsstellen an
Hauptverkehrsstraßen angelegt.

4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Es gibt seit Februar 1997 eine kleine Fahrrad-
station im Bahnhof, wo bereits heute Fahrräder
untergestellt und gemietet werden können. Sie
wird von der Nicht-Sesshaften-Initiative (SEN)
betrieben. Eine Erweiterung der Fahrradstation
mit einer Kapazität von 375 Fahrrädern ist in
Bau, wobei 120.000 DM Eigenmittel aus den
Stellplatz-Ablösemitteln entnommen werden.

4.3 Fahrradparken

Eine Fahrrad-Abstellsatzung ist von der Ver-
waltung erarbeitet worden, wurde vom Rat aber

nicht verabschiedet, um nicht "noch mehr" Re-
gelungen für Investoren zu bekommen.

In der Altstadt sind 24 neue Anlagen angelegt
worden, die zum Teil aus Ablösemitteln finan-
ziert worden sind. Die Anlagen sind zum kleine-
ren Teil überdacht. Darüber hinaus können in
einem städtischen Parkhaus Fahrräder überdacht
abgestellt werden. Die Stadt bemüht sich, dies
zukünftig auch in einem privaten Parkhaus zu
ermöglichen.

Vereinzelt wurden Abstellanlagen für Bürger
durch die Stadt errichtet und nachträglich abge-
rechnet, so dass sich ein Mengenrabatt ergab.
Außerdem werden Empfehlungen an den Ein-
zelhandel in Bezug auf Anzahl und Art der
Fahrradständer gegeben.

Bei der geplanten Umgestaltung der zentralen
Fußgängerzone werden neue Abstellanlagen in-
tegriert. Eine finanzielle Beteiligung der anlie-
genden Geschäftsleute an den Kosten wird an-
gestrebt.

4.4 Wegweisung

Einzelne Velorouten sind bereits mit Wegwei-
sern versehen worden.

In der Altstadt ist eine Wegweisung für Fuß-
gänger im Aufbau begriffen. Auf eine eigen-
ständige Wegweisung für den Radverkehr wird
deshalb in diesem Bereich weitgehend verzich-
tet.

Für eine vollständige Wegweisung wurde die
landesweite Vereinheitlichung der Fahrrad-
Wegweisung abgewartet.

4.5 Serviceangebote

Die Stadtverwaltung hat Dienstfahrräder. In der
Fahrradstation am Bahnhof stehen Fahrräder zur
Ausleihe bereit. Eine Fahrradwache an einem
Schulzentrum wird durch Versicherungen ge-
sponsert. Sie wird vom gleichen Träger wie die
Fahrradstation betrieben und bietet auch Schu-
lungen zur Fahrradreparatur für Schüler an.
Kleinere Reparaturen werden dort ebenso wie in
der Fahrradstation vorgenommen.
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In Soest hat sich ein Fahrradkurier selbständig
gemacht. Dieses Angebot ist in einer Stadt die-
ser Größenordnung selten.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Außer im Zeitraum der Verkehrsentwicklungs-
planung gab es keine besondere Öffentlichkeits-
arbeit zum Radverkehr von Seiten der Stadt.
Über Maßnahmen berichtet die örtliche Presse
von sich aus, ebenso gab es eine Artikelserie
"Soest macht fahrradmobil". Die Stadt ist Ad-
ressat für Anfragen aus anderen, insbesondere
benachbarten Kommunen. Ein "Ausstrahlungs-
Effekt" auf Nachbargemeinden ist somit spür-
bar.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Im Rahmen des VEP wurde eine flächende-
ckende Unfallanalyse für zwei Jahre vorge-
nommen. In diesem Rahmen ist auch eine Be-
fragung von Schülern über Mängel, Gefahren-
und Konfliktpunkte vorgenommen worden.
Schließlich wurden Geschwindigkeitsmessun-
gen an 12 wichtigen Straßen, u. a. auch in
Tempo-30-Zonen, vorgenommen. Dabei wurde
festgestellt, dass in Tempo-30-Zonen wie in
Straßen mit 50 km/h als zulässiger Geschwin-
digkeit kaum ein Kfz die Tempolimits einhielt.

Im Rahmen des VEP wurden Maßnahmen vor-
geschlagen, um diese Missstände zu verringern,
eine Nachher-Untersuchung als Erfolgskontrolle
ist allerdings bisher nicht vorgenommen wor-
den.

Soest hat flächendeckend Tempo-30-Zonen ein-
gerichtet und auch die Altstadt einbezogen.
Durch die Verkehrsführung wird in der Altstadt
Durchfahrtsverkehr verhindert, so dass das Ge-
fährdungspotenzial im Innenstadtbereich deut-
lich vermindert ist.

Die Stadt nimmt an der Tempo-30-Kampagne
der Landesregierung teil (Auslage von Broschü-
ren und Faltblättern sowie Aktionen).

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Die Tourist-Information veranstaltet seit 1998
Stadtführungen im weitläufigen historischen
Stadtkern mit dem Fahrrad, wobei auch Leih-
fahrräder zur Verfügung gestellt werden. Bei
2 ½ Stunden Dauer können mehr Sehenswür-
digkeiten erschlossen werden, als bei einer
gleich langen Stadtführung zu Fuß.

Außerdem wird auch eine Radtour in der Um-
gebung der Stadt angeboten.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Bei der Erarbeitung des VEP wurde eine Ar-
beitsgruppe (AG) gebildet, an der auch die
Fraktionen, Polizei, ADAC und ADFC beteiligt
sind. Die Federführung hat das Planungsamt.
Diese AG besteht formell noch immer, trifft sich
derzeit aber seltener als einmal im Jahr.
Abstimmungen werden auf dem kleinen
Dienstweg vorgenommen, wobei das Ziel Rad-
verkehrsförderung gemeinsam getragen wird
und die persönlichen Kontakte relativ eng sind.
Die mit Radverkehr befassten Personen in der
Stadt sind überwiegend Mitglieder im ADFC.
Der zuständige Mitarbeiter für den Radverkehr
ist in der Abteilung Stadtentwicklung angesie-
delt und auch für andere Verkehrsplanungen zu-
ständig.

Der ADFC ist regelmäßig bei den Verkehrs-
schauen zur Überprüfung von Beschilderungen
und Regelungen beteiligt und findet damit re-
gelmäßig mit konkreten Anregungen Gehör.

Betont wird das kooperative Verhalten und der
gute persönliche Kontakt zu den beteiligten
Verwaltungsstellen und zum ADFC. Auch neue
Ideen ergeben sich aus Anregungen anderer,
z. B. wurde die Gestaltung eines vorher proble-
matischen Verkehrsknotens als verkehrsberu-
higter Bereich von außen an die Verwaltung he-
rangetragen.

Im Ratsausschuss wird pro Jahr eine Liste der
Vorhaben vorgestellt.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 102

7 FINANZIERUNG

Vor 1997 sind nur bei baulichen Maßnahmen
Förderanträge gestellt worden. Markierungen
wurden bis dahin vollständig selbst finanziert.
Für die letzten zwei Jahre wird beklagt, dass zu
wenig Eigenmittel vorhanden waren (Haushalts-
sicherung).

Es wird versucht, zur (Mit-)Finanzierung neuer
Abstellanlagen (im Rahmen der Neugestaltung
einer Fußgängerzone) auch anliegende Ge-
schäftsleute zu gewinnen.

Bei der Wiederherstellung der Fahrbahn und
Seitenräume nach Leitungsarbeiten werden die
Kosten für eine Neugestaltung (z. B. bei anders-
artigen Markierungen) z. T. den Veranlassern
angelastet.

Neben den nachfolgend aufgeführten Beträgen
sind bei Maßnahmen, die nicht ausdrücklich nur
der Radverkehrsförderung dienen (Sperrung
zentraler Marktplatz, Neugestaltung Potsdamer
Platz, Schutzstreifen Walburger Unterführung
aus Unterhaltsmitteln), Gelder in erheblicher
Höhe, dem Radverkehr zugutegekommen.

Soest hat von 1993 bis einschließlich 1998
3,2 Mio. DM ausgegeben, davon allein über
1,0 Mio. DM für den Ausbau der Fahrradstation
und weitere 600.000 DM für die Nachrüstung
eines Bahnübergangs mit einer Schranke, der
von der DB AG zur Schließung vorgesehen war.

Auf Grund der andauernden Sanierung der Alt-
stadt und wegen der Häufung von Maßnahmen
im Bereich Altstadt ist das Stadterneuerungs-
programm in Soest die Hauptfinanzierungs-
quelle.

Soest hat die Zusammenfassung von Maßnah-
men zum Überschreiten der Bagatellgrenze
praktiziert, ohne dass Probleme aufgetreten sind.
Auch bei einem selbst verschuldeten Frist-
Versäumnis konnten noch Anträge nachgereicht
werden.

Probleme im Ablauf ergeben sich aus der not-
wendigen Reihung von Maßnahmen im GVFG-
Verfahren, die dann auch MIV- und ÖV-Maß-
nahmen einbezieht. Wenn dabei Maßnahmen für
MIV oder ÖV vorne anstehen, kann es sein,
dass für die Radverkehrsmaßnahmen nicht mehr

genügend Mittel zur Verfügung stehen. Einzelne
Maßnahmen mussten deshalb auf spätere Jahre
verschoben werden.

Als ein Problem, das inzwischen als gelöst be-
trachtet werden kann, erwies sich die Anforde-
rung bei der Antragstellung für Markierungs-
maßnahmen, einen detaillierten Lageplan vorle-
gen zu müssen. Die Stadt Soest hat derartige
Pläne selber nicht erarbeitet, weil die konkreten
Vorgaben an die Markierungs-Firma bei Orts-
terminen festgelegt werden. Insofern hätte ein
derartiger Plan extra zur Antragstellung erstellt
werden müssen. In Reaktion darauf hatte Soest
bis 1997 darauf verzichtet, Markierungen för-
dern zu lassen und dieses vollständig selbst fi-
nanziert. Durch Gespräche im Rahmen der
AGFS konnte erreicht werden, dass eine Kurz-
beschreibung der Maßnahme mit Kostenangabe
und ein Hinweis auf die Lage im Radverkehrs-
netz für die Antragstellung jetzt ausreichend
sind.

Hier hat sich nach Ansicht der Stadt die Mi-
schung im Rahmen der AGFS, mit Vertretern
des Ministeriums, der zuständigen Bewilli-
gungsbehörden und der Städte als positiv erwie-
sen.

8 BEWERTUNG

Bis 1998 sind etwa 80 % der Maßnahmen für
den Radverkehr, die sich aus dem VEP ergeben,
umgesetzt worden. Mit vergleichsweise einfa-
chen Mitteln ist das Netz deutlich ergänzt und
besser durchlässig gemacht worden. Insbeson-
dere die fast flächendeckende Öffnung von Ein-
bahnstraßen in der Altstadt gibt dem Radverkehr
eine Vielzahl von weniger umwegigen Fahr-
möglichkeiten. Bei der Verkehrssicherheit gibt
es mit der Beseitigung der zwei innerörtlichen
Unfallschwerpunkte und bei den Unfallopfer-
zahlen seit 1994 eine positive Entwicklung.

Mangels entsprechender vorliegender Untersu-
chungen ist eine Aussage über die Entwicklung
des Radverkehrs nicht möglich. Hier ist zumin-
dest eine vergleichende Untersuchung zu den
vorliegenden Daten von Ende der 80er-Jahre
sinnvoll.
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Die Verwaltungsstrukturen, die auf dem "kurzen
Dienstweg" basieren, zeigen, dass, wenn das
Ziel Radverkehrsförderung gemeinsam getragen
wird, mit vergleichsweise geringem Aufwand
große Wirkungen erzeugt werden können. Beim
unbürokratischen Projektmanagement und der
konsequenten Nutzung von einfachen Maßnah-
men wie der Öffnung von Einbahnstraßen und
dem Abmarkieren von Schutz- oder Radfahr-
streifen, kann Soest Vorbild für Städte ver-
gleichbarer Größe sein. Auch die den Radver-
kehr begünstigende Verkehrsberuhigung der
Altstadt mit einem Taschensystem für den Kfz-
Verkehr verdient besondere Beachtung. Bei der
Wegweisung der Velorouten und in der für Ort-
sunkundige unübersichtlichen Altstadt besteht
noch Handlungsbedarf, wobei die Stadt sinn-
vollerweise die landesweite Regelung abgewar-
tet hat.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Troisdorf, kreisangehörige Stadt im Rhein-Sieg-
Kreis, liegt rechtsrheinisch verkehrsgünstig in
der Ballungsrandzone zwischen Köln und Bonn.
Bei einer Gesamtfläche von 62 km² hat die Stadt
rund 72.000 Einwohner. Neben der Kernstadt
Troisdorf, die mit 21.000 Einwohnern gleichzei-
tig das Zentrum der Gesamtstadt bildet, besteht
die Stadt aus 9 weiteren Ortsteilen.

Von der räumlichen Struktur und der Topogra-
phie her bietet Troisdorf ideale Voraussetzungen
für die Fahrradnutzung. 9 der 10 Stadtteile lie-
gen annähernd höhengleich in der Rheinebene in
einer maximalen Entfernung von nur 2 km zum
jeweiligen Ortszentrum, die größte Entfernung
zur Kernstadt beträgt ca. 7 km.

Zudem verfügt Troisdorf über ein dichtes Wirt-
schaftswegenetz, das von den Radfahrern als
autoarme Strecken im Grünen genutzt werden
kann.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Lange Zeit wurde das Fahrrad in Troisdorf als
"Arme-Leute-Verkehrsmittel" angesehen und
hatte daher nur wenig Akzeptanz in der Bevöl-
kerung sowie wenig Aufmerksamkeit von Seiten

der Politik und der Verwaltung. Entsprechend
schlecht war die Radverkehrsinfrastruktur.

Mitte der 80er Jahre entschloss man sich in
Troisdorf zu einer verkehrspolitischen Wende,
um den steigenden Belastungen durch den zu-
nehmenden Pkw-Verkehr Einhalt zu gebieten.
Im Rahmen dieser Überlegungen wurde der
Radverkehr in Troisdorf in verstärktem Maße
gefördert.

Zu diesem Zeitpunkt lag der Radverkehrsanteil
mit 16 % zwar deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt von 12 %, bei einem Pkw-Anteil von
57 % an allen zurückgelegten Wegen war aber
für viele Bürger eine Grenze erreicht, so dass
sich 90 % der Troisdorfer für eine grundsätzli-
che Änderung der Verkehrspolitik und 77 % der
Bevölkerung für eine verstärkte Förderung des
Radverkehrs in Troisdorf aussprachen.

1986/87 wurde für Troisdorf ein Radverkehrs-
konzept erarbeitet, das neben einem hierarchisch
gegliederten Radverkehrsnetz verschiedene Ein-
zelmaßnahmen umfasst und dessen Zielsetzun-
gen in den Verkehrsentwicklungsplan von
1988/89 übernommen wurden.

Die Aufnahme der Stadt Troisdorf in das Projekt
"Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in
NRW" erfolgte 1988. Gleichzeitig wurde dem
Projekt wegen seines ganzheitlichen Ansatzes
der Status eines Modellprojektes verliehen. Die
Auftaktveranstaltung im Mai 1989 stellte
gleichzeitig den Startschuss für das gesamte
Modellprojekt "Fahrradfreundliche Städte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" dar.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Vorrangiges Ziel des Projektes "Fahrradfreund-
liches Troisdorf" war zunächst die Realisierung
einer fahrradfreundlichen Infrastruktur (Radver-
kehrsnetz mit etlichen Begleitkomponenten) in
einem Zeitraum von fünf Jahren, der sich später
um zwei Jahre bis 1995 verlängerte. Daneben
wollte man durch gezielte strategische Öffent-
lichkeitsarbeit ein fahrradfreundliches Klima
schaffen und durch Begleituntersuchungen die
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Veränderungen im Verkehrsverhalten wissen-
schaftlich dokumentieren.

Ziel war es somit nicht, ein konventionelles
Radwegeprogramm umzusetzen, sondern viel-
mehr die Erstellung eines differenzierten Maß-
nahmenprogramms, das eine umfassende Förde-
rung des Fahrradverkehrs auf allen Ebenen ge-
währleistet.

Als Vorgabe galt, den Radverkehrsanteil (be-
sonders durch den Ersatz von Autofahrten im
Kurz- und Mittelstreckenverkehr) von 16 % auf
deutlich über 20 % zu steigern. Daneben sollte
das Hauptaugenmerk der geplanten Maßnahmen
auf folgenden Bereichen liegen:

Darstellung des Fahrrades als Alltagsver-
kehrsmittel mit hoher politischer und plane-
rischer Priorität;

Erhöhung der Verkehrssicherheit, hier vor-
rangig Sicherung der Schulwegrouten;

Verbesserung der Verbindungen zwischen
den Stadtteilen.

3.2 Umsetzungsstrategie

Um möglichst bald nach Beginn des Projekts
"Fahrradfreundliches Troisdorf" der Bevölke-
rung Maßnahmen aufzeigen zu können, wurde
ein Sofortmaßnahmenprogramm aufgestellt,
dass die nachfolgend aufgelisteten Bereiche um-
fasst:

Öffnung von Einbahnstraßen für den Rad-
verkehr in Gegenrichtung;

Überprüfung der Beschilderung auf Fahrrad-
freundlichkeit;

deutliche Furtmarkierungen;

fahrradfreundliche Signalisierung;

fahrradfreundliche Gestaltung von Schwel-
len und Bordsteinkanten;

geschwindigkeitsdämpfende Maßnahmen;

provisorische Radverkehrsanlagen in Pro-
blembereichen.

Parallel dazu wurden Planungen zu längerfristi-
gen Projekten in Angriff genommen, die dann
im Laufe der Jahre umgesetzt wurden. Dabei
wurde immer der Grundsatz im Auge behalten,
den Radverkehr im Konfliktfall ausschließlich
zu Lasten des motorisierten Individualverkehrs
zu fördern und zu steigern und möglichst ein-
hergehend mit der Radverkehrsförderung auch
die Situation der Fußgänger zu verbessern und
den ÖPNV zu beschleunigen und zu optimieren.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

In Troisdorf ist das Projekt "Fahrradfreundliches
Troisdorf" (FFT) abgeschlossen, so dass Trois-
dorf heute flächendeckend über eine fahrrad-
freundliche Infrastruktur verfügt. Durch die
konzeptionelle Umsetzung von Maßnahmen für
den Radverkehr und durch offensives kommu-
nales Marketing ist es gelungen, den Radver-
kehrsanteil von 16 % auf 21 % Prozent zu stei-
gern. Besonders bemerkenswert ist die Tatsache,
dass diese Verschiebung ausschließlich zu Las-
ten des Autoverkehrs erfolgte.

Im Bereich der infrastrukturellen Einzelmaß-
nahmen sind in Troisdorf alle Möglichkeiten
voll ausgeschöpft worden, Potenziale für eine
nochmalige Steigerung des Radverkehrsanteils
werden für die Zukunft vor allem in einer ver-
stärkten Öffentlichkeitsarbeit gesehen.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Die in Troisdorf durchgeführten Maßnahmen im
Projekt "Fahrradfreundliches Troisdorf" wurden
alle anhand der neuen verkehrspolitischen Prio-
ritätensetzung entwickelt, wonach sich die zu-
künftige Verkehrsplanung an umwelt- und sozi-
alverträglichen Grundsätzen orientieren soll.

Die Autofahrspuren wurden auf das notwendige
Maß reduziert, was nicht nur zu einer Reduzie-
rung der oftmals zu hohen Kfz-Geschwindigkeit
geführt hat, sondern auch Platz schuf für Fahr-
bahnmarkierungen für den Radverkehr. Diese
Markierungen wurden auch auf den stark fre-
quentierten Hauptverkehrsstraßen in Troisdorf
durchgeführt, da diese auch für den Radverkehr
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wichtige innerstädtische Verbindungen sind.
Markierungen im Fahrbahnraum stellen den
Schwerpunkt der Maßnahmen im Bereich der
Wegeinfrastruktur dar.

Ergänzend zu diesen Fahrbahnmarkierungen
wurden für den Fahrradverkehr problematische
Kreuzungen durch Markierungen oder bauliche
Veränderungen (eigene Abbiegespuren, aufge-
weitete Radfahraufstellstreifen etc.) entschärft
und ebenso Querungsstellen sicherer gestaltet.
Zusätzlich wurde die Veloroute (eine Art "Fahr-
radhighway") auf rund 4 km Länge als eine der
Radverkehrshauptachsen durch Troisdorf ange-
legt, die aufgrund eines durchgehend breiten
Ausbaustandards (3,5 m – 4 m) einen hohen
Fahrkomfort bietet.

Zur Schließung von Netzlücken wurden zudem
eine Vielzahl der vorhandenen Einbahnstraßen
für den Radverkehr in Gegenrichtung geöffnet
und die Fußgängerzone für Radfahrer freigege-
ben (teilweise zeitlich beschränkt).

4.2 Verknüpfung mit anderen Verkehrs-
mitteln

Die Verknüpfung von Radverkehr und ÖPNV
ist besonders wichtig, um den umweltfreundli-
chen Verkehr für die Nutzer so einfach und at-
traktiv wie möglich zu gestalten. In Troisdorf
hat man daher gerade für die große Anzahl an
Pendlern am Bahnhof eine Bike & Ride-Anlage
mit überdachten Anlehnbügeln eingerichtet.
Daneben gibt es noch 10 Fahrradboxen, die ge-
gen eine Schutzgebühr vermietet werden. Der
Platz für diese Bike & Ride-Anlage wurde durch
die Umwandlung von Autoparkplätzen geschaf-
fen. Diese Anlage befindet sich direkt an der
Veloroute, unmittelbar am rückwärtigen Glei-

stunnelzugang. Hiermit ist sowohl eine sehr
günstige Erschließung der Bahnsteige als auch
unmittelbare Anbindung an das Kernstück der
Troisdorfer Radverkehrswegeinfrastruktur ge-
geben.

Aufgrund der hohen Nachfrage und des immer
noch nicht ausgeschöpften Potenzials bestehen
Planungen zur Errichtung einer Fahrradstation
am Bahnhof.

4.3 Fahrradparken

In Troisdorf wurde - wahrscheinlich erstmalig in
Deutschland – ein flächendeckendes Fahrradab-
stellanlagenprogramm realisiert. Verteilt über
das gesamte Stadtgebiet befinden sich komfor-
table, standfeste und diebstahlsichere Fahrradab-
stellanlagen aller Größenordnungen, vom Ein-
zelparker vor der Bäckerei bis zu Massenanla-
gen an Sport- und Freizeitstätten.

Neben der Aufstellung von Fahrradabstellanla-
gen im Straßenraum und an öffentlichen Ein-
richtungen hat die Stadt Troisdorf auch die Auf-
stellung von Fahrradständern im privaten Be-
reich gefördert. Unter dem Motto "Sichere, be-
queme, schöne Fahrradparker für Troisdorf" er-
hielten private Interessenten kostenlose, indivi-
duelle Planung, Planungshilfen und Beratung.

Weiterhin wurden an allen weiterführenden
Schulen ausreichend standsichere und diebstahl-
vorbeugende Abstellanlagen installiert; zumeist
mit Witterungsschutz.

4.4 Wegweisung

In Troisdorf ist flächendeckend ein zielorien-
tiertes Wegweisungssystem installiert worden,
das durch unterschiedliche Farbgebung zwi-
schen Alltagsrouten (rot) und Freizeitrouten
(grün) differenziert. Die Alltagsrouten führen
auf direktem Weg zu dem ausgewiesenen Ziel,
wogegen die Freizeitrouten über verkehrsarme
Routen im Grünen führen. Insgesamt wurden
stadtweit rund 600 Wegweiser mit Entfernungs-
angaben aufgestellt, die zum einen als ständige
Werbung für das Fahrrad dienen und zum ande-
ren Radfahrern "neue" attraktive, ruhige und
verkehrsarme Strecken aufzeigen. Besonderer
Wert wurde bei der Auswahl der Routenführung
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auch auf passende Anschlüsse an die Wegwei-
sungssysteme der Nachbarkommunen gelegt, so
dass die Orientierung nicht an der Stadtgrenze
endet.

4.5 Serviceangebote

Ein besonderes Serviceangebot ist in Troisdorf
durch die Einrichtung des Fahrrad-Informati-
onszentrum (kurz "FIZ") geschaffen worden, in
dem die Troisdorfer bei allen Fragen zum
Thema Fahrrad kompetente Beratung erhalten
konnten. Zugleich entwickelte sich das FIZ zu
einer zentralen Anlaufstelle für alle Radfahrer
und Fahrradinteressierten, die sich über die neu-
esten Maßnahmen und Aktionen des Projektes
"Fahrradfreundliches Troisdorf" informieren
wollten. Inzwischen wurde das FIZ als eigen-
ständige Einrichtung leider geschlossen.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Öffentlichkeitsarbeit wurde in Troisdorf von
Beginn des Projektes an als wichtiger und eigen-
ständig zu entwickelnder Baustein des Gesamt-
programms "Fahrradfreundliches Troisdorf" an-
gesehen und auch dementsprechend gefördert.

Als gleichgewichtiger "Planungsfaktor" soll sie
nicht nur Planung und Realisierung von Einzel-
maßnahmen begleiten und deren Akzeptanz in
der Bevölkerung unterstützen, sie soll vor allem
unabhängig von konkreten Maßnahmenumset-
zungen in der Stadt ein "fahrradfreundliches
Klima" erzeugen und das Fahrrad zu einem ak-
zeptierten Verkehrsmittel machen.

Um dieses Ziel zu erreichen, mussten zielgrup-
penorientierte Aktionsformen entwickelt wer-
den, die Sensibilität für die vorherrschenden
Verkehrsprobleme wecken, für die geplanten
bzw. durchgeführten Maßnahmen werben und
zur verstärkten Fahrradnutzung motivieren.

Ein Eckpfeiler der Öffentlichkeitsarbeit war von
1989 bis ca. 1993 das zentral in der Fußgänger-
zone gelegene Fahrradinformationszentrum
("FIZ"). Das FIZ diente als Anlaufstelle für die
Troisdorfer Bürger in allen Fragen des Projek-
tes. Dazu gab es hier umfassende Informationen
zu allen Fragen rund um Fahrrad und Radfahren;
Fahrradkarten und –bücher wurden zum Kauf
angeboten. Als Attraktionen wurden Ausstellun-
gen veranstaltet und schließlich stand eine
Selbsthilfewerkstatt zur Verfügung. Das FIZ
wurde 1993 in abgespeckter Form in das Bür-
gerinformationszentrum integriert.

Neben den üblichen maßnahmenbezogenen
Faltblättern wurde schon 1992 ein detaillierter
Radfahrstadtplan erstellt und an alle Haushalte
verteilt. Wegen der großen Nachfrage, insbe-
sondere durch Besuchergruppen, wurde bereits
drei Jahre später ein Nachdruck erforderlich.

Zum Selbstläufer wurde der Fahrradkulturka-
lender. Hierin wurden alle Veranstaltungen des
Jahres zum Thema Fahrrad in Troisdorf zusam-
mengefasst, von Radtouren der Radsportvereine
und des ADFC bis hin zum großen Troisdorfer
Verkehrstag. Nach einer Anlaufphase hat der
Fahrradkulturkalender eine so große Beliebtheit
erreicht, dass die Mehrzahl der Veranstalter die
Daten unaufgefordert frühzeitig einreichte.

Zahlreiche Lehrer Troisdorfer Schulen haben in
Lehrerfortbildungsmaßnahmen gelernt, wie sich
das Thema Fahrrad sinnvoll in den Unterricht
integrieren lässt. Der Erfolg dieser Fortbil-
dungsmaßnahmen lässt sich an etlichen fahrrad-
bezogenen Projekttagen und –wochen an Trois-
dorfer Schulen ablesen. Damit soll insbesondere
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erreicht werden, dass die Schüler auch nach dem
18. Geburtstag das Verkehrsmittel Fahrrad noch
intensiv nutzen. Ein besonders positives Beispiel
sind die Fahrradcodieraktionen einer Schule,
durch die ein äußerst wirksamer Beitrag zur Be-
kämpfung des Fahrraddiebstahls geleistet wird.

Unerlässlich für den Erfolg der Fahrradförde-
rung ist die Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung
nach innen, um bei allen Mitarbeitern die not-
wendige Sensibilität und Unterstützung für das
Thema zu erreichen. Wesentlich hierfür ist die
attraktive, geschlossene und überdachte Fahr-
radabstellanlage am Rathaus nebst Boxen für die
Verwaltungsbediensteten. Bereits seit 1988 ver-
fügt die Verwaltung über zahlreiche Dienstfahr-
räder, die durch die entsprechende Gestaltung
und Beschriftung auch nach außen werben.

Durch zahlreiche Großveranstaltungen wird das
Projekt regelmäßig in das öffentliche Bewusst-
sein gerufen. Bisheriger Höhepunkt war der
fünftägige Velo-Regio-Kongress im März 1995.
Zu diesem Kongress, angelegt als "kleiner, re-
gionaler Bruder" der internationalen Velo-City-
Conference im Oktober 1995 in Basel, reisten
rund 300 Teilnehmer aus ganz Deutschland (und
teilweise auch aus dem Ausland) um in Plenar-
vorträgen und Arbeitskreisen vom Fachwissen
internationaler Experten zu lernen.

Troisdorf ist Mitglied der internationalen Städ-
tevereinigung "Cities for cyclists". Eine der re-
gelmäßigen Tagungen fand am 9./10.September
1999 in Troisdorf statt, abgerundet durch Vor-
träge und eine Stadtexkursion.

Angeregt durch häufige Exkursionsnachfragen
der Fachwelt aus dem In- und Ausland wurde
1992 der Exkursionsführer "Troisdorf
25 x fahrradfreundlich" herausgegeben, mit dem
Troisdorfer Vorbildlösungen auf eigene Faust
erkundet werden können.

Da der Ausbau der Infrastruktur weitestgehend
abgeschlossen ist, können weitere Zuwächse des
Radverkehrs am Modal-Split nur durch eine ver-
stärkte Öffentlichkeitsarbeit erreicht werden, die
im Rahmen des Programms "Fahrradfreundli-
ches Troisdorf" in Zukunft einen noch größeren
Aufgabenschwerpunkt darstellen wird.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Auch in Troisdorf war von Beginn an die Erhö-
hung der Verkehrssicherheit für den Radverkehr
eines der zentralen Ziele des Projektes "Fahrrad-
freundliches Troisdorf", dem absolute Priorität
eingeräumt wurde. Daher wurde der Behebung
von Mängeln auf den Strecken des Radverkehrs
besondere Beachtung geschenkt.

Im Rahmen der Verkehrssicherheitsarbeit der
Stadt Troisdorf wurde zudem versucht, mög-
lichst viele Gruppen in die Arbeit mit einzubin-
den. So waren 1989 Hauptschüler aus Troisdorf
aufgefordert Schulwegmängel zu dokumentie-
ren. Insgesamt wurden in drei Tagen fast tau-
send Mängel gefunden, die der Stadtverwaltung
als "Hausaufgaben" genannt wurden. Mittler-
weile ist die Mehrzahl der bekannten Mängel
behoben worden und zahlreiche der vorhande-
nen Unfallhäufungspunkte konnten deutlich ent-
schärft werden.

Auswirkungen zeigt die Verkehrssicherheitsar-
beit der Stadt Troisdorf auch bei der Einschät-
zung des Unfallrisikos des Radverkehrs durch
die Bevölkerung. Das eingeschätzte Unfallrisiko
für Radfahrer in Troisdorf hat sich im Laufe des
Projektes von 87% auf 44% nahezu halbiert;
ebenso hat sich das Unfallrisiko von Fußgänger
nach Einschätzung der Troisdorfer deutlich ver-
ringert (vgl. Veröffentlichung "Fahrradfreundli-
ches Troisdorf - Bilanz in Zahlen").

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

In Troisdorf wurden vor Beginn des Projektes
(1988) und im Jahre 1996 Verkehrsverhalten
und Einstellungen der Troisdorfer Bürger in
großangelegten sozialwissenschaftlichen Unter-
suchungen erhoben. Herausragendes Ergebnis
ist die Steigerung des Radverkehrsanteils von
16 % auf 21 %, also eine Zunahme um rund
30 %. Besonders bemerkenswert ist die Tatsa-
che, dass diese Zunahme ausschließlich vom
Auto kommt, während anderswo Zunahmen
beim Radverkehr meist zu größeren Teilen zu
Lasten von ÖV und Fußgängerverkehr gehen.
Dabei bewerten auch die Autofahrer ihr Ver-
kehrsangebot 1996 besser als 1988.
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In einer weiteren Untersuchung wurden einzelne
Elemente der Radverkehrsnetzinfrastruktur hin-
sichtlich ihrer Wirkungsweise bewertet. Unter-
sucht wurden aufgeweitete Radfahraufstellstrei-
fen, Veloweichen und zahlreiche Schutzstreifen.
Im Grundsatz bestätigten die Untersuchungen
die postulierten Vorteile dieser Elemente. Im
Detail konnten noch Erkenntnisse für Optimie-
rungen gewonnen werden, die in zukünftige
Planungen einfließen.

Als Besonderheit zu nennen ist die Tatsache,
dass in Troisdorf schon sehr früh erfolgreich mit
Markierungsmaßnahmen auch auf hochbelaste-
ten Hauptverkehrsstraßen gearbeitet wurde, was
auch heute anderswo nur schwer durchsetzbar
ist (nicht zuletzt aufgrund der neuen Vorgaben
der VwV-StVO, die weit hinter den Troisdorfer
Erfahrungen hinterherhinken).

6 PROJEKTMANAGEMENT

Innerhalb der Verwaltung wurde mit Beginn des
Projektes eine Projektgruppe "Fahrradfreundli-
ches Troisdorf" ins Leben gerufen, die als stän-
dige Mitglieder den technischen Beigeordneten
der Stadt Troisdorf, die vom Projekt betroffenen
wichtigsten Amtsleiter und Mitarbeiter des zu-
ständigen externen Planerbüros hatte. In Abhän-
gigkeit von der umzusetzenden Maßnahme wur-
den bei Bedarf Vertreter der Polizeibehörde oder
der Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft als Träger
des ÖPNV hinzugezogen und der Leiter des
Bauverwaltungsamtes nahm als FFT-Geschäfts-
führer eine koordinierende Funktion ein.

Ziel und Aufgabe dieser Projektgruppe war es,
den Entscheidungsprozess durch die Minimie-
rung von Abstimmungsproblemen und die Bün-
delung von Fachkompetenz und Informationen
zu vereinfachen und möglicherweise zu be-
schleunigen.

Gleichzeitig wurde auf politischer Ebene ein
Sonderausschuss "Fahrradfreundliches Trois-
dorf", bei dem der ADFC in beratender Funktion
teilnahm, eingesetzt, der befugt war, alle Be-
lange des FFT-Vorhabens zu regeln.

7 FINANZIERUNG

Im Rahmen des Projektes "Fahrradfreundliches
Troisdorf" sind in den Jahren 1990 - 1995 insge-

samt rund 26 Mio. DM ausgegeben worden, von
denen 20 – 30 % von der Stadt Troisdorf selbst
getragen wurden. Die restlichen Gelder wurden
aus Fördermitteln des Landes bereitgestellt.

Grundsätzlich sind bei der Finanzierung kaum
Probleme aufgetreten, was vor allem darauf zu-
rückgeführt werden kann, dass zu Projektbeginn
ein sehr detaillierter Finanzrahmen abgesteckt
wurde und in der Verwaltung ein Finanzfach-
mann auch über die notwendigen Kontakte ver-
fügte.

8 BEWERTUNG

Als vorrangiges Ziel wurde zunächst die Reali-
sierung einer fahrradfreundlichen Infrastruktur
angesetzt. Dieses Ziel kann als umfassend er-
reicht angesehen werden. Sowohl das Radver-
kehrsnetz ist praktisch vollständig, als auch die
Begleitkomponenten wie Wegweisung und
Fahrradparken in allen Facetten. Troisdorf ist in
NRW und wahrscheinlich auch in ganz
Deutschland die einzige Stadt dieser Größen-
ordnung, die es geschafft hat in nur 7 Jahren bei
sehr niedrigem Ausgangsniveau eine praktisch
vollständige Radverkehrsinfrastruktur zu schaf-
fen.

Als zweites wichtiges Ziel wurde formuliert, den
Radverkehrsanteil von 16 % auf über 20 % zu
erhöhen, und zwar möglichst zu Lasten des Au-
toverkehrs. Auch dieses Ziel ist als voll erreicht
anzusehen. Der Radverkehrsanteil hat um etwa
30 % zugenommen und liegt nun mit 21 % wie
angepeilt über 20 %. Herausragend ist die Tat-
sache, dass die Verschiebung nicht nur überwie-
gend sondern sogar vollständig zu Lasten des
Autoverkehrsanteils ging. Hierin hebt sich
Troisdorf deutlich von anderen Radverkehrsför-
derungsprojekten ab, bei denen Zuwächse beim
Radverkehr meist zu nicht unerheblichen Teilen
vom Fußgängerverkehr und ÖPNV kommen.
Betont werden muss noch, dass im Falle Trois-
dorfs Vorher-Daten und Nachher-Daten durch
aufwändige sozialwissenschaftliche Untersu-
chungen erhoben wurden, wobei das Untersu-
chungsdesign bei beiden Erhebungen identisch
war. Im Gegensatz zu den Zahlen der meisten
anderen Kommunen handelt es sich hier um di-
rekt vergleichbare, belastbare Daten mit ent-
sprechender Aussagekraft.
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Einige Probleme gab es in der Anfangszeit bei
Markierungsmaßnahmen auf klassifizierten
Straßen. Markierungslösungen auf hochbelaste-
ten Hauptverkehrsstraßen galten bei deren Bau-
lastträgern als nicht durchführbar. In langwieri-
gen Verhandlungen konnten die Bedenken eini-
germaßen zerstreut werden und inzwischen
sprechen die positiven Erfahrungen für sich.

Schwierigkeiten gab es zeitweise auch beim
Transport des Projektes in die Öffentlichkeit.
Staus etwa durch Straßensperrungen aufgrund
von Eisenbahnunterführungsumbauten wurden
in der Presse – insbesondere durch einen einzel-
nen, einflussreichen Lokaljournalisten – der
Radverkehrsförderung zugeschoben, so dass das
Gesamtprojekt zeitweise in Gefahr gewähnt
wurde. Mittlerweile sind diese Schwierigkeiten
ausgestanden und längst in Vergessenheit gera-
ten. Im übrigen ergab die Nachher-Untersu-
chung, dass auch die Autofahrer inzwischen zu-
friedener sind als vor Projektstart.

Als Vorbildlösung kann in Troisdorf sicherlich
der Ansatz gelten, durch massiven Einsatz von
Markierungslösungen im Fahrbahnraum (auch
auf hochbelasteten Hauptverkehrsstraßen wie
z. B. B 8; DTV 25.000) innerhalb kürzester Zeit
eine zusammenhängende Radverkehrsnetzinfra-
struktur zu schaffen. Dabei sind diese Markie-
rungsmaßnahmen vergleichsweise kostengüns-
tig, denn ein nicht unerheblicher Teil der in
Troisdorf eingesetzten Gelder wurde für relativ
wenige Baumaßnahmen gebraucht. Inbegriffen
sind auch teilweise aufwändige Baumaßnahmen,
die nicht in jedem Falle eindeutig nur der Rad-
verkehrsförderung zuzuordnen sind und somit
u. U. auch für die Förderung aus einem anderen
Förderprogramm geeignet gewesen wären.

Nachahmenswert erscheint auch der Ansatz,
Mittel für bauliche Maßnahmen nicht nach dem
Gießkannenprinzip einzusetzen, sondern insbe-
sondere in der Veloroute zu bündeln. Durch die-
sen gebündelten Einsatz konnte auf einem lan-
gen zusammenhängenden Abschnitt durchge-
hend eine sehr hohe Qualität für den Radverkehr
erreicht werden, so dass die Veloroute nunmehr
als Rückgrat des Radverkehrsnetzes dient.

Probleme beim Fahrradparken sind ein wesentli-
ches Hindernis gegen eine verstärkte Fahrrad-
nutzung. Daher kommt dem flächendeckenden
Ansatz des Fahrradabstellanlagenprogramms

große Bedeutung zu. In Troisdorf kann man an
allen relevanten Zielen adäquate Abstellanlagen
erwarten, so dass die Fahrradparkproblematik
als Hinderungsgrund aus dem Bewusstsein ver-
schwinden kann.

Insgesamt kann das Modellprojekt Fahrrad-
freundliches Troisdorf von infrastruktureller
Seite als weitestgehend abgeschlossen angese-
hen werden, so dass – abgesehen von einigen
Einzelmaßnahmen – nur noch Unterhaltungs-
aufwendungen erforderlich sind. Nennenswerte
Aktivitäten wird es im Infrastrukturbereich also
kaum noch geben. Um den hohen Radverkehr-
santeil auch zukünftig zu halten (und ggf. weiter
zu steigern) sind entsprechende Anstrengungen
in anderen Bereichen wie insbesondere der Öf-
fentlichkeitsarbeit erforderlich.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die Kreisstadt Unna liegt am östlichen Rand des
Ruhrgebietes, im Übergang zum Sauerland.
67.000 Einwohner verteilen sich auf drei große
Stadtteile, deren Zentren jeweils etwa 3 km von-
einander entfernt liegen, und eine Vielzahl klei-
nerer Ortsteile. Die dicht bevölkerten Stadtteile
sind weitgehend eben; in der Verbindung zu den
Ortsteilen gibt es aber vereinzelt auch starke
Steigungen.

Unna wurde im Oktober 1993 in die AGFS auf-
genommen.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Im Gegensatz zu vielen anderen Städten der
AGFS hat Unna keine Fahrrad-Tradition. Je-
doch wurde bereits frühzeitig der neue Trend
zum Fahrrad aufgenommen und eine Förderung
begonnen.

Der erste Radwegeplan wurde bereits 1979 er-
stellt. Fortschreibungen gab es 1984 und 1991,
im Rahmen des Verkehrsentwicklungsplans
(VEP). Seit 1980 wurde ein Routennetz für
Radfahrer mit einer flächendeckenden Wegwei-
sung aufgebaut.

1986 wurde die Stelle eines Radverkehrsplaners
in der Verwaltung besetzt. Die Erstellung von
Radwanderkarten und eine rege Öffentlichkeits-
arbeit gehören, neben den typischen planeri-
schen Aufgabenstellungen, ebenfalls zu seinen
Aufgaben. Die Stadt ist Mitglied im ADFC.

Die Wohngebiete und die Innenstadt waren be-
reits flächendeckend zur Ausweisung als
Tempo-30-Zone vorgesehen. Die Innenstadt
wird durch die Verkehrsführung von Kfz-
Durchfahrtsverkehr freigehalten. Die hier vor-
handenen Einbahnstraßen waren fast durchge-
hend für Radfahrer in Gegenrichtung geöffnet.

Mit mehr als 4,0 Mio. Mark sind von 1980 bis
1989, also bereits vor der Aufnahme in die
AGFS, erhebliche Beiträge in Maßnahmen zu-
gunsten des Radverkehrs investiert worden.

Der Radverkehrsanteil lag 1991, also vor Auf-
nahme in die AGFS, etwa im Landesdurch-
schnitt.
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3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Rad fahren im Stadtgebiet soll systematisch ge-
fördert werden. Der Anteil des Fahrradverkehrs
am Verkehrsaufkommen soll wesentlich erhöht
werden.

Daneben soll der ÖPNV gefördert werden, u. a.
durch eine Förderung des gebrochenen Verkehrs
(Bike & Ride). Schließlich soll die Verkehrssi-
cherheit, besonders für den nichtmotorisierten
Verkehr, erhöht werden.

3.2 Umsetzungsstrategie

Zum Zeitpunkt der Antragstellung wurde ein
umfangreicher Maßnahmenkatalog zusammen-
gestellt, der vorwiegend bauliche Maßnahmen
umfasste. Dabei gab es eine enge Abstimmung
mit Maßnahmen für andere Verkehrsarten im
Rahmen der Verkehrsentwicklungsplanung. Ne-
ben dem Netzschluss bei Radverkehrsanlagen,
mit teilweise auch einfachen Maßnahmen, wird
der Ausbau von Hauptverbindungen abseits der
Hauptverkehrsstraßen vorangetrieben. Die flä-
chendeckende Ausweisung von Tempo-30-Zo-
nen hat dazu einen Beitrag geleistet. Vom Fi-
nanzvolumen ausgehend stehen bisher Maß-
nahmen zur Überwindung von Barrieren (Bahn-
strecken, Verkehrsring) sowie der Neubau von
Radwegen im Vordergrund. In Verbindung mit
anderen Bauarbeiten (z. B. Kanalbau) werden
Maßnahmen zur Radverkehrsförderung vorge-
zogen.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Die den Radverkehr betreffenden Maßnahmen
sind ohne große Konflikte in Verwaltung, Poli-
tik oder Öffentlichkeit umgesetzt worden. Nach
einer anfänglichen "Konfliktphase" innerhalb
des Arbeitskreises aus Verwaltung und Verbän-
den wird dort inzwischen sehr konstruktiv mit-
einander umgegangen. Heftige Diskussionen
gab es bei einzelnen restriktiven Maßnahmen
gegenüber dem Kfz-Verkehr (Bürgerbegehren

gegen eine Diagonalsperrung), die den Radver-
kehr aber nur am Rande berühren.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Ein Netzkonzept besteht seit 1979 und wurde
seitdem zweimal aktualisiert. Eine zeitliche
bzw. nach Dringlichkeiten geordnete Reihung
von baulichen Maßnahmen ist allerdings nicht
vorhanden.

Netzschlüsse an Barrieren wurden durch Umbau
bzw. Neubau von Tunneln und Brücken sowie
neu angelegte Wege erreicht (vgl. Teil II; Maß-
nahmendokumentation, Nr. 13). Der Schwer-
punkt liegt auf dem Radwegebau. Bei entspre-
chenden Gegebenheiten werden aber auch Mar-
kierungslösungen angewendet.

Die Verbindungen zwischen den Stadtteilen
werden ausgebaut durch Anpassung des Wirt-
schaftswegenetzes und Neubau selbständiger
Geh- und Radwege. Das Netz der Erschlie-
ßungsstraßen im Innenstadtbereich wurde
durchlässiger durch die fast vollständige Öff-
nung von Einbahnstraßen als unechte Einbahn-
straßen, durch Radwegebau und durch Umwid-
mung von Gehwegen zu gemeinsamen Geh- und
Radwegen. In Neubaugebieten wird das Stra-
ßennetz großteils aus für Radfahrer durchlässi-
gen Sackgassen gebildet. Weitere vom Kfz-Ver-
kehr unabhängige Radwege sind zum Bau vor-
gesehen.
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4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

Es gibt seit 1995 eine kleine Fahrradstation am
Bahnhof Unna, in der Fahrräder untergestellt
und gemietet werden können. Sie wird von der
Arbeiterwohlfahrt (AWO) betrieben. Eine Ver-
lagerung und Erweiterung ist im Rahmen des
Bahnhofsumbaus vorgesehen. Beim Fahrrad-
verleih gibt es einen Verbund mit anderen Fahr-
radstationen in benachbarten Städten, die vom
gleichen Träger betrieben werden (vgl. Teil II;
Maßnahmendokumentation, Nr. 29).

An allen Bahnhöfen und Haltepunkten sind
komfortable und z. T. überdachte Abstellanla-
gen vorhanden. Am Bahnhof Unna-West stehen
auch Fahrradboxen zur Verfügung.

4.3 Fahrradparken

In der Innenstadt sind für etwa 100.000 DM flä-
chendeckend moderne Abstellanlagen eingebaut
worden. Für weitere 150.000 DM wurden im
restlichen Stadtgebiet Abstellanlagen angelegt.
In einer Tiefgarage wird kostenloses Einstellen
angeboten.

Die Verabschiedung einer im Entwurf vorlie-
genden Fahrrad-Abstell-Satzung ist in der Dis-
kussion.

Im Umfeld der Fußgängerzone sollen zentrale,
überdachte Abstellanlagen geschaffen werden.
Vorgesehen sind auch Gepäckschließfächer.

4.4 Wegweisung

Eine flächendeckende Wegweisung besteht be-
reits seit 1980. Als Grundlage werden Straßen-
namenschilder verwendet, die einfach zu mon-
tieren und kostengünstig zu beziehen sind. Die
Wegweisung ist sowohl routen- wie auch ziel-
orientiert und dient dem Alltags- ebenso wie
dem Freizeitverkehr. Insgesamt sind inzwischen
120 km Routen mit Wegweisern versehen wor-
den. Die Wegweisung wird laufend dem Netz-
ausbau angepasst.

Mit der Veröffentlichung der städtischen Bro-
schüre über "Wegweisende Beschilderung"
wurde, von der Stadt Unna angeregt, im Land-
kreis Unna und mehreren Nachbarstädten ein
flächendeckendes Wegweisungssystem aufge-
baut. Dieses entspricht allerdings nicht mehr
dem inzwischen festgelegten NRW-Standard.

4.5 Serviceangebote

Die Stadtverwaltung hat Dienstfahrräder. In der
Fahrradstation am Bahnhof stehen Fahrräder zur
Ausleihe bereit.

Fahrradwachen, die auch kleinere Reparaturen
erbringen, sind an drei Schulen vorhanden,.
Diese werden, auf Initiative des Schulamtes,
durch Versicherungen gesponsert. Die Betreu-
ung erfolgt durch die AWO, zusammen mit der
Fahrradstation. Anlass zur Entwicklung dieser
Wachen waren hohe Diebstahlzahlen und Van-
dalismus. Die Diebstahlzahlen konnten dadurch
deutlich gemindert werden.
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4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Seit 1990 findet jährlich der "Drahteselmarkt"
zur Eröffnung der Fahrradsaison am ersten
Samstag im Mai statt. Dabei sind unterschiedli-
che Träger beteiligt: neben dem ADFC Gewer-
betreibende, eine Krankenkasse und das städti-
sche Referat für Öffentlichkeitsarbeit. Das städ-
tische Fundbüro versteigert gefundene Fahrrä-
der; ein Fahrrad-orientiertes Kulturprogramm
rundet die Veranstaltung ab.

In einem Faltblatt wurden die speziellen Gege-
benheiten in den neu eingerichteten unechten
Einbahnstraßen bekannt gemacht.

In mehreren Auflagen wurde eine Broschüre
"Radfahren in Unna" herausgegeben, die Infor-
mationen und Berichte u. a. zu Fahrradausflügen
und den Ergebnissen von Schulprojektwochen
brachte.

Ebenfalls in mehreren Auflagen wurde die für
3 DM zu beziehende Radwanderkarte der Stadt
Unna herausgegeben, die auch für den Alltags-
verkehr besonders geeignete Wege darstellt. Zu
dieser Karte gehört ein kleines Heftchen mit In-
formationen zu gesundheitlichen Wirkungen
sowie Tipps zur Fahrradwartung und zum Fahr-
radkauf. Daneben wurde ein "Stadtplan für Kin-
der und Jugendliche" erstellt, der u. a. auch die
Radwege darstellt.

Inzwischen werden Vorschläge für Fahrradtou-
ren und -ausflüge durch den ADFC erarbeitet
und als Faltblätter von der Stadt gedruckt.
Durch die Möglichkeit, auf die vorhandene
Wegweisung hinzuweisen, wird die Wegbe-
schreibung für Fahrradtouren erleichtert.

Durch die hochwertige Gestaltung der Bahnun-
terführung Husemannstraße, die nur für Fuß-
gänger und Radfahrer nutzbar ist, und ihre Nut-
zung als "Tunnelgalerie", in der Bilder u. a. von
Schulklassen gestaltet werden, konnten bisher
die Schäden durch Graffiti etc. gering gehalten
werden.

Gezielte Pressearbeit ergänzt die Aktivitäten der
Stadt.

Im Umweltberatungsladen der Stadt hat der
ADFC wöchentliche Öffnungszeiten.

Trotz geringer eigener Mittel konnte somit eine
intensive Öffentlichkeitsarbeit durch Koopera-
tionen mit anderen Ämtern und Institutionen er-
reicht werden.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Mit Blick auf die Bewerbung um die Aufnahme
in die AGFS ist von der Kreispolizeibehörde
Unna eine Analyse der Radfahrer-Unfälle im
Stadtgebiet Unna für das Jahr 1992 vorgenom-
men worden. Dabei wurden u. a. besonders kon-
fliktreiche Knotenpunkte und Streckenab-
schnitte benannt (bis zu 9 Unfälle mit Radfah-
rerbeteiligung in einem Jahr an einem Knoten).
Ein konkretes Handlungsprogramm ist daraus
allerdings nicht abgeleitet worden.

Alle zwei Jahre werden Verkehrssicherheitstage
durchgeführt, wobei ein inhaltlicher Schwer-
punkt auf dem Radverkehr liegt.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Spezielle Untersuchungen wurden nicht durch-
geführt.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Eine Arbeitsgruppe (Runder Rad/t Tisch), die
zweimonatig tagt, begleitet die Planungen zum
Radverkehr. Beteiligt sind neben dem federfüh-
renden Tiefbauamt und den Straßenverkehrsbe-
hörden von Stadt und Landkreis die Fraktionen,
Polizei und ADFC. Ein Mitarbeiter der Bezirks-
regierung ist ebenfalls informelles Mitglied. Die
AG wird inzwischen in der Stadtverwaltung als
erfolgreiche Lobby-Gruppe zugunsten des Rad-
verkehrs eingeschätzt.

Abstimmungen in der Verwaltung werden auf
dem kleinen Dienstweg vorgenommen, wobei
die persönlichen Kontakte relativ eng sind. Der
Radverkehrsbeauftragte ist im Tiefbauamt ange-
siedelt und auch für andere Verkehrsplanungen
zuständig. Er ist zu etwa 1/3 seiner Arbeitszeit
mit Radverkehr beschäftigt.
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Da Kanalbau und Straßenunterhaltung als Ei-
genbetriebe aus der Stadtverwaltung ausge-
schieden sind, haben sich manche Arbeitsab-
läufe verkompliziert. Der Informationsfluss hat
sich dadurch verschlechtert.

7 FINANZIERUNG

Mit den Fördergebern gab es kaum grundsätzli-
che Probleme in der Zusammenarbeit, unabhän-
gig um welches Programm es dabei ging. Fol-
gende Kritikpunkte sind aber von Seiten der
Verwaltung benannt worden:

Schwierig ist die "Stückelung" von Fördergel-
dern auf Mehrjahreszeiträume, weil dies zu ei-
ner Verzögerung der Umsetzung der Maßnah-
men führt. Die Notwendigkeit einer Vorfinan-
zierung von großen Beträgen durch die Stadt
führt dazu, dass eine Maßnahme erst dann um-
gesetzt wird, wenn der größere Teil des Geldes
bereits abgerufen werden konnte, obwohl diese
Gelder z. T. beim Land vorhanden sind. Bei
Maßnahmen, die innerhalb eines Jahres bau-
technisch umgesetzt werden können, sollte auch
die finanztechnische Abwicklung innerhalb ei-
nes Jahres ermöglicht werden. Dies wird als ein
größeres Problem als die Bereitstellung der Ei-
genmittel gesehen.

Beispielhaft ist die Regelung, bei der Wieder-
herstellung der Fahrbahn nach Leitungsarbeiten
die Kosten für veränderte Markierungen z. T.
den Veranlassern anzulasten und durch eigene
Mittel zu ergänzen. Damit können Gelder, die
"nur" der Wiederherrichtung der Straßenober-
fläche dienen, zusätzlich zu gezielter Radver-
kehrsförderung eingesetzt werden.

Die Förderung ist nach Einschätzung der Ver-
waltung für aktuelle Öffentlichkeitsarbeit zu
schwerfällig. Hinweise zu neu umgesetzten
Maßnahmen zu veröffentlichen, scheitert daran,
dass das Finanzvolumen für (förderungsfähige)
Aufträge an Dritte zu gering ist und andererseits
die Personalkapazitäten nicht ausreichen, derar-
tige Faltblätter kurzfristig selbst herzustellen.
Außerdem können die Antragsbearbeitungszei-
ten nicht richtig kalkuliert werden.

Jahr Ausgaben [Tsd. DM]

1993 1.000

1994 1.268

1995 1.359

1996 1.187

1997 156

1998 400

1999 700

gesamt 6.160.000

Quelle: Angaben der Stadt

Tab. 4-1: Haushaltsansätze in Unna

Neben diversen Ausbauten der Infrastruktur, vor
allem Radwegen und in geringerem Maße
Grunderwerb, sind 1.983.000 DM für eine Geh-
und Radwegunterführung unter einer Bahnstre-
cke, 300.000 DM für Maßnahmen zur Schul-
wegsicherung und 262.000 DM für Abstellanla-
gen ausgegeben worden. Für Wegweisung sind
jedes Jahr 5.000 DM ausgewiesen, für Öffent-
lichkeitsarbeit stehen jährlich 10.000 DM zur
Verfügung.

8 BEWERTUNG

Der konsequente Netzausbau und die ergän-
zende, bereits seit den frühen 80er Jahren ange-
legte, Wegweisung sind positiv zu bewerten.
Die Tatsache, dass zur Überwindung von Bar-
rieren im Verlauf wichtiger Fahrradrouten auch
sehr aufwändige Maßnahmen umgesetzt wur-
den, kann als vorbildlich bewertet werden.
Schließlich ist auch die (vergleichsweise) inten-
sive Öffentlichkeitsarbeit bemerkenswert: be-
sonders der Drahteselmarkt zu "Saisonbeginn"
ist inzwischen als Stadtfest schon zur Tradition
geworden.

Unna ist außerdem eine der wenigen Städte, in
der ein regelmäßig tagendes Fahrradgremium
aus Verwaltung und Politik zu einem wichtigen
Motor der weiteren Fahrradförderung geworden
ist und diese Rolle auch weiter übernimmt.

Zu bemängeln ist allerdings, dass die Steigerung
des Radverkehrsanteils am Verkehrsaufkommen
zwar als Ziel benannt ist, jedoch weder vorher
noch während der Laufzeit des Programms Un-
tersuchungen dazu durchgeführt wurden.
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1 KURZCHARAKTERISTIK

Die niederrheinische Hansestadt Wesel ist eine
Kreisstadt mit 64.000 Einwohnern. Neben In-
dustrie und Handel stellt in der Stadt Verwal-
tung und Dienstleistung eine wichtige Funktion
dar. Darüber hinaus setzt Wesel im Bereich
Freizeit und Erholung Akzente, unter anderem
im Zuge von attraktiven Radwanderungen am
Niederrhein.

Die Siedlungsstruktur ist mit der kompakten
Kernstadt und den wenigen Ortsteilen radfahrer-
freundlich ausgebildet. Von den Ortsteilen sind
zumeist nur etwa 6-7 km bis zum Innenstadtring
zurückzulegen.

Die topographischen Bedingungen für den Rad-
verkehr sind sehr gut. Das Stadtgebiet ist eben,
spürbare Steigungen sind nur im Zuge der Brü-
ckenbauwerke der Bahn- und Rheinquerungen
zu überwinden.

Die Aufnahme in die AGFS erfolgte im Februar
1995.

2 AUSGANGSLAGE BEI
PROJEKTBEGINN

Die Überlegungen zur Förderung des Radver-
kehrs begannen in Wesel bereits Mitte der 80er-

Jahre. Im Jahre 1987 mündeten diese in ein
Radverkehrskonzept mit Maßnahmenprogramm,
das kontinuierlich weiterentwickelt und umge-
setzt wurde. Mit der 1. Antragstellung zur Auf-
nahme in die AGFS (1990) wurden die Aktivi-
täten verstärkt, so dass sich bereits im Vorfeld
der Mitgliedschaft positive Effekte für die Rad-
fahrer ergaben. Die Bedeutung des Radfahrens
zeigt der mit ca. 17 % überdurchschnittliche
Radverkehrsanteil im Modal Split schon im
Jahre 1992.

Insgesamt war das Radfahren in Wesel also be-
reits vor der Mitgliedschaft in der AGFS weit
verbreitet. Die positive Grundstimmung zum
Thema Radverkehr in Politik, Verwaltung und
Bevölkerung zeigt, dass die Bewerbung in die
AGFS unumstritten war und beispielsweise der
Leitantrag einstimmig beschlossen wurde.

3 ZIELSETZUNGEN UND
VORGEHEN IM RAHMEN
DES PROJEKTES

3.1 Ziele

Mit der Aufnahme in die AGFS hat Wesel sich
als generelles Ziel die "Förderung der Radver-
kehrs" gesetzt. Angestrebt werden allgemein
Qualitäts- und Sicherheitssteigerungen sowie
ein höherer Anteil des Radverkehrs im Modal
Split, ohne dass diese Steigerung quantifiziert
wird.

3.2 Umsetzungsstrategie

Die Radverkehrsförderung in Wesel setzt seit
Beginn der Aktivitäten neben allgemeinen Ver-
besserungen für den Radverkehr auch im Zuge
von Verkehrsberuhigungsmaßnahmen (flächen-
deckend Tempo 30-Zonen) auf gezielte Maß-
nahmen zum Aufbau eines geschlossenen Rad-
verkehrsnetzes. Dabei wurden große Netzlü-
cken, insbesondere in der Anbindung der
Ortsteile zum Stadtzentrum, geschlossen.

Es wurden gezielt situativ angepasste Maßnah-
menkombinationen erarbeitet und umgesetzt.
Hier sah der Leitantrag von 1990 noch einen
Schwerpunkt bei baulichen Maßnahmen im
Radverkehrsnetz vor. Mit dem modifizierten
Leitantrag von 1993 bildeten Markierungslö-
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sungen die zentrale Strategie zum Netzlücken-
schluss. Dieser Wandel erfolgte vor dem Hin-
tergrund, dass bei entsprechender Ausbildung
Markierungslösungen (inkl. kleinerer Baumaß-
nahmen) hinsichtlich der Sicherheit und der
Nutzungsqualität den Radwegen durchaus
gleichwertig, aber deutlich kostengünstiger zu
realisieren sind, so dass bei gleichem Mittelein-
satz und vergleichbaren Qualitätsstandards ein
schnellerer Netzaufbau erzielt werden konnte.
Seitdem sind die Markierungen als Standardlö-
sungen neben den baulichen Radwegen in das
Entwurfsrepertoire zum Radverkehr in Wesel
aufgenommen. Die Anwendung erfolgt dann
unter Abwägen aller Belange.

3.3 Bisheriger Ablauf des Projektes

Bereits während der Bewerbung um die Mit-
gliedschaft wurden umfangreiche Netzschlüsse
insbesondere an Hauptverkehrsstraßen vorge-
nommen, die zu einem bedeuteten Teil als Mar-
kierungslösungen auf der Fahrbahn ausgebildet
sind. Die anfänglichen Bedenken zur Sicherheit
sind mittlerweile durch die Erfahrungen in der
Praxis ausgeräumt, so dass Wesel auch weiter-
hin an diesem Ansatz festhält.

Zwischenzeitlich konnten die großen Lücken im
Radverkehrsnetz geschlossen werden, so dass
die infrastrukturelle Grundlage für eigenstän-
dige Radverkehrswegweisung geschaffen ist.

4 GESAMTKONZEPT

4.1 Maßnahmen zur Verbesserung der
Wegeinfrastruktur

Entsprechend der Strategie des schnellen Netz-
lückenschlusses dominieren die Markierungs-
lösungen im Straßenbild. Gerade im Netz der
Hauptverkehrsstraßen wurde dazu die Fahrbahn
von vierstreifigen Straßenzügen bzw. zweistrei-
figen Richtungsfahrbahnen zugunsten der An-
lage von Radfahrstreifen neu aufgeteilt (vgl.
Teil II; Maßnahmendokumentation, Nr. 6).

Mit der direkten, fahrbahnnahen Führung des
Radverkehrs als Regellösung in Knotenpunkten
wurden in der Stadt Wesel bereits frühzeitig
hohe Qualitäts- und Sicherheitsstandards für
Radfahrer eingeführt.

Wesel hat ein flächendeckendes Tempo-30
Konzept umgesetzt, das neben dem Effekt der
allgemeinen Verkehrsberuhigung auch dem
Radverkehr Verbesserungen bringt. Obwohl in-
nerhalb der Tempo-30 Bereiche gesonderte
Radverkehrsanlagen eher unüblich sind, wurde
dieser Weg im Stadtzentrum und in Teilberei-
chen der angrenzenden Wohngebiete gegangen.
Hier wurden zur Gliederung der Fahrbahn Rad-
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fahrstreifen bzw. Schutzstreifen markiert. Diese
dienen neben der flüssigen Führung des Rad-
verkehrs der Erhöhung der Durchlässigkeit des
Stadtzentrums für Radfahrer in Einbahnstraßen.
Mit der optischen Fahrbahnverengung wird auch
die kostengünstige Verkehrsberuhigung für den
Kraftfahrzeugverkehr forciert. Als positiver
(Neben-)Effekt wurde im unmittelbaren Umfeld
der Fußgängerzone durch den Einsatz der für die
Stadt Wesel typischen Markierungen ein Beitrag
zur Werbung für das Radfahren geleistet.

Darüber hinaus wurden im Innenstadtbereich
Fahrradstraßen eingerichtet, um auch bei Ein-
bahnregelung für den Radverkehr die Durchläs-
sigkeit in beiden Fahrtrichtungen herzustellen.

4.2 Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln

In Wesel werden wie in den meisten anderen
AGFS-Städten auch in der Verknüpfung von
Rad und Bahn große Potenziale gesehen. Im
ersten Schritt wurden 166 hochwertige, über-
dachte Abstellmöglichkeiten am Bahnhof ge-
schaffen, die mit der geplanten Fahrradstation
noch weiter aufgewertet werden sollen. Insge-
samt soll hier eine Kapazität von 422 Stellplät-
zen zur Verfügung gestellt werden. Darüber
hinaus werden Verbesserungen der Abstell-
möglichkeiten an 2 weiteren Haltepunkten der
Bahn angestrebt.

4.3 Fahrradparken

Mit Maßnahmen zum Fahrradparken im Stadt-
zentrum wurde bereits im Jahr 1993 begonnen.
Im Vordergrund standen Abstellmöglichkeiten
in der Fußgängerzone. Hier wurden flächende-
ckend dezentrale Anlagen errichtet, die anforde-
rungsgerecht ausgebildet sind und mengenmä-
ßig der hier vorherrschenden Zieldichte gerecht
werden.

4.4 Wegweisung

Die Wegweisung für den Radverkehr wird seit
1998 eingerichtet. Mit dem flächendeckenden
System, das Alltags- und Freizeitverkehr integ-
riert, wird der Radverkehr auf sicheren Routen
durch das Stadtgebiet geführt.

4.5 Serviceangebote

Das Serviceangebot zum Radverkehr ist eng an
die geplante Fahrradstation geknüpft. Neben
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üblichen Dienstleistungen wie Reparatur und
Vermietung sind auch ein Rikscha-Taxi sowie
ein Fahrradkurierdienst vorgesehen.

4.6 Öffentlichkeitsarbeit

Die deutlich sichtbaren (Markierungs-) Maß-
nahmen im Stadtgebiet bilden den ersten Schritt
der Öffentlichkeitsarbeit. Mit dem "Roten Fa-
den", einer roten Zusatzmarkierung entlang der
üblichen radverkehrsbezogenen Markierungen,
wird allen Verkehrsteilnehmern täglich die
"Fahrradfreundliche Stadt" im Straßenbild ver-
deutlicht.

Darüber hinausgehend erfolgt die Öffentlich-
keitsarbeit in Wesel bisher mit nur geringem
Aufwand. Sie besteht vor allem aus Einzelakti-
onen wie beispielsweise die Beteiligung an einer
jährlichen "Rad´n Roll-Party", an Lichttest-
wochen für Fahrräder und Presseveröffentli-
chungen. Zukünftig soll der Baustein Öffent-
lichkeitsarbeit aber weiterentwickelt und inten-
siviert werden.

4.7 Verkehrssicherheitsarbeit

Spezielle Untersuchungen zu Aktivitäten zur
Verkehrssicherheit gibt es nicht. Vielmehr wird
die Verkehrssicherheitsarbeit als kontinuierli-
cher Baustein der Planungen betrachtet.

5 SPEZIELLE
UNTERSUCHUNGEN UND
AKTIVITÄTEN

Über die in Kapitel 4 genannten Aktivitäten
hinaus sind im Rahmen der Radverkehrsförde-
rung keine speziellen Untersuchungen bzw. Ak-
tivitäten durchgeführt worden.

6 PROJEKTMANAGEMENT

Mit dem Leitantrag wurden Grundsätze zur
Radverkehrsförderung und ein Handlungsrah-
men für die Maßnahmenerarbeitung politisch
festgelegt, der die Basis für das weitere Handeln
darstellt.

Die praktische Radverkehrsförderung steht in-
nerhalb der Verwaltung auf einer breiten Basis.
Die projektbezogen eingerichtete AG Radver-
kehr setzt sich aus den Amtsleitern von Pla-
nungsamt, Tiefbauamt und Ordnungsamt zu-
sammen und wird bei Bedarf um weitere Teil-
nehmer (z. B. Polizei) erweitert. Ein formali-
siertes, festes Treffen ist nicht vorgesehen,
vielmehr arbeitet die AG Radverkehr bedarfs-
orientiert und setzt sich dann unbürokratisch
kurzfristig zusammen. Die Federführung liegt
im Planungsamt.

Die politische Bearbeitung der Radverkehrsför-
derung erfolgt im Rahmen des Bau- und Ver-
kehrssicherungsausschusses. Im Rahmen von
Maßnahmen mit Auswirkungen auf den Rad-
verkehr wird ein ADFC-Vertreter - ohne Stimm-
recht - an der Diskussion beteiligt.

7 FINANZIERUNG

Ursprünglich war mit dem 1. Leitantrag von
1990 ein Projektvolumen von 34 Mio. DM vor-
gesehen. Mit der veränderten Strategie (Markie-
rungslösungen statt Radwegbau) konnten ohne
Qualitätseinbußen für die Radfahrer erhebliche
Einsparungen realisiert werden, so dass der mo-
difizierte Leitantrag von 1993 ein Gesamtpro-
jektvolumen von nur noch etwa 14 Mio. DM
aufweist.

Für Wesel stellt die Finanzierung der Maßnah-
men zum Radverkehr über Fördermittel des
Landes kein besonderes Problem dar. Alle ange-
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strebten Maßnahmen wurden bisher auch ent-
sprechend gefördert. Diese positive Erfahrung
basiert auf dem Ansatz, dass bereits bei der Pla-
nung von Maßnahmen die formalen Anforde-
rungen für die jeweils angestrebte Förderung
bekannt sind und entsprechend berücksichtigt
werden.

Als unbefriedigend wurde in Wesel die Baga-
tellgrenze sowie das sehr formale und langfris-
tige Antragsverfahren angesehen. Insbesondere
bei einfachen Markierungsmaßnahmen wurden
für die Beantragung der Fördermittel Detailpla-
nungen bzw. eine Aufbereitung der Maßnahmen
notwendig, die über das für die Ausführung
notwendige Maß hinausgehen. Außerdem sind
Maßnahmen zum Radverkehr in der Praxis nicht
so "lupenrein" wie der Fördergeber erwartet, so
dass sich auch hier in der eindeutigen Zuord-
nung Mehraufwand beim Fördernehmer ergibt.

8 BEWERTUNG

Als wichtigstes Element zur Förderung des
Radverkehrs in Wesel wurde im Leitantrag die
Herstellung eines geschlossenen Radverkehrs-
netzes genannt. Diesem Ziel ist die Stadt mit
dem Schließen der "großen" Netzlücken entlang
des Stadtrings und der Ausfallstraßen bereits
sehr nahe gekommen. Mit diesem Vorgehen,
zumeist mittels Markierungen schnellstmöglich
das Stadtzentrum, den Stadtring sowie die gro-
ßen zuführenden Achsen für den Radverkehr
attraktiv und sicher nutzbar zu gestalten, wurde
die Radverkehrsförderung für alle sofort spürbar
und verblieb nicht als angestrebtes Fernziel.
Auch die bereits frühzeitig angegangene Ver-
besserung der Situation des Fahrradparkens in
und um die Fußgängerzone verdeutlicht den
Stellenwert des Radverkehrs in der Stadt.

Über die aktuellen Anteile des Radverkehrs am
Modal Split liegen keine Daten vor, doch zeugt
die im Straßenraum erkennbare intensive Rad-
nutzung von dem hohen Anteil des Radfahrens
am Verkehrsgeschehen. Da die Steigerung des
Radverkehrsanteils als Ziel formuliert worden
war, ist die fehlende objektive Messbarkeit der
Zielerreichung allerdings als Defizit zu nennen.

Die anstehende Realisierung der Fahrradstation
am Bahnhof verschafft der Förderung des Rad-

verkehrs auch in der Verknüpfung mit dem
ÖPNV einen zusätzlichen hohen Stellenwert.

Das Ziel die Verkehrssicherheit zu steigern
konnte bisher noch nicht nachdrücklich erreicht
werden, wie die Auswertung des Unfallgesche-
hens in Kapitel 5.1 gezeigt hat.

Zukünftig ist neben der "Feinarbeit" in der Inf-
rastruktur eine eigenständig konzeptionell an-
gelegte Öffentlichkeitsarbeit sinnvoll, die über
die Beteiligung an allgemeiner Öffentlichkeits-
arbeit anderer Stellen hinausgeht. Mit der deut-
lichen und mittels "Rotem Faden" plakativen
Markierung ist das "Fahrradfreundliche Wesel"
allen Verkehrsteilnehmern ständig vor Augen,
doch gilt es für eine weitere Steigerung der
Radnutzung darüber hinaus gezielt Nutzergrup-
pen anzusprechen und zu motivieren.
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MAßNAHMEN-
DOKUMENTATION

Neben der Radverkehrsförderung unmittelbar
in den teilnehmenden Kommunen besteht ein
wesentliches Ziel eines solchen Modellvorha-
bens natürlich auch darin, Dinge zu entwi-
ckeln, die für andere als "Modell" dienen kön-
nen. Interessant sind hierbei insbesondere
Maßnahmen, die von ihrer Charakteristik dazu
geeignet sind, auch auf andere Fälle übertragen
zu werden.

Erforderlich ist hierfür eine entsprechend auf-
bereitete, systematische Darstellung von Bei-
spielmaßnahmen und den mit ihnen gewonne-
nen Erfahrungen. Daher werden nachfolgend
Beispiele aus den Untersuchungsstädten zu den
unterschiedlichsten Themenbereichen vorge-
stellt. Dabei werden einheitlich zunächst Aus-
gangssituation sowie Anlas und Zielsetzung er-
läutert, bevor die eingesetzte Maßnahme be-
schrieben wird. Es werden Erfahrungen und
Wirkungen beschrieben und hieraus Bewer-
tungen und Schlussfolgerungen abgeleitet. Ab-
gerundet wird die Übersicht durch eine bildli-
che Darstellung der Maßnahme.

Folgende Themenkomplexe sind abgedeckt,
wobei innerhalb der Komplexe noch eine wei-
tere Differenzierung erfolgt:

1. Maßnahmen zur Verbesserung der We-
geinfrastruktur (Radverkehrsnetz, Haupt-
verkehrsstraßen, Problemstellen, Knoten-
punkte, verkehrsarme Straßen)

2. Verknüpfung mit anderen Verkehrsmit-
teln (Bike & Ride, Fahrradstation, Fahr-
radmitnahme)

3. Fahrradparken (öffentliche Großanlagen,
private Ziele/Wohnbereich, baurechtliche
Bestimmungen)

4. Wegweisung

5. Serviceangebote (rund um´s Rad, Dieb-
stahlschutz, fahrradfreundliche Arbeitge-
ber, touristische Dienstleistungen)

6. Öffentlichkeitsarbeit (Werbung für das
Fahrrad, Informationen für Nutzer, Tagun-
gen, Verkehrssicherheitsarbeit)
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Übersicht über die Maßnahmendokumentation

1 WEGEINFRASTRUKTUR

1.1 Radverkehrsnetz, Hauptverbindungen, Velorouten

1. Integrierter, gebietsbezogener Ansatz (Leverkusen)

2. Öffnung der Fußgängerzone (Gladbeck)

3. Leezenpatt (Lünen)

4. Bahnstraße (Troisdorf)

1.2 An Hauptverkehrsstraßen

5. Radfahrstreifen Adenauerallee (Bonn)

6. Radfahrstreifen Schermbecker Landstraße (Wesel)

7. Markierung Ring (Euskirchen)

8. Markierungen Rathausstraße Worringer Straße (Pulheim)

9. Gemeinsame Benutzung von Sonderfahrstreifen durch Bus- und Radverkehr (Münster)

10. Radfahrstreifenmarkierung Schmelzer Weg (Troisdorf)

1.3 An Problemstellen

11. Radweg in Unterführung (Krefeld)

12. Schutzstreifen in Walburger Unterführung (Soest)

13. Rampen an vorhandenem Fußgängertunnel (Unna)

1.4 An Knotenpunkten

14. Markierung Ursulaplatz [Frankfurter Straße/Römerstraße] (Troisdorf)

15. Linksabbieger Steinstraße (Pulheim)
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16. Diagonalquerung (Soest)

17. Doetschstraße [Kennedybrücke] (Bonn)

18. Aufgeweiteter Radfahraufstellstreifen mit Grünvorlauf (Brühl)

19. Lichtsignalanlage mit Detektor für Sofortanforderung für Radverkehr (Soest)

20. Grüner Pfeil für Radverkehr (Lünen)

21. Radverkehrsführung an Lichtsignalanlagen (Münster)

1.5 Auf verkehrsarmen Straßen

22. Fahrradstraßen in Einbahnstraßen (Krefeld)

23. Öffnung von Einbahnstraßen (Soest)

24. Fahrradstraße Bussardweg (Pulheim)

2 VEKNÜPFUNG MIT ANDEREN VERKEHRSMITTELN

2.1 Bike & Ride

25. Abstellanlage am Bahnhof (Brühl)

26. Fahrradboxen an S-Bahnhöfen (Essen)

27. Mobilstationen (Münster)

2.2 Fahrradstation

28. Radstation am Hauptbahnhof (Hamm)

29. Fahrradstationen und Fahrradwachen Landkreis Unna (Lünen, Unna)

2.3 Fahrradmitnahme

30. Fahrradbeförderung im VRS und VRR (VRS/VRR-Verbundräume)
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31. Fahrradbeförderung bei ASEAG und AVV (Aachen)

3 FAHRRADPARKEN

3.1 An öffentlichen Zielen/Großanlagen

32. Fahrradparken in der Innenstadt (Gladbeck)

33. Überdachtes Fahrradparken (Herford)

34. Fahrradparken an Großanlagen: Abstellanlagen an Schulen (Troisdorf)

3.2 An privaten Zielen und im Wohnbereich

35. Förderung des Fahrradparkens am Fahrbahnrand (Münster)

3.3 Baurechtliche Bestimmungen

36. Fahrradabstellsatzung (Marl)

4 WEGWEISUNG

37. Routenorientierte Wegweisung (Herford)

38. Routenorientierte Wegweisung (Leverkusen)

39. Zielorientierte Wegweisung (Troisdorf)

5 SERVICEANGEBOTE

5.1 Service rund um’s Rad

40. "Radhaus" (Aachen)

41. Fahrradbüro (Marl)

42. Mobilitätszentrum (Münster)
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5.2 Diebstahlschutz

43. Fahrradwache bei Fahrradfest (Brühl)

44. Fahrradwachen an Schulen und in der Innenstadt (Marl)

5.3 Fahrradfreundlicher Arbeitgeber

45. Wettbewerb "Fahrradfreundlichster Arbeitgeber" (Brühl)

5.4 Touristische Dienstleistungen

46. Burgenfahrt (Euskirchen)

47. Tourentipps "Mit dem Fahrrad durch Köln" (Köln)

48. Mit dem Fahrrad zu Warner Bros. Movie World Gladbeck (Marl)

6 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

6.1 Werbung für das Fahrrad

49. Fahrradsommer (Aachen)

50. Kilometerzähleraktion (Brühl)

51. Fahrradaktionstage (Hamm)

52. Marketing- und Kommunikationskonzept (Herford)

53. Marketing (Marl)

6.2 Informationen für die Nutzer

54. Informationsbroschüre für Nutzer (Köln)

55. Planwagen/Plangruppen (Leverkusen)

56. Radfahrstadtpläne (Bonn, Brühl, Lünen, Pulheim, Troisdorf)
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6.3 Wissensvermittlung, Tagungen, Workshops

57. Bonner Fahrradkongresse (Bonn)

58. Velo-Regio Fahrradkongress (Troisdorf)

6.4 Verkehrssicherheitsarbeit

59. Nachtbefahrung (Brühl)

60. Seniorenradfahrkurse (Köln)
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Themenkomplex 1

1 WEGEINFRASTRUKTUR

1.1 Radverkehrsnetz, Hauptverbindungen, Velorouten

1. Integrierter, gebietsbezogener Ansatz (Leverkusen)

2. Öffnung der Fußgängerzone (Gladbeck)

3. Leezenpatt (Lünen)

4. Bahnstraße (Troisdorf)

1.2 An Hauptverkehrsstraßen

5. Radfahrstreifen Adenauerallee (Bonn)

6. Radfahrstreifen Schermbecker Landstraße (Wesel)

7. Markierung Ring (Euskirchen)

8. Markierungen Rathausstraße Worringer Straße (Pulheim)

9. Gemeinsame Benutzung von Sonderfahrstreifen durch Bus- und Radverkehr (Münster)

10. Radfahrstreifenmarkierung Schmelzer Weg (Troisdorf)

1.3 An Problemstellen

11. Radweg in Unterführung (Krefeld)

12. Schutzstreifen in Walburger Unterführung (Soest)

13. Rampen an vorhandenem Fußgängertunnel (Unna)

1.4 An Knotenpunkten

14. Markierung Ursulaplatz [Frankfurter Straße/Römerstraße] (Troisdorf)

15. Linksabbieger Steinstraße (Pulheim)
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16. Diagonalquerung (Soest)

17. Doetschstraße [Kennedybrücke] (Bonn)

18 Aufgeweiteter Radfahraufstellstreifen mit Grünvorlauf (Brühl)

19. Lichtsignalanlage mit Detektor für Sofortanforderung für Radverkehr (Soest)

20. Grüner Pfeil für Radverkehr (Lünen)

21. Radverkehrsführung an Lichtsignalanlagen (Münster)

1.5 Auf verkehrsarmen Straßen

22. Fahrradstraßen in Einbahnstraßen (Krefeld)

23. Öffnung von Einbahnstraßen (Soest)

24. Fahrradstraße Bussardweg (Pulheim)
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Nr. 1

Maßnahmentyp:
Radverkehrsnetz:

Integrierter, gebietsbezogener An-
satz

Leverkusen

Ausgangssituation
 In Leverkusen galt das Fahrrad schon immer

als wichtiges Verkehrsmittel, das das Stadtbild
entscheidend prägt.

 Besonders wichtig ist der Radverkehr zu Ar-
beits- und Ausbildungszwecken in Leverkusen
(u. a. Tradition der Bayer-Werksräder).

 Die Stadtstruktur war aber stark durch und für
das Verkehrsmittel Auto gestaltet, was sich in
zahlreichen großen Verkehrsstraßen im Innen-
stadtbereich verdeutlicht.

Anlass und Zielsetzung
 Zentrales Ziel der Leverkusener Maßnahmen

im Verkehrsbereich ist die Vermeidung von
verkehrsbedingten Umweltbelastungen.

 Durch die Maßnahmen soll nicht nur der Rad-
verkehr sondern der gesamte Umweltverbund
gestärkt werden.

 Ziel ist es, in den einzelnen Stadtbereichen
"umweltverbundfreundliche" Verkehrsbedin-
gungen zu schaffen.

 Der Ansatz soll die kostensparende und flä-
chendeckende Umsetzung verkehrsplaneri-
scher Maßnahmen in einem überschaubaren
Zeitraum gewährleisten und eine gezielte Be-
teiligung der Bürger ermöglichen.

Beschreibung der Maßnahme
 Der integrierte Ansatz stellt die Maßnahmen

zur Förderung des Fahrradverkehrs in den Zu-
sammenhang der Umweltverbundförderung.

 Der gebietsbezogene Ansatz unterteilt das
Stadtgebiet in sechs überschaubare Planungs-
bereiche für Radverkehrsmaßnahmen.

 Daneben werden auch die Bereiche ÖV, Ver-
kehrsberuhigung, ruhender Verkehr und Fuß-
gängerverkehr einbezogen.

 Die Umsetzung der Einzelmaßnahmen erfolgt
dann zeitlich koordiniert im Rahmen des Ge-
samtvorhabens für den jeweiligen Stadtteil.

Erfahrungen und Wirkungen
 Von der Umsetzung der Maßnahmen im

Rahmen eines gebietsbezogenen, integrier-
ten Ansatz profitiert auch der Pkw-Verkehr
aufgrund der Verringerung der Regelungs-
dichte, womit eine Stärkung des selbstver-
antwortlichen Handelns der Verkehrsteilneh-
mer erreicht wird.

 Durch die gleichzeitige Planung und Ausfüh-
rung aller notwendigen Maßnahmen ergeben
sich Synergieeffekte, die einen Effizienzge-
winn bedeuten (auch Kostenersparnis).

 Es ist eine intensive Einbindung der Öffent-
lichkeitsarbeit in den Planungsprozess mög-
lich, die sonst aus Sicht der Stadt Leverku-
sen nicht erreicht werden könnte.

 Durch die Reduzierung von Unterhaltungs-
mitteln ergibt sich langfristig ein Einspa-
rungseffekt für die Stadt.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Der von der Stadt Leverkusen gewählte ge-

bietsbezogene, integrierte Ansatz im Rah-
men des Programms "Fahrradfreundliches
Leverkusen" hat sich aus Sicht der Stadt sehr
gut bewährt.

 Um die gesetzten Ziele und Erwartungen zu
erfüllen, müssen die vorgesehenen Maßnah-
men allerdings zügig umgesetzt werden.

 Durch die stadtteilbezogenen Bearbeitung
und die intensive Öffentlichkeitsarbeit gelingt
eine starke Einbindung der Bevölkerung, die
die umgesetzten Maßnahmen unterstützt
und in ihrem selbstverantwortlichen Handeln
gestärkt wird.

 Grundsätzlich kann durch diesen Ansatz das
Programm "Fahrradfreundliches Leverkusen"
gut in die gesamtstädtische Verkehrs- und
Stadtplanung eingebunden werden, so dass
Einzelmaßnahmen mehr im Gesamtkontext
gesehen und verstanden werden.
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Nr. 2

Maßnahmentyp:
Radverkehrsnetz:

Öffnung der Fußgängerzone

Gladbeck

Ausgangssituation
Einbahnstraßen und Fußgängerzone bildeten
eine Barriere für den Radverkehr in der Innen-
stadt von Gladbeck.
Hauptverkehrsstraßen bieten nur eingeschränkt
Alternativen für eine attraktive Radverkehrsfüh-
rung.
Eine größere Anzahl Radfahrer fuhr aus diesen
Gründen z. T. unerlaubt in Bereichen der Fuß-
gängerzone.

Anlass und Zielsetzung
Ziel war es, die Durchlässigkeit der Innenstadt
für den Radverkehr zu erhöhen.

Beschreibung der Maßnahme
In den Jahren 1990/1991 wurden durch den In-
nenstadtbereich Trassen festgelegt, auf denen
der Radverkehr ohne zeitliche Einschränkung
zugelassen wurde.
Hierbei handelt es sich um geringer frequen-
tierte Teile der Fußgängerzone und die beiden
Unterführungen zwischen dem Zentrum und
der östlichen Innenstadt.
Ursprünglich wurde auf diesen Abschnitten in
Mittellage ein Streifen markiert, der den Rad-
fahrern den Routenverlauf in der Fußgänger-
zone verdeutlichen sollte. Dieser ist jedoch le-
diglich noch rudimentär vorhanden und soll
auch nicht erneuert werden.
In Fortsetzung dieser Trasse durch die Fußgän-
gerzone wurden kleinere Erschließungsstraßen
der Innenstadt in Fahrradstraßen umgewandelt.
Zudem wurden die Hauptgeschäftstraßen der
Fußgängerzone außerhalb der Ladenöffnungs-
zeiten von 19.00 bis 9.00 Uhr für den Radver-
kehr freigegeben.

Erfahrungen und Wirkungen
Die in der Fußgängerzone angelegten Mar-
kierungen, innerhalb derer sich die Radfahrer
bewegen sollten, erwiesen sich als problema-
tisch, weil sich die Radfahrer innerhalb dieses
Streifens gegenüber den Fußgängern als be-
vorrechtigt ansahen und aus diesem Grund
mit zu hohem Tempo und zu geringer Rück-
sichtnahme durch die Fußgängerzone fuhren.
Das Radverkehrsnetz in Gladbeck hat durch
die Öffnung der Fußgängerzone erheblich an
Attraktivität gewonnen. Auch das Verhalten
der Radfahrer hat sich inzwischen gegenüber
den Fußgängern als rücksichtsvoll herausge-
stellt, so dass aus Sicht der Stadt eine posi-
tive Bilanz gezogen werden konnte.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Die Öffnung der Fußgängerzone kann für den
Radverkehr sehr förderlich sein, sofern - wie
hier am Beispiel Gladbecks aufgezeigt - eine
starke Barriereüberwindung erzielt wird. In
den geringer frequentierten Teilen einer Fuß-
gängerzone kann diese Maßnahme umge-
setzt werden, so lange keine Konflikte mit
Fußgängern zu erwarten sind.
Dagegen sollte von Markierungen innerhalb
der Fußgängerzone für den Radverkehr auf-
grund der oben genannten Probleme abgese-
hen werden.
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Nr. 3

Maßnahmentyp:
Veloroute:
Leezenpatt

Lünen

Ausgangssituation
Lünen hat eine Nord-Süd Ausdehnung von et-
was über 6 km.
Für den Radverkehr gab es keine durchge-
hende Verbindung abseits der Hauptverkehrs-
straßen.

Anlass und Zielsetzung
Durch eine Veloroute nach niederländischem
Vorbild sollte eine neue Hauptachse für den
Radverkehr geschaffen werden, die großteils
nur mit geringem Kfz-Verkehr belastet ist.

Beschreibung der Maßnahme
Bis 1995 wurde der Leezenpatt, eine in Nord-
Süd-Richtung verlaufende Veloroute, gebaut.
An Hauptverkehrsstraßen wird die Route auf
Radverkehrsanlagen geführt.
Weniger stark vom Kfz-Verkehr belastete Teile
des Leezenpatts sind als Fahrradstraßen aus-
gewiesen. Diese Straßen sind beidseitig mit ei-
nem rot eingefärbten Breitstrich markiert, damit
sie von allen Verkehrsteilnehmern sofort als
Fahrradstraße erkannt werden.
An Knotenpunkten mit Hauptverkehrsstraßen
sind gesicherte Überquerungshilfen geschaffen
worden.
An Stellen, an denen der Leezenpatt andere
Erschließungsstraßen quert, erhält der Radver-
kehr Vorfahrt.
Die Gesamtlänge des Leezenpatts beträgt
knapp sechs Kilometer.

Erfahrungen und Wirkungen
Durch den Ausbau und die Ausweisung die-
ser attraktiven Veloroute, sind die dadurch er-
schlossenen Wohngebiete und Schulen
schnell und verkehrssicher mit der Innenstadt
verbunden.
Nach Einschätzung der Verwaltung hat eine
Verlagerung des Radverkehrs weg von den
Hauptverkehrsstraßen stattgefunden.
An einer Stelle, an der eine Fahrradstraße
gegenüber dem Kfz-Verkehr aus einer Ne-
benstraße bevorrechtigt ist, haben sich meh-
rere Unfälle ereignet. Mit einer Ummarkie-
rung, die zur Verbesserungen der Sichtbezie-
hungen geführt hat, wurde diese Stelle Mitte
1998 gesichert. Seitdem ist, bis April 2000,
nur ein Unfall bekannt geworden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Die Veloroute ist sehr aufwändig gestaltet. An
Knotenpunkten mit Vorrang für den Radver-
kehr ist dies wünschenswert, um die nötige
Aufmerksamkeit bei den Kraftfahrern zu er-
zielen. In den ruhigen Erschließungsstraßen
ist die Gestaltung mit beidseitigen Breitstri-
chen als Dauermarkierung im Regelfall nicht
erforderlich.
Bei der Überquerung einer Hauptverkehrs-
straße, an der eine Fußgängerschutzanlage
vorhanden ist, sind die Wartezeiten z. T. trotz
eher geringem Verkehrsaufkommen der
Hauptverkehrsstraße sehr lang.
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Nr. 4

Maßnahmentyp:
Veloroute:

Bahnstraße

Troisdorf

Ausgangssituation
 Die Bahnstraße wurde in starkem Maße von

Autofahrern als Schleichweg genutzt.
 Positiv war aber der sehr geringe Schwerlast-

verkehrsanteil.
 Trotz ausreichender Fahrbahnbreite wurde auf

den Gehwegen geparkt.

Anlass und Zielsetzung
 Die Bahnstraße ist Teil der 4 km langen Velo-

route die das "Rückgrat" des Hauptachsennet-
zes für den Radverkehr darstellt.

 Die Veloroute soll zügiges, sicheres und
komfortables Radfahren ermöglichen.

 Ziel war es, die Veloroute im gesamten Ver-
lauf mit einer Breite von 3,5 m zu realisieren.

Beschreibung der Maßnahme
 Auf der Bahnstraße wurde der Fahrbahnbe-

reich auf 4,35 m verengt und gleichzeitig
Tempo 30 vorgeschrieben.

 Die Veloroute wurde als Zweirichtungsradweg
mit einer Breite von 3,5 m ausschließlich auf
der anbaufreien Straßenseite gebaut.

 Durch die stark verringerte Fahrbahnbreite
war es nötig, für den seltenen Begegnungsfall
mit LKW eine Speziallösung zu finden; daher
erhielt der äußere Rand der Veloroute einen
verstärkten Unterbau, eine Extrapflasterung
und einen Schrägbordstein, so dass im Be

gegnungsfall Pkw/LKW oder LKW/LKW der
Randbereich der Veloroute von einem der
Fahrzeuge langsam überfahren werden
kann.

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch die Umgestaltung der Bahnstraße

konnte die Veloroute im gesamten Verlauf
mit der genannten Breite realisiert werden.

 Die Veloroute ermöglicht grundsätzlich ein
schnelles, sicheres und komfortables Rad-
fahren und ist als Hauptachse für den Rad-
verkehr im Radnetz von Troisdorf von be-
sonderer Bedeutung.

 Die geringe Fahrbahnbreite verhindert Geh-
wegparken und weitgehend auch die Nut-
zung als Schleichweg für den Kfz-Verkehr.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Stadt Troisdorf hat mit der beschriebe-

nen Gestaltung der Bahnstraße bewiesen,
dass für fast alle Ausgangssituationen fahr-
radfreundliche Lösungen möglich sind, wenn
man den Mut hat, diese umzusetzen.

 Die Umgestaltung der Bahnstraße hat die
Fahrradinfrastruktur deutlich verbessert ohne
die notwendige Leistungsfähigkeit für den
Kfz-Verkehr zu beeinträchtigen.

 Die Lösung mit der Überfahrbarkeit der Velo-
route bei den seltenen Begegnungsfällen mit
LKW hat sich sehr gut bewährt und bringt
keinerlei Probleme mit sich.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 133

Nr. 5

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Hauptver-

kehrsstraßen:
Radfahrstreifen Adenauerallee

Bonn

Ausgangssituation
 Die Adenauerallee ist eine sehr stark befah-

rene, vormals vierspurige Hauptverkehrs-
straße in Bonn (B 9), die die Innenstadt ent-
lang des Regierungsviertels und der Muse-
umsmeile mit Bad Godesberg verbindet; der
Schwerlastanteil ist gering; kein Linienbusver-
kehr.

 Gleichzeitig hat sie aber auch für den Radver-
kehr eine wichtige Verbindungs- und Erschlie-
ßungsfunktion (u. a. Universitätsbibliothek).

Anlass und Zielsetzung
 Ziel war, die Adenauerallee als fahrradfreund-

liche Radverkehrsachse auszubauen.
 Neben anderen Nebenstrecken soll eine di-

rekte und schnelle Verbindung zwischen Bonn
und Bad Godesberg für den Radverkehr ge-
schaffen werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Auf der Adenauerallee sind beidseitig Rad-

fahrstreifen mit einer Breite von ca. 1,80 m
markiert worden.

 Die Leitlinie zwischen den Richtungsspuren
für den Kfz-Verkehr wurde entfernt (überbreite
Fahrspur; Breite ca. 4,75 m, d. h. für Pkw
bleibt die Vierspurigkeit erhalten).

 Gleichzeitig wurde die zulässige Höchstge-
schwindigkeit auf 50 km/h festgeschrieben.

Erfahrungen und Wirkungen
 Anfangs gab es bei der Bonner Bevölkerung

aber auch innerhalb der Verwaltung und des
Rates große Bedenken gegen die Maß-
nahme.

 Befürchtet wurde, dass der Verkehr aufgrund
der verengten Fahrstreifenbreite nicht mehr
ausreichend schnell abgewickelt werden
kann.

 Diese Befürchtungen haben sich aber nicht
bestätigt und es hat sich gezeigt, dass diese
Lösung durchaus funktioniert und zur Erhö-
hung der Verkehrssicherheit für den Radver-
kehr beiträgt.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Maßnahme hat sich gut bewährt und

gewährleistet dem Radverkehr eine sichere
und schnelle Führung auf einer der wichtigen
stadtteilverbindenden Radverkehrsachsen in
Bonn.

 Nach der Kommunalwahl 1999 wurde aus
politischen Gründen eine Umwandlung in
Schutzstreifen vorgenommen (Wahlverspre-
chen; ernsthafte fachliche Gründe sind nicht
zu erkennen: die Radfahrstreifen wurden von
der Polizei positiv bewertet; Probleme mit
Unfällen oder beim Verkehrsfluss sind nicht
aufgetreten). Die ursprüngliche Absicht, die
Streifen gänzlich zu entfernen wurde nach
massiven Protesten fallen gelassen.

 Da außer der Umwandlung in Schutzstreifen
(durch Herausfräsen von Teilen der Markie-
rung) auch die überbreiten Fahrspuren wie-
der in je zwei Fahrspuren aufgeteilt wurden,
wird der Schutzstreifen nun regelmäßig
überfahren, wodurch sich die Verkehrsquali-
tät für den Radverkehr verschlechtert hat.
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Nr. 6

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Hauptver-

kehrsstraßen:
Radfahrstreifen Schermbecker

Landstraße

Wesel

Ausgangssituation
Die Schermbecker Landstraße hat als Ausfall-
straße eine wichtige Funktion für Kraftfahr-
zeuge und Radfahrer. Die Verkehrsbelastung
beträgt 21.000 Kfz/24 h.
Mit der durchgängigen Vierstreifigkeit domi-
niert der Kraftfahrzeugverkehr das Straßen-
bild. Der Straßenraum ist großzügig dimensio-
niert.

Anlass und Zielsetzung
 Der Straßenzug nimmt im Radverkehrsnetz
eine wichtige Sammelfunktion von den an-
grenzenden Wohnbereichen in Fahrbeziehung
zum Stadtzentrum ein.
Das Fehlen anforderungsgerechter Radver-
kehrsanlagen, ergibt in der Anbindung großer
Wohnbereiche an das Zentrum, eine deutliche
Lücke im Radverkehrsnetz.
Ziel war es daher, mit der Einrichtung von
Radverkehrsanlagen, die Sicherheit und die
Attraktivität für den Radverkehr zu erhöhen.

Beschreibung der Maßnahme
Die vierstreifige Führung der Kraftfahrzeuge
war bereits vorher für Lkw nicht möglich und
wurde abschnittsweise durch parkende Fahr-
zeuge eingeschränkt. Die Neuordnung des ru-
henden Verkehrs mittels markierter Stellplätze
und eine durchgängige zweistreifige Kraftfahr-
zeugführung ergab die Flächenreserven für
die Markierung von Radfahrstreifen.
Auf etwa 1,1 km Länge wurden beidseitig Rad-
fahrstreifen markiert.

 Zusätzlich zu den üblichen (weißen) Markie-
rungen wurde ein "Roter Faden" als schmale
Begleitmarkierung aufgebracht, um den Kon-
text "Fahrradfreundliche Stadt" auch hier op-
tisch herzustellen.

 Eine flächige Einfärbung der Radfahrstreifen
erfolgte nur in besonderen Problemberei-
chen.

Erfahrungen und Wirkungen
Der Radfahrstreifen wird von den Radfahrern
gut angenommen, es gibt nur sehr wenig
Gehwegfahrer.
Mit der Maßnahme ergeben sich keine Si-
cherheitsprobleme.
Die Parkregelung wird akzeptiert und der
Radfahrstreifen gut freigehalten.
Gegenüber dem Vorher-Zustand zeigt sich
auch im Kraftfahrzeugverkehr eine Versteti-
gung des Verkehrsflusses.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Maßnahme erfüllt ihren Zweck gut und

bietet den Radfahrern eine attraktive und si-
chere Führung an.

 Die linienhafte konsequente Umsetzung die-
ser Maßnahme schließt eine erhebliche
Lücke im Radverkehrsnetz. Mit der Versteti-
gung im Kfz-Verkehrsfluss wird auch hier ein
positiver Effekt bewirkt.

 Die Kostenersparnis dieser Maßnahme ge-
genüber einem baulichen Radweg ist erheb-
lich und hat die schnelle Realisierung der
angestrebten sicheren Führung des Radver-
kehrs begünstigt.
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Nr. 7

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Hauptver-

kehrsstraßen
Markierung Ring

Euskirchen

Ausgangssituation
 Der nördliche Stadtring im Zuge der

B 56/B 266 ist eine stark belastete Hauptver-
kehrsstraße (DTV ca. 12.000) mit überörtlicher
Bedeutung und Autobahnzubringerfunktion für
den Kfz-Verkehr in Euskirchen.

 Aufgrund der innerstädtischen Lage und Ver-
bindungsfunktion stellt der Euskirchener Ring
aber auch eine Hauptachse für den Radver-
kehr dar.

 Die vorhandene Radverkehrsführung auf den
Gehwegen war völlig unzureichend obwohl im
Fahrbahnraum erhebliche Flächenreserven
vorhanden waren.

Anlass und Zielsetzung
 Ziel war die Verbesserung der Verhältnisse für

den Radverkehr entlang des Ringes.
 Die Veränderungen sollten dabei auf keinen

Fall zu Lasten der ohnehin ebenfalls stark be-
nachteiligten Fußgänger gehen. Auch das
Parkraumangebot sollte in dem vorhandenen
Maße erhalten bleiben.

Beschreibung der Maßnahme
 Auf dem nördlichen Zug des Euskirchener Rin-

ges wurden beidseitig durchgehend Schutz-
streifen (Regelbreite 1,40 m) für den Radver-
kehr markiert.

 Zu den Streckenmarkierungen wurden an
Knotenpunkten ebenfalls fahrradfreundliche
Markierungslösungen auf die Fahrbahn ge-
bracht.

 Die Breite der Sicherheitsstreifen auf der Fahr-
bahn zu markierten Parkständen beträgt größ-
tenteils 0,70 m.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Markierungslösung auf der Ringstraße

als Teilstrecke der stark belasteten Bundes-
straße 56/266 galt zunächst als Versuch.

 Der Versuch wurde bereits nach kurzer Zeit
als gelungen angesehen, so dass diese Füh-
rung heute als Dauerlösung ein fester Be-
standteil des Euskirchener Radverkehrsnet-
zes ist.

 Die vorhandene Markierung wird von allen
Verkehrsteilnehmern akzeptiert und es
kommt zu keinen nennenswerten Behinde-
rungen durch den auf der Straße geführten
Radverkehr.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Stadt Euskirchen und das Rheinische

Straßenbauamt Euskirchen haben mit der
Schutzstreifenmarkierung auf dem Stadtring
bewusst Neuland beschritten und fahrrad-
freundliche Lösungen auch auf stark bela-
steten Hauptverkehrsstraßen aufgezeigt.

 Insgesamt hat sich die Umsetzung der Maß-
nahme für alle Beteiligten bewährt und
durchweg Verbesserungen für den Verkehrs-
fluss erbracht.

 Besonders auffällig ist der Rückgang der
Unfälle im motorisierten Verkehr (ohne
Radfahrerbeteiligung), der auf die günstigere
optische Gliederung der Fahrbahnfläche zu-
rückgeführt wird.

 Einige unsichere Radler benutzen weiterhin
die Gehwege; dies sollte ergänzend durch
Freigabe der Gehwege für Radfahrer (Geh-
weg, "Radfahrer frei") offiziell ermöglicht
werden.
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Nr. 8

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Hauptver-

kehrsstraßen:
Markierungen

Rathausstraße / Worringer Straße

Pulheim

Ausgangssituation
 Der Straßenzug Rathausstraße - Fareham-

straße - Auf dem Driesch - Worringer Straße
(L 183) ist eine hochbelastete Ortsdurchfahrt
in der Innenstadt (8.500 bis 12.000 Kfz/Tag).

 Bei einer Vielzahl von unterschiedlichen Nut-
zungen (Läden und Geschäfte, Schulwegroute
und Wohnen) ergab sich insbesondere durch
die abschnittsweise Radverkehrsführung auf
den Gehwegen eine Vielzahl von Problemen.

 Die Fahrbahnquerschnitte weisen im Verlauf
des Straßenzuges sehr große Unterschiede
auf.

Anlass und Zielsetzung
 Der Autoverkehr war die dominierende Ver-

kehrsart, dessen hohe Geschwindigkeit und
Flächenbeanspruchung das Erscheinungsbild
des Straßenzuges prägten.

 Ziel der Maßnahme war eine Neuaufteilung
der Fahrbahn, die die verschiedenen Ansprü-
che der unterschiedlichen Verkehrsarten bes-
ser erfüllen kann.

 Besonders für den Radverkehr sollte Schutz-
raum geschaffen werden, der dazu beiträgt die
Verkehrssicherheit der Radfahrer zu erhöhen.

 Spezielle Führungen in den Kreuzungsberei-
chen sollen diese besonders konfliktträchtigen
Stellen entschärfen.

Beschreibung der Maßnahme
 Die Nord-Süd-Achse hat im gesamten Verlauf

der Ortsdurchfahrt auf knapp 1,6 km Länge
beidseitig durchgehende Schutzstreifen bzw.
Radfahrstreifen erhalten.

 Je nach vorhandenem Straßenquerschnitt ha-
ben sie eine Breite von 1,00 m bis 1,75 m.

 Zusätzlich zu den weißen Markierungen
wurde eine schmale, rote Begleitmarkierung
aufgebracht, die als "roter Faden" allen Ver-
kehrsteilnehmern die Radverkehrsflächen
anzeigt; flächig rot markiert wurden dagegen
nur einzelne Gefahrenstellen.

 Zu diesen Streckenmarkierungen wurden an
den Knotenpunkten noch Einzellösungen
umgesetzt, wie aufgeweitete Radfahrauf-
stellstreifen, Kombispuren, eigene Abbiege-
spuren und vorgezogene Haltelinien.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Umgestaltung der Fahrbahnaufteilung

und die damit einhergehende Verschmäle-
rung der Kfz-Spuren hat eine Reduzierung
der Kfz-Geschwindigkeiten bewirkt.

 Dadurch und durch die Markierungen, die
den jeweiligen Straßenverhältnissen ange-
passt sind, erhöht sich die Sicherheit der
Radfahrer deutlich.

 Gleichzeitig verbessert sich die Situation der
Fußgänger, da diese den Fußweg nicht mehr
mit den Radfahrern teilen müssen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Maßnahme hat sich gut bewährt und

deutlich zu einer Entschärfung der Probleme
geführt.

 Die Stadt Pulheim hat die Maßnahme konse-
quent umgesetzt und das Ziel der fahrrad-
freundlichen Gestaltung des Straßenzuges
geschickt mit den Bedürfnissen und Erforder-
nissen der anderen Verkehrsteilnehmer ge-
koppelt.

 Durch die Markierungslösung konnte eine
Verbesserung sowohl für den Rad- als auch
für den Fußgängerverkehr erreicht werden,
ohne dabei den Kfz-Verkehr in seiner Leis-
tungsfähigkeit zu beschränken.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 137

Nr. 9

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Hauptver-

kehrsstraßen:
Gemeinsame Benutzung
von Sonderfahrstreifens

durch Bus- und Radverkehr

Münster

Ausgangssituation
 In Münster hat der Radverkehr schon immer

einen hohen Stellenwert in der Verkehrspla-
nung gehabt. Deshalb wurde beständig nach
neuen Wegen der Radverkehrsförderung ge-
sucht.

 Die Förderung aller Verkehrsmittel des Umwelt-
verbundes ist ein wesentliches Ziel der Münste-
raner Verkehrsplanung, wobei insbesondere in
zentralen innerstädtischen Bereichen ein be-
grenztes Angebot an Flächen Sonderlösungen
erfordert.

Anlass und Zielsetzung
 Der Radverkehr in Münster benötigt aufgrund

seines hohen Anteils am Verkehrsaufkommen
immer mehr Fläche.

 Der Busverkehr sollte gerade im Bereich der
Innenstadt beschleunigt werden, um ihn als ei-
ne echte Alternative zum MIV anbieten zu kön-
nen.

 Die gleichzeitige Förderung von Bus- und Rad-
verkehr im Zentrumsbereich bei eingeschränk-
ten Flächenreserven ließ es nicht immer zu,
separate Busspuren und den Radverkehrs-
mengen angemessene Radverkehrsanlagen zu
realisieren.

Beschreibung der Maßnahme
 Im Zentrumsbereich sind verschiedene Formen

von Sonderfahrstreifen für Bus- und Radver-
kehr realisiert worden. Neben 5,00 m breiten
Busspuren mit Freigabe für den Radverkehr
sind auch ca. 3,00 m breite Sonderfahrstreifen
für den Radverkehr eingerichtet worden, die für
den Busverkehr freigegeben wurden.

 Die Sonderfahrstreifen weisen für beide Ver-
kehrsarten hohe Bedeutung für die Anbindung
des Bahnhofs sowie der Innenstadt auf.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Stadt Münster hat die Einrichtung der

Sonderfahrstreifen mit der Vergabe einer Un-
tersuchung verbunden, die die Akzeptanz und
Wirkung der Maßnahme wissenschaftlich be-
gleiten sollte.

 Entsprechend dem Gutachten von 1995
konnten für die untersuchten Sonderfahrstrei-
fen im Streckenverlauf auch bei hoher Fre-
quentierung durch Radfahrer und Busse
keine häufigen Begegnungen nachgewiesen
werden, so dass die Beeinträchtigung der
einzelnen als gering einzustufen ist. Häufiger
wurden demgegenüber an signalisierten
Knotenpunkten sowie an Haltestellen Begeg-
nungen ermittelt.

 Das Gutachten kommt insgesamt zu dem
Schluss, dass sich der Einsatz von Sonder-
fahrstreifen mit Breiten zwischen 3.00 m und
3,25 m sowie mit Breiten um 5,00 m bewährt
hat, sofern bestimmte Rahmenbedingungen
beachtet werden. Demgegenüber werden
Sonderfahrstreifen mit einer Breite von mehr
als 3,25 m und weniger als 4,25 m nicht
empfohlen, da diese zu zu geringen Abstän-
den bei Überholvorgängen führen können.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Bei der Beachtung bestimmter Einsatzkrite-

rien haben sich Sonderfahrstreifen für Rad-
und Busverkehr bewährt.

 Die Anlage dieser Sonderfahrstreifen sollte
aber im Regelfall nur dann erwogen werden,
wenn eine vom MIV getrennte Führung beider
Verkehrsarten erforderlich ist und gleichzeitig
die anspruchsgerechte Anlage einer Busspur
und eines Radweges aufgrund der zur Verfü-
gung stehenden Querschnitte nicht möglich
ist.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 138

Nr. 10

Maßnahmentyp:
Verbesserungen auf Außerorts-

straßen
Radfahrstreifenmarkierung

Schmelzer Weg

Troisdorf

Ausgangssituation
 Der Schmelzer Weg verbindet die Ortsteile

Friedrich-Wilhelms-Hütte und Sieglar.
 Er hat einen DTV von 15.000 Kfz.
 Der Schmelzer Weg ist ein Zwangspunkt für

Radfahrer (Autobahnüberführung).
 Bedeutung für den Radverkehr hat er dabei

besonders als Hauptroute zur benachbarten
Gesamtschule.

Anlass und Zielsetzung
 Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit

des Radverkehrs (insbes. Schülerverkehr) wa-
ren dringend erforderlich, da der unbebaute
Streckenabschnitt im Bereich der Autobahn-
überführung viele Autofahrer zu überhöhten
Geschwindigkeiten verleitete.

 Ziel der durchgeführten Maßnahme war die
deutliche Reduzierung der Fahrgeschwindig-
keiten vom Kfz-Verkehr.

Beschreibung der Maßnahme
 Entgegen den einschlägigen Empfehlungen

(ERA 95) bezüglich nicht angebauter Außer-
ortsstraßen sind auf dem Schmelzer Weg
beidseitig Radfahrstreifen markiert worden.

 Hierzu mussten die Fahrstreifen für den Kfz-
Verkehr verschmälert werden.

 Die Radfahrstreifen sind durch einen weißen
Schmal- mit rotem Beistrich abmarkiert und
durch mehrere Piktogramme gekennzeichnet,
so dass die Kraftfahrer diese auch nicht für ei-
nen überfahrbaren Mehrzweckstreifen halten.

 Im Ortseingangsbereich von Sieglar wurde
eine durch Inseln baulich geschützte Über-
leitung der Radfahrstreifen in die enge Orts-
durchfahrt geschaffen; hierdurch entstand
gleichzeitig eine stark geschwindigkeits-
dämpfende Torsituation.

Erfahrungen und Wirkungen
 In Troisdorf hat man mit diesem nicht unum-

strittenen Projekt nur gute Erfahrungen ge-
macht.

 Die Radfahrstreifen werden von den Radfah-
rern gut angenommen und auch von den
Kraftfahrern akzeptiert.

 durch die Verengung der Fahrstreifen konnte
im Rahmen der Maßnahme gleichzeitig eine
Verringerung des Kfz-Geschwindigkeits Ni-
veaus erreicht werden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Durch die Separation und die erreichte Ge-

schwindigkeitsreduzierung im Außerortsbe-
reich und am Ortseingangsbereich Sieglar
konnte eine deutliche Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit für die Radfahrer erzielt wer-
den.

 Die Maßnahme hat sich von daher sehr gut
bewährt.

 Zudem hat die Stadt Troisdorf großen Mut
bewiesen, indem sie sich gegen die beste-
henden Empfehlungen für diese Maßnahme
entschieden hat.

 Die Leistungsfähigkeit für den Autoverkehr
blieb in vollem Umfang erhalten.
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Nr. 11

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Problem-

stellen:
Radweg in Unterführung

Krefeld

Ausgangssituation
 Die wichtige Stadtteilverbindung zwischen der

Krefelder Innenstadt und Benrad stadtaus-
wärts Richtung Forstwald ist durchschnitten
von einer DB-Trasse (auf Damm).

 Für die Querung in Richtung Südwesten steht
nur die Unterführung Gladbacher Straße zur
Verfügung.

 Die Unterführung ist in beide Richtungen für
den Kfz-Verkehr geöffnet und aufgrund der
Streckenführung (Kurve) nur sehr schwer ein-
zusehen.

 Der Radverkehr war an diesem Zwangspunkt
stark gefährdet, da Kraftfahrzeuge oft mit
überhöhter Geschwindigkeit fuhren und die
Unterführung aufgrund ihres engen Quer-
schnitts keinerlei Ausweichmöglichkeit bot.

Anlass und Zielsetzung
 Durch eine geeignete Maßnahme an diesem

Zwangspunkt sollte eine Regelung gefunden
werden, die zu einer Erhöhung der Radfahrer-
sicherheit beiträgt, einen fahrradfreundlichen
Netzschluss darstellt und weiterhin die Nut-
zung durch den Kfz-Verkehr in beiden Fahrt-
richtungen ermöglicht.

Beschreibung der Maßnahme
 Im Bereich der Unterführung Alte Gladbacher

Straße wurde einseitig ein Zweirichtungsrad-
weg mit einer Breite von 2 m gebaut.

 Der Kfz-Verkehr konnte aufgrund der geringen
verbleibenden Fahrbahnrestbreite (3 m) nicht
mehr ungeregelt im Begegnungsverkehr durch
die Unterführung geführt werden.

 Man hat sich daher für eine Lichtsignalanlage
entschieden, die die Kfz-Durchfahrt regelt, so
dass immer nur eine Fahrtrichtung freigege-
ben ist.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Maßnahme ist von allen Beteiligten gut

angenommen worden.
 Obwohl anfangs große Bedenken auf Seiten

der Autofahrer bestanden, hat sich die Ein-
richtung der Lichtsignalanlage bewährt.

 Das Kfz-Verkehrsaufkommen ist eher
schwach, so dass sich keine wesentlichen
Behinderungen für Autofahrer ergeben.

 Für den Radverkehr ermöglicht diese Lösung
die verkehrsunabhängige Durchfahrt ohne
Wartezeiten oder Behinderungen durch den
Autoverkehr.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die sehr aufwändige Änderung der Unterfüh-

rung hat sich aus Radfahrersicht absolut be-
währt.

 Die Stadt Krefeld hat mit der gewählten Lö-
sung sehr viel Mut bewiesen und – ganz im
Sinne des Förderprogramms - die Belange
des Fahrradverkehrs in den Mittelpunkt der
Überlegungen gestellt.

 Die Regelung hat den notwendigen Netz-
schluss geschaffen und gleichzeitig die Situ-
ation für den Radverkehr sicherer und über-
sichtlicher gestaltet.
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Nr. 12

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Problem-

stellen:
Schutzstreifen in Walburger Unter-

führung

Soest

Ausgangssituation
Die Walburger Unterführung ist sowohl für Fuß-
gänger als auch für den Radverkehr ein wichti-
ges Verbindungsstück zwischen Zentrum und
nördlichen Stadtteilen. Zudem wird sie in star-
kem Maß von Schülerverkehr genutzt. Auch im
Kfz-Verkehr ist sie mit 12.400 Kfz/Tag stark
belastet.
Die benachbarten Knoten sind ampelgeregelt.

Anlass und Zielsetzung
Die für Fußgänger und Radfahrer unbefriedi-
gende Situation sollte verbessert werden: Rad-
fahrer nutzten häufig die mit 1,25 m knapp be-
messenen Gehwege.

Beschreibung der Maßnahme
Die vorhandene Fläche wurde 1994 zugunsten
von Fußgängern und Radfahrern umverteilt.
Dies geschah durch eine Verbreiterung der
Gehwege auf 1,50 m und das Anlegen von
1,15 m breiten Schutzstreifen. Deren Maße lie-
gen, genauso wie die der verbleibenden Rest-
fahrbahn mit einer Breite von 4,35 m, unterhalb
der Mindestmaße nach VwV-StVO.
An der Lichtsignalanlage Richtung Innenstadt
wurde zusätzlich ein aufgeweiteter Radaufstell-
streifen markiert.
Die Maßnahme wurde aus Unterhaltungsmitteln
des Straßenbauamtes finanziert. Die Kosten für
die Markierung der Schutzstreifen beliefen sich
auf 25.000 DM; die nachträgliche Roteinfär-
bung der Radverkehrsführung im benachbarten
Knoten kostete weitere 7.000 DM.

Erfahrungen und Wirkungen
Nach aktuellen Zählungen wird der Schutz-
streifen von rund drei Viertel der Radfahrer
genutzt, während 13 % auf der Fahrbahn er-
fasst wurden; der Rest nutzt den Gehweg.
Die Maßnahme stellt keine stärkere Beein-
trächtigung des Kfz-Verkehrs dar, da trotz ei-
nes Straßenquerschnitts unterhalb der Richtli-
nien Radfahrer von Pkw überholt werden kön-
nen.
Einzig im Bereich der Anschlussknoten kam
es teilweise zu Problemen. Durch Nachbesse-
rungen (u. a. aufgeweiteter Radaufstellstrei-
fen) konnten diese Probleme entschärft wer-
den.
Seit der Komplettierung durch die Roteinfär-
bung im benachbarten Knoten hat es keine
Unfälle mehr gegeben. Vorher gab es hier
einzelne knotenbezogene Unfälle mit Beteili-
gung von Radfahrern.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Durch die Umgestaltung der Walburger Un-
terführung ist die Anbindung der nördlichen
Stadtteile an das Zentrum für den Rad- und
Fußverkehr verbessert worden.
Obwohl die Lösung die Regelmaße der VwV-
StVO unterschreitet, hat sie sich als Engstel-
lenlösung bewährt.
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Nr. 13

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Problem-

stellen:
Rampen an vorhandenem Fußgän-

gertunnel

Unna

Ausgangssituation
 Das Stadtgebiet wurde durch mehrere Bahn-

strecken und den mehrstreifigen Innenstadtring
stark zerschnitten. Diese Barrieren sind nur an
wenigen Stellen zu über- bzw. unterqueren.

 Eine potenzielle Radverkehrsverbindung zwi-
schen dem Zentrum und den nördlichen Orts-
teilen war dadurch nicht nutzbar.

 Die einzige Verbindung war eine Fußgänger-
unterführung mit beidseitiger steiler Treppen-
anlage.

 Die Unterführung war dunkel und unansehnlich.

Anlass und Zielsetzung
 Im Rahmen der Maßnahmen zur Verbesserung

des Wohnumfeldes im Innenstadtbereich sollte
eine durchgängig befahrbare Radwegeverbin-
dung von der Innenstadt in Richtung Norden
entstehen.

 Die Bahnunterführung sollte radfahrer- und be-
hindertengerecht ausgebaut werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Beiderseits der Unterführung wurden an Stelle

der Treppenanlagen neue 4 m breite Rampen
angelegt.

 Richtung Norden ist die Rampe mit einer Stei-
gung von 8 % geradlinig, Richtung Süden ist
die Rampe auf einer Länge von ca. 50 m ge-
wendelt. Um Umwege für Fußgänger zu ver-
meiden, ist für sie eine eigenständige Treppen-
anlage eingerichtet worden. Die Gesamtkosten
betrugen 700.000 DM. Die Höhe der Kosten hat
nicht zu Diskussionen geführt, da die Notwen-
digkeit allgemein anerkannt wurde.

 Mit der Erweiterung der Zugänge ist die Unter-
führung deutlich heller als vorher.

 Um die Attraktivität der Anlage weiter zu erhö-
hen, wurde 1998 eine "Tunnelgalerie" einge-
richtet, in der verschiedene Ausstellungen,
z. B. von der örtlichen Jugendkunstschule,
stattfinden.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Umgestaltung der Unterführung hat so-

wohl die Rad- als auch die Fußverbindung
der nördlichen Ortsteile zur Innenstadt erheb-
lich attraktiviert.

 Die neue Radverkehrsverbindung wird von
der Bevölkerung gut angenommen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Mit der Umgestaltung hat die Unterführung

nicht nur an Attraktivität gewonnen. Auch das
subjektive Sicherheitsempfinden ist durch die
angenehmere und hellere Atmosphäre ge-
steigert worden.

 Um massive Barrieren zu überwinden, kön-
nen auch hohe Investitionen gerechtfertigt
sein.
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Nr. 14

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Knoten-

punkten:
Markierungen Ursulaplatz (Frank-

furter Straße/Römerstraße)

Troisdorf

Ausgangssituation
 Die Frankfurter Straße ist eine hochbelastete

innerstädtische Bundesstraße (1988: 25.000
Kfz/24 h) mit taktdichtem Busverkehr.

 Sie ist die Troisdorfer "Hauptstraße" und vor
allem eine wichtige Schulwegroute.

 Im Radverkehrsnetzplan ist die Frankfurter
Straße als Achse mit Hauptverbindungsfunk-
tion charakterisiert und die Römerstraße als
Achse mit Nebenverbindungs- und Sammel-
funktion eingeordnet.

 Die Kreuzung Frankfurter Straße/Römerstraße
ist eine der verkehrsreichsten Kreuzungen in
Troisdorf.

 Die Radfahrer hatten innerhalb des Knoten-
punktes keinerlei Führung.

Anlass und Zielsetzung
 Ziel war, die Radfahrer auf der Fahrbahn si-

cher über den Knotenpunkt zu führen.
 Dabei mussten für die verschiedenen Rich-

tungsspuren unterschiedliche Lösungen ge-
funden werden.

 Die Stadt Troisdorf wollte auch auf einer stark
befahrenen Bundesstraße fahrradfreundliche
Lösungen aufzeigen und verdeutlichen, dass
mit Markierungsmaßnahmen Platz und Sicher-
heit für den Radverkehr gewonnen werden
kann.

Beschreibung der Maßnahme
 An der Kreuzung Frankfurter Straße/Römer-

straße sind die verschiedensten. Markierungs-
elemente eingesetzt worden.

 Für den geradeausfahrenden Radverkehr wur-
den beidseitig geradlinig geführte Radfahr-
streifen markiert.

 Für den Geradeaus- und Linksabbiegeverkehr
von der Römerstraße wurde ein aufgeweiteter
Radfahraufstellstreifen markiert.

 Für den Linksabbiegeverkehr von der Frank-
furter Straße in die Römerstraße hat man ei-
gene Abbiegespuren für den Radverkehr mar-
kiert, die gegenüber den Pkw-Spuren vorgezo-
gen sind.

 Auf der anderen Seite hat man eine Velowei-
che markiert, die die geradeaus und rechts
abbiegenden Radfahrer trennt und die rechts
abbiegenden Autos gleich dahinter auf einer
stark verkürzten Konfliktfläche die Gerade-
ausspur für Radfahrer queren lässt.

 Zur Verbesserung der Sicherheit wurde an
der Veloweiche der Teil des Angebotsstrei-
fens rot eingefärbt, der von rechtsabbiegen-
den Kfz beim Abbiegen überfahren wird.

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch die Markierungen sind die Spuren für

den Kfz-Verkehr geringfügig schmaler ge-
worden, sie ermöglichen aber immer noch
problemlose Begegnungen von zwei Lkw
oder Bussen.

 Dennoch haben die Markierungen zu einer
Geschwindigkeitsreduzierung beigetragen,
die sowohl für die Radfahrer, besonders im
Kreuzungsbereich, aber auch für die Fuß-
gänger und vor allem die Anwohner der
Frankfurter Straße positiv sind.

 Von den Radfahrern wurden die neuen Mar-
kierungen gut angenommen und auch das
subjektive Gefühl der Radfahrer hat sich ver-
bessert.

 Abschnittsweise zu beobachtendes "einhüfti-
ges" Falschparken auf dem Radfahrstreifen
konnte durch Aufsatzborde ("Drachen-
zähne") vollständig unterbunden werden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Stadt Troisdorf hat an dieser Kreuzung

konsequent eine fahrradfreundliche Gestal-
tung umgesetzt.

 Damit wurde erstmals aufgezeigt, dass auch
auf hochbelasteten Hauptverkehrsstraßen
separate Linksabbiegespuren für den Rad-
verkehr möglich sind.

 Die verschiedenen Gestaltungs- und Markie-
rungselemente sind sinnvoll eingesetzt wor-
den und haben zur Erhöhung der Sicherheit
aber auch der Attraktivität des Radverkehrs
in Troisdorf entscheidend beigetragen.
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Nr. 15

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Knoten-

punkten:
Linksabbieger Steinstraße

Pulheim

Ausgangssituation
 Für Radfahrer, die aus den südöstlichen

Wohngebieten kommen und in Richtung
Geyen auf die Rathausstraße abbiegen wol-
len, ergaben sich Probleme beim Linksabbie-
gen, da sie den linksliegenden einseitigen
Zweirichtungsradweg auf der Rathausstraße
nur schwer erreichen konnten.

Anlass und Zielsetzung
 Aufgrund der schwierigen Abbiegesituation

war die Sicherheit für die Radfahrer nicht mehr
gewährleistet.

 Ziel war es daher eine Lösung zu finden, die
den abbiegenden Radfahrern ausreichende
Sicherheit gewährleistet und somit die zwi-
schenörtliche Verbindung Pulheim - Geyen für
Radfahrer attraktiv gestaltet.

Beschreibung der Maßnahme
 Auf der Steinstraße sind Schutzstreifen ab-

markiert, die den geradeausfahrenden Rad-
verkehr sicher über die Kreuzung führen.

 Für die Radfahrer, die links in die Rathaus-
straße abbiegen, ist eine eigene Linksabbie-
gespur eingerichtet worden.

 Diese Linksabbiegespur wird nach vorne und
hinten baulich durch zwei kleine Verkehrsin-
seln geschützt und dient den Radfahrern auch
als Aufstellfläche.

 Geregelt wird das Abbiegen der Radfahrer
durch eine eigene Radfahrerampel.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Maßnahme ermöglicht einen wesentlich

einfacheren und sichereren Ablauf des
Linksabbiegens.

 Die Aufstellfläche zwischen den Verkehrsin-
seln gibt den Radfahrern Raum für ge-
schütztes Abwarten ihrer Grünphase.

 Die eigene Radfahrerampel gewährleistet
sicheres Abbiegen auch für ungeübte Rad-
fahrer und Kinder.

 Die Maßnahme wird auch von den Autofah-
rern beachtet.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Maßnahme hat sich gut bewährt und

wird von den Radfahrern auch gerne ange-
nommen.

 Die Stadt Pulheim hat hier eine eigenstän-
dige, den Problemen angepasste Lösung er-
arbeitet.

 Sie hat hier eine Lösung umgesetzt, mit der
die Radverkehrsführung im Fahrbahnraum
mit einem auf gleicher Seite beginnenden
einseitigen Zweirichtungsradweg fahrrad-
freundlich verknüpft werden können.
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Nr. 16

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Knoten-

punkten:
Diagonalquerung

Soest

Ausgangssituation

 An einem vierarmigen signalisierten Knoten-
punkt (DTV 15.000) endet der rechtsseitige
Radweg und wird auf der diagonal gegenüber-
liegenden Seite als Zweirichtungsradweg fort-
geführt.

 Geradeausfahrende Radfahrer mussten im
Knoten aufgrund indirekter Führung doppelte
Wartezeiten akzeptieren.

Anlass und Zielsetzung

 Der Radverkehr sollte möglichst sicher und
schnell den Knoten queren können.

Beschreibung der Maßnahme

 Der Radverkehr wird diagonal über den Knoten
geführt.

 Er erhält eine eigene Signalphase, so dass die
Wartezeit maximal eine Umlaufzeit beträgt.

 Die Diagonalquerung ist nicht über den ge-
samten Knotenpunkt markiert, damit der Rad-
verkehr bei Ausfall der Signalanlage nicht dia-
gonal über den Knoten fährt, sondern die Fuß-
gängerfurten nutzt.

Erfahrungen und Wirkungen

 Nachteilige Wirkungen sind nicht bekannt
geworden.

 Im Zusammenhang mit der Diagonalquerung
ist kein Unfall an diesem Knotenpunkt be-
kannt geworden.

Schlussfolgerungen und Bewertung

 Für den Radverkehr ist diese Lösung auf-
grund des Zeitvorteils erheblich attraktiver als
die Querung über die Fußgängerfurten.
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Nr. 17

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Knoten-

punkten:
Doetschstraße (Kennedybrücke)

Bonn

Ausgangssituation
 Die Kennedybrücke ist in Bonn der Zwangs-

punkt für Radfahrer, wenn der Rhein überquert
werden soll (wichtigste Rheinbrücke; starker
Radverkehr).

 Der Radverkehr in Richtung Bonn-Innenstadt
hat häufig eine relativ hohe Geschwindigkeit,
da er von der Brückenrampe kommt.

Anlass und Zielsetzung
 Probleme zwischen Rad- und Autofahrern gab

es auf linksrheinischer Seite vor allem an der
Einmündung Doetschstraße (unmittelbar am
Brückenrampenende), da hier rechtsabbie-
gende Autofahrer den Vorrang der geradeaus-
fahrenden Radfahrer nicht beachtet haben.

 Ziel war es daher, die Sicherheit für den Rad-
verkehr gegenüber den zügig rechtsabbiegen-
den Kfz zu erhöhen.

 Abbiegenden Autofahrern soll die bevorrech-
tigte Radwegeführung verdeutlicht werden.

 Gleichzeitig soll der Radverkehr von dem se-
paraten Radweg wieder zurück auf die Fahr-
bahn (Radfahrstreifen) geführt werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Für den geradeaus fahrenden Radverkehr

wurde eine eingefärbte Furt markiert, die die
Radfahrer vom Radweg der Brücke auf einen
Radfahrstreifen führt.

 Später wurde oberhalb der Einmündung
Doetschstraße auf dem Radweg eine Induk-
tionsschleife eingesetzt, die beim Überfahren
durch Radfahrer zwei Gelbblinker in Betrieb
setzt (ein Blinker vor der Einmündung, ein
Blinker auf dem Fahrbahnteiler in der Ein-
mündung).

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Markierung allein konnte Unfälle an die-

ser Stelle nicht ganz verhindern.
 Durch den Einsatz des Blinklichts konnte die

Aufmerksamkeit der Autofahrer nochmals
erhöht werden und somit die Sicherheit für
die Radfahrer deutlich verbessert werden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Kombination der Maßnahmen hat sich

aus Sicht der Stadt gut bewährt.
 Die durchgeführten Maßnahmen sind relativ

einfach umzusetzen, entschärfen die Prob-
lemlage deutlich und haben sich somit be-
währt.

 Da in Bonn die flächige Markierung von
Furten nur an wenigen, besonders proble-
matischen Punkten erfolgt, bleibt die Warn-
wirkung erhalten.

 Ähnliches gilt für die bedarfgesteuerte Be-
triebsweise des Blinksignals, wodurch die
Warnwirkung erhöht wird, und der Gewöh-
nungseffekt von Dauerblinkanlagen entfällt.
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Nr. 18

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Knoten-

punkten:
Aufgeweiteter Radfahraufstell-

streifen mit Grünvorlauf

Brühl

Ausgangssituation
 Im Knotenpunkt Uhlstraße/Liblarer

Straße/Pingsdorfer Straße sind sowohl das
Kraftfahrzeugaufkommen als auch das Rad-
verkehrsaufkommen relativ hoch.

Anlass und Zielsetzung
 Aufgrund des hohen Kfz-Aufkommens war das

Linksabbiegen für Radfahrer teilweise etwas
schwierig.

 Daher sollte eine Möglichkeit zum Linksabbie-
gen geschaffen werden, bei der sich die Rad-
fahrer im Sichtfeld der Autofahrer befinden
und so sicher abbiegen können.

Beschreibung der Maßnahme
 In den beiden Zufahrten mit Linksabbiegebe-

ziehung wurde eine aufgeweitete Radfahrauf-
stellfläche markiert, bei der sich die linksab-
biegenden Radfahrer bei rot vor den Autos
aufstellen können.

 Weiterhin wurde je ein zusätzliches Radfahrer-
signal installiert, bei dem die Radfahrer einen
Zeitvorsprung von zwei Sekunden erhalten.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Maßnahme wird von Radfahrern und

Autofahrern gleichermaßen gut angenom-
men.

 Der Komfort für Radfahrer wurde verbessert,
da bis direkt an die Haltelinie herangefahren
werden kann und es nicht mehr erforderlich
ist, hinter den Auspuffrohren der Autos zu
warten.

 Durch den Zeitvorsprung können Radfahrer
vom Autoverkehr unbehelligt bei grün starten
und sicher links abbiegen.

 Leistungsfähigkeitsprobleme für den Auto-
verkehr treten nicht auf, da auch mehrere
Radfahrer zügig im Pulk räumen können.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Maßnahme hat sich bewährt.
 Dennoch muss in jedem Einzelfall geprüft

werden, ob die Einsatzkriterien erfüllt sind.
 Besonders hohe Wirksamkeit verspricht die

Maßnahme an Stellen mit pulkartig auftre-
tendem Radverkehr, also insbesondere im
Umfeld weiterführender Schulen.
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Nr. 19

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Knoten-

punkten:
Lichtsignalanlage mit Detektor für
Sofortanforderung für Radverkehr

Soest

Ausgangssituation
Eine Veloroute kreuzt eine Hauptverkehrs-
straße (DTV 8.500).
Der Fuß- und Radweg ist für den Kfz-Verkehr
nicht einsehbar.

Anlass und Zielsetzung
Dem Geh- und Radverkehr sollte eine
schnellstmögliche Überquerung der kreuzen-
den Straße ermöglicht werden.
Kfz sollten nicht unnötig warten.

Beschreibung der Maßnahme
Im ersten Schritt waren sowohl die Lichtsignal-
anlagen für den Fuß- und Radverkehr als auch
die Lichtsignalanlagen für den Kfz-Verkehr auf
"Rot" gestellt, wenn keine Anforderung bestand
("Alles Rot - Sofort Grün").
Sowohl in das Pflaster des Geh- und Radwe-
ges als auch in die querende Fahrbahn wurden
Induktionsschleifen eingebaut, so dass sowohl
der Radverkehr als auch der Kfz-Verkehr sofort
"Grün" erhielt.

Erfahrungen und Wirkungen
Der Radverkehr konnte bei mäßiger Geschwin-
digkeit ohne Anhalten die Hauptverkehrsstraße
queren.
Es kam zu zwei Unfällen, weil Autofahrer das
Rotlicht missachteten: sie hatten sich daran
gewöhnt, dass nach ihrer Anforderung das Sig-
nal regelmäßig auf Grün schaltete, in diesen
Fällen blieb es aber Rot, da auch Radfahrer
Grün angefordert hatten.

Das Signalprogramm wurde nachträglich an-
gepasst: jetzt zeigt es Dauergrün für Kfz,
schaltet aber auf Anforderung so frühzeitig
auf Grün für Radfahrer, dass für diese keine
Einbuße gegenüber der vorherigen Schaltung
besteht.
Fahren mehrere Radfahrer hintereinander,
verlängert sich deren Grünphase entspre-
chend.
Seit der Änderung ist ein Unfall bekannt ge-
worden, bei dem ein Radfahrer schwer ver-
letzt wurde. Der Autofahrer hat das Rotlicht
missachtet.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Die Schaltung ermöglicht allen Verkehrsteil-
nehmern ein zügiges Überqueren ohne lange
Wartezeiten.
Wegen der ungünstigen Sichtverhältnisse ist
jedoch der Standort kritisch zu betrachten:
bei geringer Zahl von überquerenden Fuß-
gängern und Radfahrern besteht die grund-
sätzliche Gefahr einer geringeren Akzeptanz
durch den Kfz-Verkehr, was bei fehlenden
Blickbeziehungen besonders gefahrenträch-
tig ist.
In diesem konkreten Fall sind Untersuchun-
gen sinnvoll, ob - ggf. zu bestimmten Tages-
zeiten - eine so geringe Akzeptanz vorhan-
den ist, dass eine "normale" Anforderungs-
schaltung sicherer ist, da der Radverkehr im
Sichtfeld der Kraftfahrer halten muss.
Die Einsatzkriterien für eine solche Regelung
bedürfen einer genauen Einzelfallprüfung, da
bei unübersichtlichen Knotenpunkten auch
ein Risiko in der fehlenden Akzeptanz der
Sperrzeit durch Kraftfahrer liegen kann.
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Nr. 20

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung an Knoten-

punkten:
Grüner Pfeil für Radverkehr

Lünen

Ausgangssituation
Radfahrer müssen an Lichtsignalanlagen häufig
warten, obwohl ein Rechtsabbiegen unter Be-
achtung der Vorfahrt in vielen Fällen auch au-
ßerhalb der Signalisierung möglich wäre. Dies
ist insbesondere dann der Fall, wenn der Rad-
verkehr auf einem Radweg oder Radfahrstrei-
fen weitergeführt wird. In diesem Fall können
nur Konflikte mit Fußgängern oder geradeaus-
fahrenden Radfahrern auftreten, die auch an
anderen Knoten ohne Lichtsignalanlage gere-
gelt werden.

Anlass und Zielsetzung
Dem Radverkehr sollte die Möglichkeit gege-
ben werden, legal rechts abzubiegen, wenn
dies nicht zu Konflikten mit anderen Ver-
kehrsteilnehmern führen kann.
Auf aufwendige bauliche oder markierungs-
technische Maßnahmen sollte dabei verzichtet
werden.

Beschreibung der Maßnahme
Neben dem Signalgeber ist ein Schild mit ei-
nem grünen Pfeil angebracht worden, mit dem
Hinweis nur für Radfahrer (als Piktogramm).

Erfahrungen und Wirkungen
Der grüne Pfeil wird bei Rotlicht regelmäßig in
der vorgesehenen Weise genutzt.
Konflikte oder Unfälle sind nicht bekannt ge-
worden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Bei entsprechenden Verkehrsverhältnissen
kann die Verwendung des grünen Pfeils als
wirksame und zugleich kostengünstige Maß-
nahme empfohlen werden.
Die Länge der Rotphase ist dabei weniger
bedeutend; allerdings wird der zeitliche Vorteil
für den Radverkehr bei längeren Sperrzeiten
besonders deutlich.
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Nr. 21

Maßnahmentyp:
Verbesserungen an Knoten-

punkten:
Radverkehrsführung an

Lichtsignalanlagen

Münster

Ausgangssituation
Im Laufe der Jahre haben sich in Münster ent-
sprechend der verschiedenen sich weiter entwi-
ckelnden Richtlinien eine Vielzahl von Signali-
sierungsformen herausgebildet. Mitunter steht
dies der Begreifbarkeit entgegen wodurch die
Akzeptanz der Signalsteuerung beeinträchtigt
werden kann.
Die Führung des Radverkehrs an Knotenpunk-
ten erhält in Münster aufgrund des ausgespro-
chen hohen Radverkehrsanteils eine beson-
dere Bedeutung, da es immer wieder zu Kapa-
zitätsproblemen kommt, z. B. weil die Aufstell-
flächen nur begrenzt sind.

Anlass und Zielsetzung
Einige ältere Radverkehrsführungen entspre-
chen nicht dem aktuellen Erkenntnisstand einer
konfliktfreien und attraktiven Radverkehrsfüh-
rung bzw. der StVO-Novelle von 1997.
Der Radverkehr soll an Knotenpunkten sicher,
konfliktfrei und attraktiv geführt werden.
Die verschiedenen Regelungen sollen dem
heutigen Kenntnisstand angeglichen und durch
einheitlichere Regelungen für den Radfahrer
begreifbarer gemacht werden.
Die angestrebten Führungsformen sollen dem
hohen Radverkehrsaufkommen gerecht wer-
den, so dass der Aspekt der Leistungsfähigkeit
auch aus Radverkehrssicht zu überprüfen ist.

Beschreibung der Maßnahme
In Münster kommen verschiedene Führungs-
formen an Knotenpunkten zum Einsatz.
Bei der Signalisierung wird der Radverkehr
häufig durch eigene Radfahrersignale und Vor-
laufzeiten gegenüber dem parallel geführten
Kfz-Verkehr berücksichtigt.
Um aufgeweitete Radaufstellstreifen einrichten
zu können, werden vielfach die Haltlinien für
den Kfz-Verkehr zurückverlegt, so dass der
Radfahrer den Knoten sicher vor dem Kfz-Ver-
kehr queren kann.
An Knotenpunkten mit Radwegen, starken
linksabbiegenden bzw. geradeausfahrenden
Radverkehrsströmen und starkem Kfz-Auf-
kommen werden Radfahrerschleusen angelegt.

Für rechtsabbiegende Radfahrer gibt es ver-
schiedene Lösungen: Teilweise sind sie in
die Signalisierung für den geradeausfahren-
den Radfahrer integriert, teilweise haben sie
eine eigene Signalisierung oder werden ganz
von der Signalisierung ausgenommen und
können unter Beachtung der Vorfahrt frei
fahren.

Erfahrungen und Wirkungen
Eine begleitende Studie zur Signalisierung
des Radverkehrs (PGV: "Optimierung für den
Radverkehr an Lichtsignalanlagen", 1996) hat
die bestehenden Führungsformen hinsichtlich
Sicherheit, Akzeptanz sowie rechtlicher Rah-
menbedingungen analysiert und daraus eine
überschaubare Anzahl von Grundformen der
Radverkehrsführung entwickelt, die bei den
anstehenden Planungen signalisierter Knoten
zum Einsatz kommen, sofern sie mit der
StVO-Novelle von 1997 vereinbar sind.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Für die Planungen in Münster stehen der Si-
cherheitsaspekt und ein zügiger Radverkehrs-
fluss neben den Ansprüchen für den Kfz-Ver-
kehr im Vordergrund.
Die angestrebte Vereinheitlichung der Füh-
rungsformen kommt aufgrund einer besseren
Begreifbarkeit auch der Verkehrssicherheit
zugute.
Viele der Regelungen wie sie in Münster zum
Einsatz kommen, sind besonders gut geeig-
net, um auch große Radverkehrsmengen si-
cher und komfortabel zu führen. Hierzu zäh-
len z. B. die Führung des rechtsabbiegenden
Radverkehrs. Durch die Herausnahme die-
ser Ströme aus der Signalisierung bzw. den
verlängerten Freigabezeiten wird die Zahl
der wartenden Radfahrer während einer
Umlaufzeit reduziert.
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Nr. 22

Maßnahmentyp:
Verbesserungen auf verkehrs-

armen Straßen:
Fahrradstraßen in Einbahnstraßen

Krefeld

Ausgangssituation
 Die Krefelder Innenstadt (insbesondere die

Fußgängerzone) ist von einem relativ engen
Netz von Einbahnstraßen umgeben.

 Diese Einbahnstraßen stellen für den Radver-
kehr große Barrieren dar und zwingen ihn zu
langen Umwegfahrten.

 Grundsätzlich lässt sich sagen, dass Einbahn-
straßen den Radverkehr besonders im unter-
geordneten Straßennetz auch flächenhaft er-
schweren.

Anlass und Zielsetzung
 Durch die Öffnung der Einbahnstraßen für den

Radverkehr in Gegenrichtung sollte der unmit-
telbare Innenstadtbereich für den Radverkehr
deutlich durchlässiger gestaltet werden.

 Die gleichzeitige Umwandlung der Straßen in
Fahrradstraßen sollte die Bedeutung der Stre-
cken für den Radverkehr hervorheben und
diese gegenüber dem Autoverkehr bevorrech-
tigen.

Beschreibung der Maßnahme
 Die Einbahnstraßen sind durchgehend für ge-

genläufigen Radverkehr geöffnet worden.
 Die Einbahnstraßen verlaufen dabei für den

Kfz-Verkehr mit wechselnden Richtungen, so
dass Durchgangsverkehr fast gänzlich ausge-
schlossen werden kann (Netzsperre).

 Die geöffneten Einbahnstraßen wurden gleich-
zeitig zu Fahrradstraßen umgewandelt.

 In den Kreuzungsbereichen wurden dabei rot
eingefärbte Schutzstreifen und für den Rad-
verkehr in "Gegenrichtung" Radfahrstreifen
markiert.

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch die beschriebene Umsetzung der

Maßnahme konnte für den Radverkehr die
Netzdurchlässigkeit erheblich verbessert
werden.

 Der Kfz-Verkehr beschränkt sich fast aus-
schließlich auf Anliegerverkehr, so dass die
Belastungen für die Anwohner deutlich ge-
senkt werden konnten.

 Die Mehrheit der Kraftfahrer respektiert den
Vorrang des Radverkehrs, insbesondere
auch bezüglich der "mäßigen Geschwindig-
keit".

 Für den Radverkehr besteht nun eine direkte
und attraktive Verbindung um die Fußgän-
gerzone herum.

 Das Kosten-Nutzen-Verhältnis ist günstig.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Maßnahme hat sich in ihrer Ausgestal-

tung gut bewährt.
 Sie wird von allen Verkehrsteilnehmern an-

genommen und bedeutet gleichzeitig eine
gewisse Beruhigung des Kfz-Verkehrs im In-
nenstadtbereich.
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Nr. 23

Maßnahmentyp:
Radverkehrsführung auf verkehrs-

armen Straßen:
Öffnung von Einbahnstraßen

Soest

Ausgangssituation
 Aufgrund des historischen Stadtkerns und der

dadurch bedingten schmalen Straßenquer-
schnitte weist die Innenstadt eine hohe Anzahl
von Einbahnstraßen auf.

 Aus diesem Grund mussten Radfahrer Um-
wege in Kauf nehmen bzw. befuhren sie die
Einbahnstraßen unerlaubt entgegen der Fahrt-
richtung.

Anlass und Zielsetzung
 Die gesamte Innenstadt sollte verkehrsberuhigt

werden.
 Die Durchlässigkeit der Innenstadt sollte für

den Radverkehr erhöht werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Bereits auf Grundlage des Radwegeplans von

1986 wurden einige Einbahnstraßen als un-
echte Einbahnstraßen für den Radverkehr in
Gegenrichtung geöffnet.

 Zudem wurden in einigen Einbahnstraßen
Radfahrstreifen mit Piktogrammen entgegen
der Fahrtrichtung markiert, um den Kfz-Verkehr
auf den gegengerichteten Radverkehr hinzu-
weisen.

 Auf Grundlage der novellierten StVO von 1997
wurden weitere fünf Einbahnstraßen geöffnet.

 Insgesamt wurden inzwischen 50 Einbahnstra-
ßen für den Radverkehr geöffnet.

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch die Öffnung der Einbahnstraßen wurde

die Innenstadt insgesamt für den Radverkehr
durchlässiger, was einen Attraktivitätsgewinn
bedeutet.

 Die anfangs - u. a. von einem Automobilclub -
befürchtete zusätzliche Gefährdung der Rad-
fahrer ist nicht eingetreten. Es ist kein einziger
Unfall bekannt geworden, der auf das Fahren
entgegen der Einbahnrichtung auf der Fahr-
bahn zurückgeführt werden kann.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Durch die Öffnung der Einbahnstraßen wurde

das Radverkehrsnetz in Soest wesentlich
dichter.

 Die Öffnung von Einbahnstraßen ist bei ge-
nauer Überprüfung der Einsatzkriterien eine
kostengünstige und schnell zu realisierende
Maßnahme, die zu einer wesentlichen Attrak-
tivitätssteigerung beiträgt und sich auch unter
dem Sicherheitsaspekt bewährt hat.

 Durch die StVO-Novelle von 1997 war die
Öffnung von Einbahnstraßen für Radfahrer
als auf 3 Jahre befristeter Modellversuch
bundesweit geregelt. Eine unbefristete Auf-
nahme in die StVO ist aufgrund bundeswei-
ter positiver Erfahrungen mit dieser Rege-
lung vorgesehen.
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Nr. 24

Maßnahmentyp:
Verbesserungen auf verkehrs-

armen Straßen:
Fahrradstraße: Bussardweg

Pulheim

Ausgangssituation
 Der Bussardweg ist für den Schülerverkehr

zum Schulzentrum "Hackenbroicher Straße"
eine wichtige Fahrradroute.

 Der Bussardweg ist eine vor allem vom Fahr-
radverkehr genutzte innerstädtische Verbin-
dung zum Schulzentrum "Hackenbroicher
Straße".

Anlass und Zielsetzung
 Durch die Umwandlung des Bussardweges in

eine Fahrradstraße soll der Fahrradverkehr
gegenüber dem Autoverkehr bevorrechtigt
werden.

 Durch die Einrichtung der Fahrradstraße soll
der Bedeutung der Straße als Hauptroute des
Schülerradverkehrs Rechnung getragen wer-
den und eine leistungsfähige, den Schülerrad-
verkehrsspitzen angemessene Radverkehrs-
anlage geschaffen werden.

 Ziel ist die Erhöhung der Verkehrssicherheit
durch langsameres und gleichmäßigeres Fah-
ren und bedingt durch die niedrigeren Autoge-
schwindigkeiten die Reduzierung von Emissio-
nen.

 Gleichzeitig sieht man durch die Einrichtung
von Fahrradstraßen die Möglichkeit, den Stra-
ßenraum wieder als Lebensraum für alle Bür-
ger zu gewinnen.

Beschreibung der Maßnahme
 Der Bussardweg wurde in eine Fahrradstraße

umgewandelt, die den Radverkehr direkt aus
dem öffentlichen Straßenraum auf den Schul-
hof des Schulzentrums führt.

 Für die Fahrradfahrer bedeutet dies, dass sie
die Geschwindigkeit bestimmen und neben-
einander fahren dürfen.

 Für den Kfz-Verkehr ändert sich an den Fahrt-
beziehungen nichts, die Autofahrer müssen
ihre Geschwindigkeit aber den Radfahrern an-
passen.

 Beim Bussardweg wird die Fahrbahn durch
Markierungen optisch eingeengt, dem Fahr-
zeugverkehr steht dann noch eine Fahr-
bahnbreite von 3,80 m zur Verfügung sowie
rechts und links ein Sicherheitsstreifen von
jeweils 0,75 m, der im Begegnungsfall von
zwei Autos überfahren werden kann.

Erfahrungen und Wirkungen
 Grundsätzlich ist die Eröffnung der Fahrrad-

straßen bei den Bürgern in Pulheim auf po-
sitive Resonanz gestoßen.

 Die Eröffnung der Fahrradstraße "Bussard-
weg" hat vor allem für den Schülerradver-
kehr mehr Sicherheit und Komfort gebracht.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Durch die Eröffnung der Fahrradstraße ist

eine einfache, sichere und finanziell tragbare
Lösung für den Radverkehr am Schulzent-
rum "Hackenbroicher Straße" gefunden wor-
den.

 Durch die Fahrradstraße können hohe Rad-
verkehrsmengen sicher und attraktiv bewäl-
tigt werden, ohne dass der Kfz-Verkehr stär-
ker beeinträchtigt wird.

 Vor allem aufgrund der öffentlichen Zustim-
mung für die Maßnahme hat sich die Fahr-
radstraße "Bussardweg" bewährt.
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Themenkomplex 2

2 VEKNÜPFUNG MIT ANDEREN VERKEHRSMITTELN

2.1 Bike & Ride

25. Abstellanlage am Bahnhof (Brühl)

26. Fahrradboxen an S-Bahnhöfen (Essen)

27. Mobilstationen (Münster)

2.2 Fahrradstation

28. Radstation am Hauptbahnhof (Hamm)

29. Fahrradstationen und Fahrradwachen Landkreis Unna (Lünen, Unna)

2.3 Fahrradmitnahme

30. Fahrradbeförderung im VRS und VRR (VRS/VRR-Verbundräume)

31. Fahrradbeförderung bei ASEAG und AVV (Aachen)
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Nr. 25

Maßnahmentyp:
Bike & Ride:

Abstellanlage am Bahnhof

Brühl

Ausgangssituation
 Bereits vor 1994 gab es am DB-Bahnhof in

Brühl Fahrradabstellanlagen, die allerdings
weder qualitativ und quantitativ noch gestalte-
risch zufriedenstellend waren.

Anlass und Zielsetzung
 Anlass der Überlegungen war es, die alte An-

lage durch eine funktionelle und attraktive
Bike & Ride-Anlage in Brühl zu ersetzen.

 Als Einzelbaustein der Radverkehrsförderung
sollte eine bessere und benutzerfreundlichere
Verknüpfung von Fahrrad und ÖPNV erreicht
werden.

 Besonders für Langzeitparker sollten am
Bahnhof funktionale Abstellanlagen geschaf-
fen werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Insgesamt wurden am Brühler Bahnhof durch

die Neugestaltung 179 Fahrradabstellplätze
geschaffen (96 überdachte Ständer, 48 Stän-
der ohne Überdachung und 35 Fahrradboxen).

 Die Bike & Ride-Anlage liegt in unmittelbarer
Nähe zu den Gleisaufgängen und ist über eine
sichere und attraktive Radverkehrsanbindung
von der Innenstadt aus zu erreichen.

 Die Abstellanlage ist durch eine Überdachung
vor schlechter Witterung geschützt und ist
auch aus gestalterischer Sicht weitaus ver-
träglicher als die alten Ständer (Bahnhofsge-
bäude ist denkmalgeschützt; gegenüberlie-
gendes Schloss Augustusburg gehört zum
UNESCO-Weltkulturerbe!).

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Anlage wird sehr gut angenommen und

hat eine hohe Auslastung (z. Z. um 100 %;
teilweise auch darüber).

 Gegenüber der alten Abstellanlage hat die
Nutzerzahl um 137 % zugenommen.

 Die Anlage kann von allen Seiten ungehin-
dert erreicht werden und ist sehr benutzer-
freundlich.

 Sie bietet vor allem den zahlreichen Pend-
lern nach Bonn und Köln diebstahlsichere,
komfortable und stabile Abstellanlagen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Bereitstellung einer attraktiven und funk-

tionalen Bike & Ride-Anlage am Bahnhof in
Brühl hat sich sehr gut bewährt.

 Die Anlage fördert den Umstieg auf den Um-
weltverbund, da sie die Verknüpfung von
Fahrrad und ÖPNV deutlich verbessert.

 Gleichzeitig trägt sie auf indirekte Weise
dazu bei, die Verkehrssituation in den be-
nachbarten Städten zu lindern, da viele
Pendler ohne die Bike & Ride-Anlage das
Auto nutzen würden.

 Der hohe Auslastungsgrad zeigt, dass hier
noch weiterer Bedarf besteht und eine Er-
weiterung der Anlage dringend geboten ist.

 Zur Nachfragebefriedigung und zur Verbes-
serung des Service wurde inzwischen eine
Fahrradstation errichtet; die vorhandene An-
lage wurde umgesetzt (freie Ständer auf an-
dere Bahnhofseite, überdachte Ständer an
Stadtbahnhaltestellen).

 Die Akzeptanz der neuen Fahrradstation ist
gut.
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Nr. 26

Maßnahmentyp:
Bike & Ride

Fahrradboxen an S-Bahnhöfen

Essen

Ausgangssituation
Essen bot überwiegend nur Vorderrad-

     klemmen an, die den heutigen Ansprüchen an
Sicherheit und Komfort beim Fahrradparken
nicht mehr genügen.
Die Wege in Essen sind vielfach für die allei-
nige Radnutzung zu lang oder nicht ausrei-
chend attraktiv (Steigungen, Streckenab-
schnitte mit unattraktiver Radverkehrsführung
z. B. durch (Fehlen von Radverkehrsanlagen),
so dass der Verknüpfung mit den öffentlichen
Verkehrsmitteln hohe Bedeutung zukommt..

Anlass und Zielsetzung
Die Nutzung des Fahrrades sollte deutlich
attraktiviert werden. Insbesondere in der Ver-
knüpfung mit anderen Verkehrsmitteln sollte
die Radnutzung gesteigert werden. Besonde-
ren Stellenwert erhielten deshalb die Belange
der Langzeitparker an S-Bahnhöfen.

Beschreibung der Maßnahme
Neben Diebstahl- und Witterungsschutz bieten
Boxen den Vorteil, dass sie das Fahrrad auch
vor Beschädigung und dem Entwenden von
Zubehörteilen schützen und somit ein hohes
Maß an Attraktivität bieten.
Die Nutzer erhalten gegen eine Kaution von
20 DM Chipkarten, mit denen die Boxen geöff-
net werden können. Es wurde ein System ge-
wählt, welches erhöhte Sicherheit vor Vanda-
lismusschäden bietet, da das Schließsystem
über Magnetfelder arbeitet.
Das Angebot richtet sich sowohl an Dauer- als
auch an Kurzzeitparker, da die Chipkarten eine
individuelle Erfassung und somit eine differen-
zierte Abrechnung der Nutzung ermöglichen.
Sofern kein vorhandener Stromanschluss ge-
nutzt werden kann, werden die Boxen mit um-
weltfreundlicher Solarenergie betrieben.

Der Mietpreis für Langzeitparker liegt bei
10 DM im Monat bzw. 100 DM im Jahr. Kurz-
zeitparker zahlen 60 Pfennig pro Stunde.
Die Finanzierung und der Betrieb der Boxen
erfolgt nicht durch die Stadt, sondern wird
über eine Firma abgewickelt, die wiederum
die Boxen als Werbefläche vermieten kann.
Nachdem gute Erfahrungen mit rund 80
Fahrradboxen an 7 Standorten vorlagen,
wurden rund 100 weitere geplant, deren Auf-
stellung jedoch noch nicht vollständig erfolgt
ist.

Erfahrungen und Wirkungen
Die Auslastung der vorhandenen Fahrradbo-
xen wird von Verwaltungsseite als gut ange-
sehen.
Die Zahl der Boxen wird aufgrund der hohen
Nachfrage aufgestockt. Zur Zeit werden in
der Innenstadt weitere Boxen für Kurzzeit-
parker aufgestellt.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Die Aufstellung und Ausgestaltung der Fahr-
radboxen hat sich bewährt.
Insbesondere die zukünftigen Erfahrungen,
die Essen mit der Aufstellung der Boxen für
Kurzzeitparker in der Innenstadt sammeln
wird, können für andere Städte von hohen
Nutzen sein, da diese Maßnahme noch neu
ist und sollten von daher genau dokumentiert
und publiziert werden.
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Nr. 27

Maßnahmentyp:
Bike & Ride:

Mobilstationen

Münster

Ausgangssituation
 Als Oberzentrum des Münsterlandes weist

Münster starke Pendlerströme auf. Neben dem
täglichen Berufsverkehr kommen viele Studie-
rende hinzu, die ihren Wohnort im Umland ha-
ben.

 Überlastete Einfallstraßen und Parkplätze sind
die Folge.

Anlass und Zielsetzung
 Die Verknüpfung der verschiedenen Verkehrs-

mittel wurde als Alternative zur alleinigen Pkw-
Nutzung gesehen, um die Verkehrssituation zu
verbessern.

 Die Mobilitätsbelange der Berufs- und Ausbil-
dungspendler stehen hierbei im Vordergrund.

Beschreibung der Maßnahme
 An verschiedenen Standorten im Stadtgebiet

wurden Mobilstationen errichtet.
 Hierfür wurden gezielt Verknüpfungspunkte der

Verkehrsmittel des Umweltverbundes wie Vor-
ortbahnhöfe, Haltepunkte der Nahverkehrs-
züge, Park & Ride-Stationen/Bike & Ride-Stati-
onen und zentrale Car-Sharing-Standorte mit
einem einheitlichen Informationssystem aus-
gestattet und sollen durch den Wiedererken-
nungseffekt als Umsteigestationen etabliert
werden.

 Die Mobilstation Weseler Straße wurde 1993
als Pilotprojekt mit einem Kostenaufwand von
rund 2,2 Mio. DM realisiert. Sie liegt an einer
Hauptzufahrtstraße in unmittelbarer Nähe einer
Autobahnanschlussstelle. Die Anlage verfügt
über 109 Pkw- Parkplätze, 32 Fahrradboxen
und 42 überdachte Fahrradabstellplätze. Hier
sollen Autofahrer ihr Kfz parken und entweder
Fahrrad oder Bus zur Weiterfahrt nutzen.

 Die 1995 erbaute Mobilstation Haltepunkt Zen-
trum Nord liegt am Schienenhaltepunkt "Mün-
ster Zentrum Nord”. Hier halten die Züge der
DB AG und die Busse der Stadtwerke Münster
GmbH. Pendler können ihren Pkw auf

 35 kostenlosen Parkplätzen abstellen und ihr
Fahrrad in einem der 160 Fahrradständer re-
gengeschützt und diebstahlsicher parken.
Hierzu erhält jeder Mieter eines Fahrradab-
stellplatzes eigenverantwortlich einen Schlüs-
sel. Durch unterschiedliche Nutzungszeiten
werden Doppelbelegungen möglich.

 Daneben gibt es noch zwei kleinere Mobilsta-
tionen an den Stadtteilbahnhöfen Sprakel und
Hiltrup.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Auslastung der Anlage Weseler Straße

beträgt weniger als 50 %. Begleitende Servi-
ceeinrichtungen, wie Kiosk und Fahrradver-
leih mussten aufgrund zu geringer Nachfrage
wieder schließen.

 Die Mobilstation Haltepunkt Zentrum Nord ist
dagegen aufgrund von Doppelbelegungen zu
über 100 % ausgelastet. Dem Problem des
anfangs auftretenden Vandalismus wurde
mittels einer transparenten Ummantelung er-
folgreich entgegengewirkt.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Umsteigemöglichkeit, die Münster Pkw-

Pendlern an der Weseler Straße anbietet,
wird von diesen in geringerem Maße ange-
nommen als erwartet. Dies mag zum einen
daran liegen, dass die Mobilstation nicht in
unmittelbarer Nähe zu wichtigen Zielorten und
Arbeitgebern liegt und zum anderen an der
wenig attraktiven Radwegeverbindung in die
Innenstadt.

 Dagegen haben sich die Mobilstationen am
Haltepunkt Zentrum Nord sowie an den
Bahnhöfen Sprakel und Hiltrup gut bewährt
und können für andere Städte Beispielcha-
rakter haben.

 Die Umstiegsangebote von den öffentlichen
Verkehrsmitteln auf das Fahrrad werden in
der Feinerschließung im Regelfall gut bis sehr
gut angenommen, wohingegen die Akzeptanz
bei der Verknüpfung von Kfz und Fahrrad
eher gering ist.
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Nr. 28

Maßnahmentyp:
Fahrradstation:

Radstation am Hauptbahnhof

Hamm

Ausgangssituation
 Der Bahnhof stellt den wichtigsten Verknüp-

fungspunkt zwischen ÖPNV und Radverkehr
dar.

 Der Bahnhofsvorplatz ist geprägt durch abge-
stellte Fahrräder, manche in "Reih und Glied",
andere "wild" durcheinander.

 Im Durchschnitt werden am Hammer Bahnhof
wochentags 600 Fahrräder abgestellt.

 Gleichzeitig wurde am Bahnhof Hamm durch-
schnittlich ein Rad pro Tag gestohlen.

Anlass und Zielsetzung
 Durch die konsequente Radverkehrsförderung

und die Eröffnung der Fahrradstation soll die
Anzahl der täglich abgestellten Fahrräder auf
900 angehoben werden.

 Durch eine Fahrradstation am Hammer Bahn-
hof soll das Bahnhofsumfeld aufgewertet wer-
den, auch im Kontext mit der geplanten Um-
gestaltung des Bahnhofsvorplatzes.

 Gleichzeitig soll den Nutzern der Fahrradsta-
tion die Sicherheit gegeben werden, ihr Fahr-
rad bewacht und witterungsgeschützt abstel-
len zu können.

 Auch Dienstleistungen wie Reparatur und
Teileverkauf sollen angeboten werden.

 Der Hammer Bahnhof soll durch bessere Ver-
knüpfung von ÖPNV und Fahrrad als Knoten-
punkt des "kombinierten Personenverkehrs"
gestärkt werden.

Beschreibung der Maßnahme
 In Hamm wurde eine Fahrradstation mit 500

Fahrradabstellplätzen geschaffen.
 Neben der Möglichkeit die Fahrräder sicher

und wettergeschützt abstellen zu können, bie-
tet die Fahrradstation zahlreiche Serviceange-
bote wie Reparaturservice, Verkauf von
Kleinteilen, Fahrradverleih, Fahrradkurier und
zahlreiche Informationen zum Thema Radfah-
ren in Hamm.

 Betrieben wird die Fahrradstation in Hamm
mit dem ev. Perthes Werk als Kooperations-
partner, das umfangreiche Erfahrungen beim
Einsatz von Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen hat und bereits eine Fahr-
radwerkstatt in Hamm betreibt.

 Die Fahrradstation bedarf eines Mitarbeiter-
stammes von 14 Personen, da u.a. das
Fahrradabstellen von den Mitarbeitern über-
nommen wird.

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch das vielfältige Serviceangebot entwi-

ckelt sich die Fahrradstation zu einem wich-
tigen und attraktiven Radverkehrszentrum in
Hamm.

 Genutzt wird die Fahrradstation nicht nur von
DB-Kunden sondern auch von Nicht-Bahn-
kunden, die die Angebote der Fahrradstation
nutzen.

 In der Fahrradstation abgestellte Fahrräder
sind zuverlässig vor Diebstahl und Vanda-
lismus geschützt.

 Bedingt durch die erst kurze Laufzeit des
Projektes "Fahrradstation Hamm" lassen
sich über mögliche Steigerungen bei der
Auslastung und über den Zuspruch für die
angebotenen Serviceleistungen noch keine
zuverlässigen Aussagen machen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Durch die sehr aufwändige Gestaltung des

Eingangsbereiches zur Fahrradstation hat
man in Hamm einen deutlichen Gestal-
tungsmaßstab gesetzt und für eine allge-
meine Aufwertung des Bahnhofsumfeldes
gesorgt.

 Kritisch betrachtet werden muss der hohe
Personaleinsatz, der dauerhaft eine erhebli-
che Subventionierung aus Mitteln der Ar-
beitsförderung erfordert.
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Nr. 29

Maßnahmentyp:
Fahrradstationen und

Fahrradwachen
Landkreis Unna:

Lünen, Unna

Fahrradstationen - Lünen und Unna
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Kundenaufträge gesamt

Ausgangssituation
Fahrräder, die längere Zeit abgestellt werden,
sind der Gefahr ausgesetzt, dass sie beschädigt,
Teile oder auch das ganze Fahrrad gestohlen
werden.
Besonders betroffen sind Fahrradständer an
Bahnhöfen, Schulen und Freizeiteinrichtungen.
Radfahrer stellen sich, nachdem sie schlechte
Erfahrungen dieser Art gemacht haben, in ihrem
Verhalten darauf ein: sie benutzen ein altes oft
nur bedingt verkehrssicheres Zweitrad oder ver-
zichten für bestimmte Fahrten darauf, das Rad zu
nutzen.

Anlass und Zielsetzung
Im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
sollten schwer vermittelbare Langzeitarbeitslose
durch eine sinnvolle Beschäftigung wieder in das
Berufsleben eingegliedert werden.
Gleichzeitig soll für Fahrradständer an Bahnhöfen
und Schulen ein Optimum an Schutz vor Dieb-
stahl und Vandalismus erreicht werden.

Beschreibung der Maßnahme
An Bahnhöfen werden bewachte Fahrradabstell-
plätze von 5.30 bis 21.30 Uhr angeboten.
Der Erwerb von Tages-, Wochen- und Monats-
karten ist möglich.
Servicearbeiten im Bereich Fahrradpflege, u. a.
ein Putzdienst, werden zusätzlich angeboten.
Außerdem können Fahrräder ausgeliehen wer-
den. Durch eine Verbundlösung ist die Abgabe
auch an anderen Fahrradstationen im Landkreis
Unna möglich.
In den Schul-Fahrradwachen werden die Fahrrä-
der kostenlos bewacht. Festgestellte Mängel am
Rad werden den Schülern mitgeteilt, kleinere
Mängel und Pannen sofort behoben.

Während der Schulferien wird eine Bewachung
an Freizeit-Einrichtungen wie Bäder, Eishallen
etc. angeboten. Nach und nach ist das Angebot
in verschiedenen Städten des Landkreises Unna
auf- und ausgebaut worden. In der Stadt Unna
beteiligen sich örtliche Versicherer an den Kos-
ten.
Inzwischen sind im Landkreis Unna an 6 Statio-
nen 70 ABM-Kräfte beschäftigt.

Erfahrungen und Wirkungen
 Zur Entwicklung der Kundenzahlen gibt die

Grafik oben einen Überblick.
Bahnkunden, Schüler und auch Lehrer trauen
sich wieder, den Weg zur Schule auch mit
hochwertigen Fahrrädern anzutreten.
Allein durch die Schulfahrradwachen können
Schäden von jährlich 15.000 DM vermieden
werden. Bewacht werden  mehr als 4.500 Räder
an 23 Schulen. Verkehrschaos vor den Schulen,
verursacht durch autofahrende Eltern zu Schul-
beginn und -schluss, wird verringert.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Mit dem Programm 100 Fahrradstationen in
NRW werden Erfahrungen aus diesem und ähn-
lichen Projekten aufgegriffen und weiterentwi-
ckelt.
Durch den Schwerpunkt der Finanzierung aus
Mitteln der Beschäftigungsförderung ist der Be-
stand langfristig nicht sicher gewährleistet.
Für Schul- und Saisonfahrradwachen kann von
einem grundsätzlich starken Bedarf ausgegan-
gen werden.
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Nr. 30

Maßnahmentyp:
Fahrradmitnahme:

Fahrradbeförderung im Verkehrs-
verbund Rhein-Sieg und Verkehrs-

verbund Rhein-Ruhr

VRS/VRR-Verbundräume

Ausgangssituation
 Für die Mitnahme des Fahrrades in Bus und

Bahn gibt es vielfältige Gründe (Zeitmangel,
Wetterumschwung, Müdigkeit etc.).

 Zudem wird in der Öffentlichkeit zunehmend
für den Umweltverbund geworben.

Anlass und Zielsetzung
 Die Ermöglichung der Fahrradmitnahme in

Bussen und Bahnen soll den Umweltverbund
stärken und ebenso soll das Verkehrsmittel
Fahrrad an Attraktivität hinzu gewinnen.

 Ziel ist es, auf möglichst vielen Strecken zu
möglichst vielen Tages- und Wochenzeiten,
die Fahrradmitnahme zu ermöglichen.

Beschreibung der Maßnahme
 Im gesamten Gebiet von VRS und VRR dürfen

Fahrräder außerhalb des Berufsverkehrs im
ÖV mitgenommen werden.

 In nachfragestarken Zeiten ist die Fahrradmit-
nahme nicht möglich; diese "Sperrzeiten" sind
je nach Verkehrsmittel verschieden und in
VRR und VRS jeweils unterschiedlich gere-
gelt.

 Mitnahmezeiten VRS:
Stadtbahn/Straßenbahn: Mo. – Fr. 9.00 bis
15.30 und ab 18.00; Wochenende/Feiertags
ganztägig; Bus Mo. – Fr. 9.00 bis 12.00 und
ab 18.00; Wochenende/Feiertags ganztägig.

 Mitnahmezeiten VRR:
Stadtbahn/Straßenbahn/U-Bahn/Bus: unter-
schiedlich nach Verkehrsbetrieb; überwiegend
gilt: Mo. – Fr. ab 19; Sa. ab 15.00; Sonn u.
Feiertage ganztägig.

 Außerdem sehen die Bedingungen von VRR
und VRS auch Sperrzeiten für DB-Züge ohne
Gepäckwagen vor.

 Grundsätzlich haben Fahrgäste mit Rollstuhl
oder Kinderwagen Vorrecht vor Fahrgästen
mit Fahrrad. Im Zweifelsfall entscheidet der
Fahrer.

 Der Mitnahmetarif für ein Fahrrad beträgt im
VRR 3,10 DM, im VRS 3,50 DM; außerdem ist
die Mitnahme bei bestimmten Zeitfahraus-
weisen in Schwachlastzeiten gratis.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Mitnahme in den Türräumen der Fahr-

zeuge gestaltet sich im allgemeinen unprob-
lematisch.

 Durch die Fahrradmitnahmemöglichkeiten in
Bussen und Bahnen kann die Attraktivität
des Verkehrsmittels Fahrrad stark gesteigert
werden, weil dadurch eine größere Unab-
hängigkeit von der Wetterentwicklung und
auch vom Streckenprofil ermöglicht wird.

 Außerdem bietet dieses Angebot für die
Radfahrer die Möglichkeit, ihren Aktionsra-
dius zu vergrößern.

 Gleichermaßen vorteilhaft ist das Angebot
auch bei asymmetrischen Wegeketten, bei
denen man nicht zum gleichen Ausgangs-
oder Zielbahnhof zurück kommt.

 Etwas problematisch sind die kaum über-
schaubaren, nach Verbund und Fahrzeugart
unterschiedlichen Mitnahmeregelungen;
auch gibt es für die Fahrradmitnahme keinen
Übergangstarif VRR/VRS.

 Aufgrund der positiven Erfahrungen wurden
im VRS die Sperrzeiten bei den Stadtwerken
Bonn und den Kölner Verkehrsbetrieben ver-
suchsweise aufgehoben (KVB: nur Bahn).

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Möglichkeit zur Fahrradmitnahme ist vor

allem für die Randgebiete der Städte und für
den Freizeitverkehr ein bedeutendes Ent-
wicklungspotenzial.

 Unter diesem Aspekt ist das Angebot durch
die Busse und Bahnen von VRS und VRR si-
cherlich sinnvoll und empfehlenswert.

 Eine Vereinfachung der komplizierten Mit-
nahmeregelungen dürfte die Akzeptanz deut-
lich verbessern.

 Eine flexiblere Handhabung der Sperrzeiten
erscheint sinnvoll, da z. B. bei Fahrten ent-
gegen der Lastrichtung auch in Spitzenzeiten
oftmals genügend Platz vorhanden ist.

 Die Zeitbeschränkungen für die "Türraum-
mitnahme" in DB-Zügen erscheint sachlich
wie rechtlich fragwürdig, da die DB keine
Sperrzeiten vorsieht (Ausnahme: S-Bahn).
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Nr. 31

Maßnahmentyp:
Fahrradmitnahme:

Fahrradbeförderung bei der
Aachener Straßenbahn und Ener-
gieversorgungs-AG (ASEAG) und

im Aachener Verkehrsverbund
(AVV)

Aachen

Ausgangssituation
 In Aachen gab es für Fahrradfahrer keinerlei

Möglichkeit ihr Fahrrad in Bussen und Bahnen
zu transportieren.

 Bedarf für die Fahrradmitnahme besteht im
Ausflugs- und Freizeitverkehr, bei Fahrten in
Zielgebiete, die mit dem ÖV unzureichend er-
schlossen sind und bei besonderen Randbe-
dingungen wie schlechtes Wetter, Pannen,
Steigungsstrecken, Dunkelheit u.ä.

Anlass und Zielsetzung
 Vor allem dem Fahrradfreizeitverkehr und dem

Fahrradtourismus soll ein neues Angebots-
segment bereitgestellt werden.

 Durch die Möglichkeit der Fahrradmitnahme
sollen die Bike & Ride-Potenziale möglichst
optimal ausgeschöpft werden.

 Die Fahrradmitnahme wird als wichtiges Zu-
satzangebot zu Bike & Ride angesehen, so-
wohl beim Freizeitverkehr, als auch für alltäg-
liche, regelmäßige Fahrten.

 Die Verkehrsbetriebe sollen Möglichkeiten zur
Befestigung der Fahrräder in den Bussen
schaffen.

Beschreibung der Maßnahme
 Die Fahrräder können in den Verkehrsmitteln

der ASEAG bzw. der AVV transportiert wer-
den.

 Dieses Angebot gilt Montag bis Freitag ab
19 Uhr, Samstag ab 15 Uhr und Sonn- und
Feiertags ganztägig.

 Die Mitnahme ist nur in entsprechend gekenn-
zeichneten Fahrzeugen möglich (z. B. nicht in
alten Bussen mit wenig Stellfläche); die Rurtal-
bahn nimmt Fahrräder immer mit.

 Maximal zwei Fahrräder je Bus werden mitge-
nommen.

Erfahrungen und Wirkungen
 Das Angebot wird vor allem von Freizeitrad-

lern genutzt, die Touren in die Voreifel, ins
Hohe Venn, nach Limburg in den Niederlan-
den oder in die Freizeitbereiche des Aache-
ner Nordkreises machen.

 Sie nutzen die Möglichkeit, um Touren zu
planen, die nicht wieder an ihren Ausgangs-
punkt zurückkehren sondern eine "asymmet-
rische Wegekette" haben.

 Obwohl die Fahrradmitnahme von den Ver-
kehrsbetrieben nur als ergänzendes Angebot
mit untergeordneter Bedeutung angesehen
wird, wird sie gleichzeitig als imagefördern-
des Angebot verstanden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Mitnahmemöglichkeiten für Fahrräder in

Bussen eröffnen dem Radverkehr neue Po-
tenziale, vor allem bei größeren Entfernun-
gen.

 Obwohl die Fahrradmitnahme im öffentlichen
Verkehr nur ein sehr kleines Teilsegment
des Beförderungsaufkommens darstellt,
kann es besonders in den Sommermonaten
zu Engpässen kommen.

 Die Verkehrsbetriebe sollten daher überle-
gen, für die besonders häufig genutzten und
stark frequentierten Linien, Fahrradbusse
einzusetzen.

 Es sollte geprüft werden, ob eine Ausweitung
der Mitnahmemöglichkeiten wie sie z. B. im
VRS gegeben sind, möglich ist.
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Themenkomplex 3

3 FAHRRADPARKEN

3.1 An öffentlichen Zielen/Großanlagen

32. Fahrradparken in der Innenstadt (Gladbeck)

33. Überdachtes Fahrradparken (Herford)

34. Fahrradparken an Großanlagen: Abstellanlagen an Schulen (Troisdorf)

3.2 An privaten Zielen und im Wohnbereich

35. Förderung des Fahrradparkens am Fahrbahnrand (Münster)

3.3 Baurechtliche Bestimmungen

36. Fahrradabstellsatzung (Marl)
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Nr. 32

Maßnahmentyp:
Fahrradparken in der Innenstadt

Gladbeck

Ausgangssituation
Ein zu geringes Angebot bzw. teilweise nicht
anspruchsgerechte Abstellanlagen in der In-
nenstadt, die nicht den heutigen Sicherheits-
und Qualitätsbedürfnissen entsprachen, kenn-
zeichneten die Fahrradparksituation in Glad-
beck.

Anlass und Zielsetzung
Der Grundgedanke war, für die immer hoch-
wertigeren Fahrräder einen gezielten Beitrag
zur Diebstahlsicherung zu leisten und das An-
gebot an Abstellanlagen entsprechend der
Nachfrage auszuweiten.

Beschreibung der Maßnahme
In der stark frequentierten Innenstadt wurden
Abstellanlagen mit VRR-Bügeln, Sigma-Par-
kern und Haarnadeln (Modell Gotik) an ver-
schiedenen Standorten rund um die Fußgän-
gerzone platziert.
Die Abstellanlagen wurden teilweise aus ge-
stalterischen Gründen und um einen gewissen
Wiedererkennungswert zu fördern mit roten
Rankgerüsten umgeben (Gladbecker Modell).
An Stellen, an denen aus städtebaulichen und
gestalterischen Gründen keine großflächigen
Abstellanlagen erwünscht waren, sind platzspa-
rende Haarnadeln aufgestellt worden, die zwar
den Ansprüchen der Standsicherheit nicht voll
genügen, aber denen der Diebstahlsicherung
entsprechen.

Erfahrungen und Wirkungen
Nach einer Eingewöhnungszeit werden die
Anlagen zweckmäßig genutzt. Der Anteil der
Fahrräder, die angeschlossen wurden, stieg
von 1991 bis 1998 von 23 % auf 62 % wie
entsprechende Erhebungen belegen.
Die Anlagen, die direkt an den Zielen liegen,
werden gut genutzt, dagegen werden Abstell-
anlagen, die nicht in unmittelbarer Umgebung
von wichtigen Zielen platziert wurden, nur be-
dingt angenommen. Dies wird u. a. daran er-
sichtlich, dass eine größere Zahl von Fahrrä-
dern in Geschäftsnähe "wild abgestellt" wird.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Haarnadeln werden von der Bevölkerung
ebenso angenommen wie Rahmenhalter und
können von daher aus gestalterischen Grün-
den im sensiblen städtebaulichen Umfeld eine
Alternative zu Rahmenhaltern darstellen.
Für die Bevölkerung spielt neben der Qualität
einer Abstellanlage vor allem ihr Standort
eine Rolle. Daher sollte überlegt werden, ob
nicht auch innerhalb der Fußgängerzonen
Abstellanlagen installiert werden sollten, um
den Radfahrern eine Abstellmöglichkeit zu
geben, die ihr Rad beim Bummel durch die
Fußgängerzone schieben.
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Nr. 33

Maßnahmentyp:
überdachtes Fahrradparken

Herford

Ausgangssituation
Die Stadt Herford hat nach weitgehender
Komplettierung des Radverkehrsnetzes ein-
schließlich einer umfassenden Routenweg-
weisung wichtige Bausteine der Radver-
kehrsförderung realisiert.
Das Fahrradparken als weitere bedeutende
infrastrukturelle Maßnahme zur Radverkehrs-
förderung war demgegenüber nicht zur vollen
Zufriedenheit gelöst, da Anzahl und Qualität
der Fahrradständer nicht den heutigen Anfor-
derungen entsprachen.

Anlass und Zielsetzung
Im Innenstadtgebiet von Herford liegen die
wesentlichen Ziele für den Radverkehr. Hier
sollte durch die Schaffung neuer dezentraler
Fahrradabstellanlagen die Nutzung des Fahr-
rades weiter attraktiviert werden.
Neben Standfestigkeit und Diebstahlschutz
legte Herford bei der Ausstattung einzelner
Anlagen auch großen Wert auf den Witte-
rungsschutz.
Im Rahmen der Haushaltsbefragung von 1997
wurden die bis dahin installierten Abstellanla-
gen sehr positiv bewertet. Der Wunsch nach
einer weiteren Verbesserung war groß, nur die
Erweiterung und qualitative Verbesserung des
Radwegenetzes wurde von der Bevölkerung
noch höher bewertet. Dementsprechend
wurde in den folgenden zwei Jahren der Aus-
bau qualitativ hochwertiger Abstellanlagen mit
und ohne Überdachung forciert.

Beschreibung der Maßnahme
Im Innenstadtbereich wurden insgesamt
307 anspruchsgerechte neue Stellplätze ge-
schaffen, die sich auf 36 Anlagen verteilen.
7 dieser Anlagen mit insgesamt 88 Stellplät-
zen wurden überdacht.

 Als Überdachung wurde ein Satteldach mit
einer Neigung von 30° gewählt.

 Für die Überdachung wurden 15.000 DM je
Anlage veranschlagt, dies sind rund 36 % der
bisherigen Kosten für das Fahrradparken.

Erfahrungen und Wirkungen
Nach Auskunft der Verwaltung liegt die Aus-
lastung der überdachten Stellplätze bei 80 -
90 %.
Einen deutlichen Unterschied in der Ausla-
stung zwischen den überdachten und nicht
überdachten Anlagen gibt es, zumindest in
der wärmeren Jahreszeit, nach Auskunft der
Verwaltung nicht.
Im Vergleich zu den alten, z. T. noch vor-
handenen Vorderradklemmen werden die
neuen Anlagen sehr gut angenommen.
Neue überdachte Anlagen wird es absehbar
nicht geben, da die Politik diesem Verwal-
tungswunsch aufgrund der höheren Kosten
derzeit nicht zustimmt.
Demgegenüber werden die noch vorhande-
nen alten Vorderradklemmen sukzessive ge-
gen anspruchsgerechte Halter ausgetauscht
werden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Herford bietet im Innenstadtbereich ein
hochwertiges Angebot an Fahrradparkmög-
lichkeiten, das von der Bevölkerung positiv
aufgenommen wird.
Gravierende Unterschiede in der Auslastung
zwischen überdachten und nicht überdach-
ten Anlagen konnten bisher nicht ermittelt
werden.
Überdachte Anlagen sollten aufgrund der
bisher vorliegenden Erfahrungen vorrangig
an bedeutenden Zielen errichtet werden, in
Anbetracht der höheren Kosten aber nicht
die Regellösung darstellen.

 Für eine abschließende Bewertung sollten
Zählungen durchgeführt werden, die die
Auslastung der überdachten und nicht über-
dachten Anlagen in Abhängigkeit von Witte-
rung und anderen Einflussfaktoren verglei-
chen.
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Nr. 34

Maßnahmentyp:
Fahrradparken an Großanlagen:

Abstellanlagen an Schulen

Troisdorf

Ausgangssituation
 Bei den in Troisdorf vorhandenen Abstellanla-

gen handelte es sich überwiegend um Vorder-
radklemmer ("Felgenkiller").

 Dieser Typ der Fahrradabstellanlage ist ge-
kennzeichnet durch mangelnden Halt, fehlen-
den Diebstahlschutz und Beschädigungsge-
fahr für eingestellte Räder.

Anlass und Zielsetzung
 Die Fahrradnutzung wird in hohem Maße

durch Qualität und Quantität des Angebotes
an Fahrradparkplätzen beeinflusst.

 Ziel war es, an allen Schulen Fahrradparker
aufzustellen, die funktionell, diebstahlsicher
und leicht handhabbar sind.

 Die bis dahin überwiegend unbefriedigenden
Fahrradabstellmöglichkeiten sollten so weit at-
traktiviert werden, dass Schüler das Fahrrad
dauerhaft als ernsthaftes Verkehrsmittel ak-
zeptieren.

Beschreibung der Maßnahme
 Das Programm "Fahrradparken an Schulen"

wurde 1996 umgesetzt.
 Dabei wurden an allen Schulen im Stadtgebiet

Fahrradparker in ausreichender Zahl instal-
liert.

 Zum Einsatz kam ganz überwiegend der
Schürmann Sicherheitsanlehnbügel, vereinzelt
auch der Typ Orion-Beta.

 Insgesamt wurden rund 2.500 Stellplätze und
15 Überdachungsanlagen errichtet; die Ge-
samtkosten (Brutto, incl. Planung etc.) betru-
gen etwa 1,2 Mio. DM.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die installierten Fahrradparkertypen erfüllen

die grundlegenden Anforderungen Diebstahl-
sicherheit, Bequemlichkeit, sicherer Halt und
leichte Bedienung.

 Sie sind daher besonders für das längerzei-
tige Abstellen der Räder an Schulen geeig-
net.

 Da die Schüler zumeist eine Schule in der
Nähe ihres Wohnortes besuchen, ist hier das
Radfahrerpotenzial besonders hoch und
kann, da das Auto nicht als Konkurrenzver-
kehrsmittel zur Verfügung steht, relativ ein-
fach mobilisiert werden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Umsetzung eines Fahrradabstellpro-

gramms ist ein wichtiger Bestandteil einer
fahrradfreundlichen Stadt.

 Durch die Installation benutzerfreundlicher
Abstellanlagen gerade an Schulen kann bei
den Kindern und Jugendlichen ein selbstver-
ständlicher Umgang mit dem Verkehrsmittel
Fahrrad erreicht werden.

 Lernen Schüler das Fahrrad als Alltagsver-
kehrsmittel schätzen, so werden sie dieses
auch in Zukunft nutzen und mit dazu beitra-
gen, dass in Troisdorf der Radverkehrsanteil
auf hohem Niveau gehalten wird.

 Diebstahlsichere Fahrradständer erlauben
den Gebrauch höherwertiger Fahrräder; dies
dient der Verkehrssicherheit und erhöht den
Komfort bei der Fahrradnutzung.
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Nr. 35

Maßnahmentyp:
Förderung des Fahrradparkens am

Fahrbahnrand

Münster

Ausgangssituation
Auf vielen Grundstücken, insbesondere bei Alt-
bauten mit mehreren Wohnungen, fehlen Räume
oder Flächen, wo Fahrräder abgestellt werden
können.
Deshalb stehen Fahrräder häufig ungeordnet auf
dem Gehweg oder werden an Straßenlaternen
und Schildermasten angeschlossen.
Sie behindern dabei z. T. Fußgänger, insbeson-
dere Rollstuhlfahrer, Sehbehinderte oder Eltern
mit Kinderwagen.

Anlass und Zielsetzung
Fahrräder sollen verstärkt am Fahrbahnrand statt
auf dem Gehweg abgestellt werden. Auf einem
Kfz-Stellplatz können bis zu 10 Fahrräder abge-
stellt werden.
Dafür ist es nötig, anforderungsgerechte Abstell-
anlagen einzubauen, an denen die Fahrräder an-
geschlossen werden können, da sie sonst nicht
genutzt werden.

Beschreibung der Maßnahme
Hauseigentümern soll die Möglichkeit geboten
werden, einen Fahrradständer im öffentlichen
Straßenraum aufzustellen, wenn auf dem eigenen
Grundstück kein Platz dafür vorhanden ist. Auch
mehrere Häuser können sich eine gemeinsame
Anlage teilen.
In einer Broschüre mit der Zielgruppe Hauseigen-
tümer und Arbeitgeber ist das Angebot bekannt
gemacht worden.

 Dafür wird ein kurzer Antrag ausgefüllt. Stadt-
planungsamt und Ordnungsamt prüfen die
Voraussetzungen und regeln die Einpassung
in den Straßenraum.

 Die Kosten für die Abstellanlage trägt der
Hauseigentümer.

 Die Fahrradständer sind öffentlich zugänglich
und damit für jedermann nutzbar.

 Seit 1992 ist die Nutzung des öffentlichen
Straßenraumes für Fahrradabstellanlagen ge-
bührenfrei.

Erfahrungen und Wirkungen
 Bisher sind von über 100 Hauseigentümern

Abstellanlagen im Straßenraum eingerichtet
worden.

 Dabei können pro Anlage zwischen 10 und
60 Fahrräder abgestellt werden.

 Wo diese Anlagen angelegt worden sind,
sind sie meist auch gut ausgelastet.

 Der Schutz vor Fahrraddiebstahl oder Van-
dalismus ist allerdings geringer als bei Ab-
stellmöglichkeiten im Haus oder Hof.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Durch die Einbeziehung externer Kostenträ-

ger konnte das Angebot an öffentlich zu-
gänglichen Abstellanlagen deutlich erhöht
werden.

 Die Maßnahme hat sich bewährt. Insbeson-
dere die Öffentlichkeitsarbeit mit einer eige-
nen Broschüre zu diesem speziellen The-
menfeld hat dazu geführt, dass das Angebot
in stärkerem Maß bekannt und umgesetzt
worden ist. In anderen Städten, wo diese
Möglichkeit besteht, ist dies Hauseigentü-
mern aber kaum bekannt.

 Das Verfahren ist in ähnlicher Weise auf an-
dere Städte mit dicht besiedelten Wohnge-
bieten übertragbar. Möglich ist eine Auswei-
tung auf Geschäftsinhaber oder Arbeitgeber,
die bisher aus Platzmangel kein Fahrrad-
parkangebot machen konnten.
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Nr. 36

Maßnahmentyp:
Fahrradabstellsatzung

Marl

Ausgangssituation
Oft fehlen Abstellanlagen im Bereich von
Wohngebäuden, so dass Bewohner und Besu-
cher ihr Rad "irgendwo" in unmittelbarer Nähe
des Hauseingangs bzw. in - zumeist schwer zu-
gängliche - Keller bringen müssen.
Zudem fehlen häufig Abstellanlagen in Ge-
schäftsnähe oder sie entsprechen nicht den Er-
fordernissen der Radfahrer wie z. B. Werbe-
ständer, so dass Kunden, Besucher und Ange-
stellte ihr Rad nicht diebstahlsicher und stand-
sicher abstellen können.
Fußgänger müssen häufig "wild" abgestellten
Fahrrädern in Gehwegbereichen ausweichen,
was wiederum zu Konflikten zwischen Fußgän-
gern und Radfahrern führt.
Radfahrer nehmen für Alltagsfahrten oftmals
alte und nicht verkehrssichere Fahrräder, um
so Diebstählen vorzubeugen.

Anlass und Zielsetzung
Mit Hilfe von Abstellanlagen soll das Radfahren
zusätzlich attraktiviert werden.
Diebstählen und Beschädigungen soll entge-
gengewirkt werden.

Beschreibung der Maßnahme
Im November 1997 wurde eine Fahrradabstell-
satzung beschlossen, die nur dort gilt, wo Re-
gelungsbedarf gesehen wurde, so sind z. B.
Ein- und Zweifamilienhäuser ausgenommen.

 Die Satzung bezieht sich ausschließlich auf
Neubauten.

 Auch bestimmte Anforderungsmerkmale an
die Fahrradhalter sind Gegenstand der Sat-
zung.

 Richtzahlen wurden von anderen Städten
übernommen bzw. nach einer Plausibilitäts-
prüfung und eigenen Erhebungen ange-
passt.

 Eine Anpassungsklausel ermöglicht die An-
passung des nach den Richtzahlen gefor-
derten Stellplatzangebotes an den tatsächli-
chen bzw. geänderten Bedarf.

 In der Abstellsatzung werden Aussagen zu
Anzahl, Größe, Lage und Gestaltung von
Fahrradabstellplätzen getroffen.

Erfahrungen und Wirkungen
 Es liegen keine abschließenden Erfahrungen

mit den Richtzahlen vor.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Aufgrund der intensiven Erarbeitungsphase

und der Abstimmung mit den möglichen Be-
denkenträgern ist die Stadt sich sicher, eine
juristisch einwandfreie Fahrradabstellsatzung
geschaffen zu haben. Sollte die Zeit dies be-
stätigen, kann diese Satzung Grundlage für
andere Städte sein.
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Themenkomplex 4

4 WEGWEISUNG

37. Wegweisung entlang von Hauptachsen (Herford)

38. Wegweisung entlang von Hauptachsen (Leverkusen)

39. Zielorientierte Wegweisung (Troisdorf)
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Nr. 37

Maßnahmentyp:
Wegweisung entlang von Haupt-

achsen

Herford

Ausgangssituation
 Radverkehrsförderung in Herford umfasst ne-

ben Maßnahmen im Netz auch die wesentli-
chen Bausteine der begleitenden Infrastruktur.

 Neue attraktive Verbindungen wurden ge-
schaffen, auf denen der Radverkehr in Herford
sicher geführt werden kann.

Anlass und Zielsetzung
 Nach Fertigstellung wesentlicher Abschnitte

des Routennetzes sollten die zentralen Ver-
bindungen z. B. zwischen Stadtzentrum und
den Stadtteilen durch eine eigenständige
Wegweisung kenntlich gemacht werden.

 Ziel der Wegweisung war darüber hinaus,
neue Potenziale für den Radverkehr zu er-
schließen.

Beschreibung der Maßnahme
 Herford hat neben überregionalen touristi-

schen Verbindungen 8 Alltagsrouten mit einer
Netzlänge von 72,5 km ausgewiesen.

 Die Routen beinhalten Stadtteilverbindungen
mit Anschluss an Nachbarkommunen sowie
eine innerstädtische Ringverbindung.

 Die Routenkennzeichnung erfolgt durch far-
bige Symbole, die den Zielen zugeordnet sind.

 Neben den Routen sind insbesondere in der
Kernstadt zentrale Einzelziele ausgewiesen.

 Die Schildergröße beträgt 750 mm x 200 mm
bei einer Schriftgröße von 40 mm.

 Die Gesamtkosten für die Wegweisung, die
1994/95 realisiert wurde, belaufen sich ein-
schließlich der Planung auf rund 120.000 DM.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Radverkehrsmengen auf den ausgewie-

senen Routen sind um rund 30 % gestiegen,
wie anhand einer Vorher-Nachher-Zählung
nachgewiesen werden konnte. Diese Rad-
verkehrszunahme liegt deutlich über den
Vergleichsabschnitten auf den nicht beschil-
derten Verbindungen.

 Die Bewertung der Wegweisung durch die
Bevölkerung ist überwiegend positiv. Im
Rahmen einer Haushaltsbefragung von 1997
äußerten sich nur rund 16 % der Bevölke-
rung kritisch.

 87 % der Bevölkerung kennen die Radver-
kehrswegweisung; auch dies ist ein Ergebnis
der Haushaltsbefragung von 1997. Nur neue
Radfahrstreifen und Radwege hatten ge-
ringfügig höhere Bekanntheitsgrade.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Herford konnte 1997 den Erfolg der Wegwei-

sung eindrucksvoll im Rahmen der Begleit-
untersuchung "Fahrradfreundliche Stadt
Herford" nachweisen.

 Die Maßnahme hat sich bewährt, obwohl die
Ausgestaltung der Schilder, insbesondere
aufgrund zu kleiner Schrift- und Schildergrö-
ßen, nicht den heutigen Anforderungen ent-
spricht.

 Der hohe Bekanntheitsgrad der Wegweisung
in Verbindung mit der positiven Bewertung
belegt die Funktion der Wegweisung als ge-
eigneter dauerhafter Werbeträger für den
Radverkehr.
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Nr. 38

Maßnahmentyp:
Wegweisung:

Wegweisung entlang von Haupt-
achsen

Leverkusen

Ausgangssituation
 In Leverkusen bestehen für den Radverkehr

noch erhebliche Potenziale, die mit Hilfe einer
Fahrradwegweisung erschlossen werden sol-
len.

 Die räumliche Struktur Leverkusens ist neben
der fahrradgünstigen polyzentrischen Stadt-
struktur auch durch weniger  radverkehrs-
günstige Faktoren geprägt (Zwangslinien,
keine einprägsame Stadtstruktur etc.).

Anlass und Zielsetzung
 Eine Wegweisung soll allen Radfahrern das

vorhandene oder noch zu schaffende Radver-
kehrsnetz aufzeigen und damit einen Anreiz
zur stärkeren Nutzung des Fahrrades geben.

 Das Routennetz, das sich aus verschiedenen
Netzelementen zusammensetzt, soll durch die
Wegweisung bekannt und damit auch gut
nutzbar gemacht werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Das Wegweisungsnetz ist routenorientiert.
 Die Realisierung erfolgt schrittweise in "Teil-

netzen", die jeweils ein in sich schlüssiges
Wegweisungssystem darstellen und wichtige
Ziele miteinander verbinden.

 Die Teilnetze bestehen in der Regel aus einer
Hauptroute und mehreren Nebenrouten.

 Pro Richtung werden auf den Wegweisern
zwei Ziele ausgewiesen; ein Hauptziel (i. d. R.
Bezirkszentrum oder Nachbarstadt) in der
Entfernung zwischen 5 und 15 km, und ein
Nahziel (i. d. R. Nachbarstadtteil) zumeist zwi-
schen 0,2 und 5 km entfernt.

 Die Wegweiser mit den Ziel- und Entfernungs-
angaben werden zur besseren Orientierung
aber auch zur Werbung im Straßenbild an be-
sonders exponierten und gut sichtbaren Stel-
len in Form von Schilderbäumen aufgestellt.

 Für die ausgewiesenen Strecken hat die
Stadt Leverkusen Mindeststandards defi-
niert; kleinere Mängel werden im Zuge der
Beschilderung beseitigt.

 Die Wegweisung basiert in erster Linie auf
Pfeilwegweisern; daneben gibt es noch Vor-
und Zwischenwegweiser.

 Zusätzlich gibt es Info-Tafeln mit Stadtplä-
nen, in die Fahrradrouten eingezeichnet
sind.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die routenorientierte Wegweisung für All-

tags- wie Freizeitverkehr bietet auch Ortsun-
kundigen gute Orientierungsmöglichkeiten.

 Aufgrund der o. g. räumlichen Struktur von
Leverkusen ist eine flächendeckende Weg-
weisung für die Orientierung aber auch für
die Verdeutlichung der Netzstruktur absolut
notwendig, zumal sie gleichzeitig eine sehr
wirksame Werbung für das Verkehrsmittel
Fahrrad darstellt.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Der in Leverkusen gewählte Ansatz ist kon-

sequent umgesetzt worden und bietet dem
Radverkehr eine gute Ausstattung mit rad-
verkehrsspezifischen Wegweisern im Verlauf
der Alltags- und Freizeitrouten.

 Durch die einheitliche Farbgebung bei den
Wegweisern (rot) ist allerdings eine Differen-
zierung zwischen schnellen Strecken und
Routen, abseits der großen Straßen, nur in
eingeschränktem Maße möglich.

 Zusammen mit den Tourenvorschlägen "Le-
verkusen mit dem Fahrrad entdecken" und
der Leverkusener Fahrradkarte ermöglicht
die Wegweisung sowohl den Leverkusenern
als auch Ortsunkundigen die Nutzung von
fahrradfreundlichen Strecken zu innerörtli-
chen und überregionalen Zielen.
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Nr. 39

Maßnahmentyp:
Wegweisung:

Zielorientierte Wegweisung

Troisdorf

Ausgangssituation
 Im infrastrukturellen Bereich wurden in Trois-

dorf zahlreiche Maßnahmen durchgeführt.
 Viele Troisdorfer Bürger sowie die Ortsunkun-

digen kennen häufig nur die Strecken, die sie
auch mit dem Auto nutzen.

Anlass und Zielsetzung
 Radlern sollen kürzere, komfortable oder auto-

ärmere Wegeführungen aufgezeigt werden.
 In Troisdorf sollen die einzelnen Stadtteile

über fahrradfreundliche Wege miteinander
verbunden werden und die optimalen Verbin-
dungsrouten dargestellt werden.

 Das Wegweisungssystem soll ein zusammen-
hängendes Netz bilden.

 Durch die ständige Präsenz von Wegweisern
im gesamten Stadtgebiet erhofft sich die Stadt
seitens der Autofahrer erhöhte Aufmerksam-
keit gegenüber Radfahrern und damit Sicher-
heitsgewinne für die Radfahrer.

 Die Wegweisung soll dauerhaft im gesamten
Stadtgebiet für den Radverkehr werben.

Beschreibung der Maßnahme
 Im gesamten Stadtgebiet wurden Wegweiser

installiert, die Alltags- und Freizeitrouten aus-
weisen (zweigliedriges Wegweisungssystem).

 Auf den Wegweisern werden die Alltagsrouten
rot und Freizeitrouten grün dargestellt und die
Entfernung zu den ausgewiesenen Zielen auf
100 m genau angegeben.

 Die roten Routen gewährleisten eine direkte
Führung zum ausgewiesenen Ziel, wogegen
die grünen Routen über verkehrsarme, attrak-
tive Fahrradstrecken geführt werden.

 Bei der Zielauswahl wurde eine möglichst aus-
gewogenen Kombination von inner- und über-
örtlichen Zielen angestrebt.

 Die Wegweisung stellt auch Anschlüsse an die
Radwegnetze der Nachbarkommunen dar.

 Die Wegweiser sind in Form von Tabellen-,
Pfeil- und Zwischenwegweisern ausgeführt.

 Die Kosten für Planung und Umsetzung der
Wegweisung betrugen gut 200 TDM

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch die Wegweisung sind viele vorhan-

dene Routen für die Troisdorfer überhaupt
erst erkennbar geworden.

 Die Wegweisung wirkt gegenüber anderen
Informationsmedien (Faltblätter, Pressearti-
kel) direkter und dauerhafter, auch für dieje-
nigen die das Fahrrad bislang noch nicht
nutzen.

 Gerade für Ortsunkundige ist das oft schwie-
rige Kartenlesen durch die flächendeckende,
zusammenhängende Wegweisung als Orien-
tierungshilfe nicht mehr notwendig.

 Die gesamtstädtische Aufstellung von Weg-
weisern ist eine gute Werbung für das Ver-
kehrsmittel Fahrrad und besonders im Frei-
zeit- und Tourismusbereich spielt die Weg-
weisung auch eine wichtige Rolle als Marke-
tinginstrument.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 In Troisdorf existiert eine lückenlose Hin-

weisbeschilderung sowohl für den Alltags-
als auch für den Freizeitverkehr.

 Es wurde für die Wegweisung in Troisdorf
ein neues Design entwickelt, das sowohl in
Bezug auf die Dimensionierung als auch auf
eine durchgängige und klar ablesbare Syste-
matik, den Ansprüchen der Radfahrer genügt
und neue Maßstäbe setzt.

 In Zusammenhang mit dem Radfahrerstadt-
plan ist die Fahrradwegweisung ein wichtiger
Baustein innerhalb einer fahrradfreundlichen
Stadt.

 Durch die Wegweisung wird es den Radfah-
rern erleichtert, die Netzstruktur in Troisdorf
zu erkennen und optimal für ihre Zwecke und
Bedürfnisse zu nutzen.
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Themenkomplex 5

5 SERVICEANGEBOTE

5.1 Service rund um’s Rad

40. "Radhaus" (Aachen)

41. Fahrradbüro (Marl)

42. Mobilitätszentrum (Münster)

5.2 Diebstahlschutz

43. Fahrradwache bei Fahrradfest (Brühl)

44. Fahrradwachen an Schulen und in der Innenstadt (Marl)

5.3 Fahrradfreundlicher Arbeitgeber

45. Wettbewerb "Fahrradfreundlichster Arbeitgeber" (Brühl)

5.4 Touristische Dienstleistungen

46. Burgenfahrt (Euskirchen)

47. Tourentipps "Mit dem Fahrrad durch Köln" (Köln)

48. Mit dem Fahrrad zu Warner Bros. Movie World Gladbeck (Marl)



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 172

Nr. 40

Maßnahmentyp:
Service rund um´s Rad:

"Radhaus"

Aachen

Ausgangssituation
 Der Servicebereich rund um das Fahrrad ist in

Aachen – wie in den meisten anderen Städten
auch – noch deutlich unterentwickelt.

 Ziel muss es sein, auf dem Fahrradsektor ei-
nen ähnlich hohen Komfort- und Servicestan-
dard zu erreichen wie beim Autoverkehrssys-
tem.

 Defizite gibt es insbesondere im Bereich be-
wachtes Fahrradparken und Gebrauchtrad-
handel.

Anlass und Zielsetzung
 Das "Radhaus" in Aachen ist ein privates Ge-

meinschaftsprojekt von WABe e. V. (Woh-
nung, Arbeit und Beratung für Menschen in
besonderen sozialen Schwierigkeiten) und VIA
e. V. (Verein für Integration durch Arbeit), das
sich zum Ziel gesetzt hat, durch Dienstleis-
tungsangebote im Fahrradsektor, neue Ar-
beitsplätze für benachteiligte Menschen zu
schaffen.

Beschreibung der Maßnahme
 Das "Radhaus" in Aachen liegt im Eingangs-

bereich eines Parkhauses in unmittelbarer
Nähe zur Fußgängerzone.

 Neben einem Büro- und Ausstellungsraum,
der zur Straße gut sichtbar ist, befindet sich
die Abstellfläche für ca. 30 Räder, die Werk-
statt und das Fahrradlager.

 Das "Radhaus" bietet neben der Möglichkeit
des bewachten Fahrradparkens (2,- DM/Tag)
auch eine Fahrrad-Tauschbörse und das so-
genannte Fahrradrecycling an, bei dem alte
Fahrräder abgegeben werden können, die
dann einem sozialen Zweck oder deren Erlös
zur Sicherung des Projektes "Radhaus" ver-
wandt wird; die recycelten Räder können auch
gemietet werden (5,- DM/Tag).

Erfahrungen und Wirkungen
 Genaue Aussagen über Nutzung und wirt-

schaftliche Situation des "Radhauses" in Aa-
chen lassen sich aufgrund der erst sehr kur-
zen Laufzeit (Eröffnung Anfang ´98) noch
nicht machen.

 Die Nachfrage nach Gebrauchtfahrrädern ist
groß; insbesondere Studenten und andere
Gruppen mit geringem Einkommen zählen
zu den Kunden.

 Das Bewachungsangebot wird nur schwach
genutzt; der Grund dürfte u. a. in den für den
hier dominierenden Einkaufsverkehr ungün-
stigen Öffnungszeiten liegen (Mo – Do
7.30 – 16.15; Fr bis 14.00; Sa/So geschlos-
sen).

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Das Projekt deckt einen Radverkehrsdienst-

leistungsbereich ab, der privatwirtschaftlich
nicht tragfähig angeboten werden kann.

 Der Erfolg des Projektes könnte sicherlich
noch vergrößert werden, wenn kundenorien-
tierte Modifikationen erfolgen (günstigere
Öffnungszeiten, Angebot weiterer Dienstlei-
stungen für Radfahrer wie z. B. Taschenauf-
bewahrung, Verkauf einfacher Zubehörteile,
ggf. auch Reparaturen durch Kooperation mit
einem Fahrradhändler).

 Die etwas versteckte Lage erfordert eine
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit.

 Die Tatsache, dass soziale Einrichtungen
das Thema Fahrrad für ihre eigenen Zwecke
entdecken, zeigt deutlich, dass die Öffent-
lichkeitsarbeit der Stadt Aachen, die Radver-
kehrsförderung in den Köpfen zu verankern
vermag.

 Inzwischen wurde das Projekt mangels
Nachfrage eingestellt.
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Nr. 41

Maßnahmentyp:
Service rund um´s Rad:

Fahrradbüro

Marl

Ausgangssituation
Radfahrer haben keinen direkten Ansprech-
partner, der sie über alle Dinge rund ums Fahr-
rad informiert.
Eine Anlaufstelle für relevante Fragen fehlte.

Anlass und Zielsetzung
Marl wollte die Bevölkerung intensiver über das
Radfahren und den Radverkehr informieren,
sowie eine direkte Kontaktmöglichkeit zur Be-
völkerung herstellen.

Beschreibung der Maßnahme
Aufgrund der guten Zusammenarbeit mit dem
ADFC, und der Tatsache, dass dieser Räume
für eine Geschäftsstelle suchte, beschlossen
Stadt und ADFC zusammen, Räume anzumie-
ten und ein gemeinsames Fahrradbüro einzu-
richten.
Das 1995 eröffnete Fahrradbüro befindet sich
am Eingang einer stillgelegten Zeche und ist
mit Rad, Bus und Auto gut zu erreichen.
Das Fahrradbüro ist von Dienstag bis Samstag
stundenweise geöffnet.
Es bietet Informationen rund um das Fahrrad,
zur fahrradfreundlichen Stadt und zur Förde-
rung des Radverkehrs.

Darüber hinaus werden Literatur und Karten
zum Thema Radfahren angeboten und Rad-
fahrer bei der Ausarbeitung von Fahrradtou-
ren beraten.
Das Fahrradbüro ist auch Anlaufstelle für Kri-
tik und Anregungen und bietet Gelegenheit,
um über verkehrspolitische Themen zu disku-
tieren.
Um die Bevölkerung auf das Fahrradbüro
aufmerksam zu machen, wurde eigens ein
Faltblatt entworfen.

Erfahrungen und Wirkungen
Das Fahrradbüro wird nach Auskunft der
Verwaltung von der Bevölkerung gut ange-
nommen, wenn auch keine Daten zur Kun-
dennachfrage vorliegen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Durch die Kooperation von ADFC und Stadt

wurde die Öffnung des Fahrradbüros und so-
mit eine umfassende Beratung für die Bevöl-
kerung möglich, da die Kosten und der Auf-
wand für beide gesenkt werden konnten.

 Durch das Zusammenarbeiten von ADFC und
Stadt können fast tägliche Öffnungszeiten
angeboten werden, wodurch eine höhere Ak-
zeptanz erzielt wird.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 174

Nr. 42

Maßnahmentyp:
Service rund um´s Rad:

Mobilitätszentrum

Münster

Ausgangssituation
Manche Verkehrsteilnehmer nutzen aus Unwis-
senheit nicht das für ihre Zwecke günstigste
Verkehrsmittel.
Das Beschaffen der erforderlichen Informatio-
nen ist für einen nicht unbedeutenden Teil der
Bevölkerung mit einer hohen Hemmschwelle
verbunden, da verschiedene Zuständigkeiten
unterschiedliche Informationsquellen zur Folge
haben.

Anlass und Zielsetzung
Münster will jedem eine auf die individuellen
Bedürfnisse abgestimmte Verkehrsmittelwahl
ermöglichen.
Die Recherche bzgl. der günstigsten Verkehrs-
mittelwahl sollte durch die Einrichtung einer
verkehrsmittelunabhängigen Informationsmög-
lichkeit erleichtert werden.

Beschreibung der Maßnahme
Das Mobilitätszentrum "mobilé" (Servicezent-
rum für clevere Verkehrsnutzung), welches im
März 1998 eröffnet wurde, wird gemeinsam von
der Stadt Münster und den Stadtwerken sowie
weiteren Verkehrsanbietern und Institutionen
als Kooperationspartner getragen.
"Mobilé" befindet sich im zentralen Innenstadt-
bereich und bietet an die im gleichen Haus be-
findliche Bürgerberatung angepasste Öffnungs-
zeiten (Mo-Fr 9.30-18.00 Uhr, Sa 9.30-13.00
Uhr).
"Mobilé" bietet neutrale Informationen zu allen
Verkehrs- und Mobilitätsfragen sowie einen
Fahrkartenverkauf.
Die Informationen sind sowohl verkehrsmittel-
als auch unternehmens- und städteübergrei-
fend.

 Expertengespräche zu speziellen Verkehrsthe-
men finden monatlich unter der Bezeichnung
"service plus" statt.

 Zum Thema Radverkehr erhalten die Bürger
u. a. eine EDV-gestützte Radwegeauskunft
und Radtourenplanung sowie Radwegekar-
ten zur Einsicht.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Resonanz von "mobilé" wird mit durch-

schnittlich 75 Kundenanfragen pro Tag als
positiv gewertet.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die zentrale Lage von "mobilé" sowie die

umfassenden Öffnungszeiten bieten in Ver-
bindung mit der übergreifenden Beratung
gute Voraussetzungen für eine positive Ent-
wicklung.

 Entsprechend den Ergebnissen einer Ex-
WoSt-Studie, die im Sommer 2000 abge-
schlossen sein wird, beziehen sich aber
90 % der Nachfragen auf den ÖV, so dass
der Informationsfluss zum Thema Radver-
kehr nur begrenzte Bedeutung aufweist.
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Nr. 43

Maßnahmentyp:
Diebstahlschutz:

Fahrradwache bei Fahrradfest

Brühl

Ausgangssituation
 Im Jahr 1996 wurde in Brühl das erste Brühler

Fahrradfest auf dem Marktplatz durchgeführt.
 Schwerpunktthemen waren dabei Verkehrssi-

cherheit, Diebstahlprävention und Einkaufen
mit dem Fahrrad.

 Im Rahmen des Themas "Einkaufen mit dem
Fahrrad" wurde eine Fahrradwache mit Ge-
päckaufbewahrung und Kinderwagenverleih
für die Dauer das Fahrradfestes eingerichtet.

Anlass und Zielsetzung
 Ziel dieser temporären Fahrradwache mit Ser-

vice war es, mit möglichst geringem Aufwand
zu testen, ob in Brühl eine Nachfrage für ein
solches Angebot besteht und wie dieses bei
den Bürgern ankommt.

 Gleichzeitig sollen durch die verschiedenen
Aktionen Informationen und praktische Tipps
für den Einkauf mit dem Fahrrad gegeben
werden.

 Durch einen Fragebogen wurde zudem die
Einstellung der Brühler zur Nutzung des Ra-
des als Verkehrsmittel für den Einkauf abge-
fragt.

Beschreibung der Maßnahme
 Für die temporäre Fahrradwache wurden die

überdachten Fahrradabstellanlagen vor der
Kreissparkasse genutzt, deren Fläche proviso-
risch abgesperrt wurde.

 Es wurden zusätzliche Fahrradständer aufge-
stellt und die Fahrradwache mit zwei großen
Transparenten mit der Aufschrift "Fahrradwa-
che - Kinderwagenverleih, Gepäckaufbewah-
rung" versehen.

 Für die Fahrradwache wurde eine Gebühr von
DM 1,- erhoben, die bei Einkauf in einem
Brühler Geschäft zurückerstattet wurde (ana-
log zur Parkgebührenerstattung).

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Fahrradwache wurde rege genutzt und

viele äußerten sich ausgesprochen positiv
über ein solches Angebot, da die Angst vor
Fahrraddiebstahl ein wesentlicher Grund ist,
das Fahrrad nicht zu nutzen.

 Auch die Gepäckaufbewahrung wurde ge-
nutzt  und fand positiven Zuspruch von Sei-
ten der Bevölkerung.

 Eine Möglichkeit zur Gepäckaufbewahrung
oder Schließfächer in der Fußgängerzone
wurde von vielen als Dauereinrichtung ge-
wünscht.

 Obwohl der Kinderwagenverleih bei diesem
Fest nicht genutzt wurde, fand die Idee ge-
nerell regen Zuspruch, zumal das Kinder-
transportproblem als wichtiger Grund für die
Nichtnutzung des Fahrrades beim Einkauf
angegeben wurde.

 Auch bei der Auswertung der Fragebögen
wurde deutlich, dass die Brühler dieses Ser-
vicepaket der Fahrradwache als sehr positiv
ansehen und daher auch bereit sind, dafür
entsprechend zu bezahlen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Idee, die Möglichkeiten einer Fahrradwa-

che mit den verschiedenen Serviceleistun-
gen im Rahmen eines Fahrradfestes vorzu-
stellen, ist gut.

 Empfehlenswert ist auch, die Aktion durch
einen Fragebogen zu ergänzen, der eine
Übersicht über die Meinung der Bevölkerung
gibt und somit der Stadt Richtwerte über ak-
zeptable Preise und das mögliche Potenzial
solch einer Einrichtung gibt.

 Wünschenswert wäre die konsequente Wei-
terführung in Form einer Potenzialanalyse
und Wirtschaftlichkeitsabschätzung mit dem
Ziel der Errichtung einer dauerhaften Fahr-
radwache (z. B. in Zusammenarbeit mit dem
Einzelhandel, ggf. mit ABM o. ä.) analog zu
niederländischen Vorbildern.
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Nr. 44

Maßnahmentyp:
Fahrradwachen an Schulen und in

der Innenstadt

Marl

Ausgangssituation
1994 sind in Marl fast 1.200 Fahrräder entwen-
det worden, 150 Räder davon an Schulen.

Anlass und Zielsetzung
Fahrräder sollten vor Diebstahl und Vandalis-
mus geschützt werden.

Beschreibung der Maßnahme
Die Stadtverwaltung hat in Zusammenarbeit mit
der Arbeiterwohlfahrt an sechs Schulen und am
Marler Stern, einem zentralen Einkaufsbereich
Marls, Fahrradwachen eingerichtet.
Dabei überwachen Langzeitarbeitslose die
Fahrräder und schützen sie so vor Vandalismus
und Diebstahl.
Daneben werden Dienstleistungen wie kleinere
Reparaturen angeboten.
Bei größeren Reparaturen bekommen die
Schüler bis zum nächsten Tag ein Leihrad zur
Verfügung gestellt.
Die Fahrradwachen bestehen seit 1995.

Erfahrungen und Wirkungen
Seit Bestehen der Fahrradwachen sind die
Diebstähle an diesen Schulen fast auf Null
gesunken.
Mit Hilfe des Reparatur-Service wird die Ver-
kehrssicherheit der Schüler im Straßenver-
kehr erhöht.
Nach Angaben der Stadt ist auch die Auslas-
tung der Fahrradwache am Marler Stern als
gut anzusehen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Vor allem die Fahrradwachen an den Schulen
haben sich bewährt.
Durch eine erhöhte Sicherheit vor Diebstäh-
len wird die Nutzung des Rades für viele att-
raktiver gemacht.
Durch die zentrale Lage der Fahrradwache
am Marler Stern in unmittelbarer Nähe zu re-
levanten Geschäften wird hier - anders als in
anderen Städten - eine gute Auslastung durch
Einkäufer erzielt.
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Nr. 45

Maßnahmentyp:
Fahrradfreundlicher Arbeitgeber:

Wettbewerb "Fahrradfreundlichster
Arbeitgeber"

Brühl

Ausgangssituation
 Die Stadt Brühl hat in verschiedenen Berei-

chen Maßnahmen und Aktionen durchgeführt,
die das Radfahren in Brühl attraktiver, beque-
mer und sicherer machen.

 Dabei fällt auch den Arbeitgebern, bei der Ge-
staltung eines fahrradfreundlichen Klimas,
eine wichtige Aufgabe zu.

Anlass und Zielsetzung
 Ziel des Wettbewerbes war es, den fahrrad-

freundlichsten Arbeitgeber zu finden, der seine
Mitarbeiter durch unterschiedlichste Angebote
dazu motiviert, beim täglichen Arbeitsweg auf
das Fahrrad umzusteigen.

 Durch die Aktion sollen auch Arbeitgeber, die
sich bisher nur wenig mit dem Thema beschäf-
tigt haben, dazu angeregt werden, über Mög-
lichkeiten der Fahrradnutzung bei ihren Arbeit-
nehmern nachzudenken.

Beschreibung der Maßnahme
 Angeschrieben wurden alle ortsansässigen

Unternehmen und Institutionen.
 Die Arbeitgeber wurden gebeten den Fragebo-

gen möglichst ausführlich und umfassend zu
beantworten.

 Zudem sollte auch einer der Beschäftigten
oder die Personalvertretung einen Fragebogen
ausfüllen.

 Anhand dieser Fragebögen sollte dann eine
Vorauswahl von Unternehmen und Institutio-
nen, durch eine unabhängige Jury aus Vertre-
tern der Stadt, der örtlichen Wirtschaft, des
ADFC etc. getroffen werden, die dann vor Ort
besichtigt werden.

 Die fahrradfreundlichsten Arbeitgeber und die
Beschäftigten, die den Fragebogen am aus-
führlichsten ausgefüllt haben, sollten dann auf
einer Pressekonferenz bekanntgegeben und
mit Preisen ausgezeichnet werden.

Erfahrungen und Wirkungen
 Obwohl die Aktion mit zahlreichen Presse-

mitteilungen angekündigt und im Verlauf der
Maßnahmen nochmals Berichte über die
Fragebogenaktion gedruckt wurden, war die
Resonanz nur sehr gering.

 Daran konnte auch ein zweites Anschreiben
an die Teilnehmer und eine Fristverlänge-
rung für den Rücksendetermin nicht viel än-
dern.

 Die Stadt Brühl hat sich daher entschlossen,
den Wettbewerb "Bike & Business in Brühl"
vorzeitig zu beenden, so dass auch die Be-
sichtigungen durch die Jury und die Preis-
verleihungen für die "besten" Arbeitgeber
und Arbeitnehmer nicht mehr stattfanden.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Grundsätzlich ist die Idee des Wettbewerbes

"Bike & Business in Brühl" interessant und
ein geeigneter Impuls, um ein verstärktes
Nachdenken über das Verkehrsmittel Fahr-
rad auch auf Seiten der Arbeitgeber zu errei-
chen.

 Die vorgestellten Anreize und möglichen Eh-
rungen bzw. Gewinne sind aber offensicht-
lich nicht ausreichend, um die Beteiligten für
die Aktion zu begeistern.

 Auch wenn der Wettbewerb aufgrund der ge-
ringen Resonanz abgebrochen werden
musste, zeigt er doch, dass in Brühl neue
Wege bei der Öffentlichkeitsarbeit zum
Thema Radverkehr gesucht werden und die
Stadtverwaltung den Mut hat, auch Risiken
einzugehen.

 Man sollte daher bei der Stadt Brühl über die
Umsetzung des Wettbewerbes neu nachden-
ken und möglicherweise mit einer anderen
Strategie nochmals solch eine Aktion durch-
führen (z. B. in Zusammenarbeit mit Arbeit-
geberverbänden). Auch, weil es sich um eine
sehr kostengünstige PR-Maßnahme handelt.
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Nr. 46

Maßnahmentyp:
Touristische Dienstleistungen:

Burgenfahrt

Euskirchen

Ausgangssituation
 Euskirchen bietet aufgrund seiner Lage und

Stadtstruktur hervorragende Möglichkeiten für
Fahrradtouren mit unterschiedlicher Länge
und Schwierigkeitsgraden.

 Zahlreiche Land- und forstwirtschaftliche
Wege bieten gute Möglichkeiten zum Rad-
wandern abseits des Autoverkehrs.

 Neben Wäldern und großen landwirtschaftlich
genutzten Flächen befinden sich in unmittelba-
rer Nachbarschaft auch zahlreiche Burgen und
Herrensitze.

 Neben dem Bahnhof in der Innenstadt werden
noch vier weitere DB-Haltepunkte bedient; die
Mehrzahl der Züge verfügt über komfortable
Fahrradabteile, so dass auswärtige Radler an
unterschiedlichen Punkten starten und aufhö-
ren können.

 Euskirchen ist daher für viele Erholungssu-
chende Ausgangspunkt für Radtouren in die
flache Zülpicher Börde oder die eher für sport-
liche Touren geeignete Nordeifel.

Anlass und Zielsetzung
 Durch das Angebot einer "Burgenfahrt" soll

das Radfahrerpotenzial vor allem im Touris-
musbereich mobilisiert werden.

 Daneben soll aber auch den Euskirchenern
über den Freizeitbereich das Fahrrad als Ver-
kehrsmittel näher gebracht werden.

 Gleichzeitig möchte sich Euskirchen als Aus-
flugs- und Ausgangsort für Radtouren im wei-
teren Umfeld etablieren.

 Dabei werden auf jährlich wechselnden Stre-
cken Touren zu den umliegenden Burgen
geplant.

 Der "Radtourtag" findet jedes Jahr am letz-
ten Sonntag vor den Sommerferien statt.

 Abgerundet wird der Tag durch ein umfang-
reiches Unterhaltungsprogramm in Euskir-
chen.

Erfahrungen und Wirkungen
 Der Radtourtag und die "Burgenfahrt" sind in

Euskirchen mittlerweile feste Größen im
jährlichen Veranstaltungskalender.

 Die Fahrten erfreuen sich großer Beliebtheit
und auch das Rahmenprogramm findet von
Seiten der Bevölkerung großen Zuspruch.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die "Burgenfahrt" in Euskirchen ist ein gutes

Mittel um den Radverkehr im Tourismus- und
Freizeitbereich zu stärken.

 Das Angebot stellt eine gute Mischung für
die Euskirchener Bevölkerung und Besucher
der Stadt dar, so dass die Burgenfahrt in ei-
ner Stadt wie Euskirchen einen guten Ansatz
für die Förderung des Radverkehrs darstellt.

 Um das Programm des "Radtourtages" auch
in den nächsten Jahren interessant zu ges-
talten, sollte die Stadt möglichst bald auch
andere Tourentipps (Wasserburgenroute,
Erftmühlenbachroute etc.) erarbeiten.

 Parallel dazu sollte vor allem das Rahmen-
programm erweitert werden und ortsansäs-
sige Fahrradhändler und Vereine mit einge-
bunden werden.
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Nr. 47

Maßnahmentyp:
Touristische Dienstleistungen:

Tourentipps
"Mit dem Fahrrad durch Köln"

Köln

Ausgangssituation
 Die Stadt Köln betreibt im Rahmen des Pro-

jektes "Fahrradfreundliche Stadt Köln" eine
sehr intensive und offensive Öffentlichkeitsar-
beit, die als eigenständiger Baustein innerhalb
des Programms angesehen wird.

 Die Kölner Bürger sollen zum Umstieg auf den
Umweltverbund angeregt werden.

 Neben anderen Maßnahmen gibt es die Wer-
bekampagne "Steig um, steig auf", die jeweils
unter ein jährlich wechselndes Motto gestellt
ist.

 Der jeweilige Jahresschwerpunkt soll den Ge-
danken des Umsteigens in einen konkreten
Zusammenhang stellen.

 1997 war das Schwerpunktthema der Freizeit-
verkehr, der unter dem Slogan "Mit dem Rad
ins Grüne" lief.

Anlass und Zielsetzung
 Mit diesem Slogan sollte vor allem die Gruppe

der Freizeitradler in das Projekt "Fahrrad-
freundliche Stadt Köln" eingebunden und als
Zielgruppe angesprochen werden.

 Rad fahren soll dabei als Gewinn für den Ein-
zelnen und eine Steigerung der Lebensqualität
an die Öffentlichkeit transportiert werden.

 Ziel ist die Beeinflussung der Verkehrsmittel-
wahl in Richtung eines stadt-, umwelt- und so-
zialverträglichen Verkehrs durch eine deutli-
che Verschiebung auf die Verkehrsmittel des
Umweltverbundes.

Beschreibung der Maßnahme
 Insgesamt wurden 10 Tourentipps (je 5 mal

"Radtouren in Chorweiler" und "Radtouren im
Grünen") erarbeitet, die kostenlos an Interes-
sierte abgegeben werden.

 Vorgestellt werden unter verschiedenen geo-
graphischen und thematischen Zielsetzungen
Routen in und um Köln.

 Neben der kartographischen Darstellung des
Routenverlaufs enthalten die Faltblätter auch
kulturhistorische Erläuterungen und Informati-
onen zu Sehenswürdigkeiten.

 Zusätzlich geben die Tourentipps stichwort-
artige Streckenbeschreibungen und Hin-
weise zur Durchführung der einzelnen Tou-
ren.

 Als Besonderheit ist in diesem Zusammen-
hang das extra Faltblatt "Tourentipps für Kin-
der" zu nennen.

 Erfahrungen und Wirkungen
 Die Faltblätter mit den unterschiedlichen

Tourentipps zeigen vielen Kölnern nahegele-
gene Sehenswürdigkeiten auf, die in idealer
Fahrradentfernung liegen.

 Die konkreten Routenvorschläge auf Be-
zirksebene sind besonders erfolgreich, da
sie auch Gelegenheitsradlern einen Anreiz
geben, das Fahrrad in der Freizeit zu nutzen.

 Die Kölner können zudem durch die bezirks-
bezogene Gestaltung der Tourentipps die
Radfahrmöglichkeiten in ihrer Wohnumge-
bung kennen lernen und gleichzeitig das
Fahrrad als Freizeitverkehrsmittel neu ent-
decken.

 Für die Stadt Köln ergibt sich durch diese
öffentlichkeitswirksame Maßnahme die Mög-
lichkeit, die umgesetzten Maßnahmen im
Rahmen des Projektes "Fahrradfreundliche
Stadt Köln" indirekt den Bürgern aufzuzei-
gen.

 Das gut gemachte Konzept der Reihe er-
möglicht es, bei Bedarf noch zahlreiche
weitere Radtourentipps zu erstellen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Insgesamt erfreut sich die Faltblattserie bei

der Kölner Bevölkerung großer Beliebtheit
und es besteht große Nachfrage nach den
einzelnen Tourentipps.

 Der Ansatz und die Idee der Faltblätter sind
sehr gut und für viele Gemeinden nachah-
menswert.

 Die Faltblätter sind eine hervorragende Infor-
mationsquelle für interessierte Bürger.

 Gleichzeitig sind sie ein sehr gut geeignetes
Werbemittel zur Attraktivierung des Fahr-
radtourismus.
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Nr. 48

Maßnahmentyp:
Touristische Dienstleistungen:

Mit dem Fahrrad zu
Warner Bros. Movie World

Gladbeck, Marl

Ausgangssituation
Überfüllte Parkplätze und überlastete Zufahrts-
straßen ließen Warner Bros. Movie World in
Bottrop nach Alternativen suchen.
Neue Ideen für die Vermarktung von Movie
World werden kontinuierlich gesucht, Radver-
kehrswegweisung wurde dabei als relevanter
Werbeträger erkannt.

Anlass und Zielsetzung
Den Gästen sollte eine Alternative zu einer An-
reise mit dem eigenen Pkw geboten werden.
Das Angebot richtet sich zur Zeit hauptsächlich
an Besucher aus der Region, soll aber durch
entsprechendes Marketing und in Zusammen-
arbeit mit der Hotellerie auch auf den Touris-
mus ausgeweitet werden.

Beschreibung der Maßnahme
Sieben Städte - u. a. Marl und Gladbeck - ha-
ben in Zusammenarbeit mit dem Kommunal-
verband Ruhrgebiet und der Unterstützung von
Warner Bros. Movie World detaillierte Radwan-
derkarten herausgegeben.
Auf einzelnen herausnehmbaren Blättern wer-
den ausgehend von einem zentralen Aus-
gangspunkt in jeder Stadt Wegbeschreibungen
gegeben.
Zusätzlich können sich die Radfahrer an der
1998 eingeführten Wegweisung orientieren.

Seit Einführung der Wegweisung wird jährlich
zu Beginn der Saison eine Sternfahrt von al-
len beteiligten Städten zu Warner Bros. Movie
World veranstaltet.

Erfahrungen und Wirkungen
Konkrete Zählungen sind nicht vorhanden, je-
doch ist nach Auskunft der Betreiber von Mo-
vie World vor allem am Wochenende eine
Zunahme des Radverkehrs zu verzeichnen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Die Radverkehrswegweisung wird als Werbe-
träger für den Freizeitpark eingesetzt und
wirbt gleichzeitig für die Radnutzung.
Insgesamt ist das Konzept ein gelungenes
Beispiel für kreative Ideen und Kooperations-
möglichkeiten in der Radverkehrsplanung.



Wirkungsanalyse "Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW"

Planerbüro Südstadt, Köln / Planungsgemeinschaft Verkehr, Hannover Seite 181

Themenkomplex 6

6 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

6.1 Werbung für das Fahrrad

49. Fahrradsommer (Aachen)

50. Kilometerzähleraktion (Brühl)

51. Fahrradaktionstage (Hamm)

52. Marketing- und Kommunikationskonzept (Herford)

53. Marketing (Marl)

6.2 Informationen für die Nutzer

54. Informationsbroschüre für Nutzer (Köln)

55. Planwagen/Plangruppen (Leverkusen)

56. Radfahrstadtpläne (Bonn, Brühl, Lünen, Pulheim, Troisdorf)

6.3 Wissensvermittlung, Tagungen, Workshops

57. Bonner Fahrradkongresse (Bonn)

58. Velo-Regio Fahrradkongress (Troisdorf)

6.4 Verkehrssicherheitsarbeit

59. Nachtbefahrung (Brühl)

60. Seniorenradfahrkurse (Köln)
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Nr. 49

Maßnahmentyp:
Werbung für das Fahrrad:

Fahrradsommer

Aachen

Ausgangssituation
 In Aachen wird die Öffentlichkeitsarbeit als ei-

genständiger Baustein angesehen, der einen
wichtigen Beitrag im Programm "Fahrrad-
freundliches Aachen" darstellt.

 Seit 1995 wird daher der Aachener Fahrrad-
sommer jährlich veranstaltet.

Anlass und Zielsetzung
 Der Aachener Fahrradsommer soll zu einem

regelmäßigen und bekannten Bestandteil der
Aachener Aktivitäten werden, der auch Besu-
cher aus dem Umland anzieht.

 Ziel ist es , dass große Potenzial im Bereich
des Freizeitradverkehrs anzusprechen.

 Ebenso soll das Fahrrad als Alltagsverkehrs-
mittel und seine verschiedenen Nutzungsmög-
lichkeiten aufgezeigt werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Mittelpunkt der Aktionen ist eine jährlich

wechselnde thematische Rundtour aus dem
Aachener Freizeitroutennetz, die als Som-
mertour ausgeschildert wird.

 Zu der jeweiligen Tour wird ein Faltblatt "Der
Tourentip" erarbeitet, das die Besonderheiten
der Tour und die Sehenswürdigkeiten entlang
der Strecke vorstellt.

 Auf dieser und anderen Strecken in Aachen
werden geführte Radtouren angeboten.

 Zusätzlich zu diesen Routenmaßnahmen, die
von Juni bis September laufen, gibt es ver-
schiedene Aktionen wie Rätselwettbewerbe,
Fotowettbewerbe, Prominentenveranstaltun-
gen, Ausstellungen, Podiumsdiskussionen,
Fahrradaktionstage, Gebrauchtradmärkte und
Schrottaktionen (Schrottfahrradverwertung).

 Von Sponsoren gestiftete attraktive, fahrrad-
bezogene Preise können bei Preisausschrei-
ben gewonnen werden, wobei das Abradeln
der Route zur Erfüllung der Aufgabe nötig ist.

 Im Jahr 1998 wird der Fahrradsommer zu-
gunsten des Aachener Doms durchgeführt
und ein Sponsor spendet für jeden geradel-
ten Kilometer bei der Auftaktveranstaltung
eine Mark zur Säuberung des Doms.

Erfahrungen und Wirkungen
 Der Aachener Fahrradsommer ist mittler-

weile ein fester Bestandteil der Fahrradakti-
onen in Aachen geworden.

 Das Angebot wird gut angenommen und das
Interesse wächst von Jahr zu Jahr.

 Das umfassende Programm und die Deh-
nung der Aktionen auf vier Monate führen
dazu, dass der Fahrradsommer immer wie-
der von der lokalen Presse aufgenommen
wird und der Bevölkerung das Fahrrad aus
ganz verschiedenen Blickwinkel vorgestellt
wird.

 Der Fahrradsommer wird zunehmend auch
von Bürgern aus dem Aachener Umland be-
sucht, die die Möglichkeiten des Verkehrs-
mittels Fahrrad gerade im Freizeitverkehr
kennenlernen wollen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Angebote sprechen unterschiedliche

Zielgruppen an und bieten zahlreiche Mög-
lichkeiten sich zu beteiligen.

 Die Stadt Aachen sieht den Fahrradsommer
als festen Bestandteil ihrer Planungen an
und ist sehr zufrieden mit dem Zuspruch aus
der Bevölkerung aber auch aus der Presse.

 Durch den großen Zuspruch der Öffentlich-
keit gelingt es der Stadt Aachen zunehmend
Sponsoren für die verschiedenen Aktionen
zu finden, wodurch die Attraktivität der Ver-
anstaltungen erhöht werden kann.

 Die Einbindung Dritter (Sponsoren, ADFC
etc.) macht den Fahrradsommer teilweise
zum "Selbstläufer".
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Nr. 50

Maßnahmentyp:
Werbung für das Fahrrad:

Kilometerzähleraktion

Brühl

Ausgangssituation
 Brühl weist aufgrund seiner Stadt- und Sied-

lungsstruktur besonders günstige Vorausset-
zungen für eine intensive Fahrradnutzung im
Alltagsverkehr auf.

 Die Stadt Brühl hat die Bedeutung einer inten-
siven Öffentlichkeitsarbeit erkannt und führt
seit langem ganz unterschiedliche Maßnah-
men zum Thema durch.

Anlass und Zielsetzung
 Anlass der Aktion war es, den Brühlern deut-

lich zu machen, wie schnell, bequem und ein-
fach das Fahrrad im Alltagsverkehr einzuset-
zen ist und wie selten Hinderungsgründe ge-
gen die Fahrradnutzung vorliegen.

 Die Aktion sollte möglichst viele Brühler Bür-
ger dazu bewegen, über die Möglichkeiten des
Verkehrsmittels Fahrrad nachzudenken und
das Fahrrad stärker für kurze Fahrten im All-
tagsverkehr einzusetzen.

Beschreibung der Maßnahme
 Die Brühler wurden aufgerufen 500 km in drei

Monaten zu radeln.
 Gemessen wurde die Entfernung mit einem

kostenlos zur Verfügung gestellten Tacho.
 Die Teilnehmer mussten sich zudem verpflich-

ten über den jeweiligen Fahrtzweck und die
aktuelle Witterung Buch zu führen.

 Wenn mindestens 500 km innerhalb der vor-
gegebenen drei Monate zurückgelegt wurden,
konnten die Teilnehmer den Tacho behalten.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Resonanz auf das Angebot war enorm

und die Ergebnisse übertrafen alle Erwar-
tungen.

 Insgesamt erreichten 78 % der Teilnehmer
die vorgegebene Kilometerzahl.

 Die meisten radelten mehr als das andert-
halbfache der erforderlichen Gesamtleistung.

 Der erste Teilnehmer hatte bereits nach 23
Tagen die geforderten 500 km zurückgelegt.

 Insgesamt radelten die Teilnehmer
113.234 km und umrundeten somit fast
dreimal den Erdball.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Aktion ist absolut erfolgreich verlaufen

und hat ein nicht erwartetes Ergebnis ge-
bracht sowohl in Bezug auf die zurückge-
legte Strecke aber auch in Bezug auf die
Teilnehmerzahl.

 Durch die beachtliche Gesamtleistung
konnte allen Teilnehmern verdeutlicht wer-
den, wie stark die Verkehrsleistung des Rad-
verkehrs ist.

 Die Fahrtenbuchführung hat den Teilneh-
mern verdeutlicht, wie selten Witterung oder
Fahrtzweck die Fahrradnutzung behindern.

 Gemessen an der enormen Öffentlichkeits-
wirkung ist die Aktion sehr kostengünstig.

 Die Aktion ist als sehr erfolgreich zu bezeich-
nen und sollte häufiger als Maßnahme im
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt
werden.
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Nr. 51

Maßnahmentyp:
Werbung für das Fahrrad:

Fahrradaktionstage

Hamm

Ausgangssituation
 Mit Aufnahme in das Programm hat die Stadt

Hamm zahlreiche Infrastrukturmaßnahmen
durchgeführt, die das Radfahren in Hamm si-
cherer, einfacher und attraktiver machen.

 Um die Maßnahmen und das Programm aber
auch dem Bürger näher zu bringen sind öf-
fentlichkeitswirksame Maßnahmen notwendig,
die Information und Unterhaltung rund um das
Thema Fahrrad miteinander verbinden.

Anlass und Zielsetzung
 Öffentlichkeitsarbeit ist für eine Beeinflussung

der Verkehrsmittelwahl in Richtung Umwelt-
verbund unerlässlich.

 Ziel der Fahrradaktionstage in Hamm ist es,
die Bürger für eine überlegte Verkehrsmittel-
wahl zu gewinnen und ihnen das Verkehrs-
mittel Fahrrad als gute Alternative besonders
für kurze Strecken im Stadtbereich zu demon-
strieren.

 Gleichzeitig sollen alle neuen bereits umge-
setzten Maßnahmen den interessierten Bür-
gern aufgezeigt werden und somit mehr Ak-
zeptanz und Unterstützung für das Programm
"fahrradfreundliche Stadt Hamm" erreicht wer-
den.

Beschreibung der Maßnahme
 Seit 1993 werden jedes Jahr im Sommer die

Fahrradaktionstage in Hamm veranstaltet.
 Das Programm ist von Jahr zu Jahr unter-

schiedlich, alle Aktionen drehen sich aber um
das Fahrrad.

 Mit eingebunden in die Veranstaltungen sind,
neben der Stadt Hamm vertreten durch Politi-
ker und Verwaltung, auch der ADFC, regionale
Radiosender und Zeitungen, ortsansässige
Fahrradhändler sowie verschiedene Gruppen
und Firmen.

 Bekannte ortsansässige Künstler (z. B. Otmar
Alt) konnten für künstlerisch hochwertige Fahr-
radplakate gewonnen werden.

 Eine Sonderveröffentlichung des Westfäli-
schen Anzeigers zum Fahrradaktionstag prä-
sentiert zahlreiche Radverkehrsthemen und
bindet über Inserate auch die örtliche Ge-
schäftswelt ein.

 Neben Kultur und Aktionen zum Thema
Fahrrad und Radverkehr steht vor allem die
Vermittlung von Informationen über eine mo-
derne und intensive Rad- und Verkehrspolitik
im Mittelpunkt der zweitägigen Veranstaltung

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Fahrradaktionstage erfreuen sich von

Jahr zu Jahr größerer Beliebtheit bei den
Hammern und auch die Anfragen zu Teil-
nahmemöglichkeiten aus der Wirtschaft
nehmen zu.

 In den direkten Gesprächen mit den Bürgern
konnten oftmals viele Bedenken zu Einzel-
maßnahmen ausgeräumt werden.

 Gleichzeitig haben die Bürger die Möglich-
keit, Anregungen aus ihren täglichen Erfah-
rungen heraus zu geben und sich über ge-
plante Maßnahmen zu informieren.

 Durch das attraktive Programm wird Rad
fahren als lustvoll empfunden und nicht als
Verzicht.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Fahrradaktionstage sind eine absolut

gelungene Aktion im Rahmen des Pro-
gramms "Fahrradfreundliche Stadt Hamm".

 Sie bieten nicht nur ein vielfältiges Pro-
gramm, sondern vermitteln auch zahlreiche
Informationen.

 Die Bürger werden direkt angesprochen und
zum Rad fahren angeregt, um die fahrrad-
freundliche Stadt Hamm überhaupt erst ken-
nen zu lernen.
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Nr. 52

Maßnahmentyp:
Werbung für das Fahrrad:

Marketing- und Kommunikations-
konzept

Herford

Ausgangssituation
Herford zählt von Beginn an zu den fahrrad-
freundlichen Städten und hat neben dem Aus-
bau der Infrastruktur frühzeitig Wert auf die
Schaffung eines freundlichen Klimas für den
Radverkehr und die Aktivierung weiterer  Rad-
fahrerpotenziale gelegt.

Anlass und Zielsetzung
Das Image des Radverkehrs sollte positiv be-
einflusst werden, um so mehr Menschen für die
Nutzung des Fahrrades zu gewinnen.
Der Radverkehrsanteil von 9 % (1988) sollte
gesteigert werden. Untersuchungsergebnisse
haben gezeigt, dass es 1988 zwischen 4 und
8 % zusätzlicher Potenziale unter befragten
Kfz-Fahrern gab.

Beschreibung der Maßnahme
1989/90 wurde für 53.000 DM ein Marketing-
und Kommunikationskonzept erarbeitet.
Die Durchführung der Kampagne "Herford mit
dem Fahrrad" erfolgte in den Jahren 1992 und
1993. Die Kosten lagen bei 227.000 DM.
Die Kampagne umfasste die folgenden Bau-
steine:
Plakate wurde im Stadtgebiet aufgehängt,
Handzettel, Buttons und Aufklebern verteilt,
Verlosungen organisiert,
Foto- und Malwettbewerbe durchgeführt,
ein Kinospot gezeigt,
in den Tages- und Wochenzeitungen Werbung
geschaltet und
eine Umfrage durchgeführt.
Ursprünglich sollte die Kampagne in drei Pha-
sen ablaufen, allerdings wurde die dritte
Phase aufgrund starker Kritik aus Politik und
Öffentlichkeit nicht realisiert

Erfahrungen und Wirkungen
Die umfassende Kampagne, die zu einem
frühen Zeitpunkt intensiver Radverkehrsför-
derung stattgefunden hat, wurde nur bis zu
einem gewissen Grad von der Mehrzahl der
Bevölkerung und Politik positiv gewertet. Die
intensive Werbung wurde nicht mehr akzep-
tiert, als der Eindruck entstand, dass mehr
Geld für sie als für die Verbesserung der
Radverkehrsinfrastruktur ausgegeben wurde.
Der massive Widerstand der Öffentlichkeit in
der Endphase führte dazu, dass die letzte
Phase der Kampagne nicht mehr durchge-
führt wurde.
Im Zuge der Begleituntersuchung "Fahrrad-
freundliche Stadt Herford" wurde deutlich,
dass der Bekanntheitsgrad der einzelnen
Kampagnenbausteine deutlich unter dem der
infrastrukturellen Maßnahmen liegt.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Öffentlichkeitsarbeit ist ein zwingend not-
wendiger und zunehmend wichtiger Baustein
der Radverkehrsförderung, er muss aber in
Zusammenhang mit der Gesamtförderung
des Radverkehrs stehen.
Da in Herford insgesamt ein zunehmend po-
sitives Radverkehrsklima herrscht, kann
auch der Kampagne ein längerfristiger Erfolg
zugesprochen werden, wenn das Bild insge-
samt aber sicherlich auch durch die verbes-
serte Infrastruktur und die zunehmenden
Radverkehrsanteile deutlich geprägt wird.
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Nr. 53

Maßnahmentyp:
Werbung für das Fahrrad:

Marketing

Marl

Ausgangssituation
In Marl wurden Öffentlichkeitsarbeit und Marke-
ting von Anfang an als sehr bedeutende Bau-
steine der Radverkehrsförderung angesehen.

Anlass und Zielsetzung
Mit Hilfe von Marketing-Maßnahmen soll das
Rad und seine Nutzung der Bevölkerung allge-
genwärtig sein.

Beschreibung der Maßnahme
Es wurde eine Reihe von öffentlichkeitswirksa-
men Maßnahmen, die teilweise aus spontanen
Ideen entstanden sind, umgesetzt, dazu gehö-
ren z. B.:
 die Markierung von Damenrädern als Pikto-

gramm,
 das Drahteselbiegen, bei dem aus einfa-

chem Draht Fahrräder gebogen werden
und aus dem eine neue Idee entstanden
ist, nämlich

 eine gezielte Auswahl der Drahtesel als
Postkarten drucken zu lassen.

Darüber hinaus gibt es Faltblätter zu verschie-
denen Tourenangeboten, wie örtliche Kunsttou-
ren, ein Routenangebot zu Warner Bros. Movie
World oder ganz aktuell ein überregionales
Tourenangebot unter der Bezeichnung Vest-
Touren.

 Einmal jährlich wird seit 1991 der Marler Fahr-
radtag mit Radtourismus-Börse und einem
Gebraucht-Fahrrad-Markt veranstaltet.

 Neben diesen größeren Aktionen werden zu
einer Vielzahl radverkehrsrelevanter Themen
Faltblätter erstellt, die aufgrund eines einheitli-
chen Layouts einen hohen Wiedererkennungs-
wert besitzen.

Erfahrungen und Wirkungen
Die kreativen neuen Wege, die Marl im Be-
reich Marketing geht, bieten für viele Städte
Anregungen. So wurde beispielsweise das
Drahteselbiegen auf verschiedenen Veran-
staltungen in mehreren Städten wiederholt.
Das Rad ist für die Marler wichtiger Bestand-
teil ihrer Stadt; aus diesem Grund unterstüt-
zen sie Maßnahmen, die der Förderung des
Radverkehrs dienen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
Das intensive Marketing hat sich für Marl be-
währt und bei insgesamt günstigen Aus-
gangsvoraussetzungen wie etwa umfassende
radverkehrliche Infrastruktur zu einem positi-
ven Radverkehrsklima geführt.
Für andere Städte ist dieser Ansatz der Rad-
verkehrsförderung nur bedingt übertragbar,
da dieser Baustein der Radverkehrsförderung
stark personengebunden ist.
Auch als Ideenlieferant für andere Städte ha-
ben sich die Aktionen in Marl sehr bewährt.
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Nr. 54

Maßnahmentyp:
Informationen für die Nutzer

Informationsbroschüre für Nutzer:

Köln

Ausgangssituation
 Im Jahr 1993 ist Köln in das Programm "Fahr-

radfreundliche Städte und Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen" aufgenommen worden.

 Für die Antragstellung wurde ein Leitantrag
von der Verwaltung erarbeitet, der die ver-
schiedenen Bausteine in Köln darstellt.

Anlass und Zielsetzung
 Die Stadt Köln möchte auf anschauliche

Weise die Bürger über die verschiedenen
Bausteine und die geplanten Maßnahmen in-
formieren.

 Gleichzeitig sollen die bereits erworbenen Er-
fahrungen und die Vielzahl der Lösungsmög-
lichkeiten erläutert werden.

 Den Bürgern sollte eine leichtverständliche
Kurzfassung des Leitantrages präsentiert wer-
den, die für alle Interessierten die wichtigsten
Projekte vorstellt.

Beschreibung der Maßnahme
 In der Broschüre "Fahrradfreundliches Köln"

werden zunächst die Themenbereiche aufge-
zeigt, zu denen bereits Maßnahmen umge-
setzt worden sind (Radwege, unechte Ein-
bahnstraßen, Fahrradstraßen, Tempo 30-Zo-
nen, Abstellanlagen, Bike & Ride, Wegwei-
sung, durchlässige Sackgassen für den Rad-
verkehr).

 Außerdem werden die für die Zukunft rele-
vanten Handlungsfelder, wie die Sanierung
vorhandener Radwege und Kreuzungen, fahr-
radfreundlicher Hauptverkehrsstraßen, Ein-
kaufsbereiche, Velorouten, Fahrradparken,
Verkehrsberuhigung und Nachtransport an
S-Bahn-Stationen vorgestellt.

 Zu den textlichen Darstellungen über die Maß-
nahmen werden zudem Übersichten über Zah-
len, Daten und Fakten zum Radverkehr in
Köln gegeben.

 Außerdem sind die einzelnen Programm-
punkte reichhaltig bebildert, so dass eine gute
Anschaulichkeit gewährleistet ist.

Erfahrungen und Wirkungen
 Durch diese offensive Öffentlichkeitsarbeit

der Stadt Köln, die sich nicht als "Krisenma-
nagement" versteht, sondern vorab Informa-
tionen bietet, wird das Projekt "Fahrrad-
freundliches Köln" immer wieder in den Mit-
telpunkt des öffentlichen Interesses gestellt.

 Die attraktive und übersichtliche Gestaltung
hat wesentlich zur Akzeptanz der Broschüre
beigetragen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Für die am Programm interessierten Bürger

ist die Broschüre "Fahrradfreundliches Köln"
eine hervorragende Informationsquelle, die
die Inhalte klar und verständlich darstellt.

 Die Gestaltung ist ansprechend und der In-
formationsgehalt der Texte ist für die ge-
nannten Zwecke absolut ausreichend.

 Die Stadt Köln schätzt diese "Maßnahme"
als durchaus sinnvoll und gelungen ein, da
so viele Fragen von Seiten der Bevölkerung
frühzeitig beantwortet werden konnten, die
sonst möglicherweise zu Vorbehalten gegen
das Programm geführt hätten.
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Nr. 55

Maßnahmentyp:
Informationen für die Nutzer:

Planwagen/Plangruppen

Leverkusen

Ausgangssituation
 Die Stadt Leverkusen hat die Umsetzung ihrer

Maßnahmen, die im Rahmen des gebietsbe-
zogenen, integrierten Ansatz erarbeitet wur-
den, anfangs immer mit einer starken Öffent-
lichkeitsarbeit begleitet.

Anlass und Zielsetzung
 Durch frühzeitige Bürgerbeteiligung und um-

fassende Öffentlichkeitsarbeit sollte eine mög-
lichst große Akzeptanz für die Einzelmaßnah-
men bei der Bevölkerung geschaffen werden.

 Den Bürgern sollte die Gelegenheit gegeben
werden, sich vor der Realisierung der Maß-
nahme mit der Planung vertraut zu machen
und gegebenenfalls Änderungs- bzw. Ergän-
zungswünsche äußern zu können.

 Dabei sollen insbesondere auch jene Bevölke-
rungsgruppen angesprochen werden, die sich
üblicherweise wenig artikulieren (Hausfrauen,
ältere Menschen etc.).

Beschreibung der Maßnahme
 Kernpunkt der gebietsbezogenen Öffentlich-

keitsarbeit ist das Infomobil, der sogenannte
"Planwagen" (ehemaliger Bauwagen), der als
Anlaufstelle für alle Interessierten fungiert.

 Hierin werden alle Planungen für den jeweili-
gen Stadtteil vorgestellt und die Betroffenen
haben die Möglichkeit, direkt mit den zustän-
digen Planern und Politikern zu sprechen.

 Mit den Vorschlägen der Bürger, der ortsan-
sässigen Einzelhändler und der Interessens-
gruppen (Elternvertreter, ADFC etc.), werden
dann die endgültigen Pläne erarbeitet.

 Weitere Gespräche über die bevorstehenden
Maßnahmen werden zudem in einem kleine-
ren Kreis geführt, der sogenannten "Plan-
gruppe", an der alle betroffenen Politiker, Kin-
dergärten, Schulen, Interessenvertreter und
alle interessierten Bürger teilnehmen können.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Veranstaltungen des Planwagens waren

immer sehr gut besucht und es wurde immer
sehr engagiert über die verschiedenen Pro-
jekte diskutiert.

 Im Rahmen der Projekte konnten daraufhin
zumeist einvernehmliche Beschlüsse gefasst
werden.

 Die Durchführung der Planwagenaktionen ist
zwar für die Stadt zunächst relativ aufwän-
dig, aber letztendlich vereinfacht sie den
Projektablauf in der Umsetzungsphase, sie
gestaltet daher die planerische Arbeit effekti-
ver und ist somit langfristig für alle Beteilig-
ten arbeitssparend.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Der Ansatz der Stadt Leverkusen mit dem

Planwagen, der frühzeitig die geplanten
Maßnahmen vorstellt, hat sich sehr bewährt
und ist auf große Zustimmung bei den Bür-
gern gestoßen.

 Gerade bei dem gebietsbezogenen Ansatz
lässt sich diese Art der frühzeitigen Bürger-
beteiligung gut realisieren und erleichtert
dann im weiteren Verlauf auch die Umset-
zung der Einzelprojekte.

 Durch die Einbindung der Bürger vor der
Ratsentscheidung, fühlen diese sich in ihrem
Mitsprache- und Entscheidungsrecht be-
stärkt und empfinden sich daher auch im
späteren Verlauf für die Umsetzung und Er-
haltung der Maßnahme mitverantwortlich.

 Die frühzeitige intensive Einbindung der Be-
völkerung "vor Ort" kann daher zur Nachah-
mung sehr empfohlen werden.
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Nr. 56

Maßnahmentyp:
Informationen für die Nutzer:

Radfahrstadtpläne

Bonn, Brühl, Lünen, Pulheim,
Troisdorf

Ausgangssituation
 Viele Städte haben in recht kurzer Zeit eine

Vielzahl von Radverkehrsstrecken geschaffen.
 Darüber hinaus gibt es unzählige, oft ver-

steckte Schleichwege für den Radverkehr.

Anlass und Zielsetzung
 Der Mehrzahl der Radler sind die oftmals sehr

guten, auch im Netzzusammenhang gut funk-
tionierenden Möglichkeiten zum Radfahren
nicht bewusst.

 Die Radrouten und Schleichwege sollen mög-
lichst vielen Radlern vermittelt werden.

 Es soll – auch über bestehende Wegwei-
sungssysteme hinaus – eine Orientierungshilfe
im Netz gegeben werden.

 Weiterhin soll auch für das Rad fahren gewor-
ben werden.

Beschreibung der Maßnahme
 In den o. a. Städten (u. a. m.) wurden Rad-

fahrstadtpläne erstellt.
 Gemeinsame Merkmale aller Pläne sind:

 Qualitativ bewertende Darstellung aller
Radverkehrsanlagen.

 Qualitativ bewertende Darstellung des Rad
fahrens im Mischverkehr.

 Darstellung in Form eines ausgewählten,
zusammenhängenden Netzes.

 Darstellung sonstiger radverkehrsrelevan-
ter Informationen (Fahrradwerkstätten,
B & R-Anlagen etc.).

 Verwendung von vollwertigen Stadtplan-
grundlagen.

 Zusatzinformationen auf Planrückseite oder
in Beiheft.

 Die Erstellung/Herausgabe erfolgte durch die
Städte; lediglich in Bonn wurde der Plan durch
den ADFC erstellt und herausgegeben (mit fi-
nanzieller Unterstützung der Stadt durch
Schalten einer größeren Anzeige im Beiheft).

 Die Abgabe der Pläne ist unterschiedlich ge-
regelt:

 Bonn: Verkauf über Handel und ADFC zu
marktüblichem Preis (Auflage: 10.000).

 Brühl: Abgabe gegen Schutzgebühr, nahe
marktüblichem Preis (Auflage: 5.000).

 Lünen: Gratisabgabe an Schulen sowie
zur Mitnahme in Geschäften und anderen
öffentlichen Orten (Auflage: 15.000).

 Pulheim: Gratisabgabe in Rathaus (Auf-
lage: 6.000).

 Troisdorf: Gratisverteilung an alle Haus-
halte (Auflage: 30.000; kleine unverän-
derte Neuauflage zu Velo-Regio-Kon-
gress).

Erfahrungen und Wirkungen
 Ungeachtet der sehr unterschiedlichen Auf-

machung stellen die Radfahrstadtpläne eine
wertvolle Orientierungshilfe dar.

 Der Charakter eines zusammenhängenden
Radverkehrsnetzes lässt sich gut vermitteln.

 Ähnlich der Wegweisung werden vorhan-
dene Routen durch die "Bekanntmachung" in
Wert gesetzt.

 Nebenbei erhalten die Radverkehrsplaner
eine gute Bestandsaufnahme.

 Insbesondere bei Gratisabgabe wird ein ho-
her Werbeeffekt für das Rad fahren erzielt

 Die Bereitschaft für einen Radfahrstadtplan
Geld auszugeben ist insbesondere in kleine-
ren Städten eher gering.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Radfahrstadtpläne unterstützen die Orientie-

rung im Netz.
 Die Öffentlichkeitswirkung für das Thema

Radverkehr ist hoch.
 Eine völlig selbsttragende Vermarktung er-

scheint auch in Großstädten nicht realistisch;
in kleineren Städten ist sie gänzlich unmög-
lich.

 Da die Druckkosten ohnehin nur einen ver-
gleichsweise kleinen Teil der Gesamtkosten
darstellen, sollte im Sinne einer maximalen
Werbewirksamkeit eine Gratisabgabe bei
entsprechend erhöhter Auflage angestrebt
werden.
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Nr. 57

Maßnahmentyp:
Tagungen:

Bonner Fahrradkongresse

Bonn

Ausgangssituation
 Die immer größer werdenden Probleme und

Beeinträchtigungen, die sich durch den zu-
nehmenden Verkehr ergeben, veranlassen
alle Beteiligten nach Auswegen zu suchen.

 Die Stadt Bonn möchte als Fahrradfreundliche
Stadt mit Kongressen zu unterschiedlichen
Themenschwerpunkten des Radverkehrs Ak-
zente setzen.

Anlass und Zielsetzung
 Die Fahrradkongresse sollen dem Meinungs-

austausch und der Weitergabe von Erkennt-
nissen dienen.

 Gleichzeitig sollen Mittel und Wege aufgezeigt
werden, wie das Fahrrad im Alltags- und Frei-
zeitverkehr, aber auch als wichtiger Bestand-
teil des Umweltverbundes in der Öffentlichkeit
dargestellt werden kann und welche planeri-
schen und technischen Anstrengungen dafür
notwendig sind.

Beschreibung der Maßnahme
 Bis zum jetzigen Zeitpunkt sind in Bonn drei

Fahrradkongresse durchgeführt worden.
 Der Kongress 1991 hatte den Titel "Mensch -

Umwelt: Fahrrad/Die Zukunft des Stadtver-
kehrs", der 2. Bonner Fahrradkongress "Vor-
fahrt für Bahn, Bus und Rad" fand 1993 statt,
1997 war das Motto "Fahrrad: Wege aus der
Immobilität" und 1999 lautete das Thema
"Radverkehr fördern – Wirtschaft umweltge-
recht entwickeln".

 Veranstaltet werden die Kongresse vom Land
Nordrhein-Westfalen, dem Allgemeinen Deut-
schen Fahrrad-Club (ADFC-Bundesverband)
und der Stadt Bonn.

 In Abhängigkeit vom jeweiligen Kongress-
thema werden Referenten von unterschiedli-
chen Institutionen und Interessenvertretungen
aus dem In- und Ausland eingeladen.

 Als Besucher kann jeder interessierte Bürger
teilnehmen, die Teilnahmegebühr ist moderat.

 1997 wurde der Fahrradkongress erstmals in
eine Aktionswoche "Rund ums Fahrrad" einge-
bunden.

Erfahrungen und Wirkungen
 Die vier durchgeführten Fahrradkongresse in

Bonn waren sehr erfolgreich und trafen auf
großes Interesse, sowohl bei den Bürgern
als auch bei Fachteilnehmern.

 Durch die Veröffentlichung der Beiträge
konnte zudem ein weites Publikum erreicht
werden.

 Auch durch das Rahmenprogramm der Akti-
onswoche "Rund ums Fahrrad" konnte das
Thema Radverkehr an ein größeres Publi-
kum vermittelt werden, als nur durch den
Kongress.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Die Durchführung von Fahrradkongressen,

bei denen über die verschiedenen Aspekte
des Radverkehrs diskutiert wird und bei de-
nen von verschiedenen Referenten ganz
unterschiedliche Standpunkte vertreten wer-
den, tragen immer dazu bei, allen Beteiligten
neue Aspekte und Lösungsansätze aufzu-
zeigen.

 Aus diesem Gesichtspunkt heraus, sind die
Bonner Fahrradkongresse sehr informativ
und effektiv und bieten den unterschiedli-
chen Meinungen zum Thema Fahrrad, ein
wichtiges Forum.

 Um die Bedeutung der Veranstaltung noch
zu steigern, erscheint es zweckmäßig, die
Kongresse im angestrebten 2-Jahresturnus
durchzuführen, um so auch Entwicklungen
besser erkennbar und feststellbar zu ma-
chen.

 Zu begrüßen ist der Ansatz der Einbindung
des eigentlichen Kongresses in eine "Akti-
onswoche" mit unterschiedlichsten Rahmen-
veranstaltungen, da auf diesem Wege auch
große Teile der Bevölkerung mit angespro-
chen und in das Thema eingebunden wer-
den.
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Nr. 58

Maßnahmentyp:
Tagungen:

Velo-Regio Fahrradkongress

Troisdorf

Ausgangssituation
 Im Jahr 1995 war Troisdorf seit sechs Jahren

Modellstadt des Programms "Fahrradfreundli-
che Städte und Gemeinden in NRW" und hatte
bereits beachtliche Erfolge erzielt.

 Städte und Gemeinden benötigten Anregun-
gen und Empfehlungen für Maßnahmen, die
das Fahrrad zu einer festen Größe innerhalb
des Verkehrssystems entwickeln.

Anlass und Zielsetzung
 Der Kongress sollte die Möglichkeit für eine

erste Bilanz über das bisher Umgesetzte und
Erreichte bieten und gleichzeitig Anlass sein,
um über die zukünftigen Aufgaben nachzuden-
ken.

 Der Kongress diente als Forum für einen Mei-
nungs- und Informationsaustausch zwischen
allen Beteiligten zum Thema Fahrrad.

 Der Kongress war als regionales Pendant
(Schwerpunkt NRW) zur Velo-City Conference
im Oktober 1995 in Basel gedacht.

Beschreibung der Maßnahme
 Der viertägige Kongress fand im März 1995 in

Troisdorf statt.
 Neben vier kurzen, einleitenden Statements

gliederte sich das Programm in 20 Themenbe-
reiche.

 Zu den einzelnen Schwerpunkten wurden Vor-
träge gehalten, die das gesamte Spektrum des
Themas "Fahrrad" abdeckten.

 Daneben gab es bei Gesprächsrunden zahlrei-
che Möglichkeiten für einen direkten und per-
sönlichen Erfahrungsaustausch zwischen den
Beteiligten.

 Fahrradexkursionen zu Modelllösungen in
Troisdorf ließen das theoretisch gehörte prak-
tisch "erfahren".

Erfahrungen und Wirkungen
 Der Kongress hat gezeigt, wie wichtig für alle

Städte und Gemeinden ein regelmäßiger Er-
fahrungs- und Sachstandsaustausch ist.

 Gleichzeitig wurden Perspektiven für die zu-
künftige Entwicklung und Bedeutung des
Themas aufgezeigt.

 Vor allem die Exkursionen haben dazu bei-
getragen, mutige und innovative Lösungs-
möglichkeiten vorzustellen und gleichzeitig
die noch vorhandenen Problembereiche zu
umreißen.

 Durch die intensive Zusammenarbeit in den
verschiedenen Workshops bot sich zudem
die Möglichkeit, persönliche Kontakte zu ver-
tiefen, die bei der täglichen Arbeit vor Ort be-
sonders für die "jungen" Mitgliedsstädte sehr
hilfreich sein können und zu einem Motivati-
onsschub bei den Beteiligten führen.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Der Ansatz des Kongresses mit einem breit

angelegten Programm und dem vielfältig zu-
sammengesetzten Publikum hat sich hervor-
ragend bewährt.

 Die Durchführung solcher Kongresse ist für
alle Teilnehmer sehr interessant und infor-
mativ und bietet der veranstaltenden Stadt
eine gute Möglichkeit, ihren Ansatz und ihre
durchgeführten Maßnahmen und Planungen
einer breiten Öffentlichkeit zu präsentieren.

 Der Sektor Fahrradverkehr ist bisher sicher-
lich noch nicht ausreichend in diesem Be-
reich vertreten gewesen, so dass die Veran-
staltung weiterer Velo-Regio-Kongresse
nicht nur lohnenswert für das Thema ist,
sondern auch von großer Notwendigkeit, um
das Thema auch weiterhin im Mittelpunkt
des Interesses zu halten.
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Nr. 59

Maßnahmentyp:
Verkehrssicherheitsarbeit:

Nachtbefahrung

Brühl

Ausgangssituation
 Die Nutzbarkeit von Radverkehrsanlagen und

Radverkehrsstrecken stellt sich bei Dunkelheit
völlig anders dar als bei Tag.

 Ängste vor Belästigung und Überfall sind ein
wesentlicher Hinderungsgrund gegen die
Fahrradnutzung bei Dunkelheit, insbesondere
bei Frauen.

Anlass und Zielsetzung
 Da nur im Dunkeln bestehende Nutzbarkeits-

mängel von Radverkehrsanlagen kaum bei
Tage erkannt werden können, sollten diese
durch eine Nachtbefahrung aufgespürt wer-
den.

 Durch die Behebung der so erkannten Mängel
sollten Hemmnisse gegen die Fahrradnutzung
bei Dunkelheit abgebaut werden und so die
Mobilitätschancen nicht motorisierter Bevölke-
rungsteile verbessert werden.

Beschreibung der Maßnahme
 Am 07.01.1998 wurde nach Einbruch der

Dunkelheit eine zuvor abgestimmte Strecke
mit Fahrrädern befahren.

 Teilnehmer der Befahrung waren Vertreter der
Stadtverwaltung (techn. Dezernentin, Pla-
nungsamt/Fahrradbeauftragter, Mobilitätsbe-
auftragter, Gleichstellungsbeauftragte), von
Kinderschutzbund, Polizei, Politik sowie ein
beauftragtes Planungsbüro.

 Die erkannten Mängel wurden protokolliert und
Lösungsvorschläge direkt vor Ort diskutiert.

Erfahrungen und Wirkungen
 Am häufigsten wurden Beleuchtungsmängel

erkannt; teilweise resultierend aus Leuch-
tenmangel, vor allem aber durch ungeeig-
nete Lampentypen sowie aufgrund ungünsti-
ger Anordnung von Leuchten.

 Als besonders problematisch haben sich da-
bei sehr viele Querungsstellen – auch
"Zebrastreifen" – herausgestellt, die oftmals
überhaupt nicht erkennbar waren.

 Ebenfalls oft bemängelt wurde die schlechte
Sichtbarkeit vertikaler Elemente wie Poller
und Inselköpfe.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Es hat sich gezeigt, dass zahlreiche Mängel

erfasst wurden, die bei Tageslicht nicht er-
sichtlich sind.

 Die erkannten Mängel sind vielfach sicher-
heitsrelevant.

 Eine Beseitigung der erkannten Mängel kann
wesentlich zur Erhöhung der Sicherheit für
Radfahrer beitragen, insbesondere, weil das
Unfallrisiko bei Dunkelheit überproportional
hoch ist.

 Außer durch Verbesserung der Beleuchtung
können Querungsstellen auch durch eine
deutliche Markierung der Inselköpfe, z.B. mit
retroreflektierenden Materialien, in ihrer Er-
kennbarkeit verbessert werden.

 Eine Nachtbefahrung ist – trotz der terminli-
chen Schwierigkeiten (späte Dunkelheit) -
auch während der Vegetationsperiode anzu-
raten, da es oft auch zu Beleuchtungsmän-
geln durch Straßengrün kommt.
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Nr. 60

Maßnahmentyp:
Verkehrssicherheitsarbeit:

Seniorenradfahrkurse

Köln

Ausgangssituation
 Senioren werden immer mobiler und der Anteil

der Rad fahrenden Senioren nimmt stetig zu.
 Dabei haben sie ein deutlich größeres Risiko

mit dem Fahrrad zu verunglücken; auch die
Schwere der Unfallfolgen steigt mit dem Alter.

 Die Unfälle sind dabei zumeist nicht auf regel-
widriges Verhalten zurückzuführen, sondern
auf die zunehmende Unsicherheit Rad fahren-
der Senioren im Verkehr.

Anlass und Zielsetzung
 Die Polizei in Köln sieht die Verkehrssicher-

heitsarbeit als einen wichtigen Teilbereich ih-
rer Präventivtätigkeit und bietet daher kosten-
lose Radfahrtrainings an.

 Ziel ist die Stärkung des Gefahrenbewusst-
seins und der Abbau von Ängsten, damit stei-
gern die Seniorenradfahrkurse die objektive
Verkehrssicherheit der älteren Radfahrer und
deren subjektives Sicherheitsgefühl.

Beschreibung der Maßnahme
 Die Polizei der Stadt Köln bietet seit 1996 Se-

niorenradfahrkurse an.
 Die Kurse wenden sich sowohl an Fahrradan-

fänger aber auch an Senioren, die sich im
Straßenverkehr unsicher fühlen.

 Die Fahrradanfänger erhalten durch das
Schieben und die Nutzung des Fahrrades als
Laufrad (Pedale werden abmontiert) zunächst
ein Gefühl für das neue Verkehrsmittel.

 Dabei steht jedem Radfahrer ein Verkehrssi-
cherheitsberater zur Verfügung, der im Notfall
eingreifen kann und wichtige Tipps und Hilfe-
stellungen gibt.

 Die Anfänger üben im "Schonraum" nach der
Eingewöhnung dann das Anfahren, Bremsen
und Anhalten; später werden leichte Kurven
gefahren.

 Bei den Fortgeschrittene stehen vor allem
fahrtechnische Übungen im Vordergrund wie
Langsamfahren, Einhandfahren – auch mit
Blick nach hinten – Bremsübungen, Slalom-
fahren, enge Kurven und Wenden mit leichtem
Radius.

 Daneben gibt es zusätzlich Hinweise zur
Fahrradtechnik, zum Fahrradkauf, zur
Diebstahlprofilaxe und zu Neuerungen im
Verkehrsrecht (StVO-Novelle etc.).

Erfahrungen und Wirkungen
 Die Seniorenradfahrkurse erfreuen sich auch

bei Erwachsenen sehr großer Beliebtheit, die
nie Rad fahren gelernt haben (das Teilneh-
meralter liegt zwischen 43 und 90 Jahren).

 Die Anfänger lernen in diesen Kursen ihre
Angst zu überwinden. Das Radfahren ohne
Hilfe stellt für sie ein sehr großes Erfolgser-
lebnis dar.

 Wichtig ist der Hinweis der Polizei, dass
diese Teilnehmer noch nicht in der Lage
sind, am Straßenverkehr teilzunehmen, aber
sich mit viel Energie eingesetzt und einen
ersten wichtigen Schritt getan haben.

 Die fortgeschrittenen Teilnehmer gewinnen
bei den Kursen mehr Sicherheit und lernen
Situationen besser einzuschätzen und zu
meistern.

 Außerdem gibt ihnen der Kurs Anregungen
für eigenständige Übungen und motiviert
zum weiteren Training.

Schlussfolgerungen und Bewertung
 Das Angebot der Polizei deckt den Bedarf für

solche Kurse auf und zeigt, dass hier weitere
Angebote zu schaffen sind, denn die Ver-
kehrssicherheitsarbeit ist grundsätzlich ein
sehr wichtiger Bereich, der unbedingt fortge-
führt und ausgeweitet werden muss.

 Es sollten mehr solcher zielgruppenspezifi-
schen Angebote geschaffen werden, die auf
die unterschiedlichen Probleme und Aus-
gangssituationen der einzelnen Altersgrup-
pen besser eingehen.

 Da die Gruppe der Rad fahrenden Senioren
ebenso wie Kinder im Straßenverkehr be-
sonders gefährdet ist, ist dieser Ansatz der
Seniorenradfahrkurse sicherlich sehr emp-
fehlenswert und sollte nicht nur in Köln wei-
terverfolgt und weiterentwickelt werden.


